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* * *

Präsident Mag. Freibauer (um 10.00 Uhr): 
Meine sehr geehrte Damen und Herren! Ich eröffne 
die Sitzung. Das Protokoll der letzten Sitzung ist 
geschäftsordnungsmäßig aufgelegen. Es ist unbe-
anstandet geblieben und demnach als genehmigt 
zu betrachten. Entschuldigungen liegen derzeit 
keine vor. 

Ich bringe dem Hohen Haus folgenden Einlauf 
zur Kenntnis: 

Ltg. 272/K-1/1 - Vorlage der Landesregierung 
betreffend Änderung des NÖ 
Krankenanstaltengesetzes 1974 
– und  

Ltg. 273/G-23 - Vorlage der Landesregierung 
betreffend Änderung des Geset-
zes über die Errichtung eines 
Fonds für die Bereiche Gesund-
heit - Soziales (NÖ Gesund-
heits- und Sozialfondsgesetz) – 
diese beiden Stücke habe ich 
am 17. Juni 2004 dem Gesund-
heits-Ausschuss zugewiesen. 

Ltg. 270/G-2 - Vorlage der Landesregierung 
betreffend Änderung der NÖ 
Gemeindebeamtendienstord-
nung 1976 (GBDO-Novelle 
2004) - und 

Ltg. 271/G-4/2 - Vorlage der Landesregierung 
betreffend Änderung des NÖ 
Gemeinde-Vertragsbedienste-
tengesetzes 1976 (GVBG-No-
velle 2004) - diese beiden Ge-
schäftsstücke habe ich am 17. 
Juni 2004 dem Kommunal-Aus-
schuss zugewiesen. 

Ltg. 263/G-24 - Vorlage der Landesregierung 
betreffend Änderung des NÖ 
Gleichbehandlungsgesetzes – 
dieses Stück habe ich am 
17. Juni 2004 dem Rechts- und 
Verfassungs-Ausschuss zuge-
wiesen. 

Ltg. 267/B-15/1 - Bericht der Landesregierung 
betreffend NÖ Umweltbericht 
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2004 – dieses Stück weise ich 
dem Umwelt-Ausschuss zu. 

Ltg. 262/S-5/10 - Vorlage der Landesregierung 
betreffend NÖ Landes-Pensio-
nisten- und Pflegeheim Waid-
hofen/Thaya, Neuerrichtung - 
und 

Ltg. 268/S-5/11 - Vorlage der Landesregierung 
betreffend NÖ Landesberufs-
schulen, Bauprogramm und 
technisches Innovationspro-
gramm - sowie 

Ltg. 269/S-5/12 - Vorlage der Landesregierung 
betreffend Landesberufsschule 
Mistelbach, Werkstättenneubau, 
Sonderfinanzierung - diese 3 
Geschäftsstücke habe ich am 
17. Juni 2004 dem Wirtschafts- 
und Finanz-Ausschuss zuge-
wiesen. 

Eingelangt sind die Anfragen: 

An Herrn Landeshauptmann Dr. Pröll: 

Ltg. 264/A-4/53 - Anfrage der Abgeordneten Mag. 
Ram und Waldhäusl betreffend 
Genehmigung und Unterstüt-
zung einer Veranstaltung von 
Hermann Nitsch. 

An Frau Landeshauptmannstellvertreterin 
Prokop: 

Ltg. 265/A-4/54 - Anfrage der Abgeordneten Mag. 
Ram und Waldhäusl betreffend 
Genehmigung und Unterstüt-
zung einer Veranstaltung von 
Hermann Nitsch. 

An Frau Landeshauptmannstellvertreterin 
Onodi: 

Ltg. 274/A-4/55 - Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Krismer betreffend Bedarfszu-
weisungen an finanzschwache 
Gemeinden. 

An Herrn Landesrat Gabmann: 

Ltg. 278/A-5/75 - Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Krismer betreffend Asphalt-
mischanlage der Fa. STRABAG 
in Rastenfeld. 

An Herrn Landesrat Mag. Sobotka: 

Ltg. 275/A-5/72 - Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Krismer betreffend Bedarfszu-
weisungen an finanzschwache 
Gemeinden. 

Ltg. 277/A-5/74 - Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Krismer betreffend Asphalt-
mischanlage der Fa. STRABAG 
in Rastenfeld. 

An Herrn Landesrat Dipl.-Ing. Plank: 

Ltg. 261/A-5/70 - Anfrage der Abgeordneten Mag. 
Renner betreffend Sanierung 
des Ollersbaches und Errich-
tung eines Rückhaltebeckens. 

An Frau Landesrätin Kranzl: 

Ltg. 266/A-5/71 - Anfrage der Abgeordneten Mag. 
Ram und Waldhäusl betreffend 
Genehmigung und Unterstüt-
zung einer Veranstaltung von 
Hermann Nitsch. 

An Herrn Landesrat Schabl: 

Ltg. 276/A-5/73 - Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Krismer betreffend Umbau des 
Gesundheitssystems in Nieder-
österreich und Rechtsträger-
schaft der niederösterreichi-
schen Krankenanstalten. 

Die Anfragen wurden an die befragten Regie-
rungsmitglieder weitergeleitet. 

Weiters eingelangt sind die Anfragebeantwor-
tungen: 

Von Herrn Landeshauptmann Dr. Pröll zu Ltg. 
249/A-4/49; von Frau Landeshauptmannstell-
vertreterin Onodi zu Ltg. 216/A-4/45; von Herrn 
Landesrat Gabmann zu Ltg. 253/A-5/63; von Herrn 
Landesrat Dipl.Ing. Plank zu Ltg. 217/A-5/57, zu 
Ltg. 224/A-5/58; von Frau Landesrätin Mikl-Leitner 
zu Ltg. 225/A-5/59, zu Ltg. 257/A-5/67; von Herrn 
Landesrat Schabl zu Ltg. 256/A-5/66. 

Bevor wir in die Behandlung der Tagesordnung 
eingehen, möchte ich festhalten, dass auf Grund 
des Beschlusses des NÖ Landtages vom 15. Mai 
2003 für die Spezialdebatte zum Voranschlag 2004 
festgelegt wurde, dass die Redezeit eines jeden 
Redners (Abgeordnete, Mitglieder der Landesregie-
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rung, Berichterstatter) maximal 10 Minuten pro 
Wortmeldung beträgt. Geschäftsordnungsbestim-
mungen, die eine andere (geringere) Redezeit vor-
sehen, zum Beispiel tatsächliche Berichtigungen 
gem. § 59 LGO bleiben davon unberührt. Abwei-
chend von dieser Bestimmung kommt jedem Erst-
redner, hat es in dem Beschluss geheißen, einer 
Fraktion zum jeweiligen Teil des Voranschlages 
eine Höchstredezeit von 15 Minuten zu. 

Es soll nun aus dem Begriff „Erstredner“ der 
Begriff „Hauptredner“ werden. Wenn Sie damit ein-
verstanden sind. Aber bei den Wortmeldungen ist 
von jeder Fraktion dann auch dazu zu sagen, wer 
nun der Hauptredner sein soll. Es muss nicht der 
sein der als erster spricht, aber der Hauptredner im 
Rahmen einer großen Gruppendebatte. Oder Red-
nerin – selbstverständlich. 

Für die Generaldebatte wird keine Redezeitbe-
schränkung vorgesehen. Die Regelung für die De-
batte zum Voranschlag 2004 wird vereinbarungs-
gemäß, Beratungen haben in der Präsidiale dazu 
stattgefunden, auch für den Voranschlag 2005 an-
gewendet. Die einzige Änderung also statt „Erst-
redner“ „Hauptredner“. 

Ich weise die Damen und Herren des Hohen 
Hauses darauf hin, dass die Redezeit nur auf den 
beiden Anzeigetafeln in der Zeile „Redner“ auf-
scheint und ersichtlich gemacht wird. Bei Über-
schreiten der vorgesehenen Redezeit wird der Prä-
sident zur Beendigung der Rede auffordern. Das 
kennen Sie ja schon. 

Ich beabsichtige, die heutige Sitzung frühes-
tens um 21.30 Uhr, spätestens um 22.00 Uhr zu 
unterbrechen. Die Fortsetzung der Sitzung ist, wie 
bekannt, morgen, den 22. Juni um 9.30 Uhr. 

Ich ersuche den Herrn Abgeordneten Dipl.Ing. 
Toms, durch seinen Bericht die Verhandlungen 
zum Voranschlag des Landes Niederösterreich für 
das Jahr 2005, Ltg. 241/V-2, einzuleiten. 

Berichterstatter Abg. Dipl.Ing. Toms (ÖVP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Landeshauptmann! Meine geschätzten Mitglieder 
der NÖ Landesregierung! Geschätzte Kolleginnen 
und Kollegen des NÖ Landtages! 

Ich habe heute die ehrenvolle Aufgabe, dem 
Hohen Landtag den Voranschlag des Landes Nie-
derösterreich für das Jahr 2005 zur Beratung und 
Beschlussfassung vorzulegen. 

Die Landesregierung hat gemäß Artikel 29 Ab-
satz 2 der NÖ Landesverfassung den Voran-

schlagsentwurf der Einnahmen und Ausgaben des 
Landes für das Jahr 2005 rechtzeitig erstellt. Die 
Vorlage wurde vom Finanz-Ausschuss eingehend 
durchgearbeitet. 

Der Aufbau des Landesvoranschlages ent-
spricht den Bestimmungen über Form und Gliede-
rung der Voranschläge und Rechnungsabschlüsse 
der Länder, der Gemeinden und von Gemeindever-
bänden.  

Die vertikale Gliederung, geschätzte Damen 
und Herren, in Gruppen, Abschnitte, Unter- und 
Teilabschnitte sowie Voranschlagsstellen erfolgt 
nach funktionellen, finanzwirtschaftlichen und öko-
nomischen Gesichtspunkten. 

Die horizontale Gliederung stellt die Einnah-
men und Ausgaben des Voranschlages 2005 den 
Einnahmen und Ausgaben im Voranschlag 2004 
und im Rechnungsabschluss 2003 gegenüber.  

Die Ausgaben steigen gegenüber dem Voran-
schlag 2004 um 1,04%, während die Einnahmen 
(ohne Schuldaufnahmen) um 2,65% sinken. 

Der Brutto-Abgang 2005 beträgt 232,5 Millio-
nen Euro. Dieser verringert sich um die veran-
schlagte Tilgung von Schulden von 69,4 Millionen 
Euro auf einen Netto-Abgang von 163,1 Millionen 
Euro. Der Gesamtschuldenstand steigt im Voran-
schlagsjahr 2005 um 163,1 Millionen Euro.  

Der Österreichische Stabilitätspakt 2001 endet 
mit dem Jahr 2004 und damit auch die Verpflich-
tung von Bund, Ländern und Gemeinden, jährlich 
Stabilitätsbeiträge in bestimmter Höhe zu erbrin-
gen. Solange keine Nachfolgeregelung zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden vereinbart wird, tritt 
der vor 2001 geltende „alte“ Österreichische Stabi-
litätspakt wieder in Kraft. Darin enthalten ist die 
Aufteilung des gemeinschaftsrechtlich festgelegten 
Referenzwertes für das übermäßige Defizit (3% des 
BIP) auf Bund, Länder und Gemeinden. Nach die-
ser Aufteilung würde auf das Land Niederösterreich 
ein zulässiges Maastricht-Defizit von 58,3 Millionen 
Euro entfallen.  

Das Maastricht-Ergebnis des Voranschlages 
2005, also der Haushaltsüberschuss nach ESVG 
95, beträgt 137,4 Millionen Euro. 

Herkunft, Zweckwidmung und Begründung der 
einzelnen Einnahmen und Ausgaben sind in den 
Erläuterungen ausführlich dargestellt, Änderungen 
gegenüber dem Vorjahr sind aus der Horizontal-
gliederung ersichtlich. 
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Zur Durchführung des Landesvoranschlages 
2005 werden wieder alle jene Bestimmungen be-
antragt, die sich schon bisher für den Budgetvollzug 
als notwendig oder zweckmäßig erwiesen haben.  

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die Ver-
handlungen über den Voranschlag 2005 einzulei-
ten. 

Präsident Mag. Freibauer: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. Zu Wort gelangt der Finanz-
referent des Landes Niederösterreich, Herr Landes-
rat Mag. Wolfgang Sobotka. 

LR Mag. Sobotka (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 
Werte Regierungskolleginnen und –kollegen! Hoher 
Landtag! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist bekanntlich keine Frage der Größe, die 
den Erfolg eines Unternehmens bestimmt, es ist die 
Frage der Schnelligkeit, der Wendigkeit, der Flexi-
bilität, die im Wettbewerb zum Erfolg führt. Wer 
nicht mit der Zeit geht, der geht mit der Zeit. Und 
wer nicht agiert und gestaltet, sondern nur reagiert 
und verwaltet, der wird von der Geschichte bestraft 
– heißt ein Sprichwort – nicht geadelt, sondern 
getadelt. Erlauben Sie mir dieses kurze Wortspiel 
am Beginn, denn es soll zum Ausdruck bringen, wie 
knapp manche Entscheidungen beisammen liegen 
und doch gänzlich andere Auswirkungen haben 
oder nach außen ähnlich sind und doch das Ge-
genteil. 

Dementsprechend offensiv und innovativ ge-
staltet sich der Entwurf des in Zahlen gegossenen 
Programms für Niederösterreich unseres Landes-
budgets 2005. Der Voranschlag steht unter der 
strategischen Leitlinie „Landesentwicklung hat Vor-
rang“ und er zeigt ein klares Profil. Dass alle 
Schwerpunkte, die für eine erfolgreiche Zukunft 
unseres Landes von Bedeutung sind, darin Berück-
sichtigung gefunden haben. 

Wir leben in herausfordernden Zeiten. Wir in 
Niederösterreich sind gefordert wie nie zuvor. Wir 
können stolz darauf sein, die historische Heraus-
forderung der europäischen Erweiterung bis zum 
heutigen Tag bestmöglich genützt zu haben. Wir 
müssen aber auch jede sich daraus resultierende 
Chance, die sich unserem Land bietet, ergreifen. 
Daher muss Niederösterreich in Bewegung bleiben, 
denn Stillstand würde Rückschritt bedeuten. 

Hohes Haus! Der 1. Mai 2004 hat in dieser 
„Erfolgsgeschichte Niederösterreich“ ein neues 
Kapitel aufgeschlagen. Und wir finden uns nunmehr 
im Herzen eines erweiterten Europa wieder. 

Nicht nur Europa ist gewachsen, sondern auch 
unsere Verantwortung für dieses in Europa neu 
positionierte Niederösterreich. Über eineinhalb Mil-
lionen Niederösterreicherinnen und Niederösterrei-
cher – und auch unsere Familie ist ja gewachsen – 
erwarten von uns, dass wir diese neuen Herausfor-
derungen annehmen und sehr professionell bewäl-
tigen. 

Wir alle sagen ja zu diesem Neubeginn. Wir 
sind letztlich die Autoren dieses neuen und span-
nenden Kapitels und müssen daher auch ja sagen 
zu einer neuen Qualität des Handelns. Das heißt, 
wir müssen uns verabschieden vom Zentralismus 
und dem staatlichen Versorgungsdenken, das den 
Bürger aus seiner persönlichen Verantwortung 
genommen hat. Wir müssen uns verabschieden 
von einem Populismus, der mit starken Sprüchen 
die Schlagzeile der Tagespresse sucht. Wir müs-
sen uns verabschieden von allen Kurzsichtigkeiten 
und Engstirnigkeiten, die den notwendigen dynami-
schen Veränderungen im Wege stehen. 

Heute geht es um Zahlen und Fakten, die uns 
wie ein Spiegel die Wirklichkeit vor Augen halten 
und der Blick in die Realität wird bei manchen zur 
notwendigen Ernüchterung führen. Andere wie-
derum werden die Chancen erkennen, die in dieser 
neuen, speziellen Situation für Niederösterreich 
auch wahrgenommen werden müssen. 

Die Einladung ergeht an uns alle an diesen 
beiden Tagen unsere Aufmerksamkeit zu schärfen. 
Schließlich überdenken wir nicht nur ein Budget-
jahr, sondern viel mehr die Zukunft unseres Lan-
des. Die Zukunft eines Landes, welche seine Posi-
tion unter den Top Ten im Wettbewerb der Euro-
päischen Regionen sieht und diesen Weg konse-
quent und unbeirrbar weitergeht. 

Ihre kritischen Betrachtungen und Ihre kon-
struktiven Kommentare sind mir wichtig. Die Sach-
lichkeit soll – so wie in den vergangenen Jahren – 
die Auseinandersetzung in dieser Budgetdebatte 
prägen. Nur die gemeinsame Anstrengung wird 
zum Ziel führen. Und so darf ich Sie vorweg auch 
ersuchen, in der Auseinandersetzung mit dem 
Budget, vor allem den Rahmen der politischen Ge-
samtverantwortung zu sehen. 

Die Ausgangslage für unser Budget 2005 muss 
aus der heutigen Sicht als nicht einfach bezeichnet 
werden. Und ich darf Sie kurz mit den Themenfel-
dern vertraut machen, die uns im nächsten Jahr, im 
Budgetjahr 2005, begleiten werden: 

Da ist einmal der Finanzausgleich, der zu-
oberst steht, der 2004 als alter Finanzausgleich 
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ausläuft und damit in Verbindung der Stabilitäts-
pakt, die 15a-Vereinbarung zur Krankenanstaltenfi-
nanzierung und der Zweckzuschuss des Bundes 
zur Wohnbauförderung. Damit sind maßgebliche 
Eckpunkte des Landeshaushaltes noch nicht ent-
schieden. Dessen ungeachtet positioniert sich aber 
Niederösterreich gerade mit diesem Budget auch 
für den Finanzausgleich ganz klar. 

Wir müssen daher bei der Veranschlagung für 
das Budgetjahr 2005 von der aktuellen Rechtslage 
ausgehen, das heißt den Bestimmungen des Fi-
nanzausgleichs 2001. Die Veranschlagung der 
Einnahmen aus den Ertragsanteilen folgt den Be-
rechnungen des Bundesministeriums für Finanzen, 
die wiederum auf den Ergebnissen der Steuer-
schätzung 2004 beruhen. Und wie schnell die korri-
giert werden haben wir in der Ausschusssitzung der 
vergangenen Wochen erlebt. 

Wir stehen damit vor der gleichen Situation wie 
im Jahre oder im Frühjahr 2000 und müssen folg-
lich auch 2005 damit rechnen, dass bei Abschluss 
der Verhandlungen mit dem Bund ein Anpassungs-
budget zu erstellen ist. 

Niederösterreich hat sich – und soviel steht 
eindeutig fest – in der Kooperation mit den anderen 
Bundesländern auf die beginnenden, zur Stunde 
beginnenden, Finanzausgleichsverhandlungen 
bestens vorbereitet. Die aufbereiteten Grundlagen, 
die gesammelten Zahlen und Daten sowie die an-
gestellten Analysen ergeben ein eindeutiges Bild 
das ich skizzieren darf. 

Die große Zahl der Gesetze werden von der 
Europäischen Union beschlossen und vom Bund 
nachvollzogen. Die Länder hingegen haben oftmals 
daraus entstehende Kosten zu tragen. Und so ver-
teilen sich die Staatsausgaben zu 77 Prozent auf 
den Bund, zu 12 Prozent als Anteil auf die Gemein-
den, zu 11 Prozent auf die Länder. Und die Be-
schäftigungspyramide steht dabei auf dem Kopf. 

Fazit: Österreich leidet nicht unter dem Föde-
ralismus wie das manche monoton wiederholen, 
sondern an den Doppelgeleisigkeiten und am ge-
genseitigen Misstrauen. Die Eckpunkte unseres 
Finanzausgleichs, die Position Niederösterreichs 
sind an folgenden Sachverhalten festzumachen: 

Die Gesundheit muss sich als bundesweites 
Anliegen und folglich auch aus einer Kostentragung 
präsentieren. Vor allem die dynamisch steigenden 
Ausgaben für Gesundheit und Soziales, also jene 
Mittel, die Menschen zur Verfügung stehen, die 
keine besondere Lobby haben, die Kinder, die Al-
ten, die Kranken, die Pflegebedürftigen, die müssen 

vom Bund abgegolten werden. Und wir werden 
keine Zweiklassenmedizin zulassen und schon gar 
nicht eine limitierte Medizin akzeptieren. 

Es kann keine Kürzung bei den Wohnbauför-
derungsmittel geben. Die Wohnbauförderung ist 
nach wie vor einer der bedeutendsten Wirtschafts-
motoren für Niederösterreich. Sie sichert tausende 
Arbeitsplätze, sie sichert das Grundrecht auf Woh-
nen und trägt zu einem verträglichen Mietenniveau 
bei. Die Wohnbauförderung ist eine sozial treffsi-
chere Familienförderung und im gleichen Maße 
Wirtschafts- und Umweltförderung. Und in Richtung 
Finanzministerium gehört eindeutig klargestellt: 
Wer auf die Wohnbauförderungsmittel hingreift, dort 
ist die Herdplatte, der wird sich die Finger verbren-
nen. (Beifall bei der ÖVP, SPÖ, FPÖ.) 

Für die Landeslehrer brauchen wir klare Ab-
rechnungsparameter bzw. die Eingliederung in die 
mittelbare Bundesverwaltung. Wir lassen den länd-
lichen Raum nicht aushöhlen. Weder von hier noch 
von jemand anderen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir werden keine Kürzung der Nahverkehrs-
mittel akzeptieren. Der Ausbau und die Ertüchti-
gung des öffentlichen Nahverkehrs bedürfen der 
gemeinsamen Anstrengung des Bundes und aller 
Länder. Und gerade Niederösterreich zeigt, wie 
effizient diese Mittel gerade im Sinne unserer 
Pendler eingesetzt werden. 

Wir werden keine Steuerhoheit für die Länder 
akzeptieren. Wenn die europäische Harmonisie-
rung voranschreitet, dann kann es nicht das Ziel 
sein des Bundes, das Gegenteil zu machen. Es 
darf zu keiner Entsolidarisierung kommen, da ein-
kommensschwache Regionen, die sich keine Steu-
erreduktion leisten können, dadurch schlicht und 
einfach unter die Räder kommen. Das ist kein 
Wettbewerb. Das ist Vernichtung öffentlicher Steu-
ergelder. 

Und schließlich ist es für uns eine Notwendig-
keit, einen einheitlichen Aufteilungsschlüssel der 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben zu erreichen, 
damit in Zukunft verhindert wird, dass der Bund bei 
künftigen Steuerreformen, wie er das in der Ver-
gangenheit immer wieder getan hat, die Ertrags-
anteile zu Lasten der Länder verschiebt. 

Gehen Sie, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, davon aus, dass wir alle uns zur Verfügung 
stehenden Mittel zum Einsatz bringen werden, um 
bei diesen Verhandlungen ein Ergebnis zu erzielen, 
das das Land und die Gemeinden in Niederöster-
reich nicht nur kurzfristig aufatmen, sondern viel-
mehr nachhaltig und noch besser leben lässt. 
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Nicht nur der Finanzausgleich, sondern auch 
der Verfassungskonvent wird konkrete Ergebnisse 
bringen, die Niederösterreich beeinflussen. Eine 
große Chance für Österreich wäre, wenn es ge-
länge, die politischen Ebenen so zu strukturieren, 
dass jede ihre Stärken ausspielen kann. Gerade 
auf Länder- und Gemeindeebene kann Politik noch 
verständlich gemacht werden. Hier kann direkter 
und effizienter um mehr Verständnis auch für natio-
nale und europäische Entscheidungen geworben 
werden. Politik ist hier wie auf keiner anderen 
Ebene im wahrsten Sinne des Wortes begreifbar. 

Wir werden besonders aufmerksam sein, dass 
die in Wolle gefärbten Zentralisten enttarnt werden 
und dass der Bürgernähe in Land und Gemeinde 
der Vorrang gegeben wird. 

Das Thema Nummer 2 unseres Budgets heißt 
die Steuerreform: 

Eine zusätzliche Belastung für den Haushalt 
stellt die bereits beschlossene Steuerreform dar, 
2004/2005. Die Gesamtbelastung für die Länder 
macht insgesamt 767 Millionen Euro aus, von ei-
nem Gesamtvolumen von 3 Milliarden Euro sind 
das 25 Prozent. Die Auswirkungen dieser „kleinen“ 
Steuerreform im Jahre 2004 betragen für Nieder-
österreich 29 Millionen Euro und im Jahre 2005 
sind es 109. Das heißt zusammen rund 140 Millio-
nen Euro. Auf Dauer 25 Prozent bei den Steuerre-
formen zu zahlen, aber nur 16 Prozent der Bun-
desabgabenertragsanteile zu bekommen, das geht 
nicht. 

Der Finanzminister, hier muss klar sein, hier 
braucht man keine höhere Finanzmathematik. Und 
es ist auch nicht notwendig, besondere Berechnun-
gen anzustellen. Hier reicht die Kenntnis der 
Grundrechnungsarten und der Hausverstand dass 
das auf Dauer nicht durchzuhalten ist. 

Das Thema Nummer 3 ist die Konjunktur: 

Wir bekommen im Budget 2005 die schwachen 
Konjunkturjahre 2001 und 2002 jetzt so richtig 
deutlich zu spüren, sodass sich diese Lage auch im 
Budget deutlich widerspiegelt. 

Die Steuereinnahmen liegen bereits das dritte 
Jahr hintereinander unter den Erwartungen, ja so-
gar der nominelle Betrag des Jahres 2003 wird 
unterschritten. Einen derartigen Rückgang haben 
wir seit wir uns erinnern können, noch nie verzeich-
nen müssen. 

2003 mussten wir in Minus von 84 Millionen 
hinnehmen. 2004 liegt die aktuelle Prognose des 

Finanzministers um 53 Millionen unter dem Voran-
schlag und 2005 ist wiederum ein Rückgang ge-
genüber 2004 von 39 Millionen feststellbar. So 
kommt es zu einem Gesamtminus von 176 Millio-
nen Euro. Das klingt vielleicht in Euro nicht so dra-
matisch, aber wenn man sich das in der alten Kon-
ventionsmünze vor Augen hält sind das immerhin 
2,5 Milliarden Schilling. 

Das Konjunkturbild bessert sich langsam. 
Denn die Wirtschaft der Euro-Staaten wächst lang-
sam. Vor allem die deutsche Wirtschaft bremst 
deutlich jede Entwicklung. Und die neuen Beitritts-
länder, deren Wirtschaft ja kräftig wächst, sie allein 
können die europäische Konjunktur nicht tragen. 
Europa bleibt damit auch vorerst hinter den ande-
ren globalen Wirtschaftsräumen Asiens und 
Amerikas, auch Südamerikas, zurück. 

Es ist zu erwarten, dass die positive Wirt-
schaftsentwicklung mit zeitlicher Verzögerung auch 
in Europa einsetzt. Die Volatilität des Ölpreises, die 
wir in der letzten Zeit ganz besonders zu spüren 
bekamen, bringt jedoch einige Unsicherheit in der 
Abschätzung der wirtschaftlichen Entwicklung. Und 
daher ist die Einschätzung der Konjunktur gegen-
wärtig besonders vorsichtig, was sich auch in den 
Zahlen, vom Finanzministerium zur Verfügung ge-
stellt, zeigt. 

Und diese Vorsicht ist ein Gebot der Vernunft. 
Für das laufende Jahr erwartet das Österreichische 
Institut für Wirtschaftsforschung ein reales Wachs-
tum von 1,5 Prozent. Österreich liegt damit wohl im 
oberen Durchschnitt der Länder der Euro-Zone und 
die österreichische Wirtschaft wächst, wie in der 
Vergangenheit, im Vergleich zu Deutschland 
stärker. 

Für das nächste Jahr wird mit einer realen Zu-
nahme, also für 2005, von 2,3 Prozent gerechnet. 
Die Wettbewerbsfähigkeit der niederösterreichi-
schen Wirtschaft wird durch ein überdurchschnittli-
ches Wachstum dokumentiert. Und zwar dadurch 
dokumentiert wenn man die Zeiträume von 1995 
bis 2003 vergleicht. Hier zeigt Österreich ein 
Wachstum von 1,8 Prozent auf und Niederöster-
reich eines von 2,6 Prozent. Was nicht zuletzt dar-
auf zurückzuführen ist, dass gerade der Außen-
handelsanteil der niederösterreichischen Unter-
nehmen 22 Prozent in die Erweiterungsländer be-
trägt, während der übrige Rest Österreichs lediglich 
15 Prozent in jene Länder zu expandieren versteht. 
Und diesen Erfolgsweg werden wir in Niederöster-
reich auch konsequent weiter führen.  

Die Situation am Arbeitsmarkt bleibt trotz aller 
Schwankungen im Großen und Ganzen stabil. Die 
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Arbeitslosenrate, die Arbeitslosenquote bleibt kon-
stant bei 7,2 Prozent. Die niederösterreichische 
liegt jedoch darunter. Erfreulicherweise darunter, 
bei 6,4 Prozent. Ich darf aber dann noch einmal auf 
gerade die Berechnungen der Prozentsätze hinwei-
sen, denen nach Eurostat eine ganz andere Be-
rechnungsgrundlage hier zugrunde liegt. Und das 
bedeutet letzten Endes, diese Zahl, dass Nieder-
österreich am Stockerl steht, den dritten Rang 
dementsprechend einnimmt an den niedersten 
Zahlen.  

Darüber hinaus ist trotz der zögerlichen Kon-
junktur 2004 deutlich feststellbar, dass die Be-
schäftigtenzahl anzieht: 870 Personen, genau 869 
Personen sind im Mai 2004 mehr beschäftigt als 
2003. Insgesamt eine Beschäftigung von 530.661 
zeigt ein deutliches ansteigendes Bild der Kon-
junkturentwicklung in Niederösterreich und auch die 
Stärke der niederösterreichischen Wirtschaft. 

Die positive Entwicklung für die Arbeitslosen 
über 50 Jahre ist ein Trend, den wir im Vorjahr fest-
stellen konnten und der setzt sich heuer fort. Ein 
Minus von 4,5 Prozent im Vergleich zum Vorjahr ist 
zum einen sicherlich erfreulich und zum anderen 
macht es uns auch Mut zur Fortsetzung der begon-
nenen Initiativen auf unserem Arbeitsmarkt. Die 
Jugendarbeitslosigkeit der bis 19-Jährigen ist im 
Wesentlichen stabil geblieben und nach wie vor ein 
europäischer Spitzenwert. 

Die jüngste Veröffentlichung des Statistischen 
Amtes der Europäischen Gemeinschaft – kurz 
Eurostat genannt – stellt Österreich im Vergleich zu 
den anderen Staaten der Europäischen Union ein 
hervorragendes Zeugnis aus. Mit einer Arbeitslo-
senrate von sage und schreibe 4,5 Prozent liegen 
wir im Schnitt der EU 15 an der dritten Stelle, die 
8,1 Prozent aufweisen. Im Schnitt der EU 25, die 
9,1 Prozent aufweisen, an der vierten Stelle, meine 
Damen und Herren. Und hier sind all jene aufgefor-
dert, die heute von einem sozialpolitischen Kahl-
schlag reden, die alle heute Niederösterreich oder 
Österreich schlecht machen wollen, sich doch eines 
europäischen Vergleiches zu bedienen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Dieser europäische Vergleich zeigt, dass wir 
diesen Arbeitsmarkt weiter als eine Herausforde-
rung bezeichnen dürfen. Und wir haben diese Her-
ausforderung angenommen. Wir werden diesen 
Weg weiter gehen zur Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit. Denn wir sind erfolgreich. Die Pröll-Prokop-
Jobinitiative wird mit einem Jugendsonderpro-
gramm und einem Lehrlingsauffangnetz ausgebaut. 
Und darüber hinaus werden wir im Rahmen der 
niederösterreichischen Beschäftigungspakete für 

alle Problemgruppen am Arbeitsmarkt, die Lang-
zeitarbeitslosen, die Menschen mit besonderen 
Bedürfnissen und vor allem ältere Menschen, jähr-
lich 100 Millionen Euro zur Verfügung zu stellen 
haben. Und auch die neue Öko-Wohnbauförderung 
ist letzten Endes ein Programm zur Schaffung und 
zur Sicherung von Arbeitsplätzen. 

Betrachten Sie den Haushalt: Mehr als ein 
Drittel unserer Ausgaben fließt direkt oder indirekt 
in die Sicherung unseres Wirtschaftsstandortes und 
zum Erhalt unserer Arbeitsplätze. Das ist Arbeits-
politik à la Niederösterreich. (Beifall bei der ÖVP.) 
Sie sehen, dass wir diese Schritte konsequenter 
und punktgenauer denn je setzen. 

Das Thema Nummer 4, das unseren Haushalt 
betrifft, ist das Hochwasser. Noch immer hat die 
Naturkatastrophe 2002 ihre Schatten geworfen. 
Auch 2003 wurden wir belastet und für die Scha-
densbeseitigung wurden im Vorjahr 66,3 Millionen 
Euro ausgezahlt. An Zinsen und Tilgungen zur Fi-
nanzierung der Aufwendungen mussten wir 114 
Millionen aufwenden. Und so werden wir auch 2004 
und 2005 an diesen Folgen zu tragen haben. 

Hohes Haus! Nachdem ich diese vier The-
menfelder, die ganz maßgeblich das Budget 2005 
beeinträchtigen und betreffen, erläutert habe, darf 
ich nun zu den Zahlen des Budgetvorschlages 
kommen. 

Der Budgetentwurf 2005 sieht Ausgaben in der 
Höhe von 4,66 Milliarden Euro vor. Das ist eine 
Erhöhung von 48,1 Millionen. In Prozenten ausge-
drückt ist das eine Erhöhung von 1,04 Prozent. 
Einnahmen haben wir in der gleichen Zeit 4,43 
Millionen. Das ist ein Minus von 120,6 Millionen. 
Und mit Prozenten ausgedrückt ein Minus von 2,65 
Prozent. Daraus resultiert ein Bruttoabgang von 
232 Millionen. 

Zieht man davon die Schuldentilgung ab mit 
69,4 Millionen, so kommen wir von dem auch im 
Antrag bereits genannten Nettoabgang von 163,1 
Millionen, um den sich natürlich zwangsläufig der 
Schuldenstand des Landes erhöht. Wobei wir 60 
Prozent auf den öffentlichen Kapitalmarkt aufneh-
men und 40 Prozent durch innere Anleihen decken. 

Erstmals seit 2002 weist auch dieser Voran-
schlag, wieder so quasi ein negatives Cashergeb-
nis auf, wenngleich die Gesamtbilanz positiv ist. 
Würden wir es mit einem Wirtschaftsunternehmen 
vergleichen, dann haben wir einen negativen Cash-
flow, aber sehr wohl eine positive Bilanz was die 
Maastricht-Ergebnisse sehr deutlich machen. Denn 
nach Maastricht haben wir die relevanten Bank-
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schulden seit 1996 immerhin um 14 Prozent tilgen 
können. Im gleichen Ausmaß sinkt die Pro-Kopf-
Verschuldung um 24 Prozent von 880 Euro auf 667 
Euro. Die unterschiedlichen Prozentzahlen ergeben 
sich natürlich daraus, dass die Bevölkerungsanzahl 
mehr geworden ist und dadurch auch hier eine 
Senkung über das Maß von den 14 Prozent zu 
verzeichnen ist. 

Der Österreichische Stabilitätspakt, der 2001 
erstmals geschlossen wurde, endet im Jahre 2004. 
Und damit auch die Verpflichtung der Länder und 
Gemeinden, 0,75 Prozent über null so quasi als 
Stabilitätsbeitrag für den Bund beizutragen. Unser 
Maastricht-Überschuss als Stabilitätsbetrag wird 
aber auch 2005 ausgewiesen werden. Nur nicht in 
dieser Höhe wie in der vergangenen Periode. Er 
wird sich reduzieren, aber er beträgt immerhin für 
2005 137 Millionen Euro. Das ist im Vergleich zum 
Vorjahr ein Minus von 180 und das ist eine direkte, 
eine sehr direkte Auswirkung der Steuerreform 
bzw. des erheblichen Rückganges bei den Umsatz-
steuern des Finanzministeriums. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Unter 
Berücksichtigung dieser gesamteuropäischen 
Rahmenbedingungen darf uns in Niederösterreich 
folgende Meldung doch mit großem Stolz erfüllen: 
Das Land Niederösterreich hat vom weltweit größ-
ten Anbieter unabhängiger Finanzanalysen, von 
„Standard & Poor’s“, konsequent seit 1999 und 
auch wieder für das Jahr 2004 ein Rating in der 
Höhe von AA+ erhalten. Das zeigt, dass Nieder-
österreich zu den besten Regionen Europas gehört 
und das zeigt, dass es auch eine nachhaltige Bud-
get- und Wirtschaftspolitik betreibt. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Und das führt letzten Endes dazu, dass durch 
die Bonität des Landes Kreditzinsen billiger sind 
und dass wir in diesem Niveau natürlich auch als 
attraktiver Wirtschaftsstandort gefragt sind. 

Hohes Haus! Der Landesvoranschlag für 2005 
lässt ausreichenden Spielraum für die Initiativen zu 
einer gleichen Landesentwicklung. Die Herausfor-
derungen, die es anzunehmen gilt, die Chancen, 
die wir ergreifen müssen, das Ziel, Top Ten-Region 
in Europa zu werden, all das erreichen wir nur mit 
einer funktionierenden und starken Partnerschaft. 
Niederösterreich ist selbstverständlich ein Partner 
der Wirtschaft. Das heißt, der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, genauso wie der Arbeitgeberin-
nen und Arbeitgeber. Niederösterreich legt großen 
Wert auf die gelebte Zusammenarbeit mit unseren 
Gemeinden und sieht sich selbstverständlich ein-
gebettet in Europa als Partner des Bundesstaates. 

Je stärker wir aber selbst uns im Land entwi-
ckeln umso erfolgreicher werden wir im Land, im 
internationalen Wettbewerb sein. Und diese Basis 
für diese Entwicklung hat das Landesentwicklungs-
konzept gelegt, das Landeshauptmann Dr. Erwin 
Pröll in Auftrag gegeben hat. Es ist uns Leitbild, 
Wegweiser für alle wirtschaftlichen, gesellschaftli-
chen, kulturellen, sozialen und raumplanerischen 
Weichenstellungen im Land. Der amerikanische 
Erfinder Thomas Alva Edison hat einmal gesagt: 
„Die meisten Menschen versäumen die günstige 
Gelegenheit deshalb, weil sie glauben, sie kommt 
im Smoking anstelle des Arbeitskleides daher.“ 
Niederösterreich braucht sich diesen Vorwurf mit 
Sicherheit nicht zu machen. Denn auf Grund einer 
vorausschauenden und erfolgreichen Landes-
außenpolitik unseres Landeshauptmannes und der 
initiierten Schaffung eines eigenen Europareferates 
unter der Führung von Landesrätin Mikl-Leitner 
können wir schnell und kompetent auf die sich uns 
bietenden Chancen der Erweiterung reagieren, sie 
aufgreifen und sie zum Wohle der Bevölkerung 
umsetzen. 

Wer von uns hätte gedacht, dass sich 6.700 
Schülerinnen und Schüler für die Spracheninitiative 
in unserem Lande interessieren? Wer hätte ge-
dacht, dass sich die Mittel gerade für unsere 
Interreg-Projekte auf die offensive Intervention un-
seres Landeshauptmannes erstens einmal in der 
Art und Weise verdoppeln und so effizient einge-
setzt werden? All das sind Beispiele einer innovati-
ven und vorausschauenden und erfolgreichen Eu-
ropapolitik. 

Hohes Haus! Die Weiterbildung und das le-
benslange Lernen sind heute gerade in Nieder-
österreich wichtiger denn je. Mit unseren Fach-
hochschulen und der Donau-Universität ist Nieder-
österreich nicht nur qualitativ und quantitativ gut 
unterwegs, sondern auch Wegbereiter eines mo-
dernen österreichischen Bildungswesens. Wir blei-
ben am Ball! Der Ausbau des Bildungszentrums 
Campus Krems an der Donau-Universität, die Ver-
dopplung der Studienzahlen bis 2008, die Weiter-
führung der postgradualen Ausbildung und der 
weitere Ausbau unserer Fachhochschulen sowie 
die weltweit anerkannte duale Ausbildung in unse-
ren Berufsschulen, all das legt ein beredtes Zeug-
nis über den Stellenwert einer innovativen Bil-
dungspolitik in Niederösterreich ab. Die Infrastruk-
tur auf den modernsten Stand zu halten ist eine 
wesentliche Voraussetzung dafür. Dafür, wie wir 
auch mit den Bau und Erhalt der Pflichtschulen 
umgehen, Land und Gemeinden gemeinsam, große 
Summen aufnehmen, zeigt, dass auch das Budget 
2005 diesem Schritt Rechnung trägt. 
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Nicht nur die weichen Infrastrukturfaktoren wie 
Ausbildung, Lebensqualität, Umwelt werden im 
neuen Europa eine große Rolle spielen, sondern 
nach wie vor sind es auch die harten Infrastruktur-
maßnahmen, wie der Ausbau in Schiene und 
Straße. Was bei uns in Niederösterreich in den 
vergangenen Jahren auf den Weg gebracht wurde, 
hat wahrlich europäische Dimensionen. Von sechs 
TEN-Projekten in Österreich finden fünf in Nieder-
österreich statt. Mit diesen transeuropäischen Net-
zen gehen wir zukunftsweisende Wege in der Mo-
bilität. Bis 2008 werden vier Milliarden Euro inves-
tiert und mehr als 50 Prozent der Investitionen ge-
hen dabei in die Schienen, meine Damen und 
Herren. 

Wenn wir den viergeleisigen Ausbau der 
Westbahn betrachten, der der Verbesserung des 
öffentlichen Personenverkehrs betrifft, wenn wir die 
Verlagerung der Güter auf die Schiene betrachten, 
die nur durch eine Kapazitätsausweitung auch 
möglich ist, dann sehen wir, dass der öffentliche 
Verkehr ein bedeutendes Vorrangzeichen vor sei-
ner Freifahrt hat. Und 50.000 Park and Ride-Plätze 
ergänzen dieses Programm. 

Das niederösterreichische Ausbauprogramm 
sieht natürlich eine Modernisierung des Straßen-
netzes vor. Projekte wie die Nordautobahn, der 
Ausbau auf drei Spuren der Westautobahn, der 
Südautobahn auf vier Spuren, sind nur ein Teil des 
niederösterreichischen Verkehrskonzepts. Von 
gleich großer Bedeutung sind die überregionalen 
Verkehrsverbindungen, der Ring um Wien, letzten 
Endes die Donaubrücken. Und noch nie wurde 
soviel für die Lebensqualität im Straßenverkehr 
getan wie heute und zur Sicherheit vor allem. 

Es sind das die Lärmschutzprojekte, die Orts-
umfahrungen und vor allem die Kreisverkehre. Da-
mit werden Maßnahmen gesetzt, die sich nachhal-
tig für die Sicherheit und für die Lebensqualität 
Niederösterreichs auswirken. Und allsamt sind sie 
Investitionen in die Zukunft, wegbereitend für neue 
Arbeitsplätze. 

Mit der nunmehr vollzogenen Europäischen 
Integration erweitern sich die tatsächlichen Mög-
lichkeiten Niederösterreichs. Niederösterreich hat 
bereits in den ersten Monaten der neuen europäi-
schen Ära, gemeinsam mit starken Partnern, in den 
neuen Mitgliedsländern Niederösterreich-Büros 
eröffnet. In Prag, in Bratislava und in Budapest 
verfügen wir jetzt bereits über voll funktionierende 
Außenstellen, die den heimischen Betrieben bei 
deren ersten Schritten in diese Märkte, die expan-
dieren wie nie zuvor, zur Seite stehen. Je besser 
und schneller sich niederösterreichische Unter-

nehmen auf diesen neuen Märkten zurecht finden, 
desto stärker werden sie auch auf der heimischen 
Ebene auftreten können.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Las-
sen Sie mich darauf hinweisen, dass gerade Nie-
derösterreich mit diesem Schritt einmal mehr, ver-
gleichen Sie es mit den anderen Bundesländern, 
ihnen eine Nase voraus hat.  

Das erfolgreiche „Fitness Programm für 
Europa“ wird bis 2008 verlängert. Und damit wer-
den jährlich 14,5 Millionen Euro für die intensive 
Stärkung der Grenzregionen und der Förderungen 
von Impulsprogrammen bereitgestellt. Seit dem 
Start des Programms, es läuft ja nicht erst seit 
heuer, wurden bereits 1.226 Projekte gefördert und 
mit einer unglaublichen Summe von 1,5 Millionen 
Euro. Wenn man diese Vorzeigeprojekte näher 
betrachtet, das Infozentrum des Nationalparks, die 
regionalen Innovationszentren in Hollabrunn, in 
Krems sowie Investitionen in den Tourismus, die 
Radwege, vor allem auch in die Weinwelt, dann 
sind das Impulsprojekte die mithelfen, die nieder-
österreichischen Regionen für die Herausforderun-
gen der heutigen Zeit auch fit zu machen. 

Und der EU-Förderbericht, der dem Landtag 
erst in einer Woche zur Verfügung stehen wird, wird 
das sehr deutlich machen. Ich darf es vorweg be-
richten. Niederösterreich ist ohne Wenn und Aber 
ein Gewinner des EU-Beitritts. Denn ein Euro aus 
Landesmitteln eingesetzt heißt drei Euro aus 
Brüssel und aus Bundesstellen zurück zu bekom-
men. Aus eins mach drei – eine Formel, die in der 
Mathematik nicht zulässig ist, aber die Rück-
schlüsse zulässt, hier in Niederösterreich vorge-
zeigt, wie man sich schnellstmöglich und bestmög-
lich auf eine neue Situation einstellen kann. Kom-
petenz, gepaart mit Fleiß und harter Arbeit ergibt 
eine Rezeptmischung im Stile Niederösterreichs. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Im Jahre 2003, darauf bezieht sich ja der letzte 
Bericht, bezahlte Niederösterreich Beiträge in der 
Höhe von 217 Millionen Euro nach Brüssel. Und 
dafür kamen 648 Millionen wieder ins Land. Und 
dementsprechend für die Projekte der Landwirt-
schaft und der Regionalförderung. Das macht einen 
Saldo von 431 Millionen Euro aus. Das sind wie-
derum nach alter Konventionsmünze gerechnet 6 
Milliarden Schilling. Meine Damen und Herren! Das 
ist eine Leistung, die hohe Anerkennung verdient! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Las-
sen Sie mich dieses unerschöpfliche Thema 
Europa mit folgenden allgemeinen Gedanken ab-
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runden: Vergessen wir nie, dass die Idee der euro-
päischen Einigung eine Friedensidee war und ist 
und sein wird. Denn der nunmehr vollzogene Er-
weiterungs- und Integrationsprozess ist ein gewalti-
ger Schritt in Richtung „immerwährender Friede“. 
Und wir haben unseren Beitrag zu dieser Entwick-
lung auch zu leisten und zu sichern. 

Unverständnis kommt bei vielen Landsleuten 
jedoch hoch und auch bei uns hoch wenn ich mir 
vergegenwärtige, mit welchem Maß an Taktlosig-
keit in den letzten Wochen im Themenkomplex in 
Europa von so manchem Bundespolitiker agiert 
wurde. Und das kann bei allem Verständnis für 
Wahlkämpfe wohl nicht toleriert werden. 

Hohes Haus! Die demografische Entwicklung 
und der medizinische und pflegerische Fortschritt 
machen das Thema Gesundheit zu einem der he-
rausfordernsten des 21. Jahrhunderts. Die Zeichen 
der Zeit zu erkennen, den notwendigen politischen 
Maßnahmen die richtigen Vorzeichen zu geben, ist 
der niederösterreichische Weg, der sich auf 3 
Strategien fokussieren lässt: 1. die Hebung der 
Eigenverantwortung, 2. die Qualität sichern und 3. 
die Effizienz erhöhen. 

Wenn wir zur Eigenverantwortung gehen, dann 
muss es uns gelingen, dem Menschen einen Teil 
jener Verantwortung für sein Leben wieder in die 
Hand zu geben, den er ursprünglich immer gehabt 
hat. Das gilt nicht nur für das Thema Gesundheit, 
sondern das gilt im gleichen Maße für die Themen 
von der Bildung bis zur Diskussion über die Pensi-
onen, vom Umweltschutz bis hin zur Mobilität. 

Hier ist die Politik gefordert. Gefordert, sich von 
überholten Versorgungs- und Steuerungsideolo-
gien, von zentralistischer Politik und Anspruchs-
denken zu verabschieden. Die Stärkung der Eigen-
verantwortung ist ein zentrales Handlungsfeld von 
heute und modernen Denkens. 

Die von Landeshauptmann Dr. Erwin Pröll ins 
Leben gerufene landesweite Initiative „Gesünder 
leben in Niederösterreich – tut gut“ mit den vier 
Schwerpunkten bewegen, ernähren, vorsorgen und 
entspannen, möchte nicht nur die Lebenserwar-
tung, sondern vor allem die Gesundheitserwartung 
jedes Einzelnen heben und damit die Lebensquali-
tät in diesem Land verbessern. Das, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, ist beispielhaft für 
eine gesundheitspolitische Fürsorge für eigenver-
antwortliche Vorsorge. 

Zum Zweiten: Die Qualität zu heben liegt in 
Niederösterreich durch Zahlen sehr klar auf dem 
Tisch. 1,1 Milliarden Euro verwenden wir Jahr für 

Jahr für den Betrieb unserer 27 Spitäler. Aber dar-
über hinaus investieren wir 700 Millionen Euro für 
die Modernisierung, für den konsequenten Ausbau 
unserer Gesundheitseinrichtungen. Mit diesen not-
wendigen Investitionen geben wir den handelnden 
Personen Rahmenbedingungen, die ihnen eine 
optimale Entfaltung an ihrem Arbeitsplatz ermögli-
chen und so allen Niederösterreicherinnen und 
Niederösterreichern auch zugute kommen. 

Die Ausbildungskonzepte für die Gesundheits-
berufe und die Sozialbetreuungsberufe müssen 
laufend verbessert werden. Eine Forderung, die wir 
mit viel Sachkenntnis und Engagement an den 
Bund herangetragen haben. Die neue Ausbildung 
soll bereits modular nach der 9. Schulstufe begin-
nen. Im abgestuften System erhalten die Absol-
venten jedes Jahr eine Zusatzqualifikation, vom 
Heimhelfer beginnend bis zum diplomierten Ge-
sundheitspfleger nach vier Jahren. 

Die Ausbildung muss europaweit anerkannt 
werden und vor allem muss sie auch mit der Be-
rechtigung zum Studium beendet werden können. 
Daneben sollen die medizinisch-technischen Fach-
richtungen in einer Fachhochschulausbildung an 
unseren Fachhochschulstandorten in Niederöster-
reich angebunden und angeboten werden. 

Die Effizienz zu heben ist ein Gebot der 
Stunde. Die Gesundheitspolitik in Niederösterreich 
setzt dabei und damit neue unverwechselbare 
Maßstäbe. Wir steigern nicht nur die Mittel, sondern 
vor allem auch die Effizienz. Die Gespräche über 
die Übernahme der Gemeindekrankenanstalten 
durch das Land sind im Laufen. Die Hilfsangebote, 
die das Land den Gemeinden gemacht hat, die 
liegen vor. 

Hilfe jedoch kann man nicht anordnen, verord-
nen oder beschließen, Hilfe kann man nur anneh-
men oder ablehnen. Jedenfalls steht fest, die 
Struktur der Übernahme ist klar geregelt, das Per-
sonal wird 1:1 vom Land zu übernehmen sein und 
die wirtschaftliche Führung der Häuser wird in den 
Händen des NÖGUS liegen. 

Die sogenannte Finanzierung aus einer Hand, 
die Landesagentur, soll die Aufgabe der Planung, 
der Steuerung, der Qualitätssicherung und letztlich 
der gemeinsamen Finanzierung unter dem Primat 
der Politik übernehmen. Das, und nur das, schafft 
Wettbewerbsgleichheit unter allen Gesundheitsan-
bietern, baut Doppelgeleisigkeiten ab und behan-
delt die Patienten dort, lieber Kollege Schabl, wo es 
für sie am Besten und am Schnellsten ist - das 
weißt du – und schont unser aller Steuergeld. 
(Beifall bei der ÖVP.) 
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Alle nur erdenklichen Effizienzpotenziale wer-
den wir zur Gänze auszuschöpfen haben. So wird 
demnächst die Vernetzung der Krankenhäuser in 
Betrieb gehen. Von der wir zu Recht erwarten, dass 
sie natürlich Doppelgeleisigkeiten mit dem nieder-
gelassenen Bereich à la long behebt und vor allem 
Synergien schafft. Denn jeder Euro, den wir in der 
Krankenhausverwaltung einsparen können, können 
wir dreimal besser in der Gesundheitsver- und –
vorsorge einsetzen. Und dort wollen wir unser Geld 
ausgeben. 

Die NÖ Gesundheitspolitik geht natürlich Hand 
in Hand mit einer zukunftsorientierten Sozialpolitik. 
Die Zahl der hilfs- und pflegebedürftigen Menschen 
nimmt zu. Heute ist jeder Fünfte über 60 Jahre. 
2030 wird es jeder dritte Niederösterreicher oder 
jede dritte Niederösterreicherin sein. Und das nötigt 
uns, auch Perspektiven zu geben. 

Ausreichendes und vor allem qualifiziertes 
Personal sind die wichtigsten Eckpfeiler um diese 
hochwertige Versorgung im Pflegebereich aufrecht 
zu erhalten. Die qualitativ hochwertigen Strukturen 
unserer Landes-Pensionisten- und Pflegeheime 
wurde in den vergangenen 15 Jahren mit 500 Milli-
onen dementsprechend ergänzt, zum Ausbau. 

Dieses Ausbauprogramm für elf neue Heime 
ist voll im Laufen und 2006 wird ein Investitionspro-
gramm von 150 Millionen umzusetzen sein. Im 
Bereich der sozialen Dienste setzt Niederösterreich 
aber auch neue Formen der Pflege, wie die Tages-
betreuung in Heimen, die Pflege für Wachkoma-
Patienten, die Pflege in Tageshospizen und natür-
lich in der mobilen Pflege zu Hause. 

Hohes Haus! Niederösterreich hat immer den 
Anspruch vertreten Insel der Menschlichkeit zu 
sein. Und daher darf auf dieser Insel der Mensch-
lichkeit vor allem die Familie nicht zu kurz kommen. 
Und in dieser niederösterreichischen Familie darf 
kein Mitglied zurück bleiben. Das ist der Anspruch 
an uns selbst. Und nicht zuletzt deshalb fühlen wir 
den niederösterreichischen Familien zutiefst ver-
pflichtet. Und daher darf ich mit großer Freude, 
wohl nicht Familienreferent, mitteilen, dass im Zeit-
raum Jänner bis April 2004 in Niederösterreich 
4.602 Geburten zu verzeichnen sind. Das ist ein 
Plus von zwei Prozent. Und das ist wirklich eine 
Leistung ... (Beifall bei der ÖVP. – Unruhe bei der 
SPÖ.) 
... die letzten Endes nicht persönlich veranlasst 
wurde, aber letzten Endes durch die Rahmenbe-
dingungen die jungen Familien wieder ermuntert, 
auch Ja zum Kind zu sagen. 

Und mit der niederösterreichischen Familien-
hilfe an die jungen Eltern, das ist nicht der Landes-
rat, keine Angst, auch nicht die Frau Landesrätin, 
werden wir noch sehen, aber der Landesrat nicht, 
sondern die niederösterreichische Familienhilfe, die 
Direktzahlungen an unsere jungen Eltern. Und mit 
einer finanziellen Förderung der Kinderbetreuung 
dank dieser Initiativen sind wir nach wie vor, ver-
gleichen Sie es mit den anderen acht Bundes-
ländern, das Familienbundesland Nummer 1. Dank 
der Elternförderung, dank dieser Elternförderung 
können heute sich berufstätige Mütter und Väter 
sowohl Tagesmütter, Horte und auch Kinder-
gruppen leisten. Vergessen wir nicht, bitte, dass 
Niederösterreich nach wie vor das einzige Bundes-
land ist, das den Kindergarten am Vormittag gratis 
anbietet. Wo gibt’s das sonst noch, meine Damen 
und Herren? (Beifall bei der ÖVP.) 

Niederösterreich setzt, wenn es um die Zukunft 
dieses Landes geht, alle Hebel in Bewegung. Auch 
die Technologieförderung ist und bleibt eine Inves-
tition in diese Zukunft unseres Landes. Darunter 
fallen natürlich alle Ausgaben für die laufenden 
Projekte, aber auch für die neuen, hinzukommen-
den Technologieprojekte, wie die Beteiligungen an 
den Kompetenzzentren, den Ausbau der Technolo-
giestandorte in Wr. Neustadt, in Krems und in Tulln. 
Vor allem die Förderung der Stammzellenfor-
schung, aber auch die Finanzierung der Fach-
schullehrgänge ist darunter zu verstehen. 

Besonders die erfolgreiche Implementierung 
unserer „tec.net“-Gesellschaft hat dazu beigetra-
gen, dass wir „venture capital“, also Risikokapital 
auch nach Niederösterreich bringen können als 
neues Instrumentarium der Wirtschaftsförderung, 
wie das in anderen erfolgreichen europäischen 
Regionen der Fall ist. 

Ein weiteres, wichtiges Zukunftsthema ist die 
niederösterreichische Umweltpolitik. Niederöster-
reich hat die Auszeichnung, wie es einmal in der 
Presse zu lesen war, „Juwel“ im besonderen Maße 
dann verdient, wenn wir sicherstellen, dass die 
Steigerung der Lebensqualität mit einer Steigerung 
der Sensibilität für die Umwelt einhergeht. 

Und der viel zitierte Bewusstseinswandel, den 
die niederösterreichische Umweltpolitik in den letz-
ten Jahren verfolgt, ist eingetreten. 84 Prozent aller 
unserer Landsleute meinen, dass Umweltschutz 
eines der wichtigsten Themen ist. Und laut der ak-
tuellsten Umfrage fühlt sich nur mehr 1 Prozent mit 
Umweltschutz in keinster Weise in Verbindung zu 
bringen. Und das ist sicherlich ein sehr, sehr gutes 
Zeugnis. 
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Aber es gilt nicht hier selbstzufrieden inne zu 
halten, sondern konsequent den Weg fortzusetzen. 
Daher halten wir in unseren Plänen fest, dass 2008 
75 Prozent der Bevölkerung in 300 Klimabündnis-
gemeinden in Niederösterreich leben sollen. Daher 
halten wir konsequent fest, dass wir diese Aktion 
„spritsparend fahren“ fortführen. Um wirklich zu 
einer anderen Bewusstseinshaltung im Verkehr zu 
kommen. Darum halten wir selbstverständlich fest 
an unserer Initiative „Zweirad-Freirad“ um den indi-
viduellen Verkehr, den Fahrradverkehr vor allem in 
den urbanen Zentren anzukurbeln. Der letzten En-
des in der Mobilitätsmix bis zu 25 Jahre in erfolgrei-
chen Gemeinden bis zu 30 Prozent des Autover-
kehr oder des Individualverkehrs bereits ausmacht. 
Und natürlich wird auch die NÖ Ökowohnbauförde-
rung mehr denn je zum Klimaschutz und zur Redu-
zierung unseres CO2 beitragen. 

Das sind alles Aktionen und Initiativen des 
Landes, die auch in der Umfrage eine gute Beno-
tung erhalten haben. Das macht Mut und bestätigt 
letzten Endes unser nimmer müdes Bestreben, 
Niederösterreich zu einem Vorzeigeland in Sachen 
Umweltschutz zu machen. 

2008 soll die Gartenschau in Tulln und 
Grafenegg den Höhepunkt der Aktion „Natur im 
Garten“ markieren. Nicht als einmaliges Event, 
sondern sie wird in Form einer dauerhaften Ein-
richtung als Mustergartenstadt für alle Besucher 
ganzjährig offen stehen und Niederösterreich als 
Gartenland Nummer 1 unterstreichen. 

Unsere Gartenschau wird einerseits eine In-
formation zum Thema Umweltschutz anbieten, und 
andererseits eine Chance für den niederösterreichi-
schen Tourismus werden, wie es zahlreiche nie-
derösterreichische Schaugärten bereits tun. Allein 
im Vorjahr verzeichnet der NÖ Tourismus bei den 
Gästeankünften in unserem Bundesland eine Zu-
wachsrate von 6,3 Prozent. Und die vielen Initiati-
ven vom Winter bis zum Sommer, vom Herbst bis 
zum Frühjahr zeigen, dass Niederösterreich damit 
bundesweite Spitzenwerte einzufahren imstande 
ist. 

Niederösterreich als Agrarland. Als Agrarland 
Nummer 1 hat es eine landwirtschaftliche Struktur, 
die gekennzeichnet ist von den Klein- und von den 
Familienbetrieben. Und diesen gehört unsere 
ganze Aufmerksamkeit in der Agrarpolitik. Ganz 
einfach deshalb, wenn vor allem in den Randzonen 
diese Betriebe absiedeln, verzeichnen wir dann 
auch eine Absiedelung der übrigen Bevölkerung. 
Nur dort, wo auch eine funktionierende Landwirt-
schaft tätig ist, kann es auch eine vernünftige, eine 

ausgeglichene Landentwicklung für alle geben. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Und daher wird Niederösterreich gerade die-
sen betrieblichen Strukturen eine besondere Auf-
merksamkeit zollen. Wir haben die größte Dichte an 
Biobauern. Wir haben die größte Vielfalt an land-
wirtschaftlichen Betrieben. Auch was die Erzeug-
nisse betrifft. Und vor allem haben es unsere 
Landwirte verstanden, auch neue Felder zu er-
schließen wie den Tourismus und vor allem die 
alternative Energieproduktion. 

Niederösterreich tut aber selbst auch neben 
der Europäischen Union und dem Bund sehr viel. 
Über 68 Millionen Euro werden in das nächste Jahr 
im Budget dieses nächsten Jahr für diese ländliche 
Entwicklung zur Verfügung gestellt. 

Aber damit ist es nicht getan. Die große Auf-
gabe der Zukunft wird wie in allen anderen Berufs-
feldern ein lebenslanges Lernen sein. Daher wird 
diese Initiative zur Erlernung der Fremdsprachen 
und zur wirtschaftlichen Ausbildung in der moder-
nen Landwirtschaft der Schlüssel für den Erfolg der 
Zukunft zu suchen sein. Und daher wird das Land 
Niederösterreich diese Bildungsoffensive mit 15 
Millionen dementsprechend unterstützen. 

Hohes Haus! Niederösterreich geht seinen 
Weg in eine gute Zukunft. In eine Zukunft als Top 
Ten-Region. Und dieser Weg gestaltet sich im Au-
genblick vielleicht nicht immer einfach. Und genau 
deshalb gilt es Maßnahmen zu ergreifen, die dieses 
Vorankommen erleichtern. Und dabei ist unsere 
Verwaltung ein hohes und ein großes Vorbild. Denn 
sie fängt mit der Sparsamkeit bei sich selbst an. 
Und so zeigt der Dienstpostenplan des Jahres 2005 
eine Verringerung gegenüber 2004 um sage und 
schreibe 185 Dienstposten. Aber das ist nicht ein 
Einmalereignis, sondern das wird seit den 90er 
Jahren durch den Personalreferenten und Landes-
hauptmann, Landeshauptmann Dr. Erwin Pröll, 
konsequent begonnen und fortgesetzt und umge-
setzt. 

Wir haben begonnen, Einsparungspotenziale 
im Hoheitsbereich konsequent zu realisieren. Vor 
allem durch die Schaffung der Verwaltungsabläufe, 
durch eine hoch qualitative EDV und so wie durch 
eine Durchführung eines Effizienzprojektes. 

Das größte Augenmerk dabei wird aber darauf 
gelegt, dass die Qualität nicht darunter leidet und 
dass der hohe Anspruch, vor allem Bürgerservice 
zu bieten in unseren Bezirkshauptmannschaften, 
aber auch hier in der Standortsituation St. Pölten 
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weiterhin aufrecht erhalten wird und ausgebaut 
wird. 

In Niederösterreich wird in der Hoheitsverwal-
tung gespart, aber natürlich bei den Sozialberufen, 
bei den sozialen Dienstleistungen oder in Kranken-
häusern aufgestockt. Daher darf ich dieses Sprich-
wort von George Bernard Shaw zitieren: „Sparen 
heißt einen Vertrag auf die Zukunft zu machen. 
Sparen heißt nicht linear kürzen.“ Und genau die-
sen Ideen sind wir verpflichtet und dieser Handel 
braucht daher kreative Köpfe um diese umzuset-
zen. Und diese Ideen sind gefragt auch im Bereich 
der Finanzierungen. 

Die finanzwirtschaftlichen Anforderungen, die 
sich an das Land aber natürlich auch an die nie-
derösterreichischen Gemeinden stellen, haben sich 
in den letzten Jahren dementsprechend geändert. 
Kredite aus den vergangenen Jahrzehnten be-
lasten heute noch die Gemeindebudgets. Und in 
genau dieser Situation bieten moderne und nicht so 
Budget intensive Finanzierungsmethoden die Mög-
lichkeit, wichtige Projekte zum Wohle der Bürgerin-
nen und Bürger schnell und effizient auch umzuset-
zen. 

Unter dem Thema „Kommunale Finanzierung“ 
sollte man daher nicht nur die Möglichkeit einer 
Darlehensaufnahme verstehen, sondern vom 
Contracting bis zum privaten Mitfinanzieren, den 
PPP-Modellen, Private Public Partnership, spannt 
sich ein sehr breiter Bogen moderner Finanzie-
rungsinstrumente, die auf die speziellen Bedürf-
nisse der Gemeinden, aber auch des Landes, ab-
zustellen sind. 

Kluge Lösungen bringen wirtschaftlichen und 
finanziellen Vorsprung. Die Idee der Kleinregion ist 
eine davon. Hiebei kommt es zu einer Stärkung der 
Gemeinden in dem Kompetenzen gebündelt wer-
den. Darüber hinaus beinhaltet diese Form der 
Kooperation die Möglichkeit einer gemeinsamen, 
gemeindeübergreifenden Finanzierung, und aber 
auch Refinanzierung. 

Und in der Zukunft wird es darum gehen, über 
diesen Kirchturm hinaus zu denken und große ge-
meindeeigene Projekte und natürlich auch gemein-
deübergreifend zu strukturieren und zu finanzieren. 

Sie sehen, meine Damen und Herren, es führt 
kein Weg daran vorbei, ständig auf der Suche nach 
neuen Möglichkeiten und Ideen zu sein, die uns die 
Gestaltungsfreiräume sichern, die wir in der Zukunft 
brauchen. 

Ich lege Ihnen diesen Budgetentwurf 2005 nun 
zur Beratung und Beschlussfassung vor. Lassen 
Sie mich zusammenfassen, dass in diesem Haus-
haltsjahr 2005 die Herausforderungen, die uns die 
Zeit mit gibt, angenommen werden. Im Lichte der 
bereits angesprochenen bundespolitischen Rah-
menbedingungen und der Notwendigkeit, den 
Spielraum für die wichtigen Initiativen und Impulse 
für unser Land zu erhalten - Landesentwicklung, 
wie eingangs erwähnt, hat Vorrang - kann das 
Budget 2005 nur mit einem nicht ausgeglichenen 
Haushalt erstellt werden. Wohl aber mit einer posi-
tiven Gesamtbilanz. 

Und es ist ein Gebot der finanzpolitischen Ge-
samtverantwortung, dafür Sorge zu tragen, dass 
der Wirtschaftsstandort Niederösterreich noch att-
raktiver wird. Dass noch mehr Arbeitsplätze ge-
schaffen werden, dass Niederösterreich ein Platz in 
einer nachhaltigen gestalteten Umwelt zum Woh-
nen ist, den man sich nicht nur leisten will, sondern 
den man sich auch leisten kann. 

Und viele haben zu diesem Budget beigetra-
gen. Daher seien an den Schluss meiner Ausfüh-
rungen so wie jedes Jahr auch die Worte des Dan-
kes gestellt: Mein Dank gilt vor allem dir, Herr Lan-
deshauptmann, der du – wie jedes Jahr – durch 
den Beginn und Start der Budgetverhandlungen die 
Leitlinie vorgegeben hast, und damit auch die Ver-
antwortung trägst. 

Ganz besonders danke ich den Mitgliedern der 
Landesregierung für ihr Verständnis in den Budgets 
und in den Budgetverhandlungen. Ich danke auch 
dafür, dass man die Rahmenbedingungen dieses 
Budgets auch dementsprechend offensiv aufge-
griffen hat. Und danke den beamteten Herren, lei-
der ist der Herr Hofrat Meißl heute nicht da, weil er 
mich gerade bei den Budgetverhandlungen bzw. 
Finanzausgleichsverhandlungen im Bund vertritt, 
aber ich bitte ihm das auszurichten, ihm und sei-
nem Team unsere Wertschätzung mitzugeben. Und 
dem Budgetdirektor, Direktor Rudolf Stöckelmayer 
und seinem Team in der Finanzabteilung gebührt 
unser aller Dank! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich darf mich aber auch bei Ihnen recht herz-
lich bedanken, schon im Vorhinein, für die Aus-
einandersetzung – ich tu das immer im Vorhinein, 
weil ich bin ein positiv denkender Mensch. Und ich 
denke, dass die Faktenlage überwiegen wird und 
dass man sich am Schluss des Tages auch letzten 
Endes sehr positiv mit diesem Budget auseinander 
setzen wird können. 
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Daher ein Dankeschön, dass Sie auch Ihre 
Energien und Ihr Wohlwollen einzubringen im-
stande sind, diese Initiativen und Aktivitäten dieses 
Budgets auch nach außen zu tragen. Denn am 
Ende soll es nur eine Gewinnerin geben: Die Ge-
winnerin ist die Zukunft unseres Landes, für die und 
für das wir alle die Verantwortung übernommen 
haben. Die Lebensqualität in Niederösterreich ist 
unzweifelhaft gestiegen. Und mit ihr das Selbst-
wertgefühl unserer Landsleute. 

Niederösterreicher von heute identifizieren sich 
im verstärkten Maße mit ihrem Heimatland. Sie sind 
auch je mehr bereit, ihre Lebensenergie, ihre Ar-
beitskraft und ihre Liebe für dieses Land, für das 
Allgemeinwohl, zu investieren. 

Es liegt an uns, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, den Niederösterreicherinnen und Nie-
derösterreichern auf diesem Weg weiterhin unsere 
Unterstützung zu geben. Niederösterreich soll blei-
ben was es ist: Ein Juwel in der Landschaft, ein 
Kraftfeld für Ideen, Innovationen und bürgernaher 
Politik. Niederösterreich soll das werden, was wir 
alle uns wünschen, führend in Österreich, Top Ten 
in Europa. (Anhaltender Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Mag. Freibauer: Ich eröffne die 
Generaldebatte und erteile dem Herrn Abgeordne-
ten Mag. Ram das Wort. 

Abg. Mag. Ram (FPÖ): Geschätzter Herr Prä-
sident! Geschätzter Herr Landeshauptmann! Meine 
sehr verehrten Mitglieder der Landesregierung! 
Meine Damen und Herren! Insbesondere Herr Fi-
nanzlandesrat! 

Ich bin ja ebenso wie der Herr Finanzlandesrat 
ein sehr positiv denkender Mensch, aber seine 
Ausführungen haben sogar mich in seiner positiven 
Ausstrahlung überrascht. Wenn ich mir das Ganze 
angehört habe, so glaube ich, habe ich das falsche 
Budget vor mir liegen gehabt und habe mir das 
falsche Budget durchgeschaut. Entweder haben 
Sie das verkehrte oder ich habe das verkehrte 
Budget. 

Es gibt natürlich auch noch eine andere Mög-
lichkeit, Herr Finanzlandesrat, nämlich dass Sie ein 
sehr guter Schauspieler sind. Hier stellt sich natür-
lich schon die Frage, es hat ja einige sehr promi-
nente und erfolgreiche Schauspieler gegeben, die 
in die Politik gegangen sind. Ich erinnere nur 
Ronald Reagan wurde Präsident, Clint Eastwod 
wurde Bürgermeister und unser Arnold Schwarzen-
egger wurde Gouverneur in Kalifornien. 

Geschätzte Damen und Herren! Vielleicht plant 
unser Finanzlandesrat den entgegen gesetzten 
Schritt: Vielleicht plant er von der Politik in die 
Schauspielerei einzusteigen. Ich glaube, heute 
hätten Sie die besten Voraussetzungen dafür ge-
schaffen. 

Doch jetzt, sehr geehrte Damen und Herren, 
lassen wir die Zahlen des Budgets für sich spre-
chen. Und der Herr Finanzlandesrat hat auch diese 
Zahlen erwähnt. Die Ausgaben steigen um 1,04 
Prozent. Die Einnahmen sinken um 2,65 Prozent. 
Der Bruttoabgang 2005 beträgt 232,5 Millionen 
Euro, der Nettoabgang 163,1 Millionen Euro. Das 
ist eine sehr unerfreuliche Entwicklung und mit 
dieser unerfreulichen Entwicklung sollten wir uns 
ernsthaft auseinandersetzen. 

Es stellt sich natürlich die Frage, warum ist es 
zu dieser Entwicklung gekommen? Was ist schuld 
daran? Und unser Finanzlandesrat hat ja schon 
einige Gründe aus seiner Sicht genannt. Er hat 
gesagt, die Bundespolitik ist schuld, die Konjunk-
turentwicklung ist schuld, alles mögliche ist schuld, 
selbstverständlich ist auch das Hochwasser schuld. 
Aber woran es im Land mangelt, ob auch Fehler im 
Land begangen worden sind, darüber hat er nichts 
gesagt. 

Ich glaube, dass wir hier diese unerfreuliche 
Entwicklung sicher auch zu einem großen Teil als 
Resultat verfehlter Finanzpolitik der letzten Jahre 
zu sehen haben. Anstatt, als der Budgetrahmen 
noch gegeben war, diesen Rahmen entsprechend 
auszunutzen, in die Zukunft zu investieren, mehr 
zukunftsträchtige Investitionen für Niederösterreich 
im notwendigen Ausmaß durchzuführen, hat sich 
unser Finanzlandesrat vor allem mit den Spekulati-
onsgeschäften, mit den alternativen Anlagestrate-
gien beschäftigt. 

Ich glaube, dass es auf Grund der wirtschaftli-
chen Lage, die wir jetzt in Niederösterreich haben, 
und sie wurde auch schon angesprochen, die Lage 
ist nicht so rosig wie sie dargestellt wird. Wir sind 
von der vielgepriesenen Top ten-Region leider sehr 
weit entfernt. Auf Grund dieser Lage wäre es not-
wendig, zu einem Umdenken im Finanzressort zu 
kommen. 

Kurz zusammengefasst lehnen wir dieses 
Budget ab, weil es den Herausforderungen unserer 
Zeit, vor allem auch der Herausforderung der EU-
Osterweiterung nicht ausreichend Rechnung trägt. 
Wir lehnen dieses Budget aber auch ab, weil es die 
falschen Prioritäten setzt. Es ist zum Beispiel nicht  
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einzusehen, wenn überall gespart wird, wenn zum 
Beispiel im sozialen Bereich gespart wird, dass die 
Repräsentationsaufwendungen der Landesregie-
rung erheblich erhöht werden. 

Es ist aber auch nicht einzusehen, dass, wenn, 
wie schon angesprochen, im Sozialbereich gespart 
wird, der Kunstbereich eklatant erhöht wird, wobei 
man ja auch weiß, dass gerade aus dem Kunstbe-
reich zweifelhafte sogenannte Künstler wie ein Herr 
Nitsch gefördert werden. 

Über diese Prioritäten, die man für die Zukunft 
setzen sollte, werden wir uns in den nächsten bei-
den Tagen konstruktiv unterhalten. Und unsere 
Fraktion wird auch konstruktive Vorschläge einbrin-
gen. Diese Vorschläge werden ein breites Spek-
trum abdecken. Sie werden die Wirtschaftspolitik 
abdecken, wo auf Grund der Osterweiterung, auf 
Grund der neuen Herausforderung, dringender 
Handlungsbedarf besteht. In der Wirtschaftspolitik 
wird ja sehr viel getan. Es gibt hier einige äußerst 
positive Initiativen. Dennoch glaube ich, dass wir 
vor allem für die Grenzregionen, vor allem für die 
kleinen, vor allem für die mittleren Betriebe hier 
dementsprechend Maßnahmen nachschießen 
müssten. 

Rund um den 1. Mai gab es ja großartige Fei-
ern. Feiern wurden begangen, man hat das gelobte 
Land herbeigesehnt. Man hat hier großartig die 
Osterweiterung begangen. Diese Feiern haben 
natürlich auch eine Menge Geld gekostet. Und hier 
haben wir auch eine Anfrage gestellt um herauszu-
finden, wieviel Geld das gekostet hat und was hier 
eigentlich konkret geschehen ist. 

Ich glaube, dass wir in Zukunft unser Geld we-
niger fürs Feiern ausgeben sollten, sondern in kon-
krete Projekte, dass konkrete Projekte der Wirt-
schaft, wie sie auch von Herrn Wirtschaftslandesrat 
Gabmann durchgeführt werden, hier dementspre-
chend gefördert werden sollten. 

Wir werden in den nächsten Tagen wieder ei-
nige Resolutionsanträge einbringen. Mit diesen 
Anträgen wollen wir dazu beitragen, dass es zu 
Verbesserungen in gewissen Bereichen in unserem 
Bundesland kommt. Diese Anträge werden einige 
Schwerpunktthemen betreffen, die wir auch in den 
letzten Jahren schon vorgebracht haben. 

Zum Beispiel unser Einsatz für sozial gerechte 
Kanalgebühren. Im Sinne der Gerechtigkeit werden 
wir auch diesmal eine Änderung im NÖ Kanalge-
setz beantragen. Lieber Herbert Kautz, ich weiß, 
dass du wieder sagen wirst: Na ihr bringt ja immer 
dasselbe vor. Das habe ich an deiner Reaktion 

schon gesehen. Aber ich glaube an das Gute im 
Menschen. Ich habe ja schon am Anfang gesagt, 
ich bin ein positiv denkender Mensch. Und ich 
glaube, dass ihr alle, und vielleicht auch du in die-
sem Punkt gescheiter werden könnt, weil ich der 
Meinung bin, dass das ein wesentlicher Punkt ist, 
wo man für eine Entlastung der Bürger sorgen 
könnte. 

Wir werden uns in dieser Landtagssitzung 
auch mit den Freiwilligen-Organisationen ausein-
ander setzen. Die Freiwilligen-Organisationen sind 
ein großer Schwerpunkt unserer politischen Tätig-
keit. Wir alle hier im Landtag bekennen uns dazu 
und wir alle loben und preisen die Arbeit dieser 
Organisationen. 

Ich meine jedoch, man sollte auch Taten set-
zen und den Freiwilligen-Organisationen, speziell 
der Feuerwehr, ermöglichen, auch in der Zukunft 
da zu sein und auch in der Zukunft ihre Leistungen 
zufriedenstellend vollbringen zu können. 

Ein weiteres Anliegen für uns ist der Familien-
bereich. Hier ist in den letzten Jahren viel gesche-
hen. Das Kindergeld auf Bundesebene wurde ein-
geführt. Und es wurde hier auch schon angespro-
chen. Aber ich glaube, ehrlich gesagt, nicht, dass 
die Politik der ÖVP in Niederösterreich und die 
konkreten Personen hier hauptsächlich dafür ver-
antwortlich sind für diese positive Entwicklung im 
Geburtenbereich, sondern es ist sehr wohl das 
Kindergeld, das auf Bundesebene dementspre-
chend durchgesetzt wurde. 

Das Kindergeld auf Bundesebene, aber auch 
auf Landesebene ist einiges passiert. Kinder-
betreuungseinrichtungen wurden ausgebaut und 
verbessert. Wir werden im Rahmen dieser Sitzung 
wieder den Antrag stellen, Verbesserungen im Be-
reich der Öffnungszeiten und der Wahlfreiheit zu 
erreichen. 

Die Landesverwaltung wurde heute schon an-
gesprochen. Und ich sehe das Ganze nicht so wie 
der Herr Finanzlandesrat. Es mangelt in diesem 
Budget an konkreten Schritten zu einer schlankeren 
Verwaltung. Im Sinne der zukünftigen Landesbud-
gets und im Sinne auch der Bürger unseres Lan-
des, und vor allem im Sinne der Konkurrenzfähig-
keit unserer Wirtschaft, unserer klein- und mittel-
ständischen Betriebe, die das Herz Niederöster-
reichs darstellen, in diesem Sinne muss es zu einer 
schlankeren Verwaltung kommen. 

Auch der Verkehrsbereich wurde schon ange-
sprochen. Auch wir sind der Meinung – und da 
unterscheiden wir uns in diesem Punkt von den 
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Grünen – dass der Straßenbau - ein bisschen einen 
Unterschied muss es ja geben, lieber Martin -, dass 
der Straßenbau in unserem Bundesland vorange-
trieben werden muss. Es gibt dringend notwendige 
und jahrelang versäumte Straßenprojekte, wie zum 
Beispiel die S1, schon angesprochen. Wie zum 
Beispiel die Waldviertel-Autobahn, die unbedingt 
notwendig ist um diesen Wirtschaftsraum, um die-
ses Grenzland auch dementsprechend wettbe-
werbsfähig zu machen. Und wie zum Beispiel auch 
die Spange Kittsee. 

Aber nichts desto trotz sollte man auch den 
Ausbau des öffentlichen Verkehrs nicht vergessen. 
Leider gibt es immer noch nicht die Voraussetzun-
gen für ein Umsteigen von Pendlern vom Auto auf 
die Schiene. Tatsache ist, dass die öffentlichen 
Verkehrsmittel nicht ausreichend attraktiv sind. In 
diesem Bereich muss verstärkt investiert werden. 
Es müssen aber auch Gespräche mit Wien bezüg-
lich einer U-Bahnverlängerung ins Wiener Umland 
geführt werden. Das ist für die Pendler aus dem 
Wiener Umland von enormer Bedeutung und wäre 
eine entsprechende Maßnahme um den Staus und 
der Verkehrs- und der Umweltbelastung entgegen 
zu wirken. 

Nicht verabsäumen möchte ich als positives 
Beispiel für die Entwicklung des Budgets den 
Sportbereich und die Tätigkeit von der Frau Lan-
deshauptmannstellvertreterin Liese Prokop, die 
leider nicht anwesend ist, zu erwähnen. 

Abschließend, und wir werden uns in den 
nächsten beiden Tagen noch konkreter mit den 
einzelnen Themen auseinander setzen, möchte ich 
noch einmal betonen, dass wir trotz aller Kritik im 
Laufe unserer Verhandlungen durch unsere An-
träge zu einer positiven Entwicklung des Landes 
beitragen möchten. 

Ich wünsche dem Landtag ernsthafte und 
fruchtbare Stunden, Diskussionen und Debatten. 
Und danke namens meiner Fraktion den Beamten, 
die bei der Herstellung, bei der Erarbeitung des 
Voranschlages tätig waren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Mag. Freibauer: Als nächste Red-
nerin zur Generaldebatte kommt Frau Abgeordnete 
Dr. Petrovic zu Wort. 

Abg. MMag. Dr. Petrovic (Grüne): Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Regierungsmitglieder! Sehr 
geehrte Damen und Herren! 

Ja, das Budget, die in Zahlen gegossene Re-
gierungspolitik, liegt uns vor. Und aus grüner Sicht 
haben wir vor, einigen wenigen Kapiteln, Gruppen, 

unsere Zustimmung zu geben. Einerseits weil wir 
uns damit identifizieren können, andererseits um 
auch zu zeigen, wir differenzieren sehr wohl. Es 
gibt Bereiche, mit denen wir durchaus konform 
gehen können. Umso mehr wünsche ich mir aber, 
dass Sie vielleicht auch unsere Kritik, dort, wo wir 
nicht mitgehen können, ernst nehmen. Und ich 
würde es sehr begrüßen, wenn wir über die Punkte, 
die wir als Grüne kritisch beurteilen, auch in einen 
Dialog kommen könnten. 

Wir orten in zwei großen Bereichen Defizite. 
Einerseits im Demokratiebereich, insbesondere 
was die Position des Landtages und der Landtags-
debatten betrifft und – es wird Sie kaum verwun-
dern – im Umweltbereich. Den Umweltbereich, den 
wir nicht nur als wichtig für die Lebensqualität er-
achten, sondern auch als einen Wirtschaftsfaktor 
ersten Ranges sehen. Ich komme im Detail noch 
darauf wo wir diese Defizite sehen. 

Aber eingangs möchte ich noch ein paar Worte 
zu den Ausführungen von Herrn Landesrat Mag. 
Sobotka sagen. Denn wenn Sie hier durchaus sehr, 
sehr kritische Worte in Richtung der Bundesregie-
rung gefunden haben, dann kann ich das ja durch-
aus nachvollziehen. Aber ich stelle mir schon die 
Frage, wie die ÖVP als staatstragende Partei denn 
tut mit ihrer Kritik. Man hat ja geradezu den An-
schein, als hätten Sie auf der Bundesebene über-
haupt keinen Einfluss auf Ihre Kolleginnen und 
Kollegen in der Bundesregierung. 

Denn wenn wir Kritik üben an der Bundesregie-
rung, dann ist das etwas, ja, was aus der Sicht der 
Grünen durchaus nachvollziehbar und verständlich 
ist. Aber wenn Sie hier offenbar signalisieren, dass 
Sie den Eindruck haben, die Bundesebene nimmt 
Sie nicht wahr, dann ist das ja ein Alarmzeichen 
ersten Ranges. Sie haben beschwörende Worte 
gefunden in Richtung der Landeslehrer, Wohn-
bauförderung, Krankenanstaltenwesen. Ja, wir 
sehen hier auch große Gefahren. Aber meine 
Frage ist: Haben Sie denn auf der Ebene des Bun-
des überhaupt keinen Einfluss als eine doch meiner 
Einschätzung nach gewichtige und durchaus 
mächtige Landespartei? 

Zum Anderen stellt sich für mich die Frage, 
wenn Sie hier bangen um die niederösterreichi-
schen Anteile am gesamten Aufkommen von Steu-
ern, was denn Ihre Konsequenz daraus ist. Ich bin 
im Österreich-Konvent und habe dort, auch wenn 
es um die Finanzen geht, eigentlich noch nicht mit-
erlebt und erfahren, dass sich Niederösterreich 
oder dass Sie sich, Herr Landesrat, besonders 
stark dafür einsetzen würden, dass die Länder, 
dass Niederösterreich ein eigenes Recht bekommt, 
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auch Steuereinnahmen zu lukrieren. Das heißt, 
eine neue Aufteilung der Steuerhoheit. (LR Mag. 
Sobotka: Ganz im Gegenteil!) 

Es wäre für mich ja nur konsequent, um aus 
dieser Rolle des Bittstellers herauszukommen, 
wenn dann die Forderung laut würde, ja, wir wollen 
selbst das Recht haben, in einem bestimmten Um-
fang, neben dem Bund auch Steuereinnahmen zu 
beschließen und dann auch in der Folge einzuhe-
ben. (LR Mag. Sobotka: Das wollen wir nicht!) 
Sie sagen, Sie wollen das nicht? Dann ist es Ihnen 
offenbar nicht ernst mit dem was ja auch immer 
wieder verlangt wird, dass die Kompetenz, Steuern 
einzuheben und das Recht darüber zu befinden 
was damit geschehen soll, in einer Hand zusam-
mengeführt werden soll.  

Sie werden so nie aus der Rolle des Bittstellers 
kommen. Und für die Grünen wäre es völlig klar, wir 
gehen davon aus, dass auch die Länder das Recht 
haben sollten, ohne natürlich insgesamt die Belas-
tungen für die Bevölkerung zu erhöhen, Steuern 
einzuheben. (Beifall bei den Grünen.) 

In den beiden Punkten Demokratie und Umwelt 
orten wir ein Defizit. Und ich begründe das wie 
folgt. Und damit meine ich nicht auch die Ge-
schäftsordnung hier im Landtag. Über das haben 
wir ja auch diverse Male gesprochen, dass die 
Rechte kleinerer Parteien, Fraktionen, Klubs hier in 
Niederösterreich wirklich im Bundesvergleich ex-
trem unterbelichtet sind. Sondern ich meine insge-
samt die Rolle des Landtages. Auch die Rolle, die 
die Abgeordneten der Mehrheitspartei der ÖVP hier 
ausüben. 

Es gibt wirklich zentrale Bereiche, die auch in 
den Bereich der Legistik, der Gesetzesfindung, 
hineinspielen, in denen der Landtag überhaupt 
ausgeschaltet ist. Denn es sind zentrale Beispiele 
und Kapitel, wo sie nicht einmal den Anspruch er-
hoben haben, dass das ein ureigenstes Recht des 
Landtages sein sollte darüber zu beschließen. 

Ein Beispiel dafür, das Landesentwicklungs-
konzept, die sogenannte „W.i.N Strategie“. Es wäre 
natürlich gerade für ein Entwicklungskonzept, das 
das ganze Land betrifft und das quasi die großen 
Konturen der Zukunftspolitik betrifft, was wäre, ist 
hier nicht naheliegend, dass der Landtag darüber 
befindet. In dem Zeitplan der vorgelegt worden ist 
hinsichtlich des Projektes „Strategie Niederöster-
reich“ ist für das erste Quartal 2004 Begutachtung 
und Beschlussfassung NÖ Landesregierung. 

Jetzt nehme ich erstens wahr, dass der Zeit-
plan mittlerweile überschritten wurde. Aber ich 

frage mich, ob Sie sich nicht auch die Frage stellen, 
warum denn das nicht hier im Landtag weiter ent-
wickelt, diskutiert und letztlich beschlossen werden 
soll. Bitte, Strategien für die Zukunft, das sind wirk-
lich die großen Linien der Politik. Das ist doch ein 
ureigenstes Recht oder sollte ein ureigenstes Recht 
des Landtages sein, dass wir das hier diskutieren 
und letztlich beschließen. Haben Sie nie dieses 
Bewusstsein als Parlamentarierinnen und Parla-
mentarier verspürt, auch der Regierung zu signali-
sieren, hier ist der Ort wo das beschlossen werden 
sollte? Nicht in der Regierung. 

Selbstverständlich meine ich, wir sollten das 
mit der Regierung diskutieren. Und die Regierung 
wird einen wesentlichen Part dabei haben. Aber 
letztlich denke ich, sollte es eine Forderung jeder 
Parlamentarierin und jedes Parlamentariers sein, 
dass hier die gesetzgebende Körperschaft die 
Oberhoheit über solche Strategien haben soll. 
(Beifall bei den Grünen.) 

Und auch wenn immer wieder für Niederöster-
reich das Bild der Familie geprägt wird, dann muss 
es ein Bild aber auch sein, wo alle mitreden kön-
nen. Wo der Landtag einen wesentlichen Part hat. 
Denn letztlich wird, gerade was eine Zukunftskon-
zeption betrifft, natürlich auch dann die Auswirkun-
gen auf der einfach gesetzlichen Ebene letztlich zu 
ziehen sein.  

Und wenn diese Auswirkungen eben Gesetze 
betreffen, dann kann es ja bitte nicht so sein, dass 
der Landtag das dann letztlich nachbetet oder 
nachvollzieht, was die Regierung lange schon be-
schlossen hat. Das ist keine unbotmäßige Forde-
rung, sondern es ist eine absolut notwendige de-
mokratiepolitische Forderung und es wäre ein not-
wendiger demokratiepolitischer Standard. (Beifall 
bei den Grünen.) 

Ich bringe daher einen Resolutionsantrag ein 
(liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Dr. Petrovic, Mag. Fasan, 
Dr. Krismer, Weiderbauer zum Verhandlungsge-
genstand Ltg. 241/V-2-2004, Voranschlag des Lan-
des Niederösterreich für das Jahr 2005 betreffend 
Landesentwicklungskonzept für Niederösterreich. 

Im Jahr 2001 wurde von der Gruppe ‚Raum-
ordnung, Umwelt und Verkehr‘ im Amt der NÖ – 
Landesregierung ein Prozess zur Erstellung eines 
unter dem Titel ‚W.i.N. Strategie Niederösterreich‘ 
bekannten Landesentwicklungskonzeptes gestartet. 
Im November 2003 wurde ein Entwurf in Begut-
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achtung geschickt. Die Begutachtungsfrist endete 
im Februar 2004. Für Herbst 2004 steht der – ur-
sprünglich für das Frühjahr 2004 angekündigte - 
Regierungsbeschluss bevor.  

Ein wesentliches Versäumnis in diesem Pro-
zess stellt die Tatsache dar, dass es seitens der 
Landesregierung offensichtlich nicht geplant ist, 
den Landtag als oberstes politisches Organ des 
Landes mit diesem Landesentwicklungskonzept zu 
befassen. Das Landesentwicklungskonzept begreift 
sich aber laut Eigendefinition als ‚strategisches 
Steuerungsinstrument‘, als ‚politisches Instrument‘, 
mit durchaus ‚normativem Charakter‘ jenseits der 
verbindlichen Gesetzgebung.  

Der Landtag beschließt jene Gesetze bzw. Ge-
setzesänderungen, die sich an dem ‚strategischen 
Steuerungsinstrument‘ orientieren sollen. Es ist 
daher nahe liegend, dass der Landtag auch sein 
eigenes ‚strategisches Steuerungsinstrument‘ 
selbst debattiert und beschließt und es sich nicht 
von der Landesregierung diktieren lässt. 

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag möge beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, den 
Entwurf für das Landesentwicklungskonzept ‚W.i.N. 
Strategie Niederösterreich‘ einschließlich der Stel-
lungnahmen aus dem Begutachtungsverfahren so 
rasch wie möglich dem Landtag zur Debatte und 
Beschlussfassung vorzulegen.“ 

Das zieht sich aber weiter durch dieses Demo-
kratiedefizit den ganzen Landtag betreffend. Auch 
andere, wesentliche Konzepte, die zu legistischen 
Auswirkungen führen, gehen so quasi am Landtag 
vorbei. Beispiel Nummer 2, das Klimaschutzpro-
gramm. Auch hier werden die entsprechenden Akti-
vitäten ausschließlich der Regierungsebene zuge-
ordnet. Und in diesem Bereich gibt’s noch dazu auf 
Grund der Art und Weise wie diese Bereiche ver-
waltet werden, ein vollkommenes Demokratiedefi-
zit. Es ist so. Leider ist es so. Und Sie könnten das 
hier und heute ändern. Es wäre ja, denke ich mir, 
ein schöner Schritt, wenn einmal eine so logische 
Resolution wirklich von allen getragen würde.  

Klimaschutz ist es so, dass die meisten dieser 
Materien im Rahmen der mittelbaren Bundesver-
waltung vollzogen werden. Was Ozon betrifft, was 
Luftqualität, was Feinstäube betrifft. Und dort be-
kommen wir überhaupt keine Antworten von den 
Regierenden. Denn dort ist es so, dass auf der 
gesetzgebenden Ebene, das heißt auf der Bundes-
ebene, die zuständigen Regierungsmitglieder nicht 

antworten, weil sie diese Materie nicht vollziehen. 
Und auf der Landesebene, wenn wir den Herrn 
Landeshauptmann, wenn wir Regierungsmitglieder 
zu diesen Materien der mittelbaren Bundesvollzie-
hung befragen, dann kommt Antwort: Nicht unsere 
Kompetenz. Wendet euch an die Bundesebene. 

Das heißt, wir haben hier einen gewaltigen Be-
reich der Vollziehung, der überhaupt nicht parla-
mentarisch kontrolliert wird. Und das kann und darf 
wirklich nicht so sein. Und ich appelliere an Sie, 
dass Sie sich zumindest im Rahmen der Konvent-
beratungen dafür einsetzen, dass hier eine ganz 
klare Regelung im Sinne einer durchgehenden und 
lückenlosen parlamentarischen Kontrolle endlich, 
endlich, endlich verankert wird. (Beifall bei den 
Grünen.) 

Oder drittes Beispiel. Auch ein Programm, das 
eigentlich in die Zukunft weist, das ganz wesentlich 
ist für den Umweltbereich, aber auch für den Wirt-
schaftsbereich, eine Nachhaltigkeitsstrategie. Im 
November 2003 wurde der Öffentlichkeit vorgestellt 
vom Herrn Landeshauptmann ein Konzept, das er 
in Auftrag gegeben hat bei Monika Langthaler, der 
ehemaligen Grünabgeordneten und jetzt Unter-
nehmerin. Ein Konzept, das sehr, sehr erfolgver-
sprechend klingt. Und was für uns Grüne von über-
aus großer Wichtigkeit erscheint: Was ist damit 
passiert? Wer weiß es? Niemand weiß es offenbar. 
Es scheint in irgend einer Regierungsschublade 
verschwunden zu sein. Das ist schade! Denn ge-
rade dieses Konzept einer nachhaltigen Entwick-
lung hat viele Bereiche aufgezeigt, wo wir die Ziele, 
besserer Umweltschutz und wirtschaftlicher Erfolg 
zusammenbringen könnten. 

Von der Landwirtschaft über den Verkehr, in 
andere Bereiche hinein. Und es genügt nicht, dass 
das im Rahmen einer Pressekonferenz der Öffent-
lichkeit vorgestellt wird, dass also quasi ein Regie-
rungsmitglied oder der Landeshauptmann sich da 
eine zusätzliche grüne Feder auf den Hut steckt. 
Sondern dieses Konzept muss umgesetzt werden. 
Es muss mit Gesetzen umgesetzt werden und erst 
in der weiteren Folge von der Regierung umgesetzt 
werden. (Beifall bei den Grünen.) 

Und dieses Demokratiedefizit, wir können das 
aufzeigen. Wir als grüne Fraktion, wir können es 
nicht verändern. Sie als Mehrheitsfraktion, Sie 
könnten es verändern. Und es liegt an Ihnen, ob 
Sie soviel parlamentarischen Ehrgeiz, soviel parla-
mentarischen Stolz auch haben, dass Sie Ihren 
eigenen Regierungsmitgliedern sagen, das soll, das 
muss im Landtag diskutiert und beschlossen wer-
den. Natürlich nicht gegen die Regierung, mit der 
Regierung. Aber diese Oberhoheit des Landtages 
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die kann und darf nicht außer Acht gelassen wer-
den. 

Zum zweiten großen Defizitbereich, den wir als 
Grüne orten, dem Umweltbereich. Da scheint es 
zwar auf den ersten Blick so zu sein als würde hier 
eine gewaltige Ausweitung der Mittel erfolgen. Nur 
wenn man sich dann genauer anschaut, wohin das 
Geld geflossen ist oder fließen soll, dann wird die-
ser Vorrang für die Umweltpolitik schon sehr deut-
lich relativiert.  

Denn von der Ausgabensteigerung von 8 Milli-
onen Euro fließen knapp 5 Millionen Euro in eine 
neue Landesgartenschau. Jetzt finde ich es durch-
aus positiv wenn man auch in dem Bereich positive 
Leistungen darstellt. Aber das kann ja wohl nicht 
wirklich ein Schwerpunkt der Umweltpolitik des 
Landes sein. 

In den anderen Bereichen, dort, wo es wirklich 
um Kernbereiche der Umweltpolitik geht, dort ist 
überhaupt keine Steigerung oder teilweise sogar 
ein Rückschritt zu verzeichnen. Der CO2-Ausstoß in 
Niederösterreich steigt statt zu sinken. Letztes Jahr 
Rekorde bei den Ozonwerten. In Konsequenz dar-
aus kann ich jedenfalls aus der in Zahlen gegosse-
nen Regierungspolitik im Voranschlag nichts ent-
nehmen. 

Grenzwertüberschreitungen bei den Feinstäu-
ben. Ich frage mich, welches Programm resultiert 
daraus? Was tun wir um hier die Luftqualität und 
damit den Gesundheitsschutz stärker zu betonen. 
Keine Antwort im Budget! Ja nicht einmal Lärm-
messgeräte, das wäre ja etwas sehr Einfaches und 
Banales, sind dort vorhanden, wo es wirklich um 
gewaltige Störfaktoren, um gewaltige Lärmquellen 
geht, nämlich bei den Steinbrüchen. Beispiel Hain-
burg, Beispiel Gaaden. Das wäre ja eine wirklich 
minimale Forderung dass man hier auf den Ge-
sundheitsschutz besser achtet. 

Oder ganz wichtige Bereiche, sowohl für die 
Umwelt als auch für die Wirtschaft. Photovoltaik. 
Hier wird der Förderungssatz reduziert statt hinauf 
gesetzt. Obwohl, ich glaube, wir sind einer Mei-
nung, dass dieser Bereich ein wirtschaftlicher Hoff-
nungsbereich wäre und natürlich auch ein zentraler 
Bereich für die Umwelt und die Lebensqualität im 
Lande. (Beifall bei den Grünen.) 

Ebenso wird der Fonds für Ökostromanlagen 
von 4,5 auf 3,2 Millionen Euro gekürzt! Obwohl wir 
hier den Hoffnungsbereich überhaupt schlechthin 
haben. Und wenn mittlerweile auch durchaus nicht 
„grüne“ oder progressive Zeitungen wie die 
„Furche“ schon das Ende des Erdölzeitalters be-

schreiben, dann ist meine Frage, was ist die nie-
derösterreichische Konsequenz darauf? Die Förde-
rungen zu kürzen in dem Bereich? Das kann und 
darf ja wohl nicht wahr sein! 

Meine Damen und Herren! Anders schaut es 
aus hingegen bei der Verkehrspolitik. Sie sprachen 
von dem Ausbau der Schiene und der Straße. Ja, 
beim öffentlichen Verkehr entnehme ich dem Bud-
get keine Steigerung. Das stagniert. Hingegen beim 
Straßenbau eine Steigerung um satte 12 Millionen 
Euro. Also das sind Steigerungsraten, dagegen 
nimmt sich ja das Umweltbudget geradezu lächer-
lich aus. Dort sind die wahren Steigerungsbereiche, 
obwohl der Verkehr in allen Bereichen der Umwelt-
belastung mittlerweile an die Spitze der Belastungs-
quellen geklettert ist. 

Während wir im Bereich der Wirtschaft bei 
Gewerbe und Industrie echte Erfolge beim Abbau 
der Umweltbelastungen zu verzeichnen hatten. 
Dort ist was passiert. Das merken wir auch und das 
betonen wir als Grüne durchaus sehr. Im Verkehr 
ist das nicht der Fall. Sogar wenn da oder dort bes-
sere Technologien eingeführt werden bei den Lkws 
und ähnliches. Es wird durch die Steigerung der 
Menge bei weitem wett gemacht. 

Und wir müssten daher, es müsste das Budget 
genau umgekehrt sein. Im Straßenbereich müsste 
es darum gehen, die Straßen, die bestehenden zu 
erhalten und da und dort Entlastungen der Bevölke-
rung im Sinne von Umfahrungen und ähnlichem 
durchzuführen. Nicht aber die ganze Kapazität im 
System Straßenverkehr weiter hinauf zu schreiben. 
Das ist der falsche Weg und das lehnen wir als 
Grüne ab. (Beifall bei den Grünen.) 

Ich komme zu einem allerletzten Punkt. Denn 
es müsste auch so sein, dass der Landtag die 
Kontrolle ausübt was mit Beschlüssen, die er selbst 
gefasst hat, passiert. Und hier wird es dann bei der 
Gruppe 7 einen weiteren Resolutionsantrag der 
Grünen geben. Denn das ist ein Bereich wo man 
auch sieht, dass dieses Verständnis, das letztlich 
was Beschlussfassung und Kontrolle betrifft, der 
Landtag die Oberhoheit haben muss und nicht die 
Regierung, dass dieses Verständnis hier nur unzu-
reichend ausgeprägt ist. 

Wir haben zu Beginn des heurigen Jahres auf 
eine Initiative der Grünen hier im Hause einstimmig 
beschlossen, dass wir uns alle für den Fortbestand 
des Safariparks in Gänserndorf einsetzen würden. 
Mittlerweile passiert das Gegenteil. Und zwar leider 
auch mit einem hohen Mitteleinsatz, der aber nicht 
dazu geführt hat, dass bis jetzt der Bestand dieses 
Parks nachhaltig gesichert ist. Das kann nicht so 
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sein, dass wir hier den Beschluss fassen, die Lan-
desregierung möge alles tun um den Fortbestand 
zu sichern, das heißt, auch notfalls unternehme-
risch in die Bresche zu springen. Und dass wir 
dann einfach sehen, es werden hier hunderttau-
sende Euro an Steuergeldern ausgegeben, und 
gleichzeitig werden trotzdem die Ziele, diesen Park 
zu erhalten, die Arbeitsplätze zu erhalten, nicht 
erreicht. (LR Mag. Sobotka: Es hat nie geheißen, 
dass die Landesregierung unternehmerisch tätig 
wird!) 

Das heißt, ich fordere auch den Landtag ins-
gesamt in seiner Gesamtheit, auch Sie als Abge-
ordnete der Mehrheitsfraktion auf, dass Sie die 
eigenen Beschlüsse besser kontrollieren. Denn wir 
sollten es sein, die federführend sind, die Linien in 
die Zukunft zu entwerfen. Das setzt aber auch vor-
aus, dass wir sehr genau darauf achten, was mit 
den Beschlüssen der Vergangenheit passiert. Auch 
in diesem Bereich orte ich leider ein großes Defizit. 
Danke! (Beifall bei den Grünen.) 

Präsident Mag. Freibauer: Als nächster Red-
ner zur Generaldebatte kommt Herr Abgeordneter 
Weninger zum Wort. 

Abg. Weninger (SPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hohes Haus!  

Ein schöner Tag beginnt mit einem sanierten 
Budget. Sie kennen diesen Ausspruch von Finanz-
minister Dr. Grasser, der noch aus einer Zeit 
stammt, als die Bundesregierung noch die Mär vom 
Nulldefizit verbreitet hat. Man könnte sagen, die 
Woche fängt ja schon gut an. 

Aber, meine Damen und Herren, Niederöster-
reich hat in den letzten Jahren durchwegs sehr 
positiv gewirtschaftet. Und es steht an, den Mitglie-
dern der NÖ Landesregierung dafür Dank und An-
erkennung auszusprechen. Auch wenn uns der 
Herr Finanzlandesrat Mag. Sobotka heute sein 
viertes Budgetdefizit oder Defizitbudget mit einem 
Neuabgang von 163 Millionen Euro präsentiert. 

Das, was wir in den letzten Wochen sehr in-
tensiv verhandelt haben, was Sie alle hier bei der 
Sitzung des Ausschusses für Wirtschafts- und Fi-
nanzfragen in der vorvorigen Woche miterlebt ha-
ben, das, was heute präsentiert wird, ist und bleibt 
ein Budgetprovisorium mit sehr vielen Unbekann-
ten. Wo Fragen offen bleiben wie die des Finanz-
ausgleiches, die Auswirkungen des Österreich-
Konvents, die weiteren Einbrüche im Umsatzsteu-
erbereich, aber auch die unsicheren Konjunktur-
prognosen. 

Das Aushungern der Länder und Gemeinden 
durch die Bundesregierung führt zu Steuerausfäl-
len, die – und das haben wir heute erlebt in der 
Rede des Herrn Finanzlandesreferenten – nicht 
einmal von der ÖVP schön geredet werden können. 
Eigentlich sollten wir mit dem morgigen Haushalts-
beschluss ein Budgetbegleitgesetz mitbeschließen, 
in dem wir die Bundesregierung auffordern, noch 
vor „Knittelfeld 2“ den Rücktritt anzutreten. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Schadenfreude kommt bei uns Sozialdemokraten 
nicht auf. Wir werden, und das haben wir diskutiert 
und vereinbart, diesem Budgetentwurf unsere Zu-
stimmung geben, damit Niederösterreich weiter 
arbeiten kann. Die Aufgaben, die Probleme und die 
Herausforderungen sind zu groß, als dass wir die 
Situation politisch ausschlachten wollen. 

Aber vielleicht täte es dem einen oder anderen 
in der ÖVP ganz gut, angesichts dieser Fakten vom 
hohen Ross herunterzusteigen und die viel geliebte 
Zusammenarbeit nicht nur am Sonntag zu predi-
gen, sondern auch unter der Woche zu leben. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es würde Ihnen 
kein Stein aus der Krone fallen, wenn Sie die Ver-
antwortung für die schwierigen Budgetbedingun-
gen, für die Arbeitslosigkeit, für die anhaltende 
Wirtschaftskrise, für den Kaufkraftverlust in breiten 
Kreisen der Bevölkerung auch beim Namen nennen 
würden. Der Finanzlandesrat hat es indirekt ge-
macht, indem er die Bundesregierung kritisiert hat 
mit den Worten, sie seien in der Wolle gefärbte 
Zentralisten, denn sein Zitat unterstreicht, was auch 
meine Meinung ist, dass nämlich auf diejenigen, die 
nicht rechtzeitig zurücktreten, zutrifft, wie er es ge-
sagt hat: „Wer nicht mit der Zeit geht, der geht mit 
der Zeit.“ Wir sind in dieser Aussage vollkommen 
bei dir, Herr Landesrat! (Beifall bei der SPÖ.) 

Immerhin ist es Ihr Mitglied des ÖVP-Bundes-
parteivorstandes, Ihr Finanzminister Karl Heinz 
Grasser und die Bundesregierung, deren Steuer-
reform unserem Land heuer 29 Millionen Euro und 
im nächsten Jahr über 100 Millionen Euro kostet. 
Geld aus Niederösterreich für den Steuersäckel des 
Finanzministers, das uns in Niederösterreich an 
allen Ecken und Enden fehlt. 

Unter dem Druck der vorliegenden Budgetda-
ten, 4,5 Milliarden Euro Einnahmen, 4,7 Milliarden 
Ausgaben, eine Nettoneuverschuldung von 163 
Millionen Euro und eines Schuldenstandes von 
sage und schreibe 3 Milliarden Euro scheinen die  
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Spielräume, die heute bereits angesprochen wur-
den, für das Land äußerst eingeschränkt. Leider 
sind in den vorgelegten Ansätzen kaum Perspekti-
ven zu erkennen, die über das Normale und über 
das Gewohnte hinaus gehen. 

Um den Wirtschaftsstandort Niederösterreich 
konkurrenzfähig zu erhalten und die Arbeitslosigkeit 
besonders unter der Jugend und der älteren Gene-
ration effizient zu bekämpfen, um die Infrastruktur 
endlich an die neuen Herausforderungen anpassen 
zu können und um unserer Jugend effiziente Bil-
dungsoffensiven und Zukunftschancen zu geben, 
um im Gesundheits- und im Sozialbereich das hohe 
Niveau zu erhalten und weiter auszubauen, um der 
Landwirtschaft ein Überleben zu sichern und um 
Niederösterreich als Umweltmusterland positionie-
ren zu können, ist mehr Geld auf der einen Seite, 
aber auch mehr politische Kreativität auf der ande-
ren Seite gefragt. 

Diese Ziele mit diesem Budgetentwurf zu errei-
chen, wird die Mitglieder der NÖ Landesregierung 
und den Hohen Landtag in den nächsten Monaten 
und wahrscheinlich Jahren vor enorme Herausfor-
derungen stellen! 

Die Österreichische Volkspartei Niederöster-
reich ist ja äußerst kreativ, was die Präsentation 
mediengerechter Aktionen betrifft. Für jede noch so 
kleine Initiative werden teure Events organisiert, 
tausende bunte Broschüren produziert, Magazine 
gedruckt, oft peinliche Beiträge in „Niederösterreich 
heute“ gebucht und mit den Steuermitteln großzü-
gigst umgegangen. Aber nicht alles „tut gut“, 
„schmeckt gut“, „riecht gut“ oder wie diese Aktionen 
alle heißen, sind auch wirklich gut für Niederöster-
reich. (Beifall bei der SPÖ.) Auch nicht jeder Gärt-
ner ist ein begnadeter Finanzfachmann. 

Wir werden in den nächsten Monaten ange-
sichts dieser angespannten Finanzsituation noch 
sorgfältiger als bisher darüber wachen müssen, wie 
wie viele und vor allem welche Mittel eingesetzt 
werden und ob dabei immer die Effizienz und das 
Wohl des Landes im Mittelpunkt stehen. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte zu zwei 
Themen hier in der Generaldebatte explizit Stellung 
nehmen. Das ist die Frage der Regionalpolitik und 
die Frage der wirtschaftlichen Entwicklung. 

Ich bin sehr stolz, dass die niederösterreichi-
sche Positionierung innerhalb unserer Republik und 
auch europaweit durchaus eine positive ist. Und ich 
habe großes Verständnis für diejenigen, die diese 
Entwicklung auch besonders positiv herausstrei-
chen. Und wenn ich Fakten von Eurostat auf den 

Tisch lege, dann möchte ich niemandem weh tun, 
sondern nur die Relationen klarstellen. 

Du kennst, Herr Landesrat, sicher auch die von 
der Eurostat herausgegebene Statistik über die 
Wirtschaftskraft europäischer Regionen. Und da ist 
Niederösterreich halt weit weg von Top ten. Wir 
sind bei 92 Prozent der durchschnittlichen Wirt-
schaftskraft in Europa, wobei Österreich bei 112 
Prozent liegt, Wien zum Beispiel bei 152 Prozent. 

Ich erwähne das deshalb, damit wir Ansporn 
und Anreiz entwickeln. Und ich will bereits heute 
am Beginn der Budgetdebatte von Seiten der Sozi-
aldemokratie feststellen, wir sind für jeden Ver-
gleich offen. Man kann Niederösterreich mit Wien, 
mit Deutschland, mit irgend welchen afrikanischen 
Provinzen vergleichen. Helfen tut uns tatsächlich 
nur das, was wir selbst bewegen können. Und wir 
sollen bei allem Jubel auch am Boden der Realität 
bleiben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Kurz ein paar Anmerkungen zur Regionalpoli-
tik. Nachdem der 1. Mai der Erweiterung gefeiert ist 
und wurde, folgen nun die langen Mühen der 
Ebene. Und wir wissen, dass es durchwegs eine 
komplexe Einschätzung der wirtschaftlichen Ent-
wicklung Niederösterreich, dieser Europaregion im 
Herzen des neuen Europa gibt. Wir wissen um die 
Problematik der Auslagerung von Produktion. Wir 
wissen um Billigimporte aus den Staaten, die mit 
niedrigen Löhnen und niedrigen Sozial- und Um-
weltstandards produzieren. 

Für vieles wird die Europäische Union verant-
wortlich gemacht. Oft zu Recht, meistens meiner 
Meinung nach zu Unrecht. Das Grundproblem die-
ser Problematik liegt vielmehr in der neoliberalen 
Wirtschaftspolitik, die sich in Europa breit macht für 
die Begriffe wie GATS, Liberalisierung, Globalisie-
rung stehen. Wie betroffen auch die Niederösterrei-
cherinnen und Niederösterreicher auf die Auswir-
kungen dieser Politik reagieren, zeigt auch die 
Wahlenthaltung bei der Europaparlamentswahl. Die 
Politik der reinen Lehre des Marktes wird von der 
Bevölkerung zunehmend als bedrohlich empfun-
den. 

Ich gehe davon aus, dass breite Teile auch der 
Österreichischen Volkspartei das mittlerweile er-
kannt haben. Weil es sind nicht nur Linke und ge-
werkschaftliche Gruppierungen die weltweit gegen 
den Liberalismus auftreten, sondern mittlerweile 
zum Beispiel auch die katholischen, die christlichen 
Kirchen, die uns vor wenigen Wochen im Rahmen 
der Präsidiale ihr Sozialwort übergeben haben und 
wo zum Beispiel drinnen steht, Marktwirtschaft be-
darf sozialer und ökologischer Rahmenbedingun-
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gen, damit sie dem Leben dient und auf Dauer er-
folgreich ist. 

Meine Damen und Herren! Wir Sozialdemo-
kraten schließen uns dieser Positionierung voll 
inhaltlich an. Weil es geht bereits in Ebenen, wo 
jeder einzelne Bürger betroffen ist, aber auch alle 
Ebenen der Politik bis hinunter zu den Gemeinden, 
Stichwort Daseinsvorsorge. (Beifall bei der SPÖ.) 

Dass es auch in Niederösterreich immer wie-
der Ansätze oder Versuche von Ansätzen gibt, für 
kurzfristige Gewinnmaximierung zur Budgetkosme-
tik, zur Verschönerung der Ausgaben- und Schul-
denstruktur derartige Modelle heranzuziehen, ver-
folgen wir mit großer Sorge. 

Dass es aber auch anders geht in Niederöster-
reich zeigt zum Beispiel die erfolgreiche Regionali-
sierungspolitik der letzten Jahre - eigentlich könnte 
man schon sagen der letzten Jahrzehnte -, die ja 
als Ergänzung zur Schaffung der Landeshauptstadt 
St. Pölten, damals von Landeshauptmannstellver-
treter Ernst Höger, ins Leben gerufen wurde. 

Und obwohl jener Teil, der unter dem Titel 
Eurofit-Aktion läuft, bereits bis 2008 verlängert 
wurde, fehlt für den 2006 auslaufenden Regionali-
sierungstopf noch immer ein langfristiger Umset-
zungsbeschluss. 

Uns ist eine rasche Vereinbarung über die 
Höhe und die Laufzeit deshalb so wichtig, weil wir 
dieses erfolgreiche Instrument der regionalwirt-
schaftlichen Impulsgebung in Zeiten, in denen sich 
die Förderstrukturen an unseren Grenzen negativ 
zu unseren Gunsten entwickeln, ganz dringend 
brauchen. 

Ich bin überzeugt, dass wir, ich habe das be-
reits im Vorjahr gesagt, dass wir in den nächsten 
Wochen und Monaten einen Konsens hier in die-
sem Hause finden, diese Regionalpolitik auch für 
die Zukunft zu kreieren. 

Eckpunkte dieses Projektes, und ich sage das 
ganz konkret, müsste einerseits ein Langzeit-Pro-
jekt sein, wo die ECO PLUS weitere finanzielle 
Mittel bekommt um die Vorgriffe, die bereits getätigt 
wurden, abzudecken. Da handelt es sich um eine 
Größenordnung von 50 bis 60 Millionen Euro. Das 
ist eine Erhöhung der jährlichen Dotierung, not-
wendig über die bisher 29 Millionen hinaus. Aber 
auch ein Umdenken bei der Anwendung der Regio-
nalisierungsmittel. Denn nicht alles wo Regionali-
sierung oder eurofit draufsteht, ist auch tatsächlich 
ein Regionalisierungsprojekt oder ein EU-Erweite-
rungsprojekt. 

Großprojekte wie zum Beispiel Kulturprojekte, 
Schulen, Wellnesshotels, Thermen etc. können 
zwar von ECO PLUS mit ihrer Managementfähig-
keit mit bearbeitet werden, aber dazu sind eigene 
budgetäre Voraussetzungen notwendig, sonst sind 
die Regionalisierungstöpfe bald wieder leer. 

Ein paar Worte noch zur Konjunkturbetrach-
tung. Sie wissen, dass Niederösterreich bei schwa-
chen 0,6 Prozent liegt, bei einem ebenso nicht be-
sonders erfreulichen Bundesdurchschnitt von 0,9 
Prozent. Im Vergleich mit Oberösterreich 2,2 Pro-
zent Wirtschaftswachstum, in Salzburg 2 Prozent. 
All diese Daten müssen Ansporn für die NÖ Wirt-
schaftspolitik sein. 

Ich habe mit Bewunderung einen Artikel des 
Kollegen Riedl in der neuesten Ausgabe der Zeit-
schrift des NÖ Gemeindevertreterverbandes gele-
sen, wo er nicht nur richtig analysiert, sondern auch 
zu dem wirtschaftspolitischen Schluss kommt, dass 
die Gemeinden ihre Funktion als Konjunkturmotor 
für die regionale Wirtschaft verloren haben und sie 
nicht mehr in der Lage sind, antizyklische Impulse 
zu setzen. 

Meine Damen und Herren! Ich orte hier ein 
Umdenken der Österreichischen Volkspartei, ein 
Hin zur „keynesionistischen“ Wirtschaftspolitik, die 
sie ja über viele Jahre verteufelt haben, dass sie 
erkennen, dass in wirtschaftlich schwierigen Zeiten 
mit hoher Arbeitslosigkeit, geringer Kaufkraft der 
Bevölkerung durchwegs antizyklisches Wirtschaften 
auch von ihnen unterstützt wird. Ich erwarte mir 
diesbezüglich vom Land die entsprechenden Im-
pulse. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wir können die NÖ 
Politik gemeinsam kreieren, wir können sie auch 
gemeinsam den Bürgerinnen und Bürgern mitteilen. 
Ich verstehe auch die Argumentation des Herrn 
Landesrates, der alle Initiativen aufzählt, nur, nicht 
jede Luftblase kann auch Leben retten. Es gibt 
auch Luftblasen die als solche rein über bleiben. 
Ich ersuche daher in der Umsetzung des Budget-
entwurfes für das Jahr 2002 Perspektiven einzu-
bringen, die über das Normale und das Gewohnte 
hinaus gehen. Mehr als das Normale und das Ge-
wohnte wären zum Beispiel, um einige Anmerkun-
gen zu machen, eine neue Lehrlingsoffensive mit 
dem AMS über drei oder fünf Jahre um die Ju-
gendarbeitslosigkeit in Niederösterreich tatsächlich 
zu bekämpfen. (Abg. Hinterholzer: Wir haben 
keine!) 
Wir haben keine Jugendarbeitslosigkeit? Kannst du 
das wiederholen fürs Protokoll? (Abg. Hinterholzer: 
Ende April stehen den Lehrstellensuchenden ge-
nauso viele offene Stellen gegenüber!) 
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Laut Kollegin haben wir in Niederösterreich keine 
Jugendarbeitslosigkeit. Ich danke dir für diese Aus-
sage! (Abg. Hinterholzer: Bei den Lehrlingen! Kor-
rekt zitieren!) 

Meine Damen und Herren! Eine weitere Initia-
tive, die möglich wäre, um die Jugendarbeitslosig-
keit, die wir tatsächlich haben, zu bekämpfen, wä-
ren weitere Qualifizierungsoffensiven im EDV- und 
Fremdsprachenbereich über lange Jahre hinweg. 

Zum Beispiel eine Ergänzung von dem was wir 
bisher haben, indem wir die Differenz für arbeits-
lose Junglehrer aufzahlen von ihrem Arbeitslosen-
geld zum Grundgehalt um diese einzusetzen um 
die Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher 
weiter zu qualifizieren. Wir haben das Potenzial in 
unserem Land. 

Eine Wohnbauoffensive mit beispielsweise 
tausend zusätzlichen Wohneinheiten über einen 
längeren Zeitraum paktiert. Eine Technologieoffen-
sive, die nicht blutleer ist, sondern Niederösterreich 
wirklich in die Rolle eines Hightec-Standards brin-
gen kann. 

Eine Infrastrukturoffensive, die hilft, Versäum-
tes aufzuholen und deren wirtschaftliche Vorzieh-
effekte als Gegenfinanzierung anerkannt werden 
können. Eine Internetoffensive, die Unternehmen 
und Privathaushalte wirklich flächendeckend im 
ganzen Land mit Breitbandanschlüssen versorgt. 
Und schlussendlich eine Bildungs- und Qualifizie-
rungsoffensive, die den Namen auch tatsächlich 
verdient und nachhaltig wirkt. 

Wenn in Oberösterreich beispielsweise jährlich 
mehr als 16.000 Aus- und Weiterbildungsmaßnah-
men mit 7,4 Millionen Euro gefördert werden, dann 
schaut Niederösterreich mit seinen 2.000 Förde-
rungen mit schwachen 300.000 Euro sehr beschei-
den aus. 

Meine Damen und Herren! Die Reaktion der 
Österreichischen Volkspartei ist natürlich vorher-
sehbar. All das gibt es in Niederösterreich bereits. 
Jede Initiative hat einen klingenden Namen. Und 
übrigens haben wir sowieso alles im Griff. Nicht 
darum geht es, sondern es geht um die Ausgestal-
tung der einzelnen Aktivitäten mit finanziellen Mit-
teln und der Zusammenarbeit zum Beispiel zwi-
schen den Sozialpartnerschaftsträgern. 

Meine Damen und Herren! Der ganze Bereich 
der finanziellen Situation der Gemeinden wird in 
den nächsten Tagen noch sehr ausführlich hier im 
Haus diskutiert werden, weil er damit zusammen-
hängt welche politische Ebene welche finanziellen 

Mittel zur Verfügung hat um die Probleme in die-
sem Land zu bekämpfen. 

Lassen Sie mich noch einige Anmerkungen zur 
Abrundung machen zum Beispiel über die Verwal-
tungsstrukturen in diesem Land, weil die Kollegin 
Dr. Petrovic auch dieses Landesentwicklungskon-
zept W.I.N angesprochen hat. In diesem Zusam-
menhang geht es sicherlich darum, die vorhande-
nen Verwaltungsstrukturen zu durchleuchten. Noch 
dazu wo es ja momentan so scheint als könnten wir 
vom Österreich-Konvent nicht wirklich den großen 
Durchbruch erwarten. 

Zentrale und dezentrale Landesdienststellen, 
Bezirkshauptmannschaften, regionale Entwick-
lungsverbände, kleinregionale Kooperationspro-
jekte und Regionalmanagement sind einer ständi-
gen Effizienzkontrolle zu unterziehen und Mehrglei-
sigkeiten und Ineffizientheiten sind zu vermeiden. 

Wir bekennen uns – und der Herr Landesrat 
hat das angesprochen – zu wirtschaftlich und öko-
logisch sinnvollen Kooperationen, zur Zusammen-
arbeit in Gemeindeverbänden, zur Bildung von 
Verbandsgemeinden. Was wir aber nicht zulassen 
werden ist eine weitere Ausdehnung demokratisch 
nicht legitimierter Strukturen, die mit Landesförde-
rung aufgepäppelt werden, und die sich sukzessive 
zu Parallelgemeinderäten entwickeln. (Beifall bei 
der SPÖ. – Zweiter Präsident Sacher übernimmt 
den Vorsitz.) 

Explizit möchte ich in diesem Zusammenhang 
noch die enorme Leistung der Niederösterreiche-
rinnen und Niederösterreicher hervorheben. Die 
Tätigkeit zigtausender Niederösterreicherinnen und 
Niederösterreicher in tausenden Vereinen, Hilfsor-
ganisationen, Rettungsorganisationen, Kultur- und 
Sportvereinen, die nicht nur enorme, gesellschaftli-
che Leistungen erbringen, sondern auch wirtschaft-
liche Impulse für unser Land und für unsere Regio-
nen setzen. Undenkbar, müssten Land und Ge-
meinden all jene Mittel zur Verfügung stellen, die 
diese Hilfsorganisationen durch Eigenleistung und 
ehrenamtliche Dienste zur Verfügung stellen. Ein 
herzliches Dankeschön nicht nur im Jahr der Frei-
willigen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr 
geehrter Herr Landesrat! Ich hoffe, dass Sie in den 
nächsten beiden Tagen unsere Ideen, unsere An-
regungen, Vorschläge und Kritik als konstruktiven 
Beitrag im politischen Diskurs um eine bessere 
Zukunft unseres Landes werten. Wir reichen allen 
Fraktionen einmal mehr die Hand zur konstruktiven 
politischen Zusammenarbeit. Verteufeln Sie unsere 
Beiträge nicht grundsätzlich, nur weil sie nicht von 
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der Mehrheitsfraktion kommen. Wir Sozialdemo-
kraten werden in den nächsten beiden Tagen auch 
Ihre Beiträge kritisch prüfen und sie unterstützen, 
wenn wir zur Überzeugung kommen, dass sie Nie-
derösterreich einen Schritt weiter bringen. Von der 
absoluten ÖVP-Mehrheit erwarte ich mir Kritikfähig-
keit in der Form, dass nicht jeder Diskurs, jede Kri-
tik grundsätzlich als Miesmacherei, Landesverrat 
und Majestätsbeleidigung abgetan wird, sondern 
als Chance zur Weiterentwicklung der eigenen 
Position. 

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, 
danke ich den Mitgliedern der Landesregierung für 
die gute Zusammenarbeit. Allem voran natürlich 
unserer Frau Landeshauptmannstellvertreterin 
Heidemaria Onodi und unserer Landesrätin Christa 
Kranzl und Emil Schabl, den Mitarbeitern im NÖ 
Landesdienst und wünsche dir, Herr Finanzlandes-
rat, eine gute Hand für die Zukunft. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Zweiter Präsident Sacher: Als nächster Red-
ner zur Generaldebatte kommt Herr Klubobmann 
Abgeordneter Mag. Schneeberger zu Wort. 

Abg. Mag. Schneeberger (ÖVP): Herr Präsi-
dent! Anwesende Mitglieder der Landesregierung! 
Hohes Haus! Meine geschätzten Damen und 
Herren! 

Am Mittwoch dem 9. Juni haben wir dramatisch 
erlebt, wie abhängig eigentlich das NÖ Landesbud-
get von äußeren Einflüssen ist. Da kommt eine 
lakonische Mitteilung vom Finanzministerium und 
nach näherer Beurteilung durch unsere Budgetex-
perten stehen plötzlich Mindereinnahmen in der 
Größenordnung von über 30 Millionen Euro im 
Raum. 

So weit so gut oder so weit so schlecht. Wie 
geht man nun damit um? Soll man im Wissen, ein 
fertig gedrucktes Budget zu haben, im Wissen, ein 
in der Landesregierung verabschiedetes Budget zu 
haben, und daher auch ein ausverhandeltes Bud-
get, soll man die neuen Fakten mit einbeziehen 
oder das bisherige verabschiedete Budget in der 
Form lassen? 

Der Landesrat Wolfgang Sobotka hat einmal 
mehr bewiesen, dass man Mut nicht kaufen kann. 
Entweder man hat ihn, oder man hat ihn nicht. Er 
hat ihn und hat innerhalb weniger Stunden mit sei-
nen Mitarbeitern einen neuen Budgetvoranschlag 
gebracht. Wie waren nunmehr die Reaktionen? In 
meinem Klub herrschte vorerst Unverständnis und 
bei näherer Betrachtung der Fakten Einverständnis. 

Die SPÖ reagierte mit Unmut und Kritik, wie 
ich meine, verständlicherweise, war aber zu Ge-
sprächen bereit, ließ sich informieren und signali-
sierte letztendlich Zustimmung. Und die Grünen? 
Na, die Grünen outeten sich wieder einmal. Statt 
bei Gesprächen dabei zu sein, sich informieren zu 
lassen, war der erste Weg zu den Medienvertretern 
um dies zu skandalisieren. (Abg. Mag. Fasan: Fünf 
Zeilen! Ich bitte dich!) 

Das, meine Damen und Herren der Grünen, 
unterscheidet uns voneinander. Hier Konstruktivität, 
da Destruktivität. Hier Seriosität, da Populismus. 
(Beifall bei der ÖVP.) 
Das ist Ihr politisches Sittenbild, diese Art von Poli-
tik lehnen wir in Niederösterreich ab! (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Hohes Haus! Und nun zum Voranschlag: Die 
Budgeterstellung war noch nie eine lockere Ange-
legenheit. Das kann unser nunmehriger Präsident 
bestätigen, Kollege Mag. Freibauer, der frühere 
Landesfinanzreferent und nunmehrige Landes-
hauptmann Erwin Pröll und jetzt unser nunmehriger 
Landesrat Mag. Wolfgang Sobotka. 

Bei der jetzigen Begleitmusik gestaltet sich 
diese Budgeterstellung noch schwieriger. Ob die 
Begleitmusik von der EU-Ebene kommt, wir brau-
chen nur die Absenz bei der EU-Wahl als Signal 
nehmen, sicher eine Antwort auf so manche prob-
lematische Richtlinie von Brüssel, oder die Begleit-
musik von der Bundesebene, alte Schulden 
schränken natürlich den Handlungsspielraum ein, 
aber leider, und das muss ich eingestehen, fehlt 
allzu oft die glückliche Hand, den Menschen die 
notwendigen Reformen plausibel zu erklären. Oder 
die Begleitmusik von der Konjunkturseite, ein län-
geres Tief, das das Hoch warten lässt. 

Aber wir alle kennen Landesrat Mag. Sobotka 
als begeisterten Musiker und hervorragenden Diri-
genten. Und es ist ihm auch diesmal gelungen, aus 
dissonanten Tönen einen hörenswerten, wenn Sie 
so wollen, sehenswerten Klangkörper zu schaffen. 
Ein Werk, ein Budget, das nicht „adagio“, also lang-
sam und ruhig, sondern „allegro“, lebhaft und 
schnell, so wie er ist, gespielt wird. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Ich gratuliere unserem Finanzreferenten, aber 
vor allem auch seinen hervorragenden Mitarbeitern 
der Finanzabteilung. Danke in diesem Zusammen-
hang aber auch allen Mitgliedern der Landesregie-
rung zum konstruktiven Mittun. Das Budget 2005, 
es wurde schon heute mehrmals gesagt, ist von 
Mindereinnahmen in der Größenordnung von 2,65  
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und von Mehrausgaben von 1,04 Prozent geprägt. 
Die logische Konsequenz dieser Prozentzahlen ist 
ein höherer Abgang in der Größenordnung von 
163,1 Million und natürlich eine höhere Verschul-
dung. 

Wesentlichen Anteil daran hat naturgegeben 
die Steuerreform im heurigen und im nächsten 
Jahr. Sie belastet das Land in etwa mit 140 Millio-
nen Euro, wurde ebenfalls schon erwähnt. Man 
kann sagen, des einen Leid – unseres – des ande-
ren Freud‘. Uns tut diese Steuerreform weh. Uns, 
da meine ich das Land und die Gemeinden. Dem 
Bürger tut diese Steuerreform gut. Und es war not-
wendig, dass man eine spürbare Entlastung der 
Bürgerinnen und Bürger dieses Landes durchführt. 
Allen Unkenrufen gegenüber der Bundesregierung 
zum Trotz: Diese Steuerreform ist gelungen. 

Weniger steuerliche Belastungen für den Ein-
zelnen und mit der Senkung der Körperschafts-
steuer eine ganz wesentliche Maßnahme zur Absi-
cherung des Wirtschaftsstandortes Österreich, na-
türlich auch des Wirtschaftsstandortes Niederöster-
reich und damit zur Sicherung und zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze. (Beifall bei der ÖVP.) 
Natürlich ist nicht alles eitle Wonne, Waschtrog mit 
der Bundesrepublik. Mit der Bundesregierung. Wir 
sind nicht auf einem Auge blind. (Abg. Mag. Fasan: 
Das war ein klassischer Freud’scher!) 
Das war wirklich ein Freud’scher Versprecher. Weil 
in der Bundesrepublik Deutschland ist es noch viel 
ärger. Da bin ich bei dir. Aber ich merke, du hast 
aufgepasst, Kollege Mag. Fasan, das spricht für 
dich. (Abg. Mag. Fasan: Ich hör dir immer zu!) 

Natürlich gibt es einige Kritikpunkte. Es kann 
beispielsweise nicht sein, dass man sich von immer 
mehr Aufgaben verabschiedet und unter dem 
Mäntelchen der Privatisierung und Auslagerung 
entpolitisiert und die Länder und Gemeinen be-
lastet. 

Jüngstes Beispiel die ASFINAG. Man kündigt 
die Werkverträge mit dem Straßendienst um eigene 
Gesellschaften zur Erhaltung von Autobahnen und 
Schnellstraßen aufzubauen. 

Hohes Haus! Wir werden dabei nicht zusehen 
wie Steuergeld für hohe Managerbezüge und für 
den Ausbau von Bürokratismus missbräuchlich 
verwendet wird. Da vertrauen wir einmal mehr der 
Konsequenz und auf das Durchschlagsvermögen 
und Durchsetzungsvermögen unseres Herrn Lan-
deshauptmannes. Und ich bin überzeugt, was in 
der Früh geboten wird, wird am Abend anders aus-
sehen. Das heißt, so wie es sich die ASFINAG 

vorstellt, wird es sicher nicht in Niederösterreich 
umgesetzt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber auch die Aussagen von Finanzminister 
Grasser zu den weiteren Sparzielen der Bundesre-
gierung sind nicht gerade vertrauensbildende Maß-
nahmen zwischen dem Bund, den Ländern und 
Gemeinden. Er erwartet sich gar Einsparungen in 
der Höhe von 1 Milliarde Euro beim Finanzaus-
gleich und dieselbe Summe im Gesundheitsbe-
reich. Insgesamt 2 Milliarden zu Lasten der Länder 
und Gemeinden. Die Antwort darauf kann nur sein, 
mit uns nicht, Herr Grasser! (Beifall bei der ÖVP 
und SPÖ.) 

Aber da vertraue ich auch auf unser Verhand-
lungsteam, auf unser Verhandlungsteam und heute 
ist der Kollege Mag. Riedl ja bei dieser Verhand-
lung und Landesrat Mag. Sobotka vertreten, dass 
bei den Finanzausgleichsverhandlungen mit gut 
fundierten Fakten unsere Interessen gegenüber 
dem Bund bestens vertreten sind. Aber es ist nicht 
der Finanzminister allein, der meint, den Ländern 
und Gemeinden das Fürchten lehren zu müssen. 
Da erdreistet sich so mancher Experte, so mancher 
Industriekapitän quasi als verhinderter Politiker, wie 
beispielsweise Klaus Raidl, uns Ratschläge zu ge-
ben, die da lauten, und jetzt zitiere ich wörtlich: 
„Das Ziel muss sein, Länder und Gemeinden zum 
Sparen zu zwingen. Und zum Sparen zwingt man 
sie nur wenn man ihnen das Geld kürzt.“ Oder: „Ein 
C-Beamter wird durch Handauflegen des Bürger-
meisters zum A-Beamten was die Gage betrifft.“ 

Meine Damen und Herren! Für mich sind diese 
Aussagen zum einen eine Beleidigung aller Bür-
germeister in ganz Österreich, zum anderen aber 
vor allem eine Verhöhnung aller Mitarbeiter des 
Landes- und Gemeindedienstes, die eine hervorra-
gende Arbeit leisten und ein Bruchteil von dem 
verdienen, was diese Manager bekommen. (Beifall 
bei der ÖVP.) Manche von ihnen bekommen das 
nicht einmal im Jahr was der eine oder andere im 
Monat bekommt. 

Leider finden solche und ähnliche länderfeind-
liche Meldungen so manche Unterstützung. So bei 
der Forderung Raidls was die Abschaffung der 
Wohnbauförderung anlangt. Niemand geringerer 
als Ihr Vorsitzender Gusenbauer stellt dieselbe 
Forderung auf. Und das, Hohes Haus, ist ein 
Schlag ins Gesicht aller niederösterreichischen 
Häuslbauer. Das ist ein Schlag ins Gesicht aller 
Jungfamilien, die sich nur durch die NÖ Wohnbau-
förderung eine Wohnung leisten können. Ein 
Schlag in das Gesicht aller kleinen Gewerbetrei-
benden in den Regionen, die durch den Wohnbau 
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ihre Aufträge erhalten und die Existenz vieler Mitar-
beiter absichern. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und wenn ich an die neue ökologische Wohn-
bauförderung, durch unsere Frau Landeshaupt-
mannstellvertreterin Liese Prokop eingeführt, 
denke, ist es auch ein Schlag ins Gesicht aller Um-
weltengagierten. Aber Gusenbauer kann es noch 
besser mit seinen länder- und bürgerfeindlichen 
Vorstellungen. Wollen Sie noch ein Beispiel haben? 
Wieder ein wörtliches Zitat, 8. November 2003, also 
noch kein halbes Jahr her: „Ich bin dafür, die teuren 
Bezirkshauptmannschaften abzuschaffen.“ Auch 
hier gibt es nur eine Antwort. Eine niederösterrei-
chische Antwort: Mit uns nicht, Herr Gusenbauer! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Jede Umfrage bestätigt es: Die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter auf unseren BHs leisten Her-
vorragendes, sie sind ein echter Dienstleistungsbe-
trieb. Und ich möchte die Gelegenheit wahrneh-
men, im Namen unserer Fraktion allen diesen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern auf den Bezirks-
hauptmannschaften, aber auch hier im Lande, ein 
herzliches Danke zu sagen und gratulieren zu die-
ser hervorragenden Arbeit! (Beifall bei der ÖVP.) 

Hohes Haus! Wenn es bis heute nicht gelun-
gen ist, die Bundes-SPÖ und mit ihr den Kollegen 
Gusenbauer vom Föderalismus zu überzeugen, 
dann freue ich mich schon auf die Auseinanderset-
zungen innerhalb der SPÖ in Sachen Föderalismus 
mit der Frau Landeshauptmann Burgstaller. Denn 
der Standort bestimmt den Standpunkt. Und da 
interessiert mich auch die Haltung innerhalb des 
Konvents. 

Ich erwarte mir nämlich vom Österreich-Kon-
vent klar, dass es nicht zu einem Mehr an Zentra-
lismus und damit Vergeuden von Steuergeld 
kommt, sondern zu einem mutigen Schritt in Rich-
tung Föderalismus. Denn nur, wenn die Entschei-
dungen so nah wie möglich beim Bürger getroffen 
werden, sind sie effizient, Steuergeld sparend und 
menschlich. 

Und ich stehe an dieser Stelle nicht an, der 
Frau Kollegin Dr. Petrovic zu danken. Denn im 
Konvent unterstützt sie viele unserer föderalisti-
schen Überlegungen. Das hatte ich mir ursprüng-
lich nicht gedacht und bin positiv überrascht. (Bei-
fall bei den Grünen.) 

Ich möchte die Gelegenheit aber auch wahr-
nehmen um auf ein paar Ausführungen von Frau 
Kollegin Dr. Petrovic zu antworten. Zum Einen: Das 
W.i.N-Projekt ist wohl eine der größten Bürgerbe-
wegungen, die in Niederösterreich je durchgeführt 

wurden. (Abg. Mag. Fasan: Da warst du aber auf 
keiner Veranstaltung!) 

Und Sie können davon ausgehen, Kollege 
Mag. Fasan, ich weiß schon, dass du dich mit den 
Bürgern relativ schwer tust. Aber Gottseidank 
meine Abgeordneten nicht. Und das haben wir bei 
der Wahl entsprechend bestätigt bekommen. (Bei-
fall bei der ÖVP.) 

Selbstverständlich werden die Ergebnisse die-
ses Entwicklungsprojektes für ganz Niederöster-
reich hier im Landtag beantwortet. Das ist ja selbst-
redend. Das ist ja überhaupt keine Frage! Und in-
nerhalb des Klimaschutzprogrammes wird das im 
Herbst hier diskutiert. Das ist ja eine Selbstver-
ständnis eines Parlamentariers in diesem Haus. 

Und was die Frage des Auftrages nach Nach-
haltigkeit an Ihre ehemalige Kollegin Langthaler 
betrifft, so ist es so, dass der erste Auftrag ja be-
reits beendet ist und abgeschlossen wurde im Jän-
ner 2004, dass es aber einen Folgeauftrag gibt, der 
in das W.i.N-Projekt eingearbeitet wird. (Abg. Mag. 
Fasan: Das ist ja nicht geschehen!) 
Und daher ist es auch wieder die logische Konse-
quenz, dass sich das Parlament damit auseinan-
dersetzen wird. 

Was die parlamentarische Kontrolle anlangt, 
da werden wir – was die mittelbare Bundesverwal-
tung anlangt und damit auch die Kontrolle entweder 
im Land oder im Bund - uns im Konvent auseinan-
dersetzen müssen. Und da bin ich Ihr Partner wenn 
es darum geht, dass die Kontrolle entweder da oder 
dort, das ist eine Frage des Blickwinkels, auf alle 
Fälle Platz greifen muss. 

Und eines können Sie uns in Niederösterreich 
aber schon gar nicht vorwerfen, dass wir zu wenig 
für die Umwelt tun. Ich glaube, das ist eine Flucht 
nach vorne Ihrer Bewegung. Ich gestehe ein, wir 
sind nicht grün, die Volkspartei, wir sind ökologisch. 
Und die Menschen in diesem Land haben uns das 
bestätigt, indem über 1,5 Millionen mit ihrer Anmel-
dung in diesem Land und damit mit dem Bekennt-
nis zu diesem Land gesagt haben, dieses Land ist 
lobens- und lebenswert. Und das ist die Antwort auf 
unsere Umweltpolitik. (Beifall bei der ÖVP.) 

Gehen Sie ins Wein- und Waldviertel und sa-
gen, wir brauchen für den Straßenbau keinen Euro 
mehr ausgeben. Und gehen Sie in den Süden, 
Kollege Mag. Fasan, tu nicht dein Haupt schütteln, 
und frag, was mit der Südautobahn ist. (Abg. Mag. 
Fasan: Ein weises Haupt muss man gelegentlich 
schütteln!) 
Wenn wir hier 12 Millionen Euro mehr investieren, 
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ist es zur Sicherheit der Bevölkerung in diesem 
Lande. Und dazu stehen wir! (Beifall bei der ÖVP. – 
Abg. Mag. Fasan: Im öffentlichen Verkehr habt ihr 
immer Stagnation!) 

Wenn ich schon beim Konvent bin, dann ge-
statten Sie mir zwei Bereiche von den vielen Berei-
chen, die im Konvent diskutiert werden, anzuspre-
chen. Und zwar gesondert anzusprechen. Das ist 
die Frage der Sicherheitsstruktur und die Frage der 
Bildungsstruktur. Beide haben eines gemeinsam: 
Es darf weder in der Sicherheit, noch in der Bildung 
zu einer Aushöhlung der Regionen kommen. Im 
Gegenteil! Nicht zuletzt durch die neue geopoliti-
sche Situation wird die Sicherheitsfrage verschärft. 
Die Verunsicherung der Bevölkerung ist speziell 
durch das Anhäufen von Eigentumsdelikten eine 
große. Hier ist der Sicherheitsapparat, natürlich 
auch der zuständige Minister Dr. Strasser gefordert. 

Die Ansätze, die gemacht wurden, sind in Ord-
nung und bereits spürbar. Die internationale Ver-
netzung, speziell gegen das organisierte Verbre-
chen, die straffere Organisation, das Zusammen-
führen von Polizei und Gendarmerie und die not-
wendige stufenweise Aufstockung des Personals 
vor Ort. Alles wesentliche Maßnahmen zur Erhö-
hung der Sicherheit. (Unruhe bei Abg. Gartner.) 

Um ehrlich zu sein, wir sind mit dem jetzigen 
Zustand auch noch nicht wirklich zufrieden. (Abg. 
Gartner: Ehrlich? Da seid ihr draufgekommen?) 
Dennoch, liebe Freunde, dennoch, jetzt hör zu, 
Kollege. Denn ich denke an die Zeiten eines Mi-
nisters Löschnak, Einem und Schlögl. Und wenn 
ich an die Zeiten denke, dann kann ich eines sa-
gen: Es gibt einen eindeutigen Fortschritt in Sachen 
Sicherheit in Österreich! (Beifall bei der ÖVP. – 
Unruhe bei der SPÖ.) 

Eine große Herausforderung gibt es auch im 
Bildungsbereich. Na, da schaust Frau Landesrat. 
1970 waren es noch 28.000 Erstklassler, heuer 
knapp über 14.000, also knapp mehr als die Hälfte. 
Die Strukturen von damals sind die Strukturen von 
heute. Aber eines ist klar: Ohne Kinder keine 
Schule. Wir in Niederösterreich haben klare bil-
dungspolitische Ziele. 

Erstens: Die Bildungsqualität muss erhalten 
bleiben. Zweitens: Es darf zu keiner Entwurzelung 
der Kinder kommen. Drittens: Die Flexibilität von 
Lehrern und Gemeinden ist gefordert und viertens 
darf es auch kein Ausspielen des ländlichen Rau-
mes gegen den urbanen Raum geben. (Beifall bei 
der ÖVP. – Unruhe bei LR Kranzl.) 

Daher auch unser gemeinsamer Antrag, Frau 
Landesrat Kranzl, nach Forderung eines Standort-
zuschlages für Kleinstschulen. Nur, meine Dame, 
meine Herren von der SPÖ: Sie müssen Farbe 
bekennen! Sie müssen deswegen Farbe bekennen, 
weil einerseits Ihre Bundes-Sozialdemokraten und 
Ihr Vorsitzender Organisationseinheiten von min-
destens 300 Schüler verlangen. Eine klare Liquida-
tion der Schulen im ländlichen Raum! (Beifall bei 
der ÖVP. – LR Kranzl: Das ist falsch! – Unruhe bei 
der SPÖ.) 

Ich weiß, dass es unangenehm ist. Herr Kol-
lege Cerwenka, ich weiß, dass das unangenehm 
ist. Aber das sind die Fakten. (Unruhe bei der 
SPÖ.) 
Also darf ich eines sagen: Ich spüre an der Reak-
tion, dass ich den Finger in die richtige Wunde ge-
legt habe. (Beifall bei der ÖVP. – Abg. Mag. Fasan: 
Das ist ein gutes Zitat!) 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Die 
Eltern in unserem Bundesland können sich auf die 
niederösterreichische Volkspartei und deren Ver-
treter verlassen. Wir werden die Schulfrage in un-
serem Bundesland im Sinne der Kinder, im Sinne 
der Eltern und im Einvernehmen mit den Gemein-
den und Lehrern lösen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Frau Kollegin Kranzl! Da bedarf es keiner vor-
dergründigen Streite um Schulsprengeländerungen. 
Da brauchen wir auch kein Geifern der bessere 
Erhalter der Standorte zu sein. Und da braucht man 
uns auch nicht des Wortbruches zeihen. Wir garan-
tieren unseren Bürgern in Niederösterreich, dass 
wir auch im Bildungswesen das Vorzeige-Bundes-
land Österreichs sind. (Beifall bei der ÖVP.) 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Zu-
rück zum Voranschlag: Trotz schwieriger Begleit-
umstände, trotz eines geringeren Handlungsspiel-
raumes setzen wir unsere Politik zur Stärkung des 
Standortes Niederösterreich weiter fort. Dieser Vor-
anschlag enthält wesentliche Impulse in der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik, im Sozialbereich, im Gesund-
heitsbereich, natürlich im Umweltbereich, im Kultur- 
und Bildungsgeschehen, aber vor allem zur Absi-
cherung des Wirtschaftsstandortes Niederöster-
reich. 

In der nun folgenden Spezialdebatte wird auf 
diese Schwerpunkte im Detail eingegangen und ich 
freue mich auf eine lebhafte, sachliche Diskussion. 
Ich kann Ihnen als Klubobmann der stärksten Frak-
tion in diesem Hause versichern, dass wir in Nie-
derösterreich mit unseren Vorkehrungen am besten  
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Wege sind, am besten Wege, Erweiterungsgewin-
ner Nummer 1 zu werden. Am besten Wege im 
Konzert der Regionen Europas ganz vorne mitzu-
spielen. Am besten Wege, ein noch attraktiverer 
Wirtschaftsstandort zu werden und damit zusätzli-
che Arbeitsplätze zu schaffen. Und am besten 
Wege, unser Land für die hier wohnenden, über 1,5 
Millionen Landesbürger, noch lebens- und liebens-
werter zu gestalten. Ein Schritt, diese Ziele zu er-
reichen, ist der vorliegende Budgetentwurf, dem 
meine Fraktion zur Überraschung aller die Zustim-
mung geben wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Sacher: Es liegt mir jetzt 
noch eine nachträgliche Wortmeldung vor. Es hat 
sich Herr Klubobmann Weninger zu Wort gemeldet. 

Abg. Weninger (SPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir werden in den nächsten beiden Tagen 
noch genug Zeit finden um Perspektiven zu entwi-
ckeln, Schuldige zu finden auf allen Ebenen. Das 
gehört zum politischen Diskurs dazu, gerade bei 
der Generaldebatte zum Budget. Aber warum ich 
mich zu Wort melde, ist nicht um die Aussagen 
meines Kollegen Mag. Schneeberger zu kommen-
tieren, sondern um dem wirklich empörenden Zwi-
schenruf der Kollegin Hinterholzer während meines 
Beitrages zu widersprechen. 

Meine Damen und Herren! Der Zwischenruf 
hat ungefähr so gelautet, dass es in Niederöster-
reich keine Jugendarbeitslosigkeit gebe. (Abg. 
Hinterholzer: Das stimmt ja nicht! Ich habe gesagt 
bei den Lehrlingen!) 
Dem gegenüber stehen die Daten des Arbeits-
marktservices ... Du kannst dich versuchen heraus-
zureden. Musst halt vorher denken und dann da-
zwischen rufen. Dann brauchst dich nachher nicht 
mehr herausreden. (Beifall bei der SPÖ und den 
Grünen.) 

Ich finde das empörend! Das ist eine Beleidi-
gung gegenüber dem Bundesland und der nieder-
österreichischen Jugend, dass eine Abgeordnete 
zum NÖ Landtag angesichts dieser Situation von 
5.175 arbeitslosen Jugendlichen in diesem Land 
davon spricht, es gäbe keine Jugendarbeitslosig-
keit. (Abg. Hinterholzer: Das stimmt ja überhaupt 
nicht!) 
Ich erwarte mir darüber eine Entschuldigung vor 
dem NÖ Landtag, liebe Kollegin! (Beifall bei der 
SPÖ und den Grünen.) 

Zweiter Präsident Sacher: Es liegt mir nun 
die Wortmeldung des Herrn Klubobmannes Mag. 
Schneeberger vor. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Mag. Schneeberger (ÖVP): Hohes 
Haus! Es bedarf keiner Entschuldigung. Zum Ers-
ten. Zum Zweiten: Die Geschäftsordnung sagt klar, 
wer bei der Generaldebatte das Wort ergreifen darf 
und wer nicht. Daher ist es logisch, dass ich mich 
zu Wort melde und das klarstelle, weil es schon 
irgendwo eigenartig anmutet, dass man hier ganz 
bewusst einen Zwischenruf der Kollegin Hinter-
holzer missdeutet und anders darstellt. 

Die Kollegin Hinterholzer hat klar gesagt, dass 
bei den Lehrlingen genauso viel offene Stellen als 
offene Suchende mit 1. April gemeldet sind. Das 
sind 384 Lehrstellen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zuhören solltet Ihr. Denn diese Worte, sie hat 
dann noch einmal in einem Zwischenruf das bestä-
tigt. Und da könnt Ihr jetzt das deuten und wenden 
wie Ihr wollt, es ist so. Liebe Freunde! Das ist eine 
polemische Art und Weise, einen Zwischenruf 
misszudeuten. Und das lehnen wir grundsätzlich 
ab! (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Sacher: Zu einer tatsächli-
chen Berichtigung meldet sich Herr Abgeordneter 
Mag. Fasan zu Wort. 

Abg. Mag. Fasan (Grüne): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! 

Ohne inhaltlich auf dieses Scharmützel einge-
hen zu wollen und den ... (Abg. Mag. Schnee-
berger: Wir sind in einer Generaldebatte!) 

Hättest mich nur weiter reden lassen. Ich habe 
den Zwischenruf gehört und applaudiert wie der 
Kollege Weninger sich gemeldet hat. Ich glaube, 
das ist Erklärung genug. Es steht nirgends in der 
Geschäftsordnung, dass sich nur zur Generalde-
batte Klubobleute melden dürfen. Das möchte ich 
nur berichtigend festhalten. (Beifall bei den Grü-
nen.) 

Zweiter Präsident Sacher: Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! 

Nach diesen zusätzlichen Wortmeldungen und 
dieser tatsächlichen Berichtigung sind wir am Ende 
der gemeldeten Rednerliste zur Generaldebatte.  
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Damit ist diese Rednerliste erschöpft. Und ich frage 
den Herrn Berichterstatter, ob er ein Schlusswort 
wünscht. 

Berichterstatter Abg. Dipl.Ing. Toms (ÖVP): 
Ich verzichte! 

Zweiter Präsident Sacher: Es wird verzichtet. 
Hoher Landtag! Es liegt uns ein Resolutionsantrag 
der Abgeordneten Dr. Petrovic, Mag. Fasan, Dr. 
Krismer und Weiderbauer vor über den ich in der 
Folge abstimmen lasse. Dieser Resolutionsantrag 
betrifft ein Landesentwicklungskonzept für Nieder-
österreich. (Nach Abstimmung über diesen Resolu-
tionsantrag:) Das ist die Minderheit. Der Resoluti-
onsantrag ist abgelehnt! 

Ich bitte den Hohen Landtag nun in die Spezi-
aldebatte einzugehen. (Nach Abstimmung über das 
Eingehen in die Spezialdebatte:) Das ist einstimmig 
der Fall. Ich beabsichtige, bei dieser Spezialdebatte 
die Beratung und Beschlussfassung über alle 
Gruppen des Voranschlages sowie des Dienstpos-
tenplanes 2005 abzuführen und nach Verabschie-
dung über den Voranschlag des Landes Nieder-
österreich für das Jahr 2005 als Ganzes hinsichtlich 
Erfordernis und Bedeckung sowie des Dienstpos-
tenplanes 2005 und über den Antrag des Wirt-
schafts- und Finanz-Ausschusses zum Voranschlag 
Punkt I. – VII. abstimmen zu lassen. 

Bei der Abstimmung über die einzelnen Grup-
pen des Voranschlages ist beabsichtigt, über allfäl-
lige Abänderungsanträge zum Voranschlag 2005, 
dann über die Gruppe selbst und zum Schluss über 
allfällige, zu der jeweiligen Gruppe, eingebrachten 
Resolutionsanträge abstimmen zu lassen. 

Ich ersuche nunmehr den Berichterstatter, 
Herrn Abgeordneten Dipl.Ing. Toms, zu Gruppe 0, 
Vertretungskörper und allgemeine Verwaltung, zu 
berichten. 

Berichterstatter Abg. Dipl.Ing. Toms (ÖVP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich 
berichte zur Gruppe 0. 

Die Gruppe 0, Vertretungskörper und allge-
meine Verwaltung, enthält Landtag, Landesregie-
rung, Amt der Landesregierung, Bezirkshaupt-
mannschaften, Sonderämter, sonstige Aufgaben 
der allgemeinen Verwaltung, Personalvertretung, 
Pensionen und Personalbetreuung. 

Ausgaben von 601,057.100 Euro stehen Ein-
nahmen von 83,879.700 Euro gegenüber. Der An-
teil der Ausgaben am Ausgabenvolumen beträgt 
12,89 Prozent. 

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die De-
batte einzuleiten. 

Zweiter Präsident Sacher: Ich danke für die 
Berichterstattung und eröffne die Debatte über die 
Gruppe 0. Zu Wort gelangt als erster Redner Herr 
Abgeordneter Mag. Ram. Ich füge noch hinzu, dass 
von den Klubordnern jene Redner genannt wurden, 
die als Hauptredner jeweils 15 Minuten am Wort 
sind. Die übrigen Redner sind 10 Minuten am Wort. 
Ich bitte Herrn Abgeordneten Mag. Ram, nunmehr 
das Wort zu ergreifen. 

Abg. Mag. Ram (FPÖ): Geschätzter Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich habe das Vergnügen wieder als Erster zur 
Gruppe 0 zu sprechen. Wir haben uns ja im Vor-
feld, die Klubordner, dahingehend verständigt, dass 
wir diesmal etwas machen wollen, was ich für sehr 
sinnvoll halte. Wir werden versuchen, nach The-
menbereichen innerhalb der Gruppen unsere Re-
debeiträge zu gestalten. Und deswegen komme ich 
gleich zu einem Punkt, den außer mir vermutlich 
keiner ansprechen wird, und zwar die hohen Re-
präsentationsausgaben des Landes. 

Geschätzte Damen und Herren! In Zeiten wo 
gespart werden muss, sehen viele Menschen in 
diesem Land nicht ein, dass die Repräsentations-
ausgaben des Landtages und der Landesregierung 
enorm ansteigen. Die Repräsentationsausgaben 
des Landtages steigen auf 46.000 Euro. Diese der 
Landesregierung von 850.300 auf 889.900 Euro. In 
Zeiten wo gespart werden sollte, sollten die Politi-
ker mit gutem Beispiel vorangehen. Es ist ja so, 
dass unsere Landesregierungsmitglieder einige 
Annehmlichkeiten haben. So zum Beispiel Dienst-
wägen und auch diverse andere für sie äußerst 
positive und lukrative Dinge. Lieber Fritz, ich würde 
auch dir einen Dienstwagen vergönnen, weil ich 
weiß wie sehr du unterwegs bist. Aber dennoch 
glaube ich, dass wir hier als Politiker mit gutem 
Beispiel vorangehen sollten und hier auch dement-
sprechend Zeichen des Sparwillens zeigen sollten. 

Deswegen haben wir einen Resolutionsantrag 
vorbereitet zur Gruppe 0 des Voranschlages des 
Landes Niederösterreich. Und ich darf diesen Ihnen 
zur Kenntnis bringen (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Mag. Ram und Waldhäusl 
zur Gruppe 0 des Voranschlages des Landes Nie-
derösterreich für das Jahr 2005, Ltg. 241/V-2, 
betreffend Repräsentationsausgaben – Landtag 
und Landesregierung. 
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Der Voranschlag des Jahres 2005 sieht Re-
präsentationsausgaben des Landtages in Höhe von 
€ 46.000,- und Repräsentationsausgaben der Lan-
desregierung in Höhe von € 889.900,- vor. In Zeiten 
einer immer schwieriger werdenden Budgetpolitik 
und angesichts eines Nettoabganges für 2005 in 
Höhe von € 163,1 Mio. scheint bei diesen Ausga-
ben Sparsamkeit angebracht.  

Aufgrund dieser Situation sollte die Landesre-
gierung mit gutem Beispiel vorangehen und ein 
Zeichen gegenüber der Bevölkerung unseres Bun-
deslandes setzen. 

Es wäre sinnvoll, Einsparungen in diesem Be-
reich zugunsten der Gruppe 4, speziell für die Ein-
führung eines Schulstartgeldes, durchzuführen. 

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, im 
Sinne der Antragsbegründung die Budgetposten 
Landtag, Repräsentation und Landesregierung, 
Repräsentation um 30% zu kürzen und die einge-
sparten Beträge für die Einführung eines Schul-
startgeldes zu verwenden.“ 

Zu diesem Schulstartgeld und warum wir uns 
so für diese Maßnahme einsetzen, werde ich beim 
entsprechenden Punkt noch kommen. Jetzt er-
scheint mir nur noch wichtig zu erwähnen, dass 
auch heuer wieder sehr viel Geld für den Informati-
onsdienst der Landesregierung ausgegeben wird. 
Nämlich exakt 3,037.500 Euro. Diese veran-
schlagte Summe dient dazu, schöne, ich sage es 
immer, schöne Bilder, schöne Bücher zu produzie-
ren, wo einige Herrschaften, die im Moment leider 
nicht im Saal sind, in jeden Haushalt in Niederöster-
reich geliefert werden. Zum Beispiel unser Finanz-
landesrat, der hier gerne als Gärtner erscheint und 
auch dementsprechend sein grünes Mäntelchen 
um hat. (Abg. Mag. Fasan: Strohhut!) 
Ich habe gesagt nur Mäntelchen, einen Strohhut 
habe ich auch gesehen. Aber es gibt so viele Bilder 
dieser Herrschaften dass ich gar nicht mehr weiß 
was sie da anhaben. 

Eben dieses Geld, diese 3,037.500 Euro wer-
den vor allem für solche Sachen ausgegeben. Und 
wir sind der Meinung, dass man auch hier in Zu-
kunft dementsprechend einsparen sollte. Weil es 
unserer Bevölkerung nicht zumutbar ist, zum Bei-
spiel im Sozialbereich einzusparen. Wir haben ja 
auch den Heizkostenzuschuss in den letzten Sit-
zungen schon besprochen und darüber debattiert.  

Hier wird eingespart, hier wird kein Zuschuss ge-
währt. Jedoch der Informationsdienst des Landes, 
für den haben wir genügend Geld. 

Ein Punkt, den man natürlich auch ansprechen 
sollte, sind die Personalkosten. Hier kann man kurz 
zusammengefasst sagen, dass das mit der schlan-
ken Verwaltung nicht eintrifft, das was unser Herr 
Landesrat heute von sich gegeben hat. Die Perso-
nalkosten in Niederösterreich sind zu hoch. Die 
Personalkosten sind wieder zu hoch und sie wer-
den, wenn wir in Zukunft nichts dagegen unterneh-
men, auch in Zukunft zu hoch sein. Und dieses 
Geld wird uns fehlen, nämlich dahingehend, dass 
wir vernünftige Maßnahmen treffen um unser Land 
auch für die Zukunft zukunftsträchtig zu gestalten. 

Kurz zusammengefasst darf ich Sie ersuchen, 
unserem Resolutionsantrag zuzustimmen und hier 
auch ein Zeichen zu setzen. Ein Zeichen, dass die 
Mitglieder des NÖ Landtages gewillt sind zu erken-
nen, dass die Ausgaben der Landesregierung, die 
Repräsentationsausgaben der Landesregierung, in 
Zeiten, wo gespart werden sollte, in Zeiten wo das 
soziale Budget reduziert wird, nicht in diesem Aus-
maß erhöht werden sollte und dass man hier ein 
Zeichen der Solidarität mit den Schwächeren in 
unserem Bundesland setzt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zweiter Präsident Sacher: Als nächster Red-
ner ist Herr Abgeordneter Maier zu Wort gemeldet. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Maier (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Hoher Landtag! 

Im Zuge der Spezialdebatte möchte ich mich in 
der Gruppe 0, Vertretungskörper und allgemeine 
Verwaltung, mit einem der prägendsten Projekte 
des letzten Jahres und wahrscheinlich auch des 
kommenden, nämlich der Abteilung Raumordnung, 
dem NÖ Landesentwicklungskonzept, widmen. 

Landesentwicklungskonzept oder auch Strate-
gie Niederösterreich, so der Name. Wir in Nieder-
österreich und für wir in Niederösterreich steht 
W.i.N. „Win“ steht für gewinnen. Und Niederöster-
reich hat in den letzten Jahren wie kein anderes 
Bundesland gewonnen, vor allem an Landesbe-
wusstsein und Eigenständigkeit. 

Diese Entwicklung der letzten Jahre verlangt 
und drängt förmlich nach einem langfristigen Aus-
blick in die Zukunft. Einer Strategie für die ver-
schiedensten sektoralen Themen und Sektoren und 
es liegt an uns, hier dementsprechend tätig zu wer-
den. 
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Welche Zielsetzungen dazu notwendig sind, 
was wir uns und den anderen Entscheidungsträ-
gern des Landes abverlangen, das ist festgeschrie-
ben. Es ist zum Ersten, klare Zielvorstellungen auf 
Landes- und Regionalebene. Zum Zweiten transpa-
rente und rasche Informationen zu Standortfragen. 
Zum Dritten rasche Behördenentscheidungen und 
viertens Informationen über Standorte wie Angebot 
an Schulen, Freizeit, Kultur, Arbeitsplätze, Bran-
chen, etc. Für die persönliche Zukunftsplanung 
eines jeden und jeder Niederösterreicherin und 
Niederösterreichers. 

Wenn wir etwas zurückgehen und uns erin-
nern, so hat im Winter 2001/2002 auf Initiative von 
Landeshauptmann Dr. Erwin Pröll die NÖ Landes-
akademie die größte Bürgerbeteiligungsaktion in 
Niederösterreich, ja sogar in Österreich gestartet 
und mittels Fragebögen unsere Landesbürger um 
ihre Meinung, um ihre Wünsche, um ihre Anregun-
gen und Vorstellungen, um ihre Ideen und Kritik-
punkte gefragt. 

Und insgesamt, und das ist das Beachtliche an 
diesem Ergebnis, 52.186 Bürgerinnen und Bürger 
haben an dieser Bürgerbeteiligung, dieser Befra-
gung teilgenommen. Haben einen Fragebogen 
zurückgesendet, haben sich selbstbewusst und 
kritisch gezeigt und dabei nicht nur Antworten an-
gekreuzt, sondern auch konkrete Ideen und Vor-
stellungen geäußert. 

Und dieses Ergebnis dieser Befragung bildet 
ein sehr konkretes Bild Niederösterreichs. Eine 
Basis, auf der man aufbauen kann. Auf dieser Ba-
sis haben Experten des Landes sowie auch externe 
Experten ein Landesentwicklungskonzept erarbei-
tet, das derzeit in einem öffentlichen Begutach-
tungsverfahren sich befindet. Und dieses Begut-
achtungsverfahren ist noch nicht so zu Ende. Auch 
die W.i.N-Botschafter tragen derzeit dieses Projekt 
nach außen. Auch die W.i.N-Botschafter werden 
hier Meinungen wieder retour bringen. 

Diese Ziele für die räumliche Entwicklung Nie-
derösterreichs unter Bedachtnahme von drei Leit-
zielen, nämlich gleichwertige Lebensbedingungen 
für alle gesellschaftlichen Gruppen in allen Lan-
desteilen, wettbewerbsfähige, innovative Regionen 
und Entwicklungen der regionalen Potenziale. 
Nachhaltige und umweltverträgliche und schonende 
Nutzung der natürlichen Ressourcen. 

Daneben, neben diesen Zielen beinhaltet, und 
das ist ein sehr großer Teil, das Landesentwick-
lungskonzept Überlegungen und Ziele zu den sek-
toralen Themen. Eine Aufzählung dieser möchte ich 
Ihnen aber ersparen. Ich denke, dass es Ihnen 

ohnehin durchaus bewusst ist was hier alles drin-
nen steht. 

Wichtig bei all dem, geschätzte Damen und 
Herren Abgeordnete, ist aber der Faktor Bürgerbe-
teiligung bei diesem Projekt. Nicht nur in der Erst-
phase, sondern auch jetzt, in den Schritten jetzt in 
den letzten Monaten. Veranstaltungen auf Viertels-
ebene, Veranstaltungen auf Bezirksebene. Eine 
wahrliche Road-Show mit je nachdem pro Bezirk 
unterschiedlicher Anteilnahme. 

Hier wurde dieses Papier vorgestellt, hier 
wurde dieses Papier diskutiert und hier wurde auch 
eines der wichtigen Werkzeuge dieses Prozesses 
präsentiert. Das strategische Informationssystem 
SIS bereitet für jedermann wichtige Kenngrößen 
und zur Landesentwicklung grafisch und leicht ver-
ständlich auf. 

Das ist neu, das ist innovativ. Denn vor allem 
damit können wir auf allen Ebenen mit denselben 
Grundlagen und denselben Daten arbeiten. Kein 
Verwirrspiel über Zahlen und sonstige Aussagen. 
Diese wichtige Grundlage, dieses SIS wie man es 
nennt, ist ein nicht unwesentlicher Beitrag für die 
funktionierende Bürgerbeteiligung auf der kleinregi-
onalen Ebene. 

Durch diesen Prozess werden die letzten wei-
ßen Lücken geschlossen in der kleinregionalen 
Landkarte. Und die zentrale Aufgabe dabei über-
nehmen die Regionalmanager, die Gemeindever-
treterverbände sowie die Dorf- und Stadterneue-
rung. Und sie alle, und vielleicht ist sogar der eine 
oder andere unter uns, wissen wieviele W.i.N-Bot-
schafter es gibt. In jeder Region gibt es unsere 
W.i.N-Botschafter, die eine Aufgabe haben. Die 
geschult wurden, die eine Aufgabe haben, diese 
Inhalte, diese Anregungen, diese Grundlage des 
Landesentwicklungskonzeptes hinauszutragen in 
die Region, es mit den Bürgern und Interessierten 
zu diskutieren und natürlich in diesem Prozess 
dann deren Meinung auch wieder einfließen zu 
lassen. Und das ist ein Prozess, Herr Abgeordneter 
Mag. Fasan, der durchaus jetzt aktuell läuft. Das 
habe ich gemeint und nichts anderes. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Lassen Sie mich abschließend sagen, dieses 
Landesentwicklungskonzept baut auf einem Fun-
dament auf. Wir erfinden das Rad nicht neu. Und 
diese Strategie für Niederösterreich, diese Strategie 
für die Hauptregionen und der im Herbst stattfin-
dende NÖ Zukunftstag wird zeigen, dass sich Nie-
derösterreich mit dem Landesentwicklungskonzept 
mit diesem Prozess auf dem richtigen Weg befin-
det. 
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Der Erfolg des Landesentwicklungskonzeptes, 
und er wird uns noch lange begleiten oder dieser 
Prozess, dieses Papier wird uns dann noch lange 
begleiten, liegt in unseren Händen, geschätzte Da-
men und Herren Abgeordnete. Es wird nicht so 
sein, dass wir uns hier aus der Verantwortung 
stehlen können. Und wir werden es auch nicht tun, 
Frau Abgeordnete Dr. Petrovic. Als Multiplikatoren 
und als Motivatoren sind wir eigentlich aufgerufen, 
draußen die Bürger zu animieren sich zu beteiligen. 
Denn auch das ist eine Aufgabe der wir uns stellen 
müssen. 

Ich bin mir sicher, wir sind mit dem W.i.N-Pa-
pier, mit der Strategie Niederösterreich auf dem 
richtigen Weg unterwegs. Und wenn W.i.N für ge-
winnen steht, so soll Niederösterreich gewinnen, so 
sollen die Regionen gewinnen, alle Niederösterrei-
cherinnen und Niederösterreicher gewinnen. 
Danke! (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Sacher: Als nächster Red-
ner ist Herr Abgeordneter Dr. Prober am Wort. 

Abg. Dr. Prober (ÖVP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Hohes Haus! 

Ich beschäftige mich in der Gruppe 0 in aller 
gebotenen Kürze mit den Kleinregionen Nieder-
österreichs und deren Förderung durch das Land. 
Wobei hierbei die Förderung, die Erstellung von 
kleinregionalen Entwicklungs- und Rahmenkon-
zepten einerseits, die Kleinregionbetreuung bei den 
Regionalmanagements andererseits und zum Drit-
ten die Kleinregionsbetreuung auch in einigen 
Kleinregionen selbst im Vordergrund steht. 

Erstens gibt es grundsätzlich die Förderung 
von Kleinregionen in Niederösterreich bereits seit 
Mitte der 80er Jahre, wobei seit dieser Zeit vor al-
lem der Zusammenschluss von Gemeinden zu 
Kleinregionen fachlich und finanziell unterstützt 
wurde. 

Zweitens wird auf der Grundlage der von der 
Landesregierungen beschlossenen Richtlinien für 
die Förderung kleinregionaler Zusammenarbeit 
seitens der Abteilung Raumordnung und Regional-
politik die Erstellung von kleinregionalen Entwick-
lungskonzepten und kleinregionalen Rahmenkon-
zepten gefördert. 

Und diese beiden Förderinstrumente zusam-
men genommen stellen als Instrumente kleinregio-
naler Zusammenarbeit das Fundament für die zwi-
schengemeindliche Kooperation der Gemeinden 
einer Kleinregion dar. Das bedeutet finanziell, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, dass für 

den Zeitraum 1994 bis 2004, also im Laufe von 
zehn Jahren, für die Erstellung von kleinregionalen 
Entwicklungs- und Rahmenkonzepten insgesamt 
1,216.387 Millionen Euro aus Mitteln der Raumord-
nung aufgebracht und an die Förderwerber, eben 
die Kleinregionen, überwiesen worden sind. 

Meine Damen und Herren! Und neben der 
Förderung für die Erstellung von kleinregionalen 
Entwicklungs- und Rahmenkonzepten wird von der 
Abteilung Raumordnung und Regionalpolitik die 
kleine Regionsbetreuung als ein Aufgabenfeld der 
NÖ Regionalmanagements finanziell unterstützt 
und für den Zeitraum 2002 bis 2004 wurde für die-
sen Tätigkeitsbereich ein Betrag von rund 300.000 
Euro an die Regionalmanagements überwiesen. 

Und zu guter Letzt verfügen einige Kleinregio-
nen selbst über eigene Kleinregionsmanager. Und 
das bedeutet, dass bei den Regionalmanagern mit 
Werkverträgen Beschäftigte hier zu diesem Behufe 
angestellt sind, die für die Kleinregionsbetreuung 
der jeweiligen Kleinregionshälfte von derselben und 
dem Land Niederösterreich bezahlt werden. 

Und für dieses seit Herbst 2002 bestehende 
Tätigkeitsfeld wurden bislang rund 59.500 Euro 
aufgewendet. Und aus den genannten Förderbe-
trägen ergibt sich eine bisherige Gesamtförder-
summe, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
von 1,575.887 Euro. Also einiges über 20 Millionen 
Schilling. Und ich bin der Auffassung, dass sich das 
wirklich auch sehen lassen kann. 

Meine Damen und Herren! In einem Europa 
der Regionen ist es aus meiner Sicht wichtig, dass 
auch kleine, eigenständig gewachsene Struktur zur 
Stärkung der Identität einerseits und zweitens auch 
zur Stärkung des regionalen Selbstbehauptungs-
willens funktionsfähig erhalten werden sollen. Ich 
glaube daher, dass diese Art von kleinregionaler 
Förderungspolitik des Landes Niederösterreich 
daher auch für die Zukunft unverzichtbar ist. Ich 
danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Zweiter Präsident Sacher: Als nächster Red-
ner ist Herr Abgeordneter Kautz als Hauptredner 15 
Minuten zu Wort gemeldet. 

Abg. Kautz (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 

Ich darf mich auch mit der Gruppe 0 beschäfti-
gen. Schade dass der Herr Landesfinanzreferent 
nicht mehr da ist. Aber ein Grundsatz: Ein Voran-
schlag ist das in Zahlen gegossene Projekt für die 
Zukunft, die Politik für die Zukunft. Das muss ich 
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ihm schon zugestehen, dem Herrn Finanzlandesrat, 
dass wir heute und morgen ein Budget beschließen 
sollen, er hat es angeführt, nach den Richtlinien 
von 2001 für 2005. Das heißt im Klartext, wir gehen 
von anderen Voraussetzungen aus als notwendig 
wären. Denn wenn wir für die Zukunft ein Budget 
erstellen sollen, sollten wir zumindest für die Zu-
kunft die Daten wissen. 

Und ich wünsche ihm wirklich viel Glück bei 
den Verhandlungen zum Finanzausgleich. Dass er 
all das, was er jetzt im Budget festgeschrieben hat, 
auch erreicht. Ich weiß schon, ich glaube, wir alle 
sind mit dem, was da drinnen steht vielleicht auch 
noch nicht zufrieden, weil es nicht unser gerechter 
Anteil ist. Aber nur glaube ich, dass wir diesmal mit 
der Budgetdebatte ohne Finanzausgleichsver-
handlungen relativ ungünstig liegen, will ich so sa-
gen. Denn wir haben praktisch nichts in der Hand. 
Und das nichts in der Hand will ich damit bekräfti-
gen, dass das ursprüngliche Budget verhandelt 
wurde und festgeschrieben wurde und gedruckt 
wurde mit Zahlen aus dem Jänner des heurigen 
Jahres. Und unmittelbar vor Beratung dieses Bud-
gets kam ein lapidarer Anruf des Finanzministeri-
ums, dass all das, was da drinnen steht, nicht mehr 
stimmt, weil die Eckpfeiler nicht stimmen.  

Das will ich nicht dem Finanzlandesrat in die 
Schuhe schieben, sondern dem Finanzminister, ich 
weiß nicht, gehört er der ÖVP, gehört er der FPÖ, 
aber dem Finanzminister, der nicht weiß wo er hin-
gehört und nicht weiß wie die Zahlen für das 
nächste Jahr ausschauen sollen, der ist daran 
schuld. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nun, meine sehr geschätzten Damen und Her-
ren, noch zwei Sätze zum Klubobmann Schnee-
berger. (Abg. Jahrmann: Nur zwei?) 
Ja, nur zwei, mehr verdient er sich nicht, weil sonst 
wäre meine ganze Redezeit von 15 Minuten aufge-
braucht.  

Die Frage Raidl. Wenn Menschen, die weit 
weg von der Wirklichkeit leben, den Menschen, die 
nicht wissen was es heißt ein normales Einkommen 
zu haben, davon reden, wenn ein Beamter oder ein 
VB-Vertragsbediensteter ungefähr im Monat das 
verdient was er pro Tag hat, so glaube ich, qualifi-
ziert seine Redensart ihn damit schon ab, wenn er 
glaubt, so über Angestellte und Arbeiter reden zu 
müssen. (Beifall bei der SPÖ.) 

In Wirklichkeit dürfte der Mann aber weit, weit 
weg von der Realität sein, denn sonst müsste er 
wissen, dass auch die Industrie sehr viel von den 
Investitionen der Gemeinden lebt. Und wenn er das 

nicht weiß, glaube ich, ist er auf seinem jetzigen 
Posten falsch hingesetzt. 

Nun, meine sehr geschätzten Damen und Her-
ren, Raumordnung, Konzept für Niederösterreich. 
Ich darf mir einige Punkte davon herausgreifen. 
Man sollte grundsätzlich in der Raumordnung den 
Gemeinden mehr Mitspracherecht geben. Denn es 
nutzt nichts wenn die Gemeinde einen Beharrungs-
beschluss fasst über ein örtliches Raumordnungs-
konzept und dann auf Landesebene das nicht ab-
gesegnet wird, sondern sich ein Sachverständiger 
darüber hinwegsetzt und das kann so nicht sein. 
Das, glaube ich, kann so nicht sein. 

Und dass die überregionale Raumordnung, 
speziell Verkehrsmaßnahmen, Betriebs- und In-
dustrieansiedlungen betreffen soll und muss, 
glaube ich, darüber sind wir uns einig. Nur sollen da 
schon auch die Gemeinden mehr Mitspracherecht 
haben und es soll sinnvoll passieren. Und wenn ich 
sage sinnvoll, so darf ich auch ein Beispiel nennen. 
Das Wiener Umland ist mit Betrieben vollgespickt, 
wo die Lebensqualität nicht mehr vorhanden ist, die 
man brauchen würde, wo die Verkehrsdichte ein 
unzumutbares Ausmaß angenommen hat und ver-
schiedene andere Sachen mehr. Aber in anderen 
Regionen von Niederösterreich spielt sich fast 
nichts ab. Das heißt, man zwingt diese Menschen 
dort zum Pendeln und dort, wo die Arbeitsplätze 
sind, ist es praktisch nicht mehr zumutbar zu leben. 
Das heißt, hier hat die Raumordnungspolitik größ-
tenteils versagt. Hauptsache man stürzt sich auf 
Einkaufszentren würde ich sagen. Aber das, was 
den Menschen betrifft, ist an der Raumordnung 
vorbeigegangen. 

Nun darf ich vielleicht ein bisschen zu den Her-
ren und Damen Oberbürgermeistern kommen. Man 
muss einmal grundsätzlich feststellen, dass wir ein 
Konzept für die Entwicklung Niederösterreichs 
brauchen. Und ich darf auch einen Ausspruch des 
Herrn Landeshauptmanns zitieren, der einmal ge-
sagt hat, wer zahlt, schafft an. Das würde aber 
bedeuten, wer zahlt schafft an, dass die Bürger-
meister des Bezirkes Neunkirchen und Wr. Neu-
stadt dem Regionalmanager, der dort eingesetzt 
wurde, anschaffen können. Denn die zahlen ihn 
auch. In Wirklichkeit ist es aber anders. Anschaffen 
tut der Herr Landeshauptmann und Beamte aus der 
Raumordnungsabteilung was der Regionalmanager 
zu tun hat. Die Gemeinden dürfen zahlen.  

Ich habe es heute gut gehört und ich kann mir 
vorstellen, wenn auch der ÖVP-Manager brav te-
lefoniert herinnen, ich sage es trotzdem, wir werden 
unsere Zahlungen einstellen. Denn wenn wir dem- 
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entsprechend zahlen und nicht anschaffen können, 
so soll der, der es zahlt auch anschaffen. Und dann 
muss der Herr Landeshauptmann auch diese zah-
len. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das Erste. Das Zweite: Selbstverständlich, 
Kollege Dr. Prober, bin ich bei dir, dass Konzepte 
auch kleinregional gemacht werden können, sollen, 
müssen. Aber ich kann mir nicht vorstellen, dass 
der Dorferneuerungsverein oder der Stadterneue-
rungsverein die Oberbehörde ist und beurteilt was 
der Gemeinderat oder die Kleinregion beschlossen 
hat, das ist gut und das ist schlecht. Liebe Freunde, 
das kann ich mir nicht vorstellen. Dass irgendwel-
che Strukturen eingezogen werden, die von ir-
gendwo aus delegiert werden, überproportional, die 
weder gewählt sind noch sonst irgendwas. Denn 
der Bürgermeister und der Gemeinderat sind von 
der Bevölkerung gewählt. Und die haben die Ent-
scheidungen zu treffen. Nicht irgendein Verein und 
nicht irgend eine andere Gruppierung, die vom 
Bienenzüchter angefangen bis zur Stadterneuerung 
gehen können. Das kann es nicht sein. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Nun darf ich mich schon einem anderen 
Thema widmen, nämlich der Bauordnung. Ich bin 
der Meinung, dass diese einmal grundsätzlich 
überarbeitet gehört. Und wir reden immer sehr viel 
und sehr stark über den Föderalismus. Nur, meine 
sehr geschätzten Damen und Herren, ich lade Sie 
ein, kommen Sie zu uns am Semmering. Die Pass-
höhe ist die Grenze. Jenseits der Passhöhe, dies-
seits der Passhöhe gelten andere Bauordnungen. 
Ob das gerade gescheit ist, kann ich mir nicht vor-
stellen. Mönichkirchen das gleiche. Wir haben es 
bis jetzt gehabt. Aber liebe Freunde, schauen wir 
über den Tellerrand hinaus und versuchen wir die 
Bauordnungen so zu konstituieren, so aufeinander 
abzustimmen, dass man nicht links und rechts von 
der Grenze total andere Bauordnungen haben. Es 
betrifft hauptsächlich die Baustoffe, hauptsächlich 
Holz. Das vielleicht dazu. 

Nun, Kollege Mag. Ram hat über die Werbung 
gesprochen. Er ist leider nicht da, ich kann ihm sehr 
stark beipflichten über die Werbung. Man muss ein 
Niederösterreichbewusstsein bilden, man muss hier 
Plakate affichieren jede Menge. Nur weiß ich jetzt 
nicht, wie es der Herr Landeshauptmann vergan-
gene Woche gemeint hat, wo er sagte, die Plakat-
welle hat alles nichts genutzt, hinausgeschmisse-
nes Geld. Der ÖVP-Parteimanager hat das nach-
geplappert, hat das Gleiche gesagt. Und wir im 
Landesbudget ... (Unruhe bei Abg. Mag. Karner.) 
Ja, du hast das gesagt, das Gleiche. 

Und wir im Landesbudget haben Millionen-An-
sätze für Plakatwerbung und ähnliches. Brauchen 
wir es jetzt oder brauchen wir es nicht? Oder ist nur 
gut was für mich gut ist, sprich Herrn Landes-
hauptmann und die ÖVP-Landesräte, und für die 
anderen nicht. Daher glaube ich, hier könnte man 
wirklich Millionen einsparen. Denn der Niederöster-
reicher ist selbstbewusst, er braucht nicht unbe-
dingt für seine eigene Selbstfindung Plakatwerbung 
betreiben. (Beifall bei der SPÖ und Abg. Mag. 
Ram.) 

Nun, es gibt immer wieder die Diskussionen in 
der Landesregierung über Personal. Ich weiß 
schon, alles was Niederösterreich an Personalpoli-
tik betrieben wird, untersteht dem Herrn Landes-
hauptmann. Habe ich auch im weitesten Sinne 
nichts dagegen. Aber zumindest für die Mitarbeiter 
in den Abteilungen sollten das Vorschlagsrecht die 
dazugehörigen Landesräte haben. Er muss ja mit 
ihnen arbeiten. 

Ich weiß schon was jetzt kommt: Wir haben 
eine Objektivierung. Das Gelbe vom Ei ist die Ob-
jektivierung wirklich nicht. Das heißt, schauen wir 
uns das Personalvertretungsergebnis an, dann 
wissen wir was objektiv ist. Daher glaube ich, wäre 
es notwendig, wenn wir schon von Demokratisie-
rung und all dem reden, dass wir auch in der Per-
sonalpolitik zumindest das Vorschlagsrecht jenen 
Menschen geben, die mit dem arbeiten müssen, 
nämlich die zuständigen Landesräte. (Beifall bei der 
SPÖ. – Abg. Dr. Prober: Spärlicher Applaus!) 
Ja, viele sind draußen. Bei dir hat auch niemand 
applaudiert. Das ist so. Wenn du um die Mittagszeit 
zum Reden dran kommst, ist es halt so. 

Aber, meine Damen und Herren! Darf ich nun 
zu den Kommunen kommen. Da gibt’s heute in 
einer Zeitung einen so schönen Artikel (zeigt Zei-
tung): „Gemeinden pfeifen aus dem letzten Loch“. 
Und wie Recht die Redakteurin oder der Redakteur 
damit hat. 

Denn ich sage nur wenige Zahlen. Niederöster-
reich hatte 2000 21 Sanierungsgemeinden, hat 
2004 28 Sanierungsgemeinden. Und ganz locker 
geht der Herr Finanzminister mit dem Geld der 
Gemeinden um. Denn die Prinzhorns und 
Bartensteins brauchen Geld, daher muss man die 
Körperschaftssteuer senken. Und die ist nicht für 
die kleinen Unternehmer gesenkt worden, sondern 
für die Prinzhorns und Bartensteins. Denn die sind 
die großen Gewinner aus der Körperschaftssteuer-
senkung, für die der Herr Finanzminister das Geld 
der Gemeinden locker hergibt. (Beifall bei der SPÖ 
und Abg. Dr. Krismer.) 
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Damit wir wissen wovon wir reden: Bis zum 
Jahr 2000, wo SPÖ-Finanzminister waren, hatten 
die Gemeinden 18 Prozent vom gemeinschaftlichen 
Steuerkuchen bekommen. Beim ÖVP/FPÖ-Fi-
nanzminister – ich weiß noch immer nicht wo er 
hingehört, zur ÖVP oder zur FPÖ – jedenfalls sind 
es nur mehr 16 Prozent. Aber bei der Steuersen-
kung greift er um 25 Prozent in die Säckel der Ge-
meinden hinein. Daher hätte ich einen Vorschlag: 
Wenn schon 25 Prozent verschenkt werden sollen 
im Zuge dieser Steuersenkung, so soll auch 25 
Prozent aus dem gemeinschaftlichen Steuerkuchen 
in Zukunft bei den Gemeinden landen. Denn dort ist 
die Verantwortung, dort ist die Bürgernähe, dort 
sind die größten Investitionen! Denn nur zum Ver-
scherbeln und zum neuen Schuldenmachen wie es 
zur Zeit der Finanzminister macht, brauchen wir 
das nicht. Daher bitte, 25 Prozent beim Finanzaus-
gleich für die Gemeinden aus dem gemeinschaftli-
chen Steuertopf. Von 16 auf 25. Sind genau die 9 
Prozent, die er von 34 auf 25 Prozent weggenom-
men hat. Ist schon eine Analogie dabei. 

Nun, meine Damen und Herren, Steuerein-
nahmen. Hier darf ich auch noch wenige Sätze 
dazu sagen. Es stimmt, dass wir viele Beschäftigte 
haben. Nur aus den Unterlagen des Finanzministe-
riums geht hervor, dass die Steuereinnahmen zu-
rückgegangen sind. Ja, warum? Ganz logisch: Die 
Teilzeitbeschäftigten. Weil ein Beschäftigter der zu 
20 Stunden, 25, zu 15 oder zu 40 Stunden be-
schäftigt ist. Er ist beschäftigt. Ist teilweise versi-
chert und das zählt. Nur bei den Steuereinnahmen, 
wenn er Teilzeit beschäftigt ist oder an der Grenze 
beschäftigt ist, zahlt er keine Steuern. Damit geht 
die Steuereinnahme auch zurück. Noch dazu, wo 
auch in diesem Fall die groß angekündigte Steuer-
reform die nicht trifft. Weil eine Negativsteuerreform 
haben sie ja nicht gemacht. Sie geben nur das Geld 
den Millionären, den Bartensteins und Prinzhorns, 
aber den kleinen Verdiener, der vielleicht nur 20 
oder 25 Stunden Verkäuferin oder Kassierin bei 
Billa oder sonst irgendwo ist, auf den wird total 
vergessen. Weil der zahlt jetzt keine Steuer, Nega-
tivsteuer bekommt er nicht, also an dem wird diese 
Steuerpolitik vorbei geführt. (Beifall bei der SPÖ 
und den Grünen.) 

Nun, meine sehr geschätzten Damen und Her-
ren, darf ich schon zum Schluss kommen. Wenn 
wir das Budget so betrachten, einen Satz noch, ich 
habe noch Zeit. Der Herr Klubobmann hat vom 
Schlögl und vom Löschnak gesprochen. Ich wün-
sche mir diese beiden wieder als Innenminister. 
Denn damals waren um 40 Prozent ... (Unruhe im 
Hohen Hause.) 
Ja, das ist schon richtig. Nur damals, Herr Kollege, 
damals waren um 40 Prozent weniger Einbrüche 

wie jetzt bei diesem Herrn Innenminister. (Beifall 
bei der SPÖ.)  

Und die Aufklärungsquote war weit über 50 
Prozent. Und der jetzige Minister Dr. Strasser, der 
ja aus diesem Landtag gekommen ist, hat es nicht 
geschafft, 50 Prozent zu erreichen. Weit darunter! 
Das heißt, viel Lärm um nichts. Wie er es im Land-
tag gemacht hat, so arbeitet er auch als Innenmi-
nister. (Beifall  bei der SPÖ. – Unruhe bei der ÖVP. 
– Abg. Hiller: Bleib ehrlich: Ist die Situation ver-
gleichbar?) 
Ich kann mich erinnern, dass der Herr Strasser da 
gesessen ist wo du sitzt, wo er gemault hat dage-
gen, Bundesheer an die Grenze und, und, und. 
Und kaum war er dort, hat er das Gegenteil ge-
macht. (Abg. Mag. Karner: Die SPÖ war dagegen!) 
Nein, wir waren nicht dagegen. Herr Kollege! Tu 
einmal nachlesen statt telefonieren. Schau einmal 
in der Geschichte nach, da kannst dann mitreden 
was damals Sache war und wie es wirklich war. 

Zweiter Präsident Sacher: 15 Minuten sind 
um. Ich rechne für die Zwischenrufe einige Sekun-
den mit ein. 

Abg. Kautz (SPÖ): Meine Redezeit ist been-
det, ist schon okay. Es geht nur darum, bleiben wir 
bei der Wahrheit. Und wenn du 50 Mal das Ge-
genteil sagst, ist es noch immer nicht die Wahrheit. 
(Beifall bei der SPÖ.) 
Daher glaube ich, wir werden dem Budget zustim-
men, aber das Budget ist nur so geworden, weil die 
SPÖ mitgearbeitet hat. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zweiter Präsident Sacher: Als nächster Red-
ner ist Herr Abgeordneter Ing. Rennhofer gemeldet. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Ing. Rennhofer (ÖVP): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landesrat! Ho-
her Landtag! 

Wir beraten die Gruppe 0. Und ich möchte 
mich mit dem Thema Raumordnung beschäftigen. 
Raumordnung prägt und verändert unser Land-
schaftsbild. Raumordnung prägt und verändert 
unsere Städte. Und Raumordnung beeinflusst da-
mit wesentlich die Lebensbedingungen unserer 
Menschen. Und sie ist daher im Voranschlag 2005 
im Budget entsprechend dotiert worden. 

Raum ordnen heißt, Entwicklungen zu ermögli-
chen. Entwicklungen anzuregen und zu fördern. 
Gleichzeitig heißt es aber auch, eventuelle negative 
Beeinflussungen vorausschauend erst gar nicht 
entstehen zu lassen. Und die Steuerungsmöglich-
keit, diese Steuerungsmöglichkeit in der Raumord-
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nung ist durch das Land Niederösterreich sehr 
lange und sehr positiv eingesetzt worden. Seit 1968 
haben wir ein Raumordnungsgesetz. Und deshalb 
haben wir auch die verschiedensten Bereiche ge-
ordnet. Auf der einen Seite das Wohnen, für die 
Erholung, für die Freizeit, für die Bildung, für die 
Gesundheit, und auf der anderen Seite die Berei-
che für die Wirtschaft, für die Betriebe, für die Ar-
beitsmöglichkeiten, Verkehrswege und die Land-
wirtschaft. 

Wenn wir aus der Vogelperspektive, also wenn 
wir Niederösterreich aus der Luft, aus dem Flug-
zeug, nach Raumordnungskriterien uns anschauen 
und betrachten, dann kommen wir darauf, dass wir 
in Niederösterreich eine sehr gute Siedlungsstruk-
tur haben. Wir in Niederösterreich haben keine 
extreme Zersiedelung wie in anderen Bundeslän-
dern. Wir finden sehr geschlossene Siedlungsge-
biete vor. 

Ich meine daher, im Bereich Raumordnung ist 
das Land und sind auch unsere Gemeinden sehr 
gut unterwegs. Und trotzdem besteht ein gewisser 
Regelungsbedarf im Bereich der Märkte und Ein-
kaufszentren. Wir kennen das leidige Thema der 
Einkaufszentren auf der grünen Wiese. Und hier 
teile ich nicht die Ansicht des Kollegen Kautz. Denn 
mit Ihrem Angebot erzeugen Sie einen enormen 
Einkaufssog. Und gleichzeitig verlieren damit un-
sere Orts- und Stadtzentren und die Existenzmög-
lichkeit unserer Nahversorger wird dadurch stark 
geschwächt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Gleichzeitig gehen damit aber auch Arbeits-
plätze verloren. Denn gerade in solchen Einkaufs-
zentren, wissen wir alle, ist Selbstbedienung ange-
sagt. Und es betrifft daher wirklich alle Bürger, 
diese Einkaufszentren. Sie sind wichtig und nicht 
einfach so nebenbei wegzuwischen. 

Der Ansatz von Landesrat Mag. Sobotka, so-
genannte Kernzonen zu definieren und Einkaufs-
zentren nur mehr in diesen Kernzonen zuzulassen, 
erscheint mir ein sehr guter Lösungsansatz zu sein. 
Und diese Kernzonen müssen sich an bestimmten 
Kriterien orientieren. Etwa an der Bevölkerungs-
zahl. Ist eine entsprechende Wohndichte vorhan-
den? Ist diese Kernzone mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln zu erreichen? Ist sie zu Fuß erreichbar? Ist 
eine entsprechende Infrastruktur vorhanden? Sind 
Kindergärten, Schulen und öffentliche Einrichtun-
gen vorhanden in diesem Bereich? Und nur dann, 
wenn diese Kriterien erfüllt sind, sollte eine Wid-
mung und damit zukünftig ein Einkaufszentrum 
möglich sein. 

Damit wird ein weiterer Wildwuchs einge-
bremst und eingedämmt werden. Die Widmung 
liegt bei den Gemeinden. Genehmigung soll es 
aber nur geben, wenn diese Kriterien auch erfüllt 
werden. Die Einkaufszentren sollen mit Ausnahme 
von Großgeräten oder etwa dem Pkw-Bereich oder 
Möbelhäusern daher künftig und nur noch in diesen 
Kernzonen möglich sein. Außerhalb sollte es ei-
gentlich nur mehr Platz für den Nahversorger ge-
ben. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ein weiterer 
Punkt, der auch schon kurz angesprochen wurde, 
ist die gemeindeübergreifende Raumordnung. Die 
eigentlich immer stärker greift und sich wie einige 
Beispiele beweisen, zum Beispiel das Land um 
Laa, gut bewährt hat und positive Auswirkungen für 
alle beteiligten Gemeinden bringt. 

Die Ausarbeitung gemeindeübergreifender 
Entwicklungskonzepte meine ich, ist das Gebot der 
Stunde. Natürlich soll das nicht verordnet werden, 
sondern auf Freiwilligkeit der Gemeinden beruhen. 
Aber es soll gefördert und unterstützt werden, weil 
ganz einfach hier Synergieeffekte entstehen, die wir 
nicht vernachlässigen dürfen. Und einige Regionen 
sind ja diesem Beispiel Laa auch schon gefolgt. Ich 
denke nur an das Tullnerfeld usw. Diese Entwick-
lung ist daher voranzutreiben, damit diese positiven 
Auswirkungen auch im ganzen Land umgesetzt 
werden. Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Sacher: Als nächster Red-
ner ist Herr Mag. Fasan zu Wort. Er wurde zu 15 
Minuten gemeldet. 

Abg. Mag. Fasan (Grüne): Sehr verehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! 

Ich darf auch mit dem Landesentwicklungs-
konzept beginnen. Und zunächst feststellen, dass 
es sich in Wirklichkeit natürlich, wie schon Frau 
Klubobfrau Dr. Petrovic gesagt hat, um eine Demo-
kratiefrage handelt. Denn es ist sehr schön wenn 
der Herr Klubobmann Mag. Schneeberger eine 
Absichtserklärung abgibt, dass es im Landtag dis-
kutiert wird. Das Amt der Landesregierung hat das 
bisher nicht erkennen lassen. Also wenn hier eine 
Stimmungs- oder ein Meinungsumschwung kommt, 
und der Klubobmann Mag. Schneeberger diesen 
Meinungsumschwung der ÖVP auch mitgeteilt hat, 
dann soll uns das Recht sein. Dann wissen wir 
wenigstens dass es sinnvoll war, dass wir diesen 
Resolutionsantrag in der Generaldebatte gestellt 
haben. (Beifall bei den Grünen.) 
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Aber lassen Sie mich zu diesem Landesent-
wicklungskonzept einige Sätze sagen. Der Kollege 
Maier hat das schon getan, ich möchte das auch 
tun. Es ist ein großes Beteiligungsprojekt für die 
Bürgerinnen und Bürger, hat natürlich mit dieser 
Befragung seinen Ausgang genommen. Und es ist 
schon richtig, wenn Landesrat Mag. Sobotka sagt, 
Landesentwicklung hat Vorrang. Dennoch, man 
muss schon feststellen, diese Zeitschiene, die vor-
gelegt wurde, ist bereits verschoben. Man ist ei-
gentlich in der Zwischenzeit doch ein bisschen in 
Verzug und wir sind sehr gespannt, wann wir das, 
was ja letztlich in Buchform bereits vorliegt (zeigt 
Broschüre), etwas, was mit der Bevölkerung mitt-
lerweile schon diskutiert wird, wann das hier bei 
uns im Landtag diskutiert wird. Bisher war das je-
denfalls nicht der Fall. 

Und was mit unseren Stellungnahmen passiert 
ist, darüber haben wir mündliche Auskünfte be-
kommen. Aber wie sie eingearbeitet werden und 
wie das endgültige Produkt ausschauen wird, das 
man dann der Bevölkerung vorstellen wird und 
dann regionale Entwicklungskonzepte darauf folgen 
lässt, das steht noch in den Sternen. Das wissen 
wir noch nicht. Das zum Einen. 

Zum Zweiten: Es gibt schon einige Knack-
punkte in diesem Landesentwicklungskonzept, die 
ich ganz kurz skizzieren darf. Meiner Ansicht nach 
gibt’s nämlich einige Widersprüche darin. Man kann 
nicht alles nehmen was sich die Menschen wün-
schen nach der größten Befragungsaktion und 
dann alles in ein Konzept hineinpacken und glau-
ben, alles hat darin Platz. Man kann nicht Wider-
sprüche gleichzeitig in diesem Land verwirklichen. 
Man muss sich auf eine Strategie und auf eine Linie 
einigen. Das ist eben die Strategie in Niederöster-
reich. Und meine Befürchtung ist, dass diese Strin-
genz, dass diese gerade Strategie darunter leidet 
oder unter die Räder kommt dadurch, dass man 
einfach alles hineinschreiben will. 

Beispiel: Es fehlen die Funktionszusammen-
hänge mit Wien. Niederösterreich ist das Land rund 
um Wien. Und ich bin froh, dass auch im Landes-
entwicklungskonzept angemerkt wird, dass es eine 
neue Landesidentität gibt die sich gerade entwickelt 
und die sich weiter entwickeln soll. Na selbstver-
ständlich! Aber wenn wir mit dieser Identität oder 
auf Basis dieser Identität vergessen, dass die 
größten Funktionszusammenhänge Niederöster-
reich mit der Bundeshauptstadt existieren, dass 
unzählige Pendlerinnen und Pendler, dass ein 
enormer Wirtschaftsverkehr tagtäglich zwischen 
Wien und Niederösterreich fluktuiert, dann werden 
wir auch in unserer eigenen Landesentwicklung 

nicht weiter kommen. Und das fehlt mir ein wenig in 
diesem Landesentwicklungskonzept. 

Ich weiß ja nicht, vielleicht ist zu stark das Bild 
der Insel strapaziert worden. Da wird von der Insel 
der Menschlichkeit gesprochen, gelegentlich sagt 
man auch, so ein bisschen man prägt das Bild Nie-
derösterreich ist die Insel der Wirtschaftsentwick-
lung und so, diese Identität ein bisschen so definie-
ren, dass der Zusammenhang und die Kooperation 
mit anderen Bundesländern zu kurz kommt. Das 
wollen wir nicht im Landesentwicklungskonzept in 
Niederösterreich. (Beifall bei den Grünen.) 

Eine Anmerkung noch was die Widersprüche 
betrifft. Ich kann nicht in einem Landesentwick-
lungskonzept verkünden, der Vorrang muss auf der 
Schiene liegen und gleichzeitig dem Budget den 
Vorrang der Straße geben. Das passt ganz einfach 
nicht zusammen. Ich muss mich entscheiden. Wir 
haben 43 Millionen Euro für die Schiene und wir 
haben das Achtfache für die Straße. Und das ist 
eben eine Budgetpolitik, die dem Landesentwick-
lungskonzept widerspricht. Und hier muss ich mich 
dann entscheiden, was will ich, in welche Richtung 
will ich gehen. Und das muss das Landesentwick-
lungskonzept letztlich lösen. Und da gibt es viele 
Bereiche noch die man in dem Zusammenhang 
erwähnen könnte. 

Zweiter Bereich meiner Ausführungen Raum-
ordnung. Ich bin nicht ganz der Auffassung des 
Kollegen Kautz wenn er meint, die Gemeinden 
sollen mehr Mitsprache haben. Und ich bin auch 
nicht ganz der Auffassung von Herrn Landesrat 
Mag. Sobotka, wenn er Raumordnung eher in 
Richtung Dezentralisierung sich entwickeln lässt. 
Wir glauben hingegen eher, dass es wichtig ist, 
dass seitens einer starken Landespolitik den Bür-
germeisterinnen und Bürgermeistern in dem Land 
der Rücken gestärkt wird vor allzu großen und 
vielleicht manchmal allzu dreisten Umwidmungs-
wünschen im Land. 

Denn die Frage der Einkaufszentren und der 
damit verbundenen Steuerpolitik ist ja eine ganz 
typische, die symbolisiert, wie groß der Druck oft 
auf Bürgermeister ist wenn sie mit solchen Umwid-
mungsanträgen konfrontiert sind. Bekommt einer in 
dieser Gemeinde keine Umwidmung, dann geht er 
eben in die nächste. 

Das heißt, allzu sehr dezentralisiert wünschen 
wir uns die Raumordnung nicht. Wir wollen natür-
lich die Mitsprache für Gemeinden, die ohnedies 
relativ groß ist. 
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Andererseits wieder sind wir ja bass erstaunt 
über die Initiative von Landesrat Mag. Sobotka, die 
Widmungen für Einkaufszentren nur mehr dann zu 
vergeben, wenn ein organisches Zentrum besteht, 
wenn es so ein Bauland-Kernzonen-Modell gibt. 
Wir sind, wenn es das hält was es verspricht, be-
geistert. Aber wir merken schon an, dass das ein 
Thema ist, das, glaube ich, seit der ersten Budget-
sitzung, seit die Grünen im Landtag sind im Jahre 
1998 von uns immer wieder gebracht wurde. Immer 
wieder gefordert wurde. Wilde Zwischenrufe. Wie 
hat der Klubobmann Mag. Schneeberger heute 
gesagt? Ich sehe schon an den Zwischenrufen der 
SPÖ dass ich hier den Finger auf die richtige 
Wunde gelegt habe. Also wenn das so ist, dass es 
eine Zeit ganz einfach dauert bis die Landesregie-
rung reagiert, auf die Vorschläge und Konzepte, die 
die Grünen präsentieren, dann werden wir noch 
intensiver und noch konsequenter in Zukunft un-
sere Prinzipien und Konzepte präsentieren, damit 
die Landesregierung das nächste Mal vielleicht 
früher das umsetzt was wir vorschlagen und nicht 
sechs Jahre wartet damit. (Beifall bei den Grünen.) 

Einige positive Anmerkungen: Wir begrüßen 
die Regionalpolitik des Landes. Wir würden uns 
noch mehr Geld wünschen für die Regionalförde-
rung. Es können ruhig mehr als die 32 Millionen 
sein. Aber wir sehen, dass hier durchaus insbeson-
dere auch in den Regionalmanagements positive 
Arbeit geleistet wird. Wir erneuern unsere Kritik an 
den verworrenen Zuständigkeiten in der Landesre-
gierung. Für Raumordnung Landesrat Mag. 
Sobotka, für die EU-Regionalverbände die Frau 
Landesrätin Mikl-Leitner, für die Regionalmanage-
ments der Herr Landeshauptmann. Wir teilen die 
Meinung des Rechnungshofes, dass hier eigentlich 
eine Bereinigung der Zuständigkeiten vorgenom-
men werden müsste. Leider bisher ohne Erfolg. 
Aber wie man am Beispiel Einkaufszentren sieht, 
braucht man die Dinge nur lang genug vorschlagen, 
dann werden sie hoffentlich realisiert. 

Ein Gedanke zu den kleinen Regionen. Es ist 
jetzt schade, dass der Kollege Dr. Prober und der 
Kollege Ing. Rennhofer draußen sind. Denn ich 
meine auch, dass diese kleinregionalen Entwick-
lungskonzepte und diese Versuche in den Regio-
nen ganz direkt und ganz dezentral und ganz bei 
den Menschen Konzepte zu entwickeln, etwas sehr 
Gutes ist. 

Manchmal muss man zugeben, dass die Ent-
wicklungen oder die Entwicklungsvorhaben ein 
bisschen überfleißig erstellt werden. Wenn ich 
denke, dass man etwa im südlichen Industrieviertel 
sich gleichzeitig an den Generalverkehrsplan und 
an das Landesverkehrskonzept halten will und da-

bei vergisst, dass hier einander widersprechende 
Maßnahmen drinnen sind, dann weiß man nicht 
recht was tatsächlich gefordert und gewünscht ist. 
Aber andererseits gibt es hier eine Fülle von Maß-
nahmen, die für die Gemeinden äußerst positiv sind 
oder von den Gemeinden äußerst positiv aufge-
nommen werden können. 

Eine, und meiner Ansicht nach einer der wich-
tigsten dieser Aktionen und Initiativen ist die Stand-
ortkooperation. Wenn wir schon so intensiv von den 
Gemeinden reden und wenn wir schon so intensiv 
davon reden, dass die Gemeinden auch vom Fi-
nanzminister – und zwar zu Recht – mehr Geld 
bekommen sollen, dann muss uns auch klar sein, 
dass es in Zukunft nicht mehr gehen kann, dass 
innerhalb von kleinen Regionen die Gemeinden 
gegeneinander statt miteinander arbeiten. 

Dieser Konkurrenzdruck bringt die Gemeinden 
auf die Dauer um, dem können sie nicht standhal-
ten. Viel wichtiger ist es, die Region gemeinsam zu 
vermarkten, ein regionales Konzept zu haben und 
sich gemeinsam zu positionieren und voneinander 
zu profitieren ohne den üblichen Neidkomplex auf 
die Nachbarstadt. Das bringt vielleicht kurzfristig, 
ich weiß es nicht, vielleicht Wählerstimmen oder 
vielleicht irgendeinen Öffentlichkeitserfolg, aber in 
Wirklichkeit ist es in Kleinregionen ganz genauso 
wie in der Europäischen Region: Es nutzt nichts, 
wenn man nur auf sich selber schaut, weil man in 
dieser Selbstsicht oder Selbstsucht, hätte ich bald 
gesagt, letztlich den Blick aufs Gesamte verliert und 
damit sich selber genauso schadet. 

Und aus diesem Grund bin ich auch sehr, sehr 
befremdet, wenn der Abgeordnete Kautz gemeint 
hat, seine Stadt würde die Zahlungen ans Regio-
nalmanagement einstellen, weil sich die Struktur in 
den Regionalmanagements verändert hat. Wir sind 
auch nicht ganz einverstanden mit dieser Struktur. 
Insbesondere fehlt uns die Kontrolle. Und sie ist 
natürlich zu sehr Landeshauptmann-lastig. Das ist 
schon richtig. Aber Tatsache ist schon, dass diese 
Regionalmanagements einen Vorstand haben, der 
von den Gemeinden besetzt ist und der daher das 
eigentliche Gremium ist, das dem Regionalmana-
ger die Aufträge erteilt. Und daher sehe ich die 
Gefahr relativ gering, dass hier seitens der Landes-
regierung selbst allzu großer Einfluss genommen 
wird. 

Und ich wundere mich eigentlich auch, dass 
einer der beiden Obmänner, beispielsweise des 
Regionalmanagements Industrieviertel, nicht darauf 
reagiert hat. Denn ihn würde es ja betreffen wenn 
die Heimatgemeinde vom Abgeordneten Kautz jetzt 
plötzlich ihre Zahlungen einstellen würde. Es würde 
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jedenfalls auf den erbitterten Widerstand der Grü-
nen treffen wenn das geschehen würde. 

Zwei Bemerkungen noch: Wenn gesagt wurde, 
dass die Bauordnungen bundesweit vereinheitlicht 
oder angeglichen werden sollen, dann trifft das 
unsere vollste Zustimmung. Im Gegenteil: Wir sind 
sogar der Ansicht, dass es einige andere Gesetze 
auch noch gibt, die dem positiven Beispiel des 
Tierschutzgesetzes folgen sollten. Da ist ein echter 
Kompromiss gelungen, da wird auch noch eine 
Initiative von uns kommen im Rahmen dieser Bud-
getdebatte. Aber es geht ja in Wirklichkeit viel wei-
ter. 

Es geht um die Raumordnung, es geht um die 
Frage der Sozialhilfe. Warum soll ein Vorarlberger 
oder eine Vorarlbergerin anders bemessen werden 
oder anderen Kriterien zufolge die Sozialhilfe be-
kommen wie jemand aus dem Burgenland. Es geht 
um Jugendschutz, es geht um viele andere Berei-
che auch, wo die Länder allzu sehr in ihrer Eigen-
ständigkeit verhaftet sind. 

Dem Kollegen Ing. Rennhofer möchte ich noch 
gerne sagen: Zersiedelungen in Niederösterreich 
gibt es nicht, ganz dieser Ansicht bin ich nicht. Ich 
glaube, in Niederösterreich gibt’s noch mehr Land-
reserven. Weil Niederösterreich den Platz hat. 
Würde aber Niederösterreich über Landreserven 
beispielsweise nur wie Salzburg verfügen, dann, 
glaube ich, es würde anders aussehen. Und hier 
wäre ich sehr, sehr vorsichtig, allzu konziliant zu 
sein. Denn Zersiedelung bewirkt in weiterer Folge 
ein Mehr an kommunalen Kosten. Und das ist ja 
genau das was wir nicht wollen.  

Abschließend einige weitere Punkte was die 
Gruppe 0 betrifft. Wir begrüßen eine Aufstockung 
der Budgetmittel für den Unabhängigen Verwal-
tungssenat ebenso wie eine Aufstockung der Mittel 
für den Landschaftsfonds. Zumindest ist das wahr 
gemacht worden was Landesrat Mag. Sobotka im 
Vorjahr versprochen hat. 

Wir begrüßen die Projekte für die EU-Erweite-
rung. Wir würden uns hier durchaus mehr wün-
schen. Und wir begrüßen insgesamt auch die 
Gangart des Landes im Zusammenhang mit der 
EU-Erweiterung. Wir wünschen uns aber auch, 
dass die ÖVP mehr Sensibilität haben sollte. Denn 
wenn ich mir, und das wurde auch schon ange-
sprochen, die Wortmeldungen im Zusammenhang 
mit dem EU-Wahlkampf wieder vergegenwärtige 
und den Zeitpunkt, und den „überverspäteten“ Zeit-
punkt, zu dem der Herr Bundeskanzler reagiert hat, 
nämlich dann erst, als sein eigener Parteikollege, 
Kommissar Fischler kritisiert wurde und vorher hat 

er zügellos dieser Verrohung der Sprache zugese-
hen, dann denke ich mir, wäre es eigentlich ange-
bracht gewesen früher einzugreifen. Und da hat der 
Herr Landesrat Mag. Sobotka schon Recht wenn 
von verschiedenster Seite man sich im Ton ver-
griffen hat zum Schaden Europas und der Europäi-
schen Union. 

Zum Schluss: Mehr Geld für die Gemeinden ja. 
Aber auch warum nicht der Forderung des Herrn 
Finanzministers nachgeben und sagen, in einem 
Rahmen, in dem der Bund seine Steuereinnahmen 
reduziert sollen die Länder die Möglichkeiten ha-
ben, ihre Steuern einzuheben. Es wäre durchaus 
sinnvoll, im Rahmen des Konvents hier zu vernünf-
tigen Lösungen zu kommen. 

Was ich mir jedenfalls nicht vorstellen kann, ist, 
dass beispielsweise die Finanzausgleichsverhand-
lungen abgeschlossen werden bevor der Konvent 
zu vernünftigen Lösungen kommt. Sonst haben wir 
einen Finanzausgleich der vier Jahre existiert und 
wenige Monate später dreht der Konvent die Ver-
fassung um und der Finanzausgleich ist das Papier 
nicht wert auf dem er steht. 

Daher: Für die Gemeinden mehr, weil es direkt 
investiertes Geld ist, weil es in die regionale Wirt-
schaft geht, weil es Klein- und Mittelbetriebe för-
dert. Also all das, was sinnvoll ist.  

Und abschließend, wir meinen: Es wäre diese 
Gruppe 0 durchaus eine interessante, auch eine 
vielversprechende Gruppe wenn nicht in planeri-
scher Hinsicht so viele Widersprüche drinnen wä-
ren, dass wir unsere Zustimmung leider nicht geben 
können. (Beifall bei den Grünen.) 

Zweiter Präsident Sacher: Als nächstem 
Redner erteile ich Herrn Abgeordneten Honeder 
das Wort. 

Abg. Honeder (ÖVP): Herr Präsident! Hoher 
Landtag! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Uns liegt die Gruppe 0, Vertretungskörper, all-
gemeine Verwaltung, zur Beratung und Be-
schlussfassung vor. Ein zunehmend wichtiger wer-
dender Bereich in dieser Gruppe, der auch finan-
ziell entsprechend dotiert ist, ist die Raumordnung 
und Raumplanung.  

Den Raum ordnen heißt das Landschaftsbild 
positiv beeinflussen und die Lebensqualität für die 
Bürger zu heben. Eine besondere große Heraus-
forderung für die Politik ist es, die notwendige 
Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplätzen in 
Handel, Gewerbe, Industrie und Landwirtschaft auf 
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der einen Seite und auf der anderen Seite die Er-
haltung der intakten Naturlandschaften als Erho-
lungsraum entsprechend in Einklang zu bringen. 

In den letzten Jahrzehnten wurden die Gestal-
tungsmöglichkeiten in diesem Bereich durch Land 
und Gemeinden positiv umgesetzt und dadurch der 
Wirtschafts-, Wohn- und Lebensraum Niederöster-
reichs gestaltet und auch international entspre-
chend positioniert. 

Es ist aber selbstverständlich noch einiges zu 
tun, wie bereits einige Vorredner angeführt haben. 
Wie die Diskussion um Windräder, Einkaufszent-
ren, Industriezonen, Betriebsgebiete und Natura 
2000-Gebiete zeigt. Speziell die Schaffung von 
Natura 2000-Gebieten, sowohl nach der Fauna-, 
Flora-, Habitatsrichtlinie als auch nach der Vogel-
schutzrichtlinie hat in der letzten Zeit für große Dis-
kussionen gesorgt. (Abg. Dr. Krismer: Ja, weil ihr 
nie auf der Seite der Umwelt wart!) 

Es ist natürlich ein legitimer Wunsch, eine Vor-
gabe der Europäischen Union, die letzten noch 
weitgehend intakten Lebensräume für Wildtiere und 
Pflanzen und die Artenvielfalt zu schützen und zu 
erhalten. 

In Niederösterreich wurde und wird bereits seit 
Jahrzehnten umweltbewusst gewirtschaftet und 
daher gibt es diese schützenswerten Flächen in 
Niederösterreich noch. 

Speziell im Waldviertel, in sehr weitläufigen 
Regionen ist die Natur noch weitgehend in Ord-
nung. Natürlich hat es Diskussionen gegeben, weil 
selbstverständlich die Umsetzung dieser Gebiete 
einen gravierenden Eingriff ins Eigentum der 
Grundbesitzer und der Bauern darstellt. 

Vor allem dann, wenn Bewirtschaftungsbe-
schränkungen angeordnet werden müssen um die 
Schutzziele zu erreichen. Dementsprechend 
schwierig war es auch trotz des notwendigen Ver-
ständnisses für den Naturschutz einen gangbaren 
Weg und einen Konsens mit den Bauern und 
Grundbesitzern zu finden. 

Über die Initiative von Landesrat Mag. Sobotka 
und durch Einbindung der Grundbesitzer unter Bei-
ziehung von anerkannten Fachleuten war es mög-
lich, die ursprünglich ohne wissenschaftliche Basis 
ausgewiesene Fläche von 32 Prozent der Landes-
fläche nach der Fauna-, Flora-, Habitatsrichtlinie 
auf 14,8 und auf 15,6 Prozent nach der Vogel-
schutzrichtlinie zu reduzieren. Diese Flächen wur-
den mittlerweile nach Brüssel gemeldet und ich bin 
sicher, dass sie auch genehmigt werden. 

Die große Herausforderung in den nächsten 
Jahren wird die Erarbeitung und Einführung von 
Managementplänen für diese Natura-Gebiete sein. 
Diese Pläne müssen so gestaltet werden, dass 
auch Grundbesitzer, Gemeinden und Bauern damit 
leben können. 

Dass das nicht einfach ist, soll die Tatsache 
untermauern, dass es in ganz Europa derzeit bis 
heute noch keine Vorbilder für derartige Pläne gibt 
und dass eigentlich kaum jemand weiß, wie sie 
aussehen sollen. Das heißt, wir betreten hier Neu-
land. 

Um hier ohne Zeitdruck durchdachte und auf 
die Bedürfnisse des Naturschutzes und der Grund-
besitzer abgestimmte Pläne erstellen zu können, 
sind einige Voraussetzungen notwendig: Grundvor-
aussetzung ist sicher, diese Pläne in enger Diskus-
sion mit den Betroffenen auszuarbeiten. Denn Na-
tur und Umweltschutz kann nur mit und nicht gegen 
die Bauern und Grundbesitzer umgesetzt werden. 

Die Schutzziele oder Schutzobjekte in den ein-
zelnen Natura-Gebieten sind von den Fachleuten 
der Naturschutzabteilung entsprechend zu definie-
ren. Sie haben festzulegen, wie man die Heidel-
erche, wie man den Wachtelkönig bzw. wie man 
Eschen-, Erlen- und Weidenauen entsprechend 
schützen kann. 

Die für die Erreichung dieser Ziele notwendi-
gen Maßnahmen müssen in sinnvoller Weise von 
den Fachabteilungen im Bereich der Landwirt-
schaft, der Wirtschaft, der Forstwirtschaft und der 
Gemeinden ausgearbeitet und vorgeschlagen wer-
den. Dies obliegt den Fachleuten für diese Materie. 

Es ist nicht Aufgabe des Naturschutzes, den 
Bauern und Grundbesitzern zu sagen wie sie zu 
wirtschaften haben. Gibt es Bewirtschaftungsaufla-
gen auf land- und forstwirtschaftlichen Flächen, die 
über die Richtlinie von ÖPUL und Ökopunkten hin-
ausgehen, so müssen sie selbstverständlich nach § 
22 des NÖ Naturschutzgesetzes abgegolten wer-
den. Und auch hier ist selbstverständlich Vertrags-
naturschutz auf freiwilliger Basis anzustreben. Das 
oberste und entscheidende Gremium bei der Er-
stellung dieser Pläne für den Interessensausgleich 
muss der Raumordnungsbeirat sein.  

Gestatten Sie mir zum Abschluss noch ein 
Beispiel was ich unter Interessensausgleich ver-
stehe. Ich meinem Bezirk, der sehr dünn besiedelt 
ist und wo große Natura-Flächen ausgewiesen 
wurden, muss es auch in Zukunft möglich sein, zur 
Stärkung des Arbeitsplatzes Landwirtschaft, Flurbe-
reinigungen und Kommassierungen durchzuführen. 
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Und es muss auch möglich sein, Betriebsansiede-
lungen und Betriebserweiterungen durchzuführen 
um Arbeitsplätze zu erhalten bzw. neue zu schaf-
fen. Das ist ganz besonders wichtig in Bezirken, wo 
nach wie vor sehr viele Pendler den Arbeitsplatz in 
anderen Gebieten hier aufsuchen müssen. 

Bei der Einhaltung all dieser Kriterien wird das 
Land Niederösterreich auch in Zukunft jenes Bun-
desland sein in dem Naturschutz einen sehr hohen 
Stellenwert hat. Wo heute schon in Prozent der 
Landesfläche gerechnet die meisten Nationalparks, 
Naturschutzgebiete und Natura-Gebiete von ganz 
Österreich liegen. Unsere Fraktion wird daher sehr, 
sehr gerne zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Sacher: Nächster Redner 
auf der Rednerliste ist Herr Abgeordneter Jahr-
mann. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Jahrmann (SPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hohes Haus! 

Der Herr Kollege Kautz hat bereits darauf hin-
gewiesen, dass es durchaus notwendig ist, von Zeit 
zu Zeit ein wichtiges Instrument in unserer Verwal-
tung zu überprüfen, und zwar hat er die Bauord-
nung angesprochen. Ich möchte in dieser Richtung 
ein für mich wichtiges Beispiel bringen und in aller 
Kürze ein Thema zur Sprache bringen, das eine 
zeitgemäße Bauform betrifft, aber zu wenig in der 
NÖ Bauordnung berücksichtigt wird. 

Es hat sich gezeigt, dass seit meiner letzten 
Wortmeldung vor etwa einem Jahr die Errichtung 
von Häusern mit energieeffizienten Flachdächern 
weiter stark zugenommen hat. Jeder Bürgermeis-
ter-Kollege weiß davon zu berichten und natürlich 
gibt es, diese Wortmeldung wird wieder kommen, 
natürlich gibt es Bauformen, die energiesparend 
sind und durchaus mit Giebeldächern zu verwirkli-
chen sind. Natürlich wird die Flachdachbauweise 
auch nicht jedermanns Geschmack treffen. Aber 
Tatsache ist, dass diese Bauform verstärkt verwirk-
licht wird und fast alle Fertighausfirmen bereits 
Häuser in dieser Bauform anbieten. 

Die Problemstellung: Ein Haus mit herkömmli-
chem Giebeldach kann trotz erlaubter Traufenhöhe 
von 5 Metern, also Bauklasse 1, durchaus samt 
dem Giebel eine Höhe von 8 Metern und sogar 
mehr erreichen. Trotzdem kommt man dafür mit der 
Bauklasse 1 aus, was sich naturgemäß auch auf 
die Berechnung der Aufschließungskosten günstig 
auswirkt. 

Hingegen ein Energiesparhaus mit einem ge-
neigten Flachdach lässt sich kaum in der Bauklasse 

1 verwirklichen. Das heißt, es bedarf einer Bau-
klasse mehr als bei einem Giebeldach. Dies be-
dingt nicht nur Probleme im Widmungsbereich, es 
kostet dem energiebewusst und modern bauenden 
Flachdachhäuslbauer auch 25 Prozent mehr Auf-
schließungskosten. 

Zugegeben, kein essenzielles Problem in un-
serer grundsätzlich guten NÖ Bauordnung, aber 
eines, das immer mehr junge Menschen betrifft wie 
ich aus der Praxis als Bürgermeister und damit als 
Baubehörde 1. Instanz zu berichten weiß. 

Aber wir haben uns im NÖ Landtag schon um 
Probleme gekümmert, die wesentlich weniger Men-
schen betroffen haben. Das heißt, ich fordere ein-
mal mehr, diesen Schönheitsfehler in unserer Bau-
ordnung zu beseitigen. Zwei Ansätze dazu: Für 
eine mögliche Korrektur bei Flachdächern entweder 
eine großzügige Toleranzgrenze bei der Traufen-
höhe einzuführen, oder – was meiner Meinung 
nach die schlechtere Lösung wäre – eine finanzielle 
Abgeltung der erhöhten Aufschließungskosten bei 
dieser Bauform. 

Ich denke, wenn junge Menschen modern, 
energieeffizient und somit zeitgemäß bauen, sollte 
man ihnen Stolpersteine dieser Art aus dem Weg 
räumen. Ich danke Ihnen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zweiter Präsident Sacher: Ich erteile als 
nächstem Herrn Abgeordneten Herzig das Wort. 

Abg. Herzig (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte mich ebenfalls kurz mit den Natura 
2000-Managementplänen auseinandersetzen. Ich 
weiß nicht, wie es Ihnen geht: Natura 2000, an und 
für sich, das ist ein Begriff den jeder zuordnen 
kann. Was aber dahinter steckt wenn man mit den 
Leuten spricht, da kommt man schon auf wesent-
lich größere Differenzen. Natura 2000 ist ein EU-
weites Naturschutzsystem, das auf die Flora-, 
Fauna-, Habitatrichtlinie, das ist der Schutz der 
europäischen bedeutsamen Lebensräume und 
Habitate von Arten und auch die Vogelschutzrichtli-
nie, das ist der Schutz der europäisch bedeutsa-
men Vogelarten und ihrer Lebensräume, abstellt. 

EU-Richtlinien sind für die Republik Österreich, 
nicht aber für den einzelnen Bürger noch bindend. 
Österreich muss zuerst nach naturschutzfachlichen 
Kriterien Gebiete zum Schutz von Tieren und 
Pflanzen nennen und anschließend erfolgt die Art 
und die Auswahl der Schutzmaßnahmen gemein-
sam mit der betroffenen Bevölkerung, wobei Inter-
essensabwägungen im Rahmen der Naturverträg-
lichkeitsprüfung möglich sind. 
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Werden die genannten Gebiete von der EU 
anerkannt, so werden diese als Schutzgebiete auch 
ausgewiesen. Diese Schutzgebiete werden dann im 
Europaschutzgesetz in den Gesetzesrang erhoben, 
die nationale Gesetzgebung muss dann zwingend 
folgen und anschließend ist dann für jeden Bürger 
dieses Gesetz bindend. 

Zwangsläufig musste sich hier ein Konfliktpo-
tenzial zwischen Natur, Grundeigentümern und 
Wirtschaft aufbauen, da lange nicht bekannt war, 
welche Nutzungserschwernisse auf den Grundei-
gentümer zukommen und auch nicht bekannt war, 
in welchem Ausmaß Gemeinden, Wirtschaftstrei-
bende und Landwirte davon betroffen sind. Und es 
wurde die Frage laut, warum eigentlich Natura 
2000? 

Nun, mit der fortschreitenden Ausbeutung und 
Zerstörung der Natur werden die Lebensräume für 
Tiere und Pflanzen immer kleiner. Und die Liste der 
gefährdeten und bedrohten Arten immer länger. 
Gleichzeitig zerstören wir aber auch damit unsere 
eigene Lebensgrundlage. Obwohl wir schon lange 
wissen, dass wir nicht nachhaltig gegen Naturge-
setze wirtschaften können. 

Gleichzeitig wird aber auch unsere Lebens-
qualität und die wirtschaftliche Grundlage vernich-
tet. Es hatten daher die Worte „Naturschutz“, Natur 
und Schutz, plötzlich eine Bedrohung in beide 
Richtungen. Das Land Niederösterreich hat diese 
Bedrohung erkannt und hat auf Initiative von Lan-
deshauptmann Dr. Pröll Zivilingenieure beauftragt, 
in den Jahren 2003 und 2004 Managementpläne zu 
erstellen. Es werden die Gemeinden mit einbezo-
gen, sie werden beraten und auch Fehler, die bei 
der Schutzgebietfeststellung erfolgt sind, können 
beseitigt werden. 

Auch Schutzflächen im Siedlungsgebiet wer-
den überprüft ob sie zu Recht bestehen. Dazu wer-
den die Daten der Schutzkarten mit denen des 
Gemeinde-GIS-Systems elektronisch überlagert 
und so Fehler ermittelt. Und diese werden über 
Antrag an das Land Niederösterreich aus den 
Schutzkarten gestrichen. 

Gleichzeitig werden Projektbücher aber auch 
erstellt, in denen alle Vorhaben aufgelistet werden, 
die nicht der Natura 2000 unterliegen. Hier fallen 
zum Beispiel Schutzhäuschen in Schutzgebieten, 
Wasserleitungen, Kanalstränge, Versorgungslei-
tungen jeder Art, hinein. Auch die Land- und Forst-
wirtschaft in herkömmlicher Form wird durch die 
Natura 2000 kaum betroffen. 

Und ein Erkenntnis muss sich in Abstimmung 
der Interessen zwischen Wirtschaft, Raumordnung 
und Landwirtschaft durchsetzen. Naturschutz be-
deutet sicheres Leben und Naturschutz bedeutet 
auch sicheres Einkommen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Sacher: Als nächster Red-
ner ist Herr Abgeordneter Mag. Wilfing gemeldet. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Mag. Wilfing (ÖVP): Hoher Landtag! 
Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und 
Herren! 

Eines der Politikfelder das der Bürger am in-
tensivsten wahrnimmt ist die Frage der Regionalpo-
litik. Und ich möchte mich daher in der Gruppe 0 zu 
diesem Vertretungskörper und zu dieser Frage der 
allgemeinen Verwaltung zu Wort melden. 

Unser Finanzlandesrat hat es schon erwähnt, 
dass gerade die regionale Politik und die regiona-
len Förderprogramme eine wirkliche Erfolgsstory 
gewesen sind und auch in Zukunft sein werden. Er 
hat erwähnt, und das wird im Förderbericht stehen, 
der zur Zeit nur in einer Rohfassung vorliegt und in 
seiner Rede schon angesprochen worden sind, 
dass insgesamt 1.214 Projekte hier initiiert worden 
sind, gemeinsam mit den Gemeinden, mit regiona-
len Initiativen umgesetzt worden sind und damit 
insgesamt zum Einen ein Fördervolumen vom 
Land, der Europäischen Union von rund 487 Millio-
nen Euro in das Land investiert worden sind, das 
insgesamt Investitionen von 1,43 Milliarden Euro 
ausgelöst hat. 

Und wenn man sich diese regionale Verteilung 
dann ansieht, dann merkt man, dass hier Gottsei-
dank alle Regionen gleichmäßig profitieren konnten 
und daher auch, und das war jetzt in dem Fall ein 
Zufall, ich nicht überrascht war als ich am Freitag 
vom Bundeskanzleramt die aktuellen INTERREG 
3a-Förderbroschüren hier mit der Slowakei und 
Tschechien erhalten habe, dass sich Gottseidank 
auch diese INTERREG 3a, PHARE CBC-Koopera-
tionsmodelle bestens bewährt haben und vieles 
davon auch in der Bevölkerung spürbar angegan-
gen worden ist und Gottseidank auch umgesetzt 
werden konnte. 

Hier nur zwei Zahlen: Mit Tschechien und mit 
der Slowakei werden hier insgesamt zirka 70 Millio-
nen Euro wirtschaftlich investiert und dazu kommen 
dann noch 24 Millionen Euro von PHARE CBC, die 
in Tschechien und in der Slowakei investiert wer-
den und trotzdem beiden Partner zugute kommen. 
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Es sind heute schon die Regionalmanage-
ments angesprochen worden. Und von Abgeord-
neten Kautz ist kritisiert worden, dass nach seiner 
Ansicht hier die Mitsprache nicht ausreichend sei 
und er daher überlege ob nicht Neunkirchen aus-
treten wolle. Ich kann Gottseidank für das Wein-
viertel sagen, dass wir im Regionalmanagement 
Weinviertel wie auch in der Region Weinviertel, 
Süd- und Westslowakei im Regionalbeirat alle poli-
tischen Parteien vertreten haben und hier das poli-
tisch gemeinsam beschlossen wird was wir als 
richtig erachten. Und natürlich die Personalhoheit 
beim Herrn Landeshauptmann liegen muss. Aber 
das, was in den Regionen, was in den Vierteln pas-
siert, gemeinsam erarbeitet wird und auch gemein-
sam umgesetzt wird. Und deswegen sind auch 
diese Euregios so hervorragend verankert und poli-
tisch auch so erfolgreich. 

Es gäbe jetzt viele Projekte die man hier er-
wähnen könnte. Vom Euregio-Center beginnend, 
wo für die Wirtschaft Sprachkurse angeboten wer-
den, wo es aber auch immer wieder zu vielen Kon-
takten zwischen slowakischen, tschechischen und 
niederösterreichischen Projektbetreibern, Unter-
nehmern, Schullehrern usw. kommt, bis eben zur 
Sprachoffensive, die unser Landeshauptmann ins 
Leben gerufen hat und die derartig erfolgreich ist, 
dass sie uns alle überrascht hat, wie stark hier auch 
die Jugend bereit ist, hier diese Fremdsprachen-
Angebote anzunehmen. 

Ich denke an viele touristische Maßnahmen. 
Von den Radwegen über die Weinstraße, das 
Paradeprojekt sicherlich die Therme Laa. Ich denke 
daran, dass der notwendige Ausbau der Verkehrs-
infrastrukturprojekte nicht nur etwas ist was in 
Wien, in St. Pölten, in Brüssel, in Prag, in Brünn 
geplant werden kann, sondern auch hier wieder 
über diese regionale Ebene gemeinsam von den 
Gemeinden, gemeinsam von den Betroffenen erar-
beitet wird. Und wenn heute die Weinviertelauto-
bahn diese große Zustimmung in der Bevölkerung 
hat, dann aus dem Grund, weil das eben nicht am 
grünen Tisch entschieden worden ist, sondern aus 
der Bevölkerung heraus gemeinsam die richtige 
Trasse diskutiert worden ist. Und eben auch die 
Umsetzung nun gemeinsam erfolgen muss, damit 
hier die notwendigen Defizite, die hier notwendi-
gerweise endlich gelöst werden müssen, in Zukunft 
politisch erfolgreich umgesetzt werden können. 

Im Gesamten hat sich diese Regionalpolitik als 
etwas erwiesen, wo sich die Gemeinden, wo sich 
die Vereine, wo sich die Initiativen erfolgreich ein-
bringen können, wo durch den Kleinprojektefonds, 
der ebenfalls über diese Euregio gemanagt wird, 
über 150 Projekte begonnen worden sind, dazu 

geführt haben, dass es beste Kontakte zu unseren 
Nachbarländern gibt. Dass sich viele Menschen 
besser kennenlernen konnten und damit auch er-
reicht worden ist, dass wir im sozialen, im wirt-
schaftlichen, im kulturellen Bereich hier die Zu-
sammenarbeit verbessert haben und in Zukunft 
sicher auch dazu führen wird, dass man besser 
zueinander findet. Und diese gemeinsame Zukunft 
in der gemeinsamen Europäischen Union seit dem 
1. Mai auch gemeinsam erfolgreich bewältigen 
kann. 

In dem Sinne glaube ich auch, dass die Bud-
getzahlen, die wir hier vorliegen haben, auch in 
Zukunft die richtigen sind. Wichtig ist in Zukunft 
auch, die Regionalpolitik mit diesem Schwerpunkt, 
mit dieser wichtigen Aufgabe zu versehen. Und wir 
werden daher aus diesem Grund auch hier gerne 
die Zustimmung geben. Danke! (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Zweiter Präsident Sacher: Nächster Redner 
Herr Abgeordneter Dipl.Ing. Eigner. 

(Dritter Präsident Ing. Penz übernimmt den 
Vorsitz.) 

Abg. Dipl.Ing. Eigner (ÖVP): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Hoher Landtag! Meine geschätzten 
Damen und Herren! 

Ich möchte die Gruppe 0 aus einer Seite be-
leuchten, die über Förderungsmittel aus der EU 
berichtet. Und zwar können wir sagen, dass wir in 
Niederösterreich rund 18 Prozent des Bruttoinland-
produktes in die EU einzahlen. Das sind rund 217 
Millionen Euro, die nach Brüssel fließen. Aber, und 
das hat der Herr Landesfinanzreferent schon er-
wähnt, 648 Millionen Euro, also fast dreimal so viel, 
fließen wieder nach Niederösterreich zurück. 

Seit 2000 wurden seitens der EU 1.100 Pro-
jekte gefördert und das gibt einen Überhang von 
zirka 430 Millionen Euro, die wir seitens der EU 
lukriert haben. Es darf also kein Euro auch in Zu-
kunft in der EU und in Brüssel bleiben. Wir haben 
sogar unsere Hausaufgaben besser gemacht als 
viele andere Länder. Und dazu gab’s zuletzt auch 
noch eine Erfolgsprämie durch die EU in der Höhe 
von ungefähr 8 Millionen Euro. Wie ist dieses 
Ergebnis zustande gekommen? Das Land Nieder-
österreich hat sich schon lang durch Fitnesspro-
gramme in dieser Sache weiter entwickelt. Die drei 
Säulen „fit im Kopf“, „fit in der Wirtschaft“ und „fit in 
der Mobilität“ wurden schon immer groß geschrie-
ben. Der zweite Punkt, fit in der Wirtschaft, wurde ja 
von der NÖ Wirtschaftsagentur ECO PLUS über-
nommen. 
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Bis 2008, haben wir gehört, werden hier jähr-
lich 14,5 Millionen Euro investiert. Und in den letz-
ten fünf Jahren wurden rund 240 Projekte unter-
stützt. 97 Millionen an Förderungen stehen unge-
fähr dreifache Summe, also rund 270 Millionen an 
Investitionen gegenüber. 

Insgesamt wird es aber auch durch Regional-
förderungsprojekte, die Budgets dafür wurden ja 
jährlich um 3,6 Millionen seitens des Landes aufge-
stockt, werden rund 1.214 Projekte gefördert mit 
einem Investitionsvolumen von einer halben Milli-
arde Euro. 

Des weiteren haben wir Cluster-Bildungen un-
ter dem Motto „Gemeinsam sind wir stärker“ initiiert. 
Es wurden dort Netzwerke initiiert mit konkreten 
Angeboten an die Unternehmen, die Synergien 
suchen. Es gibt in der Zwischenzeit den Holz-
Cluster, den Wellbeing-Cluster, den Ökobau-
Cluster und länderübergreifend mit dem Land und 
der Stadt Wien den Automotive-Cluster der Vienna 
Region. 

Es ist das ganz ein moderner Weg der Wirt-
schaftsförderung und auch diese Wirtschaftsförde-
rung sollte weiter ausgebaut werden. Es gibt aber 
auch die grenzüberschreitende Zusammenarbeit, 
vor allem für die kleinen und mittleren Unterneh-
men, genannt SPOLU, die auch in den grenzüber-
schreitenden Impulszentren stark gefördert werden. 
Hier werden vor allem in den Grenzregionen Hilfe-
stellungen geleistet für kleinere und mittlere Unter-
nehmen. 

Es gibt aber auch eine Exportoffensive für Un-
ternehmer. Und zwar die Chancen der EU-Erweite-
rung - Sie wissen ja, seit 1. Mai sind wir 25 –, diese 
Chancen der Erweiterung bestmöglich zu nutzen. 
Und dazu gibt es Hilfestellung bei der Erschließung 
neuer Märkte, Absatzmärkte vor allem im Mittel- 
und in Osteuropa. Und andere Initiativen um vor 
allem den Wirtschaftsstandort Niederösterreich zu 
stärken. 

Wir haben dazu auch die NÖ Wirtschafts-
agenturen installiert. Das sind Büros in Prag, 
Bratislava und in Budapest, die die Drehscheibe 
darstellen sollen zu unseren Nachbarländern. Vor 
allem werden Kontakte zu Betrieben und auch zu 
den ausländischen Behörden gesucht, die Kontakte 
sind ja auch sehr wichtig wenn sich Firmen dort 
ansiedeln wollen. 

Des weiteren gibt es den Unternehmerlotsen, 
der unter der Gratistelefonnummer 0800/220820 
seit dem Vorjahr eingerichtet ist. Hier sind Experten 
von ECO PLUS, die ebenfalls Hilfestellung geben 

bei der Kontaktsuche mit ausländischen Firmen 
und auch Hilfestellung bei konkreten Problemen. 

Eine ganz wichtige Sache um auch EU-För-
dergelder zu lukrieren sind die Technopole, die in 
Wr. Neustadt, Krems und in Tulln eingerichtet wur-
den. Wir haben in Niederösterreich eine sehr hohe 
Bildungsstruktur. Und diese Bildungsstruktur er-
laubt es uns, dass wir in Forschung, Ausbildung 
investieren und diese auch vor allem mit der Wirt-
schaft verknüpfen. 

In Wr. Neustadt ist es die Industrietechnologie, 
also Mikrosysteme, Medizintechnik, Elektrochemie. 
In Krems ist es die Biotechnologie und die Biome-
dizin, die sowohl an den Fachhochschulen als auch 
an der Donau-Uni praktiziert wird. Und gerade vor 
einer Woche konnte dort die erste österreichische 
Gewebebank ihrer Bestimmung übergeben werden. 
Es sind dort Kosten von 430.000 Euro investiert 
worden. In Tulln gibt es die Agrar- und Biotechno-
logie und auch einen Zweigbereich für Umwelttech-
nologie.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zu-
künftig, ab 2007, werden wir kein Ziel 2-Gebiet 
mehr sein. Das heißt, die Konzentration unserer-
seits muss sich auf die regionalen Förderungen der 
EU zurückziehen. Wir werden aber weiterhin 
trachten, dass das Verhältnis, ein Euro nach 
Brüssel und drei Euro aus Brüssel zurück, weiter 
aufrecht erhalten bleibt. Danke schön! (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zum Wort ge-
langt Frau Abgeordnete Mag. Renner. 

Abg. Mag. Renner (SPÖ): Geschätzter Herr 
Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! 

Mein Beitrag befasst sich mit dem EU-Integra-
tionsprogramm des Landes Niederösterreich. 
Selbstverständlich sind wir der Auffassung, dass 
angesichts der prekären finanziellen Situation, in 
welcher sich die Gemeinden befinden, jede Fi-
nanzlandessonderaktion zu begrüßen ist. Der Kol-
lege Kautz hat das in der Vorrede schon angespro-
chen, dass der heutige „Kurier“ sogar titelt, „Die 
Gemeinden pfeifen aus dem letzten Loch“, „Jede 
dritte Kommune schafft kein ausgeglichenes Bud-
get“, „Die Angst vor dem Finanzausgleich ist groß“. 

Daher fordert unter anderem auch der Präsi-
dent des Österreichischen Gemeindebundes, der 
Herr Mödlhammer, dass die Gemeinden beim Fi-
nanzausgleich größere Berücksichtigung finden 
mögen. Denn, und ich zitiere ihn: „Die Gemeinden 



Landtag von Niederösterreich Tagung 2004 der XVI. Periode 14. Sitzung vom 21. Juni 2004 

626 

sind Weltmeister bei Sparsamkeit und Verwaltung 
sowie die größten öffentlichen Investoren. Als ein-
zige haben die Kommunen in den letzten Jahren 
Stabilitätspakt und Maastricht-Kriterien erfüllt und 
waren trotz ihres Fleißes die großen finanziellen 
Verlierer. Nun ist das bisherige Einsparungspoten-
zial endgültig erschöpft.“ 

Kurzum, jede Unterstützung unserer Gemein-
den ist selbstverständlich zu begrüßen. Allerdings 
stellt sich für uns die Frage von Übereinstimmung 
des Fördertitels mit der Förderwirklichkeit. Wenn 
quer durch Niederösterreich Wasserversorgungs-
anlagen, Sportanlagen, diverse Zu- und Umbauten 
von Amtsgebäuden mitfinanziert werden, so ist dies 
für die betroffenen Gemeinden sehr erfreulich, aber 
für die von der Erweiterung hauptsächlich betroffe-
nen Kommunen sehr wenig zu spüren. 

Eine Zuführung von Mitteln unter dem Titel 
„EU-Integrationsprogramm“ sollte deshalb auch 
hauptsächlich und tatsächlich in die Grenzregionen 
fließen. Und dass es in den Grenzräumen einen 
enormen Nachholbedarf gibt, steht mittlerweile 
ziemlich außer Streit. Es ist sogar so, dass etwa die 
Wirtschaftskammer Gänserndorf ihre Unzufrieden-
heit in einem Artikel in der „Kronen Zeitung“ am 5. 
April 2004 kundgetan hat und von einer Zumutung, 
was die Grenzübergänge in unserer Region betrifft, 
sprach. Ein ähnlicher Befund findet sich im „Kurier“ 
vom 18. Juni. Da schreibt der Redakteur zu Beginn: 
„Nirgendwo auf der Welt gibt es zwei Hauptstädte, 
die so nah nebeneinander liegen wie Wien und 
Pressburg. Wenn die beiden Städte eng kooperie-
ren könnte eine bedeutende Wachstumsregion im 
neuen Europa entstehen, hofft die Industrie.“ 

Es wird also da von der Autoindustrie durchaus 
auch schon die Infrastruktur immer lauter eingefor-
dert. Und das ist für uns Sozialdemokraten der 
Beweis dafür, dass es einigen Nachholbedarf gibt. 

Geschätzte Damen und Herren! Des weiteren 
ist mir zugesandt worden eine Studie, die Shell-
Austria in Auftrag gegeben hat. Die von der Univer-
sität für Bodenkultur, vom Institut für Verkehrswe-
sen verfasst wurde, wo unter dem Titel „Grenzsze-
nario“ die Marchfeld Schnellstraße schon einge-
zeichnet ist. Und diese Straße ist nicht nur für die 
betroffenen Gemeinden entlang der B8 von großer 
Bedeutung, sondern auch für die umliegenden Ge-
meinden, die vom massiven Schwerverkehr und 
vom normalen Verkehr extrem betroffen sind. 

Das heißt, auch aus diesen Umlandgemeinden 
müsste das Verkehrsaufkommen herausbekommen 
werden. Dass die Situation unerträglich für die An-
rainer ist, beweist die zahlreiche Post, die ich in 

diesem Zusammenhang von verärgerten, zum Teil 
sehr verärgerten Bürgern erhalte. Wie zum Beispiel 
unlängst eine Dame aus Strasshof, die mir berich-
tet, dass die Lastwägen an ihrem Garten so laut 
vorbeidonnern dass sie ihr eigenes Wort nicht mehr 
hört. 

Zuletzt ersuchen wir Sozialdemokraten Sie, 
werter Herr Landesrat, sehr höflich, bei den 
nächsten Budgeterstellungen die Förderung des 
Grenzraumes mehr zu berücksichtigen. Denn die 
nächsten Jahre werden entscheiden, ob die Grenz-
regionen von der Prosperität im Städtedreieck 
Wien-Prag-Brünn profitieren können. 

Zuletzt gestatten Sie mir noch auf den Zwi-
schenruf der Kollegin Hinterholzer einzugehen, 
dass es keine Jugendarbeitslosigkeit gäbe. (Abg. 
Hinterholzer: Das habe ich nicht gesagt! Ich habe 
gesagt, wir brauchen keine zusätzliche Lehrlings-
offensive!) 
Schauen Sie. Wenn Sie sagen, ... Schauen Sie ... 
Ich habe selber Ohren, ich habe gehört, dass es 
eine Lehrlingsoffensive gibt. (Abg. Hinterholzer: 
Das ist eine absolute Unterstellung! Lesen Sie im 
Protokoll nach!) 

Schauen Sie! Eine Lehrlingsoffensive wurde 
vom Klubobmann gefordert, eine zusätzliche, damit 
man der Lehrlingsarbeitslosigkeit besser Herr wer-
den kann. Und die Zahlen sprechen eine eindeutige 
Sprache: Es gibt per 31. Mai 2004 929 offene Lehr-
stellen, diesen stehen 1.609 Lehrstellensuchende 
gegenüber. Das ergibt eine Differenz von 680 jun-
gen Menschen die in der Luft hängen. Danke für 
Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall bei der SPÖ. – Abg. 
Hinterholzer: Wir haben in Niederösterreich ein 
funktionierendes Lehrlingsauffangnetz!) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Als nächster 
Redner gelangt Herr Abgeordneter Hensler zu 
Wort. 

Abg. Hensler (ÖVP): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Hoher Landtag! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! 

Wir haben heute das Budget 2005 auf der Ta-
gesordnung. Und ich möchte mich auf einen Punkt, 
und zwar im unmittelbaren Bereich der EU-Erweite-
rung beschränken. 

Erlauben Sie mir, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, vorerst eine persönliche Bemerkung. 
Ich glaube, dieses heurige Budget ist zweifelsohne 
eine richtungsweisende Entscheidung für Nieder-
österreich. Ein Budget, das Impulse in erster Linie 
sicher für den Wirtschaftsstandort Niederösterreich, 
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aber ebenso unter dem Gesichtspunkt der EU-Er-
weiterung sieht. 

Niederösterreich, und das möchte ich beson-
ders hervorstreichen, hat ganz hervorragende 
Rahmenbedingungen geschaffen. Wenn ich nur 
denke an das Europareferat unter Frau Landesrat 
Mikl-Leitner, eigene Landesaußenpolitik, unser 
geschätzter Herr Landeshauptmann, oder das Fit-
nessprogramm, das bis 2008 verlängert wurde. 

Der 1. Mai, und das möchte ich hervorstrei-
chen, ist sicher ein wichtiger Tag für Europa gewe-
sen, für Österreich, aber zweifelsohne für Nieder-
österreich. Und wir, ich persönlich lebe an zwei 
Grenzen, die im unmittelbaren Bereich der Erweite-
rung betroffen waren. Auf der einen Seite Ungarn, 
auf der anderen Seite die Slowakei. Und ich weiß 
sehr wohl von den Risken, von den Sorgen, aber 
gleichzeitig auch um die Chancen Bescheid. 

Ich möchte einige Argumente anführen in die-
sem unmittelbaren Bereich. Vorteile der Erweite-
rung für Österreich, und ganz besonders für Nie-
derösterreich. Österreich und Niederösterreich 
rückt geografisch in den Mittelpunkt von Europa. 
Wir, und ganz besonders die Grenzregion weiß das 
zu schätzen. Wir befinden uns nicht mehr an der 
toten Grenze, wir kommen mehr in das Zentrum der 
Entwicklung hinein. Vorteile natürlich für den Wirt-
schaftsstandort. Integration bedeutet Chancen für 
Unternehmer und zweifelsohne, ich bin selbst 
Bauer, für die Landwirtschaft. Arbeitnehmer, Arbeit-
geber, gleichzeitig bereits die Ostöffnung, das 
möchte ich auch bei dieser Gelegenheit erwähnen, 
war eine wichtige Grundvoraussetzung, dass es 
einen gewissen Impuls gegeben hat. Dieser Impuls 
wurde dann unterbreitet, wurde verstärkt durch 
diese Aktivität am 1. Mai. 

Aber was noch sehr wichtig ist: Es gelten auch 
hygienische Standards, wesentlich andere. Auf der 
einen Seite im Umweltbereich. Gleichzeitig sind 
auch die Rahmenbedingungen für den unmittelba-
ren Bereich der Lebensmittel einheitlich geworden. 
Ich glaube, das ist unheimlich wichtig. Denn auf der 
einen Seite, die Verbraucher haben die Sicherheit, 
ein hervorragendes Produkt zu bekommen und 
gleichzeitig aber auch die Produzenten, die gleich-
zeitig mit einer optimalen Organisation Hilfe erhal-
ten bei der Vermarktung und gleichzeitig aber auch 
im unmittelbaren Bereich der Gesellschaft tätig 
werden.  

Es gibt Übergangsbestimmungen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, für gewisse Produkte, 
die im unmittelbaren Bereich vermarktet werden, 
sicher auch von den Mitgliedstaaten. Hier gibt es 

natürlich Rahmenbedingungen, die zielführend in 
diesem Programm beinhaltet sind und sie kommen 
zweifelsohne den Konsumenten und sicher auch 
den Produzenten zugute. 

Die Auswirkung der EU-Erweiterung bieten ei-
nerseits zweifelsohne Chancen, aber auch Risken. 
Ich möchte hier auch einige Punkte erwähnen. Es 
ist sicher so, dass am wirtschaftlichen Sektor die 
Entwicklung am Markt zweifelsohne problematisch 
ist. Es ist ganz einfach so. Wir müssen uns dieser 
Herausforderung stellen. Sicher die Landwirtschaft. 
Wir sind uns im Klaren, dass es hier gewisse Her-
ausforderungen gibt. Aber ich glaube schon, dass 
die Landwirtschaft in diesem Bereich vehement 
gerüstet wird. Auch hier werden aktiv, wir haben ja 
noch beim heutigen Budget die Möglichkeit, darauf 
einzugehen, sehr viele Rahmenbedingungen be-
schlossen werden. 

Durch die neuen Mitgliedstaaten wuchs der 
Binnenmarkt um 100 Millionen Einwohner. Ein gro-
ßes Potenzial in diesem Bereich, wo sicher durch 
die Landwirtschaft im Arbeitnehmerbereich ganz 
einfach ein Betätigungsfeld gefunden wird, das 
sicher gerade für die Grenzregion unheimlich wich-
tig ist. 

Abschließend, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, Hoher Landtag! Ich glaube, der 1. Mai 
hat ein eigenes, ein wichtiges Kapitel unserer Re-
publik aufgeschlagen. Und ein Spruch, ich glaube 
es hat ihn Winston Churchill gesagt. Er sagt: „Nicht 
die Asche von gestern, sondern das Feuer von 
morgen ist wichtig.“ Hiermit steigt Niederösterreich 
zu den Top Ten-Regionen in Europa an. Wir in 
Niederösterreich haben das Feuer! Danke schön! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zum Wort ge-
langt Herr Abgeordneter Hiller. 

Abg. Hiller (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren des 
Hohen Hauses! 

Ich nehme zum Thema „Fitnessprogramm des 
Landes Niederösterreich“ Stellung. Dieses Instru-
mentarium steht für Politik in Niederösterreich ganz 
typisch da. Bereits im Jahre 1999 erstellt, in weiser 
Voraussicht auf die Veränderungen der kommen-
den Zeiten, können wir heute mit Genugtuung fest-
stellen, dass dieses Fitnessprogramm für die 
Grenzregionen Niederösterreichs von großer Be-
deutung gewesen ist. 

Speziell auch und gerade deshalb, weil viel Ei-
genengagement hier herausgefordert war und ist 
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und wir durch die so zahlreich angesprochenen 
Projekte bereits heute verspüren können, dass 
neue Impulse aus den Bedürfnissen der neuen Zeit 
heraus geweckt worden sind und dabei auch schon 
erste erfolgversprechende Ergebnisse vorhanden 
sind. 

Federführend bei diesem Programm war 
zweifellos die Ideenwerkstatt unseres Landes-
hauptmannes. Wobei sich aber viele gute Geister 
aus allen Regionen und allen politischen Gesell-
schaften hier eingebracht haben. Auch im NÖ 
Landtag wurde dieses Programm des öfteren dis-
kutiert. Und das ist alleine noch nicht ausreichend, 
sondern es wurde auch budgetmäßig Vorsorge 
getroffen, so wie wir das auch heute wieder ma-
chen in Bezug auf den Haushaltsrahmen für das 
Jahr 2005. 

Seit damals ist viel geschehen. Es hat sich viel 
geändert. Das Fitnessprogramm spricht in erster 
Linie hier die Veränderungen in diesen sensiblen 
Regionen an. Und der Herr Landeshauptmann 
selbst hat uns ja immer wieder Mut gemacht bzw. 
ein aufforderndes Motto oder einen Slogan geprägt. 
Er sagte uns ganz ehrlich: Es gibt Risken und es 
gibt Chancen. Wir müssen die Risken mindern und 
die Chancen nützen bzw. die Chancen verstärken. 

Das Dreisäulenmodell unter den Titeln „fit im 
Kopf, „fit in der Wirtschaft“ und „fit in der Mobilität“ 
hat gewährleistet, dass wir in Niederösterreich und 
speziell auch bei uns im Weinviertel hier davon 
großen umfangreichen Nutzen ziehen können. 

Es geht vor allem darum, die Chancen, die 
Stärken oder die Potenziale, die wir vor Ort haben, 
auch entsprechend zu entwickeln. Und hier ist ge-
rade die Freizeitwirtschaft, der Tourismus ange-
sprochen. 

Ich nenne Ihnen einige Beispiele, wo das ganz 
besonders gelungen ist. Wenn wir hernehmen eine 
Grenzstadt wie Retz zum Beispiel ist durch lang-
fristiges, regionalpolitisches Wirken aller guten 
Geister zu einer Filmmetropole Niederösterreichs 
geworden. Man hat die landwirtschaftlichen Res-
sourcen des Weinbaus oder des Kürbisanbaus in 
kulturelle Aktivitäten umgearbeitet. Und das hat 
bewirkt, dass hier die Nachfrage nach touristischen 
Einrichtungen, die in dieser Gegend gar nicht ty-
pisch waren, hier gegeben ist, nachgefragt wurde. 

So ist es gelungen, im Althof Retz vorerst die 
erste Ausbaustufe hier gut zu realisieren und das 
Hotel zu füllen. Inzwischen ist eine zweite Ausbau-
stufe gefolgt. Und wir können feststellen, dass in 
dieser vormaligen Nulltourismusregion heute be-

reits am Standort Retz ganz ein erfolgreiches tou-
ristisches Geschehen festzustellen ist. 

Diese Startinitiativen drehen sich weiter wie 
eine Spirale. Es gibt immer den Auslöser und es 
folgen weitere Impulse. Und wir können auch fest-
stellen, dass gerade durch die Vernetzungen der 
Weinstraßen und die Radwege es gelingt, immer 
mehr auch andere Gebiete hier entsprechend zu 
präferieren und entsprechend hier herauszufordern 
und etwas umzusetzen. 

Wenn wir beginnen vom Nationalpark 
Hardegg, über Retz, über Laa an der Thaya, Poys-
dorf bis nach Marchegg hinunter, so sehen wir eine 
Fülle von Initiativen, die hier gegeben sind. Wir 
können feststellen, dass durch diese Entwicklung 
das Weinviertel im Ranking mit den Spitzenregio-
nen in der Entwicklung mithalten kein. Ein Nächti-
gungsplus im Jahre 2003 von 6 Prozent hat es 
bewirkt, dass wir ganz stolz auf diese Situation sind 
und uns weiter anstrengen werden.  

Es wurde auch schon angesprochen, dass am 
Standort Laa das Projekt „Therme der Sinne“ ein 
Thermalwellnessangebot hier vom besten Erfolg 
begleitet ist. Angeschätzt waren vorerst an die 
durchschnittlich 600 Besucher je Tag. Das erste 
Jahr hat uns wissen lassen, dass es knapp 1.000 
Personen pro Tag gewesen sind. Und die Erwar-
tungen werden bezüglich dieses modernsten An-
gebotes, weil es ja ganz neu ist, hier auch best-
möglich erfüllt. 

Es ist bereits die zweite Baustufe in Gang. Ein 
an und für sich obligatorisches Thermenhotel wird 
hinzugestellt. Es wird 240 Betten haben und wird in 
der Qualität eines Viersternplushotels dann hier 
allen die Aufwartung machen können. 

So sehen wir, dass mit diesen Projekten es ge-
lingt unter Zuhilfenahme der Förderungsmittel des 
Landes Niederösterreich, aber auch der Förde-
rungsmittel der Europäischen Union. Gerade die 
EFRE-Mittel sind hier bei diesen Projekten ganz 
besonders anzusprechen. 

Ein weiterer Schwerpunkt wird im Weinviertel 
sein das Weinkompetenzzentrum in Poysdorf. Wo 
man versucht, hier mit den Initiativen rund um den 
Wein in Vernetzung mit Kultur und Tourismus ein 
ganz spezielles Angebot zu entwickeln, das die 
internationale Konkurrenz nicht zu scheuen 
braucht. Wir sind ein großes Weinland hier in Nie-
derösterreich. Und deshalb haben wir auch die 
guten Voraussetzungen, wenn es gelingt, das Ma-
nagement und das Engagement auch dazu zu ent-
wickeln, dass wir auch hier guter Dinge sein kön-
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nen, dass das ebenfalls ein sehr wertvolles Er-
folgsprojekt werden kann. 

Durch den Wegfall des Eisernen Vorhanges, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, und durch 
den Beitritt Österreichs, Niederösterreichs zu der 
Europäischen Union, nunmehr die Erweiterung mit 
1. Mai um weitere 10 Staaten, sind wir von der 
Grenze, vom Abseits in den Mittelpunkt gerückt. 
Wir haben hier mehr Möglichkeiten, wir haben an-
dere Möglichkeiten entsprechend zu nutzen.  

Es wird aber auch in Zukunft notwendig sein, 
dass gerade in den Grenzregionen, dort, wo der 
direkte Kontakt und die Konkurrenz zu den zukünf-
tigen Ziel 1-Gebieten in Tschechien und in der 
Slowakei sich befindet, dass wir Möglichkeiten ha-
ben um auch diesem Wettbewerbsnachteil entspre-
chend bei zukünftigen Projekten und Vorhaben 
auszugleichen. 

Ich glaube, die EU ist insgesamt selbst, diese 
EU-Erweiterung ein Erfolgsprojekt, eine Erfolgs-
story. Wir sind zwar alle größere Europäer gewor-
den, aber dennoch sind wir Österreicher geblieben. 
Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit! Wir wer-
den natürlich dem Programm mit diesen guten An-
sätzen sehr gerne unsere Zustimmung geben. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Dr. Nasko. 

Abg. Dr. Nasko (SPÖ): Herr Präsident! Hoher 
Landtag! 

Schon seit den 90er Jahren ist durch die 
Schaffung des Europäischen Binnenmarktes, die 
Einführung des Euro und die etappenweise EU-
Erweiterung ein wirtschaftlicher und politischer Pro-
zess in Gang, der mittelfristig zur Neuformation 
großräumiger Entwicklungszentren innerhalb der 
nunmehrigen EU 25 führen wird. 

Seit 1. Mai 2004 geht es vorrangig nicht mehr 
um Diplomatie, sondern um Zusammenarbeit. Da-
bei gewinnen nunmehr die Regionen faktisch an 
Bedeutung, bilden sie doch ihrerseits eine ausrei-
chend kritische Größe, um im europäischen und 
internationalen Wettbewerb wahrgenommen zu 
werden und bestehen zu können, während sie an-
dererseits durch ihre Bürgernähe in den Städten 
eine wesentliche informations- und demokratiepoli-
tische Rolle spielen. 

Die Chancen für eine vertiefte Integration und 
Zusammenarbeit haben sich durch die Erweiterung 
der EU verbessert. Es sind damit nun die Voraus-

setzungen geschaffen, dass alle nationalen Regio-
nen als gleichwertige Partner zusammenarbeiten 
können. Erstmals seit Jahrzehnten kann zum Bei-
spiel Niederösterreich mit den Ländern und Städten 
in der Europaregion Mitte, die sich aus dem Vier-
Länder-Eck Südmähren, Westslowakei, West-
ungarn und Ostösterreich gleichsam auf natürliche 
Weise ergibt, auf gleichem Niveau und als gleich-
berechtigter Partner kooperieren und die Entwick-
lung des Lebensraumes gemeinsam in Angriff 
nehmen. 

Die veränderte formale Situation gibt Raum für 
neue Kooperationen und innovative Impulse, die in 
diesen Regionen zur Weiterentwicklung des euro-
päischen Gesellschaftsmodells ebenso beitragen 
werden wie zur Etablierung effizienter und verbind-
licher Kooperationsstrukturen. 

Der Name CENTROPE ist aus dem Schüler 
und Schülerinnen Wettbewerb „Four Countries One 
Region“, „One Motto“, „One Name“, der 2002/03 im 
Rahmen des grenzüberschreitenden Projektes 
CERNET durchgeführt wurde, hervorgegangen. 

Am 22. September des Vorjahres wurde diese 
Europaregion auf Schloss Kittsee durch die Lan-
deshauptleute, Präsidenten und Bürgermeister der 
Länder, Regionen, Komitate und Städte aus dem 
Vier-Länder-Eck aus der Taufe gehoben. Die Euro-
paregion Mitte Centrope hat die besten Vorausset-
zungen, ein impulsgebendes Wachstumszentrum 
mit rund 6 Millionen Menschen zu werden. Um 
diese offensichtlichen Chancen in Erfolge ummün-
zen zu können, bedarf es proaktiver Strategien und 
umfassender sowie verbindlicher Kooperationen mit 
öffentlichen und privaten Akteuren in allen Teilregi-
onen. 

Niederösterreich hat diese Notwendigkeit er-
kannt, eine offensive Haltung dazu entwickelt und 
entsprechende operative Maßnahmen gesetzt. Zur 
Startfinanzierung leistet das Land einen Beitrag von 
500.000,- Euro, Wien ist mit einer Million Euro und 
das Burgenland mit 300.000,- Euro dabei. 

Durch Centrope sollen Ostösterreich und die 
umliegenden Regionen Südmähren, Südböhmen, 
die Kreise Bratislava und Trnava sowie die Komi-
tate Moson, Györ, Sopron und Szombathely zum 
gemeinsamen Wirtschaftsraum verbunden werden. 
Die Centrope-Arbeitsgemeinschaft, bestehend aus 
dem Europaforum Wien als Projekt-Sekretariat 
sowie Regional-Consulting und den Regionalent-
wicklungs- und Wirtschaftsagenturen ECO PLUS, 
WIBAG und WWFF, ist im Auftrag der Bundeslän-
der Wien, Niederösterreich und Burgenland für die 
Umsetzung verantwortlich. 
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In die Überlegungen, wie diese Europaregion 
zu organisieren ist, ist die ÖROK eingebunden. 
Centrope ist das Leitprojekt, das für die Europare-
gion Mitte einen multilateralen, verbindlichen und 
nachhaltigen Kooperationsrahmen für die Zusam-
menarbeit von Gebietskörperschaften, Unterneh-
men und gesellschaftlichen Einrichtungen zu 
schaffen hat. Bestehende grenzüberschreitende 
Aktivitäten und zukünftige Bestrebungen zur multili-
beralen Zusammenarbeit werden koordiniert und 
vernetzt. 

Möglichst viele Synergien, zum Vorteil aller 
Beteiligten, sind zu nutzen. Öffentliche, kommer-
zielle und gesellschaftliche Einrichtungen sollen die 
Gesamtregion stärken helfen. Centrope befasst 
sich mit Forschung und Ausbildung ebenso, wie mit 
Wirtschaft, Arbeitsmarkt, Regionalentwicklung, 
Infrastruktur, Kultur, Standort-Marketing und Öffent-
lichkeitsarbeit. 

Bis Ende 2005 sollen die notwendigen Grund-
lagen erarbeitet werden um die Vision einer Modell-
region europäischen Zuschnitts in die Praxis um-
setzen zu können. An Hand von Pilotprojekten sol-
len dafür Erfahrungen und Erkenntnisse gesammelt 
werden.  

Es geht dabei um insgesamt neun Themenfel-
der, von denen in der Vorwoche folgende vier nach 
dem Prinzip der Einstimmigkeit zwischen Nieder-
österreich, Wien und Burgenland zur weiteren Be-
arbeitung ausgewählt wurden: 

Erstens CENTROPE MAP: Schaffung der in-
haltlichen und technischen Grundlagen für ein 
Centrope-bezogenes Geographic Information Sys-
tem bzw. Harmonisierung vorhandener Teilele-
mente, um zu in der Region aktuellen Online-
Maping-Tools zu kommen. Es geht vor allem um 
vergleichbare Daten und Karten. 

Zweitens CENTROPE STRUKTURE: Schaf-
fung einer Organisation und deren Instrumente zur 
kooperativen Lösung gemeinsamer Handlungsfel-
der und Aufgaben. Dafür werden externe Experten 
herangezogen. 

Drittens CENTROPE IMAGE: Entwicklung ei-
nes breitenwirksamen und innovativen Werbekon-
zeptes für die Europaregion Mitte, unter Einbezie-
hung von Merchandising-Produkten aus der Region 
für die Öffentlichkeitsarbeitsstrategie von Centrope 
und als Sponsoring-Grundlage. 

Viertens CENTROPE LABOUR: Analyse der 
unterschiedlichen Systeme der Arbeitsmarktver-
waltungen und Entwurf von teilweise gemeinsamen 

grenzüberschreitenden Arbeitsmarktinstrumenten 
(Monitoring, Vermittlungsservice). Dabei geht es 
auch um soziale Verträglichkeit, um Modernisierung 
von Arbeitsmarktinstrumenten und um eine Qualifi-
zierungsoffensive. 

Durch insgesamt drei Evaluierungen soll im 
Übrigen die derzeit 7jährige Übergangsfrist für die 
Freizügigkeit am Arbeitsmarkt überprüft und gege-
benenfalls korrigiert werden. Weiters werden auch 
schon jetzt Überlegungen für eine Zusammenarbeit 
in den Bereichen Bildung, Wissenschaft und For-
schung angestellt. Alle anderen Themen von Regi-
onalentwicklung bis Verkehr, Kultur, Tourismus 
usw. wurden zurückgestellt. 

Hoher Landtag! Ein neuer Aufbruch ist ange-
sagt. Centrope ist ein wichtiger Schritt in die richtige 
Richtung, in ein Nachrüsten von der Einstellung 
her, in ein Gleichziehen von der Dynamik und hin 
zu einer neuen Qualität der Zusammenarbeit. 
Danke schön! (Beifall bei der SPÖ.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Ing. Hofbauer. 

Abg. Ing. Hofbauer (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hoher Landtag! 

Das Fitnessprogramm des Landes Nieder-
österreich hat unser Bundesland und insbesondere 
die Grenzregionen auf den EU-Beitritt unserer 
Nachbarländer am 1. Mai 2004 bestens vorbereitet. 
Es war dies wohl ein historisches Datum, das uns 
auch in den Grenzregionen, und hier spreche ich 
insbesondere für das Waldviertel, neue Chancen 
eröffnet hat. 

Das Waldviertel ist die peripherste Region Nie-
derösterreichs mit einer Entfernung von Wien in die 
Grenzregion mit über 160 Kilometer und auch von 
St. Pölten aus haben wir bis in unsere Region 120 
bis 130 Kilometer zurückzulegen. Das Waldviertel 
verfügt über die längste EU-Außengrenze eines 
Viertels in Niederösterreich. Mit dem Fitness-
programm des Landes Niederösterreich, das seit 
dem Jahre 1999 wirksam ist, konnten die Voraus-
setzungen bestens optimiert werden. Die drei 
Säulen, auf denen das Fitnessprogramm ruht, die 
heute schon angesprochen wurden, sind die 
Grundlage dafür.  

Fit im Kopf: Es ist uns gelungen, mit aktiver 
Kommunikation zwischen der Bevölkerung in unse-
rem Land, als auch mit den Nachbarn und unter 
bester Einbeziehung der Bevölkerung bei allen 
Fragen der EU-Erweiterung eine breite Basis der 
Zustimmung zu finden. 
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Fit in der Mobilität: Gerade darin ist eine wich-
tige Aufgabe begründet. Die NÖ Verkehrsoffensive 
sowohl im Schienen- als auch im Straßenbereich 
schafft auch für die Grenzregionen beste Voraus-
setzungen. Wenn ich im Schienenbereich nur daran 
denke, dass Bemühungen sehr intensiv und kon-
kret sind, die unterbrochene Bahnverbindung von 
Waidhofen a.d. Thaya nach Slavonice wieder zu 
eröffnen. Oder wenn ich daran denke, dass wir in 
wenigen Tagen in Waldhausen dem wesentlichsten 
Holzverarbeitungsbetrieb neue Bahnanlagen eröff-
nen, dann sind das Beispiele für eine deutliche 
Verbesserung des Schienensystems. 

Oder wenn ich im Bereich des Straßenaus-
baues daran denke, dass die Verbindungen gerade 
aus dem Waldviertel Richtung Wien, Richtung St. 
Pölten, Richtung Oberösterreich, aber auch über 
die Grenze hinweg, sehr viele Baustellen derzeit 
sind, dann ist das ein Zeichen dafür, dass wir nicht 
nur vom Ausbau der Infrastruktur reden, sondern 
dass hier tatsächlich auch bereits sehr viel ge-
schieht. 

Fit in der Wirtschaft. Hier ist es der ECO PLUS, 
der Regionalisierungsgesellschaft des Landes ge-
meinsam mit der NÖ Grenzlandförderungsgesell-
schaft gelungen, die Vorteile bestens zu nützen 
und die Nachteile aus dem EU-Beitritt unserer 
Nachbarländer zu minimieren. Die Förderpro-
gramme INTERREG und LEADER sind hier eine 
optimale Grundlage. 

Ich möchte beispielhaft für die Wirtschaft aus 
dem Waldviertel Betriebe nennen, die sich hier 
insbesondere im Bereich Forschung, Technologie 
und Industrie eingebracht haben. Wenn ich an die 
Firma Pollmann in Karlstein denke oder an die 
Firma Moeller, Gebäudeautomation in Schrems, wo 
es gelungen ist, nicht nur in Schrems einen Be-
schäftigtenstand von über 1.200 aufzubauen, son-
dern darüber hinaus auch im Nachbarland bereits 
800 Arbeitsplätze zu schaffen und die vom Kom-
petenzzentrum Schrems aus zu betreuen, so sind 
das Beispiele einer positiven Entwicklung in der 
Grenzregion. 

Oder wenn ich an den Wirtschaftspark in 
Gmünd denke, wo mit Unterstützung des Landes 
bereits 200 Arbeitsplätze im hochtechnischen Be-
reich gegründet werden konnten. Der Ausbau des 
Hafens Krems hat für die gesamte Region des 
Waldviertels eine gewaltige Bedeutung. Erst vor 
wenigen Tagen konnten wir bei der Firma Eybl das 
neue Logistikzentrum für Forschung und Entwick-
lung eröffnen, wo von Krems aus nicht nur der Be- 

trieb in Gmünd und in Deutschland, sondern auch 
die Produktionsanlagen in Ungarn und Rumänien 
gesteuert werden. 

Das Fitnessprogramm des Landes Nieder-
österreich hat im Waldviertel darüber hinaus aber 
auch im Bereich des Tourismus und der Gesund-
heit wichtige Impulse gesetzt. Ich denke an die 
Erweiterung und den Ausbau des Laufzentrums im 
Moorbad Harbach. Ich denke an das Zentrum für 
chinesische Medizin in Gars am Kamp. Ich denke 
an den Ausbau der Schilifte im nördlichen Wald-
viertel in Bad Groß Bertholz und Harmannschlag, 
wo es gelungen ist, in der letzten Saison bereits bis 
zu 30 Prozent Tagestouristen aus Tschechien an-
zulocken und dort als Gäste begrüßen zu können. 

Ich denke an den Kulturpark Kamptal, ich 
denke an das Ausbauprogramm der Naturparke in 
der Blockheide Gmünd, das Ramsar Zentrum im 
Schremser Moor oder an das Informationszentrum 
im Naturpark Heidenreichstein. 

Wenn ich die Golfplätze und den Golftourismus 
noch mit einbeziehe, dann können wir feststellen, 
dass wir mit all diesen Maßnahmen im Tourismus 
im Waldviertel ein Plus von über 10 Prozent jährlich 
erzielen können und damit der Wirtschaft einen 
wichtigen Impuls gegeben haben. Auch im Bereich 
der Umwelt hat das Fitnessprogramm mit vielen 
Fernwärmeprojekten oder mit dem Holzcluster in 
Vitis einen wichtigen Impuls erhalten. 

Das Waldviertel als Grenzregion hat in der 
Vergangenheit aus all diesen Programmen sehr 
großen Vorteil genießen können. Und ich möchte 
unseren Herrn Finanzlandesrat Mag. Wolfgang 
Sobotka wiederholen, der davon gesprochen hat, 
dass wir mit einem Euro, den wir nach Brüssel ab-
geführt haben, in den Grenzregionen drei Euro 
reinvestieren konnten. Das zeigt, dass wir aus all 
diesen Förderprogrammen in den Grenzregionen 
große Vorteile erzielen konnten. 

In den letzten Jahren wurden im Waldviertel 
insgesamt 341 Projekte mit 133 Millionen Euro 
unterstützt. Dabei konnte ein Gesamtinvestitions-
volumen von 344 Millionen Euro initiiert werden. 
Das ist eine sehr gute Basis für die neue wirtschaft-
liche Situation in unserem Land. Das heute und 
morgen zu beschließende Budget garantiert weiter-
hin eine Grundlage für eine positive Entwicklung 
unserer Grenzregionen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt 
Frau Abgeordnete Vladyka. 
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Abg. Vladyka (SPÖ): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Hoher Landtag! 

Ich darf mich zum Kapitel Vertretungskörper 
und allgemeine Verwaltung, wie im vergangenen 
Jahr, mit dem Thema Konsumentenschutz befas-
sen. Bei der Budgetdebatte im vergangenen Jahr 
konnte ich ja meiner Freude über die Zusammenle-
gung der Agenden im Bereich Konsumentenschutz 
Ausdruck verleihen. 

Nun, was ist seither geschehen? Sehr, sehr 
viel, meine sehr geehrten Damen und Herren. Eine 
Vielzahl an Aktivitäten, wie zum Beispiel eine bes-
sere Koordinierung der Kontrolltätigkeit, der Ausbau 
des Informationsnetzes um nur einige zu nennen. 
Seit der Übernahme der Agenden des Konsumen-
tenschutzes durch unser hiefür zuständiges Regie-
rungsmitglied, Landesrätin Christa Kranzl, können 
wir nicht nur von einer positiven Erfolgsbilanz spre-
chen, sondern auch von einer echten Reform. 
Herzlichen Dank dafür! 

Durch die Einführung des Ständigen Aus-
schusses für Lebensmittelsicherheit, die Installie-
rung einer Schlichtungsstelle, die Zusammenarbeit 
im Bereich „pro Konsument“, wo es nicht nur um 
allgemeine Konsumentenschutzfragen geht, son-
dern auch gerade im Bereich des Mieterschutzes 
verstärkt mit der Arbeiterkammer zusammengear-
beitet wird, wird nicht nur für größtmögliche Sicher-
heit für den Konsumenten, sondern auch für den 
Erzeuger gesorgt. 

Mit der Installierung der Homepage für Kon-
sumentenschutz, die sich wirklich sehen lassen 
kann, obwohl sie nicht tausende von Euros gekos-
tet hat, ist auch ein wichtiges Instrument geschaffen 
worden. Ein Instrument, eine Informationsquelle für 
den Bürger, für Betriebe und Einrichtungen, wo es 
nicht nur Links zu einzelnen Verbraucherschutzor-
ganisationen gibt, sondern wo neben allgemeinen 
Informationen auch Wissenswertes durch die Teil-
nahme an der europäischen Produktsicherheitsda-
tenbank ICSMS über Produkte, bei denen eine 
Gefährdung aufgetreten ist, direkt von der zustän-
digen Behörde berichtet wird. 

Neu sind auch die sogenannten Konsumen-
tenschutzstammtische. Bei diesen Veranstaltungen 
zum Thema „ordnungsgemäß kontrollieren“ haben 
die Vereine die Möglichkeit, sich über ordnungsge-
mäße Abhaltung von Festen zu informieren. Von 
der Bewilligung, der Anmeldung, der Genehmigung 
bis hin zur Lebensmittelhygieneordnung sowie eine 
Checkliste werden den Vereinen wertvolle Tipps für 
ihre Veranstaltungen gegeben. 

Ziel hier ist es, mit Beratung und Empfehlun-
gen einen wichtigen Beitrag zur Bewusstseinsbil-
dung in diesem sensiblen Bereich zu leisten. Ich 
darf mich auf diesem Wege bei allen Vereinen und 
den vielen freiwilligen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern, die mit ihren Aktivitäten nicht nur für ein 
breit gefächertes Angebot sorgen, sondern auch 
wichtige Beiträge für die Allgemeinheit leisten, für 
ihre Arbeit bedanken. Ohne ihre Mithilfe, durch die 
Veranstaltung von Festen auch finanzielle Mittel zu 
bekommen, könnten so manche Einrichtungen gar 
nicht existieren. Herzlichen Dank auch dafür! (Bei-
fall bei der SPÖ.) 

Und wenn ich an Herrn Finanzlandesrat Mag. 
Sobotka denke, der im Vorjahr gemeint hat, Mager-
sucht kann man nicht durch Fasten heilen, so ist 
dies richtig. Aber dann muss ich auch für eine Hei-
lung durch die Bereitstellung der notwendigen Er-
nährung sorgen. Und gerade im Bereich Konsu-
mentenschutz, der vor der Übernahme durch un-
sere Landesrätin Kranzl und verzeihen Sie mir den 
Ausdruck, nicht das nötige Gewicht hatte, ist jetzt 
dabei, kräftig zuzunehmen. Und diesem kann ich 
nun jetzt schon nicht wieder mit einer Hungerkur 
begegnen. 

Zugesagt wurde, dass für die unbedingt erfor-
derliche Lebensmittelinspektion, und der Tätig-
keitsbericht der Lebensmittelaufsicht unterstreicht 
für mich diese Forderung zusätzlich, zwei B- oder 
drei C-Posten geschaffen werden, von dem nun im 
Budget nichts ersichtlich ist. Weder in personeller 
Hinsicht noch in finanzieller, um wenigstens die 
erforderlichen Leistungen auch zukaufen zu kön-
nen. 

Und ich fordere Sie daher, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren von der ÖVP auf, sich nicht 
gegen, sondern für aktiven und umfassenden Kon-
sumentenschutz einzusetzen. Denn eines ist auch 
klar, um bei der Heilung von Magersucht zu blei-
ben: Ein Teil der Heilung war noch immer, geheilt 
werden zu wollen. Es liegt nun an Ihnen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren von der ÖVP. 
Die Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher 
werden es Ihnen danken. Denn wie hat der Fi-
nanzlandesrat heute gemeint? Stillstand bedeutet 
Rückschritt. Danke! (Beifall bei der SPÖ.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Hofmacher. 

Abg. Hofmacher (ÖVP): Herr Präsident! Ver-
ehrte Mitglieder des Landtages! 

Ich werde zu einem Thema Stellung nehmen, 
das sehr viel diskutiert wurde in der Vergangenheit 
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und das jetzt noch Landessache ist, auf Grund der 
Art. 15a-Verordnung aber zukünftig Bundessache 
sein wird. Und das ist das viel zitierte Tierschutzge-
setz. 

Mit der EU-Erweiterung und der Vierparteien-
einigung in Sachen Tierschutz sind sicher wichtige 
Meilensteine für die Zukunft unserer Arbeit für un-
sere Bäuerinnen und Bauern gesetzt worden. Be-
sonders die sehr schwierigen Verhandlungen im 
Tierschutz haben gezeigt, dass sich die österreichi-
schen bäuerlichen Familienbetriebe in einer 
schwierigen Situation befinden. Und es ist bis auf 
den Geflügelbereich auf Grund des enormen öf-
fentlichen Drucks ein gangbares Paket zu schnüren 
gelungen und konnte somit größerer Schaden für 
unsere Landwirtschaft verhindert werden. 

Denn in den Verhandlungen wurde natürlich 
auch über ein Verbot der Anbindehaltung ohne 
Ausnahmen und ein Verbot von Vollspaltenböden 
und über ein Verbot jeglicher Eingriffe gesprochen. 
Vieles konnte hier zugunsten unserer bäuerlichen 
Familienbetriebe verhindert werden.  

Nun zur Ausgangslage: Zum Ersten: Die Re-
formen der gemeinsamen Agrarpolitik, Cross 
Compliance, in der Erweiterung der EU haben 
deutlich gemacht, dass einheitliche und verlässliche 
Rahmenbedingungen durch ein Bundestierschutz-
gesetz notwendiger sind denn je. 

Zum Zweiten: Die Ausgangslage war denkbar 
schwierig, dennoch konnten in wichtigen Bereichen 
vernünftige und praxistaugliche Regelungen für 
unsere Landwirtschaft erzielt werden. Und weiters: 
Das Bundestierschutzgesetz muss nun Rechtssi-
cherheit und Planungssicherheit für unsere Be-
triebe bringen. Für neue Anforderungen, die das 
Bundestierschutzgesetz mit sich bringt, muss für 
finanzielle Unterstützung für die betroffenen Be-
triebe vorgesorgt werden und das hat sicher Priori-
tät. 

Es ging natürlich in der politischen Diskussion 
gar nicht mehr darum, auf welchem Niveau ein 
Bundestierschutzgesetz anzusiedeln ist, sondern 
ob überhaupt dieser Schritt gesetzt würde. Und 
zugegeben, trotz sehr schwieriger Voraussetzun-
gen ist es gelungen, eine Vierparteieneinigung auf 
der Basis der Regierungsvorlage durchzusetzen. 
Tierschutz ist nicht nur ein Thema für unsere Bau-
ern, Tierschutz bewegt uns alle. Ein Zeichen dafür 
war sicher das Tierschutzvolksbegehren von 1996. 

Mit dem Verhandlungsergebnis bekommt die 
öffentliche Tierschutzdebatte eine neue Dimension. 
Die errungene Zustimmung von SPÖ und Grünen 

ist ein Bekenntnis zu gangbaren Tierhaltungsvor-
schriften in weiten Bereichen unserer landwirt-
schaftlichen Nutztierhaltung. 

Es ist daher davon auszugehen, dass die öf-
fentliche Diskussion rund um den Tierschutz zu-
künftig mit den Bauern und nicht gegen die Bauern 
geführt wird. Es gab natürlich eine Messlatte, und 
ich habe sie zitiert, das waren die Ländergesetze. 
Es ist natürlich von Anbeginn klar gewesen, dass 
sich die Vereinheitlichung von neun unterschiedli-
chen Gesetzen auf ein einziges bundesweit einheit-
liches Gesetz sicher schwierig gestalten wird und 
das hat im Ergebnis seinen Niederschlag gefunden. 

Eines muss schon klargestellt werden: Dass 
das Ergebnis im Bereich der Legehennen 
schmerzhaft für den österreichischen Produktions-
standort ist und unüberlegte Aussagen von denen, 
welche keinen Bezug zur Tierhaltung haben, als 
restriktive Forderung zu realisieren versuchten. 

Es gibt im Bereich der Käfighaltung Über-
gangsbestimmungen, aber eine Zukunftsvision für 
diese wurde auf keinen Fall hier berücksichtigt. Es 
muss natürlich auch ein Überleben in diesem Pro-
duktionsbereich gewährleistet sein unter dem 
Motto, die Zukunft besteht nicht darin, die Situation 
zu bejammern, sondern Ideen zu realisieren und 
diese umzusetzen. 

Dem Beschluss über das Bundestierschutzge-
setz müssen Maßnahmen folgen, damit die bäuerli-
chen Betriebe in Österreich für die neuen Anforde-
rungen des Bundestierschutzgesetzes gewappnet 
sind. Um die Herausforderungen des neuen Tier-
schutzes bewältigen zu können, muss die öffentli-
che Hand den Umstellungsbetrieben Investitions-
beihilfen gewähren. Und das muss auch politisch 
abgesichert sein. 

Den wichtigsten Beitrag zu einem nachhaltigen 
Tierschutz können Konsumenten selbst leisten, 
indem sie zu den tiergerecht produzierten österrei-
chischen Lebensmitteln greifen und nicht zu Import-
Dumpingprodukten, die ohne Rücksicht auf Tier-
schutzstandards hergestellt werden. 

Weiters müssen auf EU-Ebene Initiativen ge-
setzt werden um die Tierschutzstandards EU-weit 
zu harmonisieren nach dem Vorbild der Ziele des 
österreichischen Bundestierschutzgesetzes. Denn 
der Tierschutz in Österreich endet nicht mit der 
Beschlussfassung im Plenum des Nationalrates, 
sondern ist nur dann gewährleistet, wenn sich tier-
schutzgerechte Produktionsweisen auch dauerhaft 
auf den österreichischen Märkten durchgesetzt 
haben. 
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Um dieses zu erreichen, müssen alle Parteien 
konsequent auf die Weise umsetzen, das Maß-
nahmenpaket zur Sicherung der bäuerlichen Pro-
duktion zu unterstützen. 

Die Anbindehaltung sieht ja ein Verbot vor der 
dauernden Anbindehaltung. Aber hier wurde er-
reicht, dass mit mindestens 90 Tagen Auslauf pro 
Jahr diese Tiere so gehalten werden können. Au-
ßerdem sieht das Bundestierschutzgesetz vor, dass 
die dauernde Anbindehaltung auch zukünftig zuläs-
sig ist, wenn eine Unterbrechung der Anbindehal-
tung für den Tierhalter aus technischen oder recht-
lichen Gründen nicht möglich ist. 

Die Opposition hätte weitaus härtere Ausnah-
mebedingungen gefordert, aber eine solche Rege-
lung wurde von vernünftigen Vertretern verhindert. 
Mit zulässigen Eingriffen im Nationalrat bezüglich 
des Bundestierschutzgesetzes das beschlossen 
worden ist, kann die österreichische Landwirtschaft 
sicher leben. Es ist aber mit Nachdruck anzuführen, 
dass das Ergebnis im Bereich der Legehennen 
schmerzhaft ist für den österreichischen Produkti-
onsstandort, wo der Betrieb mit konventionellen 
Käfigen ab dem 31. Dezember 2008 verboten ist. 

Es ist natürlich die Solidarität und die finan-
zielle Unterstützung für jene Betriebe gefragt, die 
auf Grund der neuen Gesetzeslage zum Ausstieg 
aus ihrer bisherigen Produktion gezwungen wer-
den. Weiters darf Tierschutz nicht vor den Grenzen 
Österreichs Halt machen. Österreichische Tier-
schutzstandards dürfen durch den Import aus Län-
dern, in welchen weniger strenge oder gar keine 
Tierschutzmaßnahmen gegeben sind, nicht unter-
graben werden. Unsere Forderung ist daher klar 
dass die Konsumenten bei ihrer Kaufentscheidung 
darüber informiert werden, ob die zur Auswahl ste-
henden Produkte nach den strengen österreichi-
schen Tierschutzstandards erzeugt wurden. Um 
Tierschutzdumping zu verhindern ist gegebenen-
falls ein Verbot des In-Verkehr-Bringens nicht tier-
schutzgerechter Produkte zu überlegen. 

Die Produzenten, also die österreichischen 
Bäuerinnen und Bauern bekennen sich grundsätz-
lich zu tierschutzgerechter Haltung, wollen aber auf 
keinen Fall zu den Verlierern dieser Forderung der 
Gesellschaft gehören. Ich danke. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Von Mag. 
Leichtfried liegt die nächste Wortmeldung vor. 

Abg. Mag. Leichtfried (SPÖ): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren des 
Landtages! 

Ich darf ebenfalls zur Gruppe 0 Tierschutz 
Stellung nehmen. Von meinem Vorredner, Herrn 
Kollegen Hofmacher ist gesagt worden, Tierschutz 
bewegt uns alle. Dem kann ich nur zustimmen. Alle 
Menschen sind von der Bedeutung und von der 
Wichtigkeit des Tierschutzes überzeugt. Trotzdem, 
so denke ich, wird Tieren nach wie vor nicht immer 
jene Achtung entgegengebracht, die sie als füh-
lende Lebewesen auch tatsächlich verdienen wür-
den und es ist daher die Verantwortung der Politik 
für die Tiere genauso wie für alle anderen Lebewe-
sen, Verantwortung einzumahnen und diese in 
Form von gesetzlichen Vorschriften auch entspre-
chend zu schützen. 

Nun, seit vielen Jahren wurde von der SPÖ ein 
bundesweites Tierschutzgesetz immer wiederum 
gefordert. Es wurde ebenfalls schon erwähnt, 1996 
haben fast eine halbe Million Österreicher und 
Österreicherinnen für ein bundeseinheitliches Tier-
schutzgesetz unterschrieben. Trotzdem wurden 
jahrelang diese Forderungen ignoriert und Ände-
rungen verhindert. Ich denke, im Buhlen um Wäh-
lerstimmen hat sich während des Nationalratswahl-
kampfes unvorsichtigerweise und sehr zum Leid-
wesen vieler seiner Mitkämpfer in der ÖVP, ich 
denke da an den Bauernbund vor allem, Bundes-
kanzler Wolfgang Schüssel zu einem Versprechen 
hinreißen lassen: Es wird ein bundeseinheitliches 
Tierschutzgesetz geben. Damals war er vielleicht 
der Meinung, dass dies auf einem Niedrigstniveau 
formuliert werden könnte. Er wurde sicherlich in der 
Folge eines Besseren belehrt. Klar war und klar ist 
allen, und das hat auch Kollege Hofmacher vor mir 
gesagt, es sind auch in Folge der EU-weiten 
Regelungen eben einheitliche Rahmenbedingun-
gen dringend notwendig geworden. 

Die SPÖ hat bei der Erarbeitung dieses bun-
deseinheitlichen Tierschutzgesetzes sehr hart, sehr 
konsequent verhandelt und sich auch in vielen 
Punkten durchgesetzt. Trotzdem ist es natürlich ein 
Kompromiss geworden. Ein Kompromiss, mit dem 
man auf der einen Seite Zufriedenheit signalisiert, 
auf der anderen Seite trotzdem eben so mancher 
alter Vorschrift nachtrauert. 

Unser Ziel, und das möchte ich ganz klar fest-
halten, war es immer, den Schutz der Tiere in den 
Mittelpunkt zu stellen und somit Tiere und Konsu- 
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menten zum Gewinner werden zu lassen. Es war 
uns aber auch immer wichtig auf der einen Seite 
ein modernes Tierschutzgesetz zu bekommen. Ein 
modernes Tierschutzgesetz, das Tierleid so weit als 
möglich verhindert und bestimmte Missstände, die 
natürlich nicht wegzuleugnen waren, auch beseitigt. 
Aber auch andererseits darauf zu achten, dass 
durch dieses neue Gesetz, das möchte ich betonen 
Herr Kollege Hofmacher, ich möchte wirklich beto-
nen, dass durch dieses neue Gesetz niemand in 
seiner Existenz gefährdet und eventuell entste-
hende Wettbewerbsverzerrungen entsprechend 
gemildert werden müssen. Wie es zum Beispiel 
eben durch Übergangslösungen, die entsprechend 
formuliert worden sind, auch gegeben ist. 

Das neue Gesetz ist eine wichtige Basis, so 
meine ich, in dem viele gute Punkte enthalten sind, 
auf denen aufgebaut werden kann. Einige dieser 
Punkte sind schon erwähnt worden. Das Aus für die 
Legebatterien, das Aus für die Anbindehaltung, mit 
allen diesen Übergangslösungen natürlich. Keine 
Verschlechterungen bei dem Mastgeflügel. Alle 
zwei Jahre ein Tierschutzbericht an den National-
rat, ein Tierschutzombudsmann, ein gemeinsamer 
Antrag aller vier Parteien an den Konvent bezüglich 
der Verankerung des Tierschutzes in der Verfas-
sung. 

Die Vollziehung des Bundesgesetzes wird 
nach wie vor bitte den Ländern übertragen werden. 
Und daher werden aus diesem Tierschutzgesetz 
heraus auch für die Länder entsprechende Kosten 
erwachsen. Zum Beispiel unter anderem für die 
artgerechte Unterbringung von ausgesetzten, ent-
laufenen Tieren. Und daher wird es notwendig sein, 
das NÖ Tierheimkonzept, das ja für das Jahr 2004 
einmal beschlossen wurde und festgelegt wurde, 
nämlich dass 29 Cent pro Jahr und pro Einwohner 
hier zur Verfügung gestellt werden sollen, dass 
dieses Konzept auch eine vertragliche Sicherung 
für die kommenden Jahre erhalten wird. Nur da-
durch wird es möglich sein, den Ausbau der Vier-
telstierheime weiter voranzutreiben. 

Es wird nämlich notwendig sein, dass in allen 
vier Vierteln, neben dem Kremser Tierheim, noch 
weitere Tierheime entstehen, wie zum Beispiel in 
Wr. Neustadt, Mistelbach, und dass das bereits 
bestehende Tierheim in St. Pölten entsprechend 
weiter ausgebaut wird. 

Ich glaube, dass auch Geld notwendig sein 
wird, um die Information zur Vertiefung des Tier-
schutzgedankens entsprechend voranzutreiben, 
weil es eben notwendig sein wird, die Konsumenten 
entsprechend aufzuklären, was ja auch hier gefor-
dert wurde. Aufzuklären sich hier bei den Lebens-

mitteln an österreichischen Produkten entspre-
chend eben zu bedienen. Auch die Einrichtung 
eines Tierschutzombudsmannes im Land wird zu-
sätzliche Gelder notwendig machen. 

In einer Zeitung, meine Damen und Herren, ist 
gestanden, es genügt nicht, Tiere lieb zu haben. Mit 
dem können wir voll übereinstimmen. In Konse-
quenz dieser Aussage haben sich nämlich die 
Mandatare aller vier Parteien im Nationalrat zu 
einem sinnvollen Kompromiss durchgerungen und 
Tierleid in Zukunft dadurch verhindert. Danke! 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Nowohradsky. 

Abg. Nowohradsky (ÖVP): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Hoher Landtag! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! 

Ich werde heute zu einem regionalen Thema 
sprechen, und zwar das in der letzten Zeit immer 
wiederum diskutiert wurde im Bereich der Erhaltung 
des Safariparks in Gänserndorf. Das ist ja heute bei 
der Erstrede von Frau Abgeordneter Dr. Petrovic 
schon angeklungen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Man 
muss es natürlich auch mit anderen Augen sehen. 
Es ist an und für sich eine endlose Geschichte mit 
dem Safaripark in Gänserndorf. Vor Jahrzehnten 
gegründet, durchaus erfolgreich, mit sehr vielen Auf 
und Ab. Aber im geschäftlichen Bereich durchaus 
die Zeichen der Zeit erkannt. Man hat hier in der 
Vergangenheit auch touristische, prägnante Merk-
male gesetzt. Zum Beispiel auch Acapulco-Springer 
und all diese Dinge, Shaolin-Mönche, die eben dort 
waren um die Tourismusschiene hier auch auf die 
Beine zu stellen. 

Und dann ist ein Abschnitt gekommen, wo ge-
sagt wurde, der Safaripark sollte auch etwas ande-
res machen, und zwar Tiere aus ganz Europa auf-
nehmen, die auch in irgend einer Form in Bedräng-
nis sind, die auch geschützt werden müssen. Wo 
es also Schwierigkeiten gibt mit der Haltung und all 
diese Dinge. Ist okay, ist in Ordnung, kann man 
zustimmen dazu. Nur, die Frage ist immer wie-
derum dabei, ob das allein Aufgabe eines Safari-
parks sein kann oder ob man nicht auf anderem 
Wege das erledigen kann. 

Und ich kann mich noch sehr gut erinnern, 
sehr geehrte Frau Kollegin Dr. Petrovic, wie Sie 
auch bei der Eröffnung dabei waren. Ich war in 
Vertretung von Herrn Landeshauptmann Dr. Erwin 
Pröll damals dort. Und es hat sich eigentlich ge-
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zeigt, und da war ich schon sehr skeptisch, wenn 
man nur diese Schiene angesprochen hat, dass es 
kein Erfolgsrezept sein kann. Und es hat sich auch 
gezeigt, und die Besucherzahlen beweisen es, 
dass in der Vergangenheit die Besucherzahlen sehr 
stark rückgängig waren. Ich fahr dort sehr oft vorbei 
und ich habe das bemerkt. Schon allein dadurch, 
dass in der Vergangenheit auch sehr viele neue 
Partner gesucht wurden. Vor allem in Ungarn, in 
Tschechien und in der Slowakei wurden diese Tou-
risten angesprochen und da hat es sehr gute Kon-
takte gegeben. Ich glaube, das ist der Vergangen-
heit, jetzt in der jüngsten Vergangenheit, nicht mehr 
der Fall gewesen. 

Und da, muss ich sagen, da hat es auch sehr 
wenig Kontakte mit der Region gegeben seitens der 
Geschäftsführung des Safariparks. Ja ich würde 
sagen überhaupt keinen Kontakt. Man wollte ei-
gentlich gar nicht mit der Region zusammenarbei-
ten. Und man hat sich dann noch irgendwo ge-
meinsam mit der Firma Baxter ein Aushängeschild 
umgehängt indem man eben das Affenhaus dort 
gebaut hat um eben von der Firma Baxter diesen 
Affen, die durchaus nicht sehr artgerecht wahr-
scheinlich gehalten worden sind, dort einen Le-
bensabend geben zu können. 

Ja, aber damit war es nicht getan. Und man 
hat eigentlich der Firma Baxter dann die Schuld 
gegeben, dass eben durch den Bau dieses neuen 
Gebäudes Schwierigkeiten entstanden sind. Und in 
der Vorweihnachtszeit ist es auf einmal Schlag auf 
Schlag gegangen. Die Geschäftsführung hat ge-
sagt, wir können nicht mehr weiter, weil die Firma 
Baxter – ich habe das noch im Ohr so – keine 
Zahlungen leistet, und daher werden wir hier 
Schwierigkeiten bekommen. 

Da ist noch gesprochen worden von 1,5 Millio-
nen Euro, dann von 2 Millionen. Soweit ich weiß 
sind es heute schon bei 8 Millionen Euro. Und der 
Masseverwalter verwaltet eben nur und es geht 
eben in diesem Bereich nicht allzu viel weiter. Das 
Land Niederösterreich, glaube ich, hat alles getan 
um hier auch helfend einzuspringen. Aber wirklich 
alles getan, auch was wir hier im NÖ Landtag be-
schlossen haben. Nämlich für die wirtschaftliche 
Weiterführung insofern zu sorgen, dass wir dafür 
die Kompetenz des Landes Niederösterreich, Firma 
ECO PLUS und alle diese Dinge, zur Verfügung 
stellen. Aber nicht dass wir einen Dauerposten hier 
haben wo wir Subventionen für die Zukunft immer 
wiederum hineingeben können. Und ich glaube, ein 
Bereich von 800.000 Euro ist ein gewaltiger Be-
reich, den das Land Niederösterreich hier schon zur  

Verfügung gestellt hat, aber ohne bis jetzt von ir-
gendeiner Seite ein Konzept zu bekommen. 

Das Land Niederösterreich wird keinen Betrieb 
führen. Das hat es schon in der Vergangenheit 
nicht gemacht und es wird auch in Zukunft nicht der 
Fall sein. Auch in der Vergangenheit hat das Land 
Niederösterreich sehr viel auch für die regionale 
Entwicklung dort auch im Safaripark gemacht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vor 
allem von den Grünen und Frau Kollegin Dr. 
Petrovic! Ich habe immer den Eindruck, bei Ihnen 
stehen nur die Tiere im Vordergrund. Und Sie wis-
sen eigentlich gar nicht, welche Menschenschick-
sale dahinter hängen. Es sind nämlich Firmen da-
bei, Firmen dabei, die dort gearbeitet haben und die 
bis heute noch keinen einzigen Euro bekommen 
haben. Die bis heute nicht wissen wie es weiter 
geht und die bis heute noch keinen einzigen Euro 
auch für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
bekommen haben. Und das heißt also, wenn wir 
nur von den Tieren sprechen, so müssen wir end-
lich auch einmal davon sprechen, dass dort Firmen 
gearbeitet haben, die kurz vor dem Konkurs sind 
die eben da hineingeleitet worden sind. Und da, 
glaube ich, da müssten die Grünen auch einmal 
hier ein Bekenntnis abgeben. Sie sind ja nicht da-
vor gefeit oder Sie können auch ohne weiters in 
eine Betreibergesellschaft hineingehen. Versuchen 
Sie es selber. Sie haben ja sehr viele Kontakte in 
diesem Bereich. Und dann werden wir sehen, wie 
das weiter geht. Aber nur so einfach zu sagen, das 
Land Niederösterreich ist schuld und der 
Landeshauptmann macht hier nichts, also das 
werden wir in dieser Form nicht zur Kenntnis 
nehmen! (Beifall bei der ÖVP. – Unruhe bei den 
Grünen.) 

Damit, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, habe ich meinen Redebeitrag hier beendet. Ich 
möchte hier nocheinmal darauf hinweisen, dass 
das Land Niederösterreich alles getan hat. Auch 
wenn die Grünen noch so oft, eigentlich in einer 
unwahren Form, in einer unwahren Form immer 
wiederum Presseaussendungen produzieren wo 
drinnen steht, das Land Niederösterreich hat sich 
verpflichtet, dort den Betrieb weiter zu führen. Bitte 
lesen Sie diese Resolution oder diesen Antrag, den 
wir gemeinsam alle miteinander im NÖ Landtag 
hier beschlossen haben. Und sagen Sie das auch 
der Bevölkerung und nicht etwas anderes. Danke! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt 
Frau Abgeordnete Dr. Krismer. 
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Abg. Dr. Krismer (Grüne): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! 

Es waren jetzt einige Wortmeldungen vor mir 
zum Thema Tierschutz gesprochen. Man hat jetzt 
gemerkt, dass Tierschutz immer etwas hoch emoti-
onales ist. Zumindest als der Kollege Nowohradsky 
hier gestanden ist und wieder das Thema Tierpark 
Gänserndorf aufgemacht hat. (Abg. Nowohradsky: 
Da geht es nicht um die Tiere, sondern um ihre 
Anschuldigungen!) 

Kollege Nowohradsky! Abseits des Tierschut-
zes hat die Klubobfrau Dr. Madeleine Petrovic in 
Presseaussendungen und auch hier immer wieder 
darauf hingewiesen, dass wir, was die wirtschaftlich 
nachhaltige Führung dieses Parkes betrifft, einen 
anderen Weg gegangen wären. Und wenn die ÖVP 
meint, die Wirtschaftskompetenz in diesem Land 
gepachtet zu haben, dann wissen Sie auch, was es 
bedeutet, ein Konkursverfahren einzuleiten. Dass 
dann die Tiere verkauft werden müssen wie eine 
Sache. Und das haben Sie bewusst mitgetragen! 
(Beifall bei den Grünen.) 

Ich würde noch ganz gerne dem Punkt Raum-
ordnung, auch wenn ihn Kollege Martin Fasan 
schon ausführlich behandelt hat, noch einmal ein 
wenig Aufmerksamkeit schenken. Es gibt so, na 
wie sagt man da, „Wordings“ von der ÖVP, die 
habe ich jetzt laufend in den letzten Stunden sicher 
30 Mal gehört, wir müssen Herausforderungen 
annehmen. 

Ja, wir müssen Herausforderungen annehmen. 
Es war heute eine Bürgerinitiative im Landhaus, 
300 Meter außerhalb der Bannmeile, und hat de-
monstriert für ein lebenswertes Rastenfeld. Weil 
diese Menschen eben nicht verstehen, dass wir 
eine Raumordnung haben, die es zulässt, eine 
Asphaltmischanlage, 2.000 Tonnen Asphalt am Tag 
produzierend, in einigen hundert Metern Abstand 
neben dem Natura 2000-Gebiet zu positionieren. 
Und das, meine Damen und Herren, ist möglich in 
Niederösterreich. Und dann sind diese Menschen 
hier und verstehen nicht warum das möglich ist, wo 
der Rechtsstaat bleibt. Warum die Bürgernähe, 
wenn es darauf ankommt, von der ÖVP nicht ge-
geben ist im Amt der NÖ Landesregierung. Sie 
keine Akten bekommen, und zwar Akten, die sogar 
laut Raumordnungsgesetz dort aufliegen müssten 
für Bürgerinnen und Bürger. Geschätzte Kol-
leginnen und Kollegen der ÖVP! Das ist wahrlich 
keine Bürgernähe! (Beifall bei den Grünen.) 

Ich würde Sie ganz gerne auffordern, dass Sie 
diese Herausforderung in der Tat einmal aufneh-
men. Der Herr Landesrat Mag. Sobotka meinte 

heute, wir müssen alles daran setzen damit der 
ländliche Raum nicht ausgehöhlt wird. Und wie er 
dann ganz selbstbewusst meinte, die Bürgerinnen 
und Bürger in der Gemeinde begreifen die Politik. 
Denn da unten begreifen sie die Politik. Also ich 
weiß jetzt nicht wer da öfter bei den Bürgerinnen 
und Bürgern ist. Wahrscheinlich habe ich nur mit 
jenen zu tun, die eben Dinge nicht verstehen. Die 
es nicht begreifen, warum sie keine Unterstützung 
von Ihnen bekommen. Warum Sie nicht unterstützt 
werden wenn es sogar im Landesentwicklungskon-
zept klar Ziele definiert worden wie: Das ist eine 
Tourismusgemeinde, das ist eine sehr ruhige Ge-
meinde. Und jetzt gibt’s eine Asphaltmischanlage. 
Und wir wissen, die produziert krebserregende 
Stoffe. Die gehen dann mit dem Staub nieder, diese 
Emissionen, und betreffen natürlich dann auch wie-
der die Landwirtschaft. Denn wir leben ja in zu-
sammenhängenden, komplexen Systemen. 

Bitte, bitte, und ich bitte jetzt schon. Weil ich 
habe so das Gefühl, Sie begreifen nicht mehr um 
was es den Menschen in diesem Land geht. Neh-
men Sie endlich diese Herausforderung an und 
bemühen Sie sich, hier diese Demokratie- und 
Umweltdefizite zu beseitigen. (Beifall bei den Grü-
nen.) 

Zu einem zweiten Punkt, Landesrat Dipl.Ing. 
Plank ist jetzt leider schon gegangen. Auch wenn 
es die Gruppe 0 ist betrifft es ihn, es geht um die 
Grundverkehrskommissionen. Es wurde heute in 
der Generaldebatte von Dr. Petrovic schon ange-
sprochen, dass wir die Usancen hier, was wir Par-
lamentarismus nennen, dass diese Usancen äu-
ßerst mangelhaft sind. In Niederösterreich hat der 
Verfassungsdienst die Auffassung, dass beschlos-
senen Resolutionsanträge eine politische Willens-
äußerung sind, aber nicht umgesetzt werden müs-
sen.  

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Wir ha-
ben hier einstimmig am 6. November eine Resolu-
tion beschlossen, die die Landesregierung auffor-
dert, das Grundverkehrsgesetz zu novellieren, weil 
hier legistische Mängel zu beheben sind. Und weil 
die Bauern und Bäuerinnen Sicherheit brauchen, 
dass sie weiterhin Forst in Niederösterreich besit-
zen können und eben nicht Großindustrielle zum 
Zug kommen. Bis heute hat der zuständige Landes-
rat nichts vorgelegt. Die ÖVP geht ja sogar einen 
Schritt weiter: Alles, was ihnen lästig ist wird dann 
unter dem Deckmantel der Liberalisierung am 
Besten entfernt. Überall dort, wo Interessensgrup-
pen Mitsprache hätten, nämlich die kleinen und die 
mittleren, hier in diesem Fall klein- und mittlere 
Forstunternehmerinnen, sprich Bäuerinnen und 
Bauern, die sollen bei der Mitsprache eliminiert 
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werden. Hier wird das Demokratiedefizit weiter 
ausgebaut, damit die Großen zum Zug kommen. 

Und wir sind mittlerweile hier in diesem Land-
tag so weit, und das mache ich jetzt, dass man 
Resolutionsanträge zu Resolutionsanträgen ein-
bringen muss. Und daher bringe ich jetzt den fol-
genden Antrag ein (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Dr. Krismer, Dr. Petrovic, 
Mag. Fasan und Weiderbauer zum Verhandlungs-
gegenstand Ltg. 241/V-2-2004, Voranschlag des 
Landes Niederösterreich für das Jahr 2005, Gruppe 
0 betreffend einstimmig angenommener Resoluti-
onsantrag vom 6. November 2003 Ltg.-54/B-14 
‚Umgehung des landwirtschaftlichen Grundver-
kehrs‘. 

Am 6. November 2003 wurde die NÖ Landes-
regierung mittels Landtagsbeschluss aufgefordert, 
zu prüfen, ob durch einen Gesetzesvorschlag die 
landwirtschaftlichen Interessen des Grundverkehrs 
effektiver geschützt werden können. 

Das Ziel des NÖ Grundverkehrsgesetzes ist, 
die bestehenden land- und forstwirtschaftlichen 
Strukturen zu erhalten. Dieser Schutz dient den 
bäuerlichen Klein- und Mittelbetrieben insofern, als 
sie dadurch nicht am Markt GroßgrundbesitzerIn-
nen oder Forstindustriellen ausgeliefert sein sollen. 
Daher sind Kaufverträge von der Grundverkehrs-
behörde zu genehmigen, bevor eine grundbücherli-
che Eintragung vorgenommen werden kann.  

Die teilweise überschneidenden Gesetzestexte 
der NÖ Flurverfassung und des NÖ Grundver-
kehrsgesetzes müssen reformiert werden, um ei-
nen stringenten Vollzug seitens der Agrarbezirks-
behörde einerseits und der Grundverkehrsbehörde 
andererseits zu gewährleisten.  

Die Intention der Europäischen Union ist ein-
deutig und anerkennt das Grundverkehrsgesetz als 
wichtiges Instrument zum Erhalt des forstlichen 
Eigentums in BäuerInnenhand. Vor dem Hinter-
grund der für 2005 veranschlagten Ausgabe in 
Höhe von EUR 14.500 kann das Argument einer 
übergebührenden Verwaltung nicht geltend ge-
macht werden, so dass eine Einsparung hier fehl 
am Platz wäre. Der Europäische Gerichtshof hat in 
der Entscheidung vom 23. September 2003 in der 
Rechtssache C-452/01 die Zielsetzung des öster-
reichischen Grundverkehrs auf der Ebene des 
Europarechtes bestätigt und führte unter anderem 
aus: 

‚Die Aufteilung des Grundeigentums zur Er-
haltung der landwirtschaftlichen Bevölkerung, die 
Wahrung und Entwicklung lebensfähiger Betriebe 
sowie die harmonische Pflege des Raumes und der 
Landschaft sowie die Förderung einer vernünftigen 
Nutzung von verfügbarer land- und forstwirtschaftli-
chen Fläche ist ein im gesellschaftlichen Interesse 
liegendes Ziel. Mit diesem Ziel soll eine vernünftige 
Nutzung gefördert werden, um gegen Gefahren, 
welche der Erhaltung der landwirtschaftlichen Be-
völkerung drohen, vorzubeugen.‘ 

Und weiter: 

‚Der landwirtschaftliche Grund entspricht den 
Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik im Sinne des 
EG-Vertrages, die darauf abzielt, der landwirt-
schaftlichen Bevölkerung eine angemessene Le-
benshaltung zu gewährleisten. Es ist die besondere 
Eigenart der landwirtschaftlichen Tätigkeit, die sich 
aus dem sozialen Aufbau der Landwirtschaft und 
den strukturellen und naturbedingten Unterschie-
den der verschiedenen landwirtschaftlichen Gebiete 
ergibt, zu berücksichtigen. Diese Ziele liegen im 
allgemeinen Interesse.‘ 

Der dynamische Strukturwandel in der Land- 
und Forstwirtschaft bringt die Bäuerinnen und Bau-
ern immer mehr unter Druck. Durch Umgehung des 
landwirtschaftlichen Grundverkehrs besteht die 
Gefahr, dass der Bauernstand Waldeigentum an 
Großindustrielle verliert. Um den Trend der Eigen-
tumsübertragung weg von den kleinen und mittle-
ren BäuerInnen hintan zu halten, ist ein Schutz 
durch Berücksichtigung des sozialen Standes eines 
Bauern oder einer Bäuerin aus eigener Arbeitskraft 
zu berücksichtigen. 

Die Gefertigte stellt daher folgenden Antrag: 

Der Landtag möge beschließen: 

Die NÖ Landesregierung wird erneut aufgefor-
dert, den am 6. November 2003 einstimmig be-
schlossenen Resolutionsantrag betreffend ‚Umge-
hung des landwirtschaftlichen Grundverkehrs‘ um-
zusetzen und dem Landtag eine entsprechende 
Gesetzesvorlage zur Beschlussfassung vorzule-
gen.“  

Und wenn das wieder nicht wirkt, dann werden 
wir halt die Resolution zur Resolution der Resolu-
tion machen müssen, damit hier endlich Mängel 
behoben sind. Wo wir genau wissen, bis hin zur 
Landwirtschaftskammer in Niederösterreich man 
sich eben nicht einig ist, wie die Agrarbezirksbe-
hörde hier vorzugehen hat im Vollzug der Flurver-



Landtag von Niederösterreich Tagung 2004 der XVI. Periode 14. Sitzung vom 21. Juni 2004 

639 

fassung und andererseits hier Mängel sind im 
Grundverkehr. 

Ich hoffe, dass wir wiederum einstimmig diesen 
Resolutionsantrag annehmen. Danke! (Beifall bei 
den Grünen.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zum Wort ge-
langt Herr Abgeordneter Dr. Michalitsch. 

Abg. Dr. Michalitsch (ÖVP): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Hohes Haus! 

Ich spreche im Rahmen der Gruppe 0 zu ei-
nem Kernthema für das Bundesland Niederöster-
reich und auch einem Kernthema im Budget, näm-
lich zur Verwaltung. Das ist ein Thema, das bud-
getmäßig natürlich Relevanz hat. Immerhin geht’s 
um 1.352 Millionen Euro und es geht um 29 Pro-
zent des gesamten Finanzkuchens des Landes 
Niederösterreich. Also ein Eck- und Kernpunkt. 

Und wenn ich diese zwei Zahlen gleich in Be-
zug zu Zahlen aus dem Jahr 2000 setzen kann, 
dann hat sich dieser Bereich um rund 200 Millionen 
Euro erhöht. Der Anteil damals war allerdings 31,24 
Prozent, jetzt sind wir bei 29 Prozent. Das heißt, 
tendenziell im Gesamtpaket des Landes Nieder-
österreich sind die Leistungen für Personal anteils-
mäßig sinkend. 

Es geht bei diesem Budgetpunkt um sehr viele 
Menschen. Es geht um alle Bürger Niederöster-
reichs, die hier ein kundenorientiertes Service be-
kommen. Es geht um den Wirtschaftsstandort, wo 
es natürlich auch darum geht, Verfahren rechts-
konform, sachgerecht, rasch durchzuführen. Wenn 
man mit Unternehmern spricht im Rahmen einer 
Investition, die sie gerade fertig stellen, so sieht 
man hier große Unterschiede zwischen der Ver-
waltung etwa in Wien und der in Niederösterreich. 
Wobei die Unternehmer sagen, die Niederösterrei-
chische, die ist wirtschaftsfreundlich, arbeitsplatz-
freundlich, standortfreundlich und daher gut zu 
bewerten. 

Wenn man es jetzt näher aufgliedert, so geht’s 
um 18.440 Dienstposten. Und die Verwaltung im 
eigentlichen Sinn des Wortes macht davon nur 
5.081 aus. Das ist nämlich die Hoheitsverwaltung. 
3.300 Leute sind im Straßendienst tätig. Im Kinder-
gartenbereich sind es 2.355 und in den Krankenan-
stalten 2.800, Pensionisten- und Pflegeheime 3.300 
und Jugendheime 500. 

Die Botschaft, die, und das, was ich hier beto-
nen will, wenn man sich diesen Gesamtkuchen 
anschaut, so sind der ganz überwiegende Teil des 

öffentlichen Dienstes in Niederösterreich unmittel-
bar am Menschen tätig. Ob es um unsere Jugend 
im Kindergarten geht, ob es um die Kranken, die in 
den Landesanstalten betreut werden, geht, ob es in 
den Pensionisten- und Pflegeheimen ist, dort 
arbeiten die niederösterreichischen Landesbe-
diensteten und sie leisten Großartiges. 

Ich denke, jeder von Ihnen kann das bestäti-
gen. Wenn man, ich nehme jetzt nur ganz wahllos 
zwei Beispiele aus meinem Bezirk, die Pensionis-
ten- und Pflegeheime haben es geschafft, einfach 
in Kontakt mit der Bevölkerung zu kommen: Das 
Ehrenamt, die Freiwilligen, die Betreuung, Sponso-
ring für Therapiegärten. Da gibt’s unendlich viel 
Positives das hier von den Mitarbeitern weit über 
das hinaus geleistet wird was in irgendwelchen 
Dienstrechtsgesetzen festgehalten ist. Und daher 
möchte ich für diese Leistung am Bürger auch von 
dieser Stelle her den Mitarbeitern im NÖ Landes-
dienst herzlich danke sagen. (Beifall bei der ÖVP 
und den Grünen.) 
Es wäre etwas was durchaus vom ganzen Haus 
auch mitgetragen werden hätte können. 

Ich möchte jetzt noch einen kurzen Fokus auf 
den Bereich des Amtes der Landesregierung legen. 
Dort haben wir jetzt 3.200 Dienstposten, vor einem 
Jahr waren es noch 3.250, das heißt minus 50. Und 
wenn ich die Bezirkshauptmannschaften anschaue, 
dann haben wir dort gehalten, während im Amt in 
den letzten 10 Jahren rund 500 Dienstposten ein-
gespart wurden. Ich glaube, dass das ein gutes 
Licht auf uns wirft.  

Wir sparen in der Verwaltung, dort, wo es der 
Bürger nicht merkt. Vor Ort, dort wo es um Service 
geht, in der Bezirkshauptmannschaft - kurze Wege 
- dort wird das Service ausgebaut und verbessert. 
Stichwort Bürgerbüro. Und daher gilt für uns auch 
bei diesem Budget uneingeschränkt der Satz: Nä-
her zum Bürger, schneller zur Sache. Der erfolgrei-
che Leitspruch unseres Landeshauptmannes Dr. 
Erwin Pröll. 

Wenn ich uns jetzt als Gesetzgeber hernehme, 
dann möchte ich nur einen Satz sagen. Ich glaube, 
dass der Landtag von Niederösterreich immer ein 
sehr sorgsamer Gesetzgeber war. Wir haben nicht 
leichtfertig Gesetze beschlossen, wir überlegen uns 
das zweimal. Die Normenflut auf Bundesebene ist 
aus unserer Sicht hier im Land, glaube ich, durch-
aus etwas, was wir uns überlegen sollten. Der Kon-
vent gibt uns dazu einen Rahmen. 

Ich möchte hier aber, weil ich diese Einsparun-
gen genannt habe, durchaus auch sagen, dass da 
unendlich viel Arbeit dahinter steckt an Verwal-
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tungsinnovation. Es hört sich so einfach an, hier 
eine Größenordnung von 170 Dienstposten insge-
samt einzusparen. Die Leistungen werden ja mehr. 
Und daher sind hier, ich habe eine ganze Liste von 
Innovations- und Effizienzprojekten, die einfach hier 
im Land unter Beteiligung der Mitarbeiter durchge-
führt wurde. Jede Abteilung hat da in einem Pro-
zess ihre Vorschläge gemacht. Und so stellen wir 
uns Verwaltungsreform vor. Nicht durch großartige 
externe Beratungen, sondern durch das Potenzial 
unserer eigenen Mitarbeiter, die, glaube ich, moti-
vations- oder innovationsorientiert sind, motiviert 
sind und daher die besten Ideen haben. Und, ich 
spreche sie nicht direkt an, aber auf der Galerie 
sitzen auch einige, die hier wirklich gute Ideen ha-
ben und auch gezeigt haben, wie man das umset-
zen kann. 

Wenn jetzt soviel von Zahlen und Geld die 
Rede ist, dann möchte ich zwei Dinge, die die 
menschliche Seite berühren, noch ganz kurz nen-
nen. Das eine ist die Beschäftigung von Menschen 
mit besonderen Bedürfnissen im Landesdienst. Hier 
ist immer der Bereich der Landeslehrer einer der 
das Erfüllen von Quoten schwierig macht, aber im 
sonstigen Bereich der Verwaltung haben wir diese 
Quoten immer übererfüllt. Und der Bereich Null 
Handikap ist sehr, sehr intensiv und in Zusammen-
arbeit mit dem Amt der Landesregierung tätig um 
hier ständig steigende Zahlen von Behinderten im 
NÖ Landesdienst auch möglich zu machen. 

Und abschließend, weil, glaube ich, von der 
Landesverwaltung wirklich mit immer weniger Per-
sonal immer mehr zu leisten ist, möchte ich auch 
die Arbeit der Personalvertretung würdigen. Es gibt, 
oder man könnte annehmen, dass bei diesem 
Sparpotenzial über die letzten 10 Jahre, dass hier 
eine große Unzufriedenheit der Mitarbeiter wäre. 
Die Ergebnisse der ZPV-Wahlen in Niederöster-
reich haben gezeigt, dass das nicht so ist. Dass es 
eine Partnerschaft gibt zwischen dem Dienstgeber, 
dem Landeshauptmann als Personalreferenten und 
der Personalvertretung. Und dass auch auf Dienst-
geberseite wirklich Verständnis herrscht für viele 
Projekte, die für den Mitarbeiter direkt wirksam 
sind. Ob das Supervision ist in Bereichen wo die 
Mitarbeiter persönlich sehr gefordert sind, ob das 
Mobbing-Prävention und Intervention ist, ob das 
Suchtprävention ganz allgemein ist. Ich glaube, hier 
sind ganz einfach viele richtungsweisende Projekte 
in Arbeit, damit die Mitarbeiter dieses Pensum auch 
erfolgreich bewältigen können. 

Das Projekt Besoldung Neu ist im Laufen. Ich 
glaube, dass wir als Landesbudgetgeber, als 
Landtag, die Verantwortung haben, hier auch in 
Zukunft unter Wahrung des Gesamtbildes einfach 

eine Beschäftigung zu ermöglichen im Landes-
dienst, wo man sagen kann, der Bürger, der Lan-
desbürger ist als Kunde im Mittelpunkt. Aber es ist 
auch den Mitarbeitern im NÖ Landesdienst in all 
den verschiedenen Ausformungen einfach möglich, 
hier auch eine gute Arbeit zu verrichten und dabei 
auch persönlich motiviert zu sein. Und in diesem 
Sinn danke ich nochmals allen Mitarbeitern. Und 
auch diesem Teil des Budgets werden wir – Über-
raschung – unsere Zustimmung nicht verweigern. 
Danke! (Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Waldhäusl. 

Abg. Waldhäusl (FPÖ): Herr Präsident! Werte 
Kollegen des Landtages! 

Ich möchte bei der Gruppe 0 auch zu einigen 
Themenbereichen kurz Stellung nehmen und be-
ginne auch mit dem wahrscheinlich Aktuellstem, 
dem Thema Tierschutz. Haben sich ja schon zwei 
Vorredner diesem Thema gewidmet und sind 
bereits ins Detail eingegangen. Hab vom Kollegen 
Hofmacher hier die berechtigte Kritik gehört, Tier-
leid über die Grenze verlagern, dann eventuell Im-
porte aus diesen Ländern hinnehmen zu müssen. 
Ich würde sagen, kann man kurz machen: Das 
oberste Ziel kann es nur sein, so rasch wie möglich 
ein EU-weites Tierschutzgesetz zu basteln und 
dann umzusetzen. Dann wäre es möglich, diesen 
Importen entgegentreten zu können. Ansonsten ist 
es rechtlich nicht möglich, aus EU-Staaten, die auf 
anderen Standards produzieren, hier mit Importver-
boten, wie du das gemeint ist, entgegen zu treten. 
Das ist rechtlich nicht möglich, das müsstest du 
eigentlich wissen. Und ich glaube, dass es daher 
nur ein Ziel geben kann, ein EU-weites Tierschutz-
gesetz. 

Ein Kritikpunkt dieses neuen Gesetzes ist aber 
sicher weiterhin das bleibende Erlaubtsein des 
Schächtens. Keiner hat heute davon gesprochen. 
Es wurde zwar sowohl von ÖVP als auch SPÖ 
davon gesprochen von Tierleid, von Tierqualen. 
Aber dass das Schächten, das Töten ohne Betäu-
bung auch ein Tierleid ist, dass es hier zu Qualen 
des Tiers kommt, dass das Tier hier Qualen ausge-
setzt ist, bis es letztendlich ausgeblutet ist, von dem 
hat heute, glaube ich, keiner gesprochen oder hat 
nicht davon sprechen wollen. 

Ich weiß, dass sich die ÖVP da schwer tut. Die 
haben, aus welchen Gründen, ich habe es nicht 
eruieren können, haben sich dazu bekannt, auch 
schon in der Landes-Landwirtschaftskammer, dass 
eben das Schächten für sie kein Problem mehr ist. 
Hat mir ein bisschen weh getan. (Abg. Mag. Fasan: 
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Wir haben eine Information für dich: Das Tier-
schutzgesetz ist einstimmig beschlossen worden!) 

Ja, zu dem komme ich jetzt. Das heißt aber 
noch lange nicht, dass ich das kritisieren darf, was 
mir im Gegensatz zu euch Grünen, euch Roten und 
euch Schwarzen, ihr sagt, dass immer alles so gut 
ist was im Bund passiert. Und nur weil die im Bund 
Ja sagen, sagt ihr auch überall: Ja, ja, ja, ja, ja, ja. 
Das ist bei uns ein bisschen anders. Wir haben 
nämlich Courage genug und ich habe Rückgrat 
genug, dass ich das kritisiere was mir nicht gefällt 
was im Bund gemacht wird. Und ihr habt kein 
Problem. Ihr könnt ja irgendwann einmal Übungen 
vornehmen, wie man statt dem Gartenschlauch, 
den ihr da hinten habt, irgendwann ein Rückgrat 
bekommt. 

Bei uns ist es so, dass diese Meinung zwar im 
Bund mitgetragen worden ist über alle vier Par-
teien, aber selbstverständlich als freier Mandatar 
ich hier sehr wohl das sage und zu dem stehe, das 
ich auch meine. Und ich stehe dazu, dass das 
Schächten ein Tierleid ist, dass es sich hier um 
Qualen von Tieren handelt. Und dass es leider 
Gottes in diesem Gesetz verankert ist, dass das 
bleibt. Und dazu stehe ich, dass ich das verurteile. 
Und ich verurteile, Kollege Mag. Fasan, nicht nur 
die Grünen, die dem zugestimmt haben, und nicht 
nur die ÖVP und die SPÖ, sondern ich verurteile 
das auch bei der FPÖ im Bund, dass sie hier dem 
nachgegeben haben. Den Forderungen der ÖVP 
nachgegeben haben und den Forderungen der 
SPÖ. Weil denen sind ganz einfach die Ausländer 
wichtiger gewesen als das Tierleid in Österreich. 
Soviel zum Tierschutzgesetz. (Abg. Mag. Fasan: 
Was hat das mit den Ausländern zu tun? Das 
würde mich interessieren!) 

Es hilft halt nichts! Aber du, ihr könnt ja sagen, 
warum hat von euch keiner über das gesprochen? 
Warum hat keiner den Mut gehabt von euch dass 
er darüber spricht warum es so ist? Aber ihr habt ja 
noch die Möglichkeit, ihr könnt euch melden. Und 
ihr könnt sagen warum ihr für das Schächten ein-
getreten seid. Ihr könnt es sagen. Ihr habt die Mög-
lichkeit. Vorausgesetzt, dass der Gartenschlauch 
da hinten nicht zu weich ist und ihr könnt ans Red-
nerpult herausgehen. (Unruhe bei der SPÖ.) 
Das nächste Thema. Ihr könnt eh beim nächsten 
auch noch streiten mit mir, da kommt ihr nicht bes-
ser davon. 

Das nächste Thema, werte Kollegen, haben 
sich einige Vorredner auch um das Grenzland, um 
die Problematik des Grenzlandes und auch in die-
sem Zusammenhang um die Problematik der 
durchgeführten Osterweiterung berechtigterweise 

Gedanken gemacht. Wurden auch Sorgen geäu-
ßert. Kollege Hensler hat zwar bei der EU-Erweite-
rung fast nur von Vorteilen gesprochen. Von den 
Chancen ... Nachlesen! Sonst geht’s dir so wie der 
Kollegin Hinterholzer dass du dreimal eine Presse-
aussendung machen musst für das was du gesagt 
hast weil du nicht mehr weißt was du wirklich ge-
sagt hast. (Abg. Hensler: Ich weiß es schon!) 
Vorteile, und die Chancen für die Unternehmer und 
die Bauern. (Abg. Hensler: Das stimmt auch!) 

Ja, eben. Du gibst es wenigstens zu. Das ist 
der Unterschied wirklich zwischen deiner Kollegin, 
die jetzt schon wieder schreibt dass sie irgendwas 
wirklich nicht gesagt hat was sie gesagt hat. Du 
gibst es zu. 

Aber, Kollege Hensler, die Chancen, für die 
Unternehmen und die Bauern, die siehst du mo-
mentan nur alleine. In erster Linie sehen zumindest 
die und auch sehr viele dieser genannten Berufs-
gruppen einmal die Probleme. Und wenn man 
diese Probleme löst, wenn man die Rahmenbedin-
gungen dazu gestellt hat und dann die Probleme 
löst, dann kann man von eventuellen Chancen 
sprechen. Aber das werden nie Chancen werden 
wenn du ... (Abg. Hensler: Ihr sagt immer das Ne-
gative zuerst!) 
Nein! Weißt du warum es keinen Chancen werden 
können? Ich werde es dir gleich sagen. Weil du 
zwei Namen genannt hast damit das überhaupt ein 
Vorteil werden kann. Du hast Landeshauptmann 
Pröll und die zuständige Landesrätin Mikl-Leitner 
genannt. Da kann es nie ein Vorteil werden. Das 
kann nur den Bach hinunter gehen. Das kann nur 
den Bach hinunter gehen. Diese zwei genannten 
Personen haben doch für das Bundesland über-
haupt noch nie was Gescheites zusammenge-
bracht. Das weißt ja eh selber genauso. Wie sollte 
dann da in diesem Bereich, wie sollte da in diesem 
Bereich das anders ausschauen? 

Und ich sage daher, so ehrlich muss man 
schon sein: Reden wir zuerst von den Problemen, 
dann reden wir davon, wie man Rahmenbedingun-
gen momentan vorfindet, wie man es ändern muss 
dass man die Probleme löst. Und dann reden wir 
von den Personen, von den handelnden Personen, 
die das machen sollen. Aber nicht zuerst sagen, 
das ist in guten Händen, weil der Herr Landes-
hauptmann Pröll und die zuständigen ... Weil wir 
noch dazu hast ja gesagt, eine Landesrätin für EU-
Fragen haben. Nur deswegen, weil wir die haben, 
hat sich noch gar nichts geändert. Deswegen hat 
es die letzten 14 Tage auch geregnet. Auch wenn 
wir die haben. Und da kannst sie für Wetterfragen 
nehmen und es ist egal für was, das ändert nichts. 
Weißt? Schlechtwetter haben wir trotzdem! 
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Daher, Kollege Hensler, würde ich dich bitten, 
weil ich weiß, dass du grundsätzlich sehr für die 
Interessen, zumindest der Bauern, wärst, für das 
eintrittst. Tun wir nicht so leichtsinnig davon ausge-
hen dass man immer nur sagt, da gibt’s nur Chan-
cen und das werden wir schon machen. 

Nehmen wir die Probleme ernst und versuchen 
wir, diese Probleme zu lösen. Und es hat ja auch 
die Kollegin Mag. Renner in ihrer Rede davon ge-
sprochen, dass die Grenzregion Geld braucht. 
Mehr Geld. Und berechtigterweise diese Grenzre-
gionen, egal wo sie sich befinden in Niederöster-
reich, Unterstützung brauchen. Und das hat mir 
gefallen. Weil eben in Zukunft genau diese Grenz-
regionen vermehrt Geld brauchen. 

Wenn man sich die Volkszählung 2001 ange-
schaut in Niederösterreich, war zwar Niederöster-
reich ein Gewinner, aber es gibt verschiedene Be-
zirke in den Grenzregionen, die waren Verlierer. 
Und dort muss man vermehrt ansetzen. Und daher 
ist es auch wichtig, dass man, um die Schwierig-
keiten in diesen Regionen – das brauch‘ ich nicht 
wiederholen, ist alles aufgezählt worden: Arbeitslo-
sigkeit, Abwanderung von Betrieben und, und, und 
– damit man das in den Griff bekommt, damit man 
dort mehr Geld hinbekommt. Und wie wäre es jetzt 
am einfachsten dass man dort Geld hinbekommt 
ohne dass man da neu was erfinden muss? Dass 
man, so wie es bereits gemacht wurde, nach der 
Volkszählung 2001 hat ja die Landesregierung ei-
nen Härteausgleich beschlossen, dass man jetzt, 
weil eben diese Probleme in den Grenzregionen 
wieder vermehrt auftreten, wieder diesen Härte-
ausgleich auch fortsetzt. 

Und daher bringe ich einen Antrag ein (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Waldhäusl und Mag. Ram 
zur Gruppe 0 des Voranschlages des Landes Nie-
derösterreich für das Jahr 2005, Ltg. 241/V-2, 
betreffend Ausdehnung des Härteausgleich Volks-
zählung 2001 auf das Budget 2005. 

Die NÖ Landesregierung hat die Vergabe von 
Beihilfen für Gemeinden zum Ausgleich besonderer 
Härtefälle bei der Zuteilung der Abgabenertrags-
anteile für die Gemeinden, welche bei der Volks-
zählung 2001 Einwohner verloren haben, beschlos-
sen.  

Da zahlreiche Gemeinden, vor allem in den 
Grenzregionen, die Strukturen ihrer Haushalte nicht 
binnen eines Jahres im erforderlichen Ausmaß 
anpassen können, und durch die bereits erfolgte 

Osterweiterung weiteren Schwierigkeiten und dar-
aus resultierenden Belastungen ausgesetzt sind, ist 
eine Ausdehnung des Härteausgleiches 2001 bis 
zur nächsten Volkszählung oder ziffernmäßigen 
Erfassung der Bevölkerungszahl erforderlich. 

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, im 
Sinne der Antragsbegründung die erforderlichen 
Maßnahmen zu setzen, um die Ausdehnung des 
Härteausgleiches 2001 bis zur nächsten ziffernmä-
ßigen Erfassung der Bevölkerungszahl in der sel-
ben Höhe zu gewährleisten.“ 

Wäre, meine Damen und Herren, eine Mög-
lichkeit ... 

Dritter Präsident Ing. Penz: Herr Abgeord-
neter Waldhäusl! Ihre Redezeit ist abgelaufen. Ich 
bitte um den Schlusssatz! 

Abg. Waldhäusl (FPÖ): ... wäre eine Möglich-
keit, dass wir die Forderungen, die wir hier alle 
unisono aufgestellt haben, auch wirklich durchfüh-
ren indem wir selbstverständlich diesem Antrag 
eine Zustimmung erteilen könnten. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Als nächster 
Redner gelangt Herr Abgeordneter Mag. Karner zu 
Wort. 

Abg. Mag. Karner (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! 
Hoher Landtag! 

Ersparen Sie mir, dass ich auf die Ausführun-
gen meines Vorredners hier eingehe. Ich glaube, er 
hat wieder einmal, mein Kollege, einen eindrucks-
vollen Beweis dafür geliefert, welche Ergebnisse 
die Freiheitlichen hier bei den letzten Wahlen ein-
gefahren haben. Ich glaube, mehr braucht man 
dazu nicht sagen. Bei der EU-Wahl wieder ein ein-
drucksvolles Nichtergebnis der Freiheitlichen. Und 
wenn man den Ausführungen des Abgeordneten 
Waldhäusl zugehört hat, wundert das auch kaum 
jemanden. Und wir daher nicht näher auf diese 
inhaltlichen Dinge eingehen. 

Ich möchte mich auf einen Punkt beschränken 
in dieser Gruppe 0, und zwar auf den Bereich des 
Österreich-Konvents, der ja in diesen Tagen und 
Wochen diskutiert wird. Man wird sehen, was für 
ein Ergebnis letztendlich herauskommt. Das Wich-
tige dabei ist aber, und Landesrat Mag. Wolfgang 
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Sobotka hat es in seiner eindrucksvollen Rede ge-
sagt, Triebfeder und Ziel dieses Österreich-Kon-
vents muss und kann nur die Bürgernähe sein. 

Ja, es ist Aufgabe des Österreich-Konvents, 
eine neue, moderne, eine bürgernahe Verfassung 
für Österreich auszuarbeiten. Diese künftige Ver-
fassung, die derzeit diskutiert wird, muss den Rah-
men für eine zukünftige, kostengünstige und damit 
Steuergeld schonende, transparente und bürger-
nahe Erfüllung der Staatsaufgaben im Sinne der 
Bürger ermöglichen. So wie Europa erkennen 
muss, dass der Kontinent von den Regionen seine 
Kraft aus den Regionen schöpft, so schöpft auch 
Österreich seine Kraft aus den Ländern und auch 
aus den Gemeinden und den Regionen hier in Nie-
derösterreich. 

Die Stärke liegt im föderalen System und nicht 
in zentralistischen Bürokratien. Während ein zent-
ralistischer Staat die bunte Vielfalt zurückstutzen 
will und versucht, daraus einen Einheitsbrei zu ma-
chen, ist es gelebter Föderalismus, sind es die 
Bundesländer, die Österreich, sind es die Gemein-
den, die dieses Land zu einer blühenden, bunten 
Vielfalt machen. 

Und dabei ist klar, ich habe das gesagt, dass 
starke Länder, dass ein starkes Land auch starke 
Gemeinden braucht. Und es ist der Landeshaupt-
mann, es sind unsere Regierungsmitglieder, es 
sind unsere Abgeordneten, unsere Mandatare, 
unsere Bürgermeister und Gemeinderäte, die die 
Anliegen und Sorgen und Wünsche der Bevölke-
rung kennen, weil sie täglich, weil sie immer hier im 
Land unterwegs sind. Sie kennen die Sorgen und 
Anliegen der Menschen in ihren Bezirken, in den 
Gemeinden, in ihrer Umgebung. Sie wissen, wo 
den Menschen der Schuh drückt. Sie wissen, wo 
hier die Sorgen und Ängste liegen. 

Und dieses System der bürgernahen Politik 
und der Verwaltung, wie es Landeshauptmann Dr. 
Erwin Pröll über Jahre eindrucksvoll geprägt hat 
und prägt, muss genau, dieses System muss Vor-
bild für den Österreich-Konvent sein. Und mein 
Vorredner Martin Michalitsch hat gesagt, mit dem 
Motto „Näher zum Bürger – schneller zur Sache“. 

Gerade in Zeiten einer Globalisierung in einem 
größeren Europa muss man wissen, und wir wissen 
wo man zu Hause ist. Muss wissen, wo man hinge-
hört, braucht es sehr starke, regionale Wurzeln. 
Und die haben wir Gottseidank in diesem Land, die 
haben wir Gottseidank in Niederösterreich. Natür-
lich, wir in Niederösterreich wissen auch um unsere 
Gesamtverantwortung für diesen Staat. Aber wir 
wissen, dass Zentralismus sich vom Bürger weg-

bewegt und dem Bürger schadet. Daher Nein auch 
zu manch zentralistischen Ideen die da immer 
wieder hervorquellen, egal von welcher Seite sie 
kommen. Egal ob es sich hier um die Abschaffung 
der Wohnbauförderung handelt, egal ob sie von 
Raidl kommen oder vom SPÖ-Vorsitzenden 
Gusenbauer. (Abg. Mag. Fasan: Das ist ja nicht 
zentralistisch die Abschaffung der Wohnbauförde-
rung! Was ist da zentralistisch?) 
Egal ob es sich um diese aufgeblähten Schulstruk-
turen handelt, die von der SPÖ, vom SPÖ-Vorsit-
zenden Gusenbauer mit einer Mindestgröße von 
300 Schülern hier immer wieder gefordert wird. Wir 
sagen Nein! 

Gerade die Wohnbauförderung. Sie ist sozial-
politisch – es wurde heute schon gesagt – arbeits-
marktpolitisch, wirtschaftspolitisch und auch famili-
enpolitisch und auch regionalpolitisch unverzicht-
bar. Daher Nein zu solch bürgerfernen, ja bürger-
feindlichen Ideen. 

Wenn die Bundesländer und Gemeinden agie-
ren können, ja, wenn sie gleichberechtigte, ja 
starke Partner des Bundes sind, dann wird das 
letztendlich dem Gesamtstaat, ja, dann wird es 
letztendlich dem Österreich-Konvent hier nutzen 
und dem Ergebnis des Österreich-Konvents hier 
nutzen. Das muss oberstes Prinzip des Konventes 
sein. 

Ja, wir von der Volkspartei Niederösterreich 
erwarten von diesem Konvent mehr Bürgerservice, 
ja, wir erwarten mehr Bürgernähe. Und es ist ein 
notwendiger Schritt dieser Konvent, die Verfassung 
neu und besser gestalten zu wollen. Egal, was 
auch immer herauskommt. Entscheidend ist hier 
Bürgernähe, ist hier Bürgerservice. Dabei sollten 
wir aber nicht vergessen, dass es die Bundeslän-
der, das Land und die Gemeinden sind, die den 
Gesamtstaat tragen. Auch, und gerade jetzt im 21. 
Jahrhundert nur so zu einem Erfolgsmodell werden 
kann. 

Und abschließend vielleicht noch eine Bemer-
kung zum Safaripark Gänserndorf, der vor wenigen 
Minuten sehr intensiv diskutiert wurde, eine Ab-
schlussbemerkung. Es ist eine seltsame, ich sage 
fast typische Allianz zwischen einem Massever-
walter der nichts redet und schon gar nichts tut, und 
den Grünen, die ebenfalls nur reden aber auch 
nichts tun, meine sehr geehrten Damen und Herren 
von den Grünen. (Beifall bei der ÖVP. – Abg. Dr. 
Krismer: Wenn wir in der Regierung wären, würden 
wir schon etwas machen!) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zum Wort ge-
langt Herr Abgeordneter Mag. Riedl. 



Landtag von Niederösterreich Tagung 2004 der XVI. Periode 14. Sitzung vom 21. Juni 2004 

644 

Abg. Mag. Riedl (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident!  

Gemeindefinanzen und finanzielle Situationen, 
höchst aktuelles Thema. Ohne zu jammern: Die 
Gemeinden haben große finanzielle Sorgen. Den 
sinkenden Einnahmen stehen dynamisch steigende 
Ausgaben, Krankenanstaltenfinanzierung, soziale 
Aufgaben gegenüber. Das heißt also, der Investiti-
onsspielraum wird zunehmend enger und vor allem 
auch für manche sogar der Haushaltsausgleich 
nicht mehr möglich. 

Und wenn man den Dokumenten auf allen drei 
Ebenen Glauben schenken darf, auf Bundesebene 
haben wir den Finanzausschussbericht, also bei 
Stadtschuldenausschussvorsitzenden Prof. Fritsch, 
auf Landesebene die finanzielle Gebarung der 
Gemeinden, der EVW, und auf Gemeinde- und 
Städtebundebene den Gemeindefinanzbericht des 
Sparkassenverbandes, die sagen alle im Wesentli-
chen dasselbe: Niederösterreichs Gemeinden ha-
ben rund drei Milliarden Finanzschulden, das sind 
2.000 Euro pro Einwohner. Und notgedrungen 
müssen wir daher laufend mehr auch an Schulden-
dienst und Kapitaldienst aufwenden. Mittlerweile 
160 Euro pro Nase und Jahr. 

Bedenklich erscheint die Investitionsquote. 
Wenn wir 3,1 Milliarden oder mehr als 3 Prozent 
des Bruttoinlandsproduktes noch vor sieben Jahren 
aufwenden konnten, sind es heute sage und 
schreibe noch 1,4 Milliarden österreichweit und nur 
mehr 1,3 Prozent des Bruttoinlandsproduktes. 

Und wenn man der Prognose des Prof. Lehner 
Glauben schenken darf, dass die Einnahmen in den 
nächsten fünf Jahren sich nur mit rund 25 Prozent 
Steigerung entwickeln werden und die Ausgaben, 
und zwar bestimmte dynamische Positionen wie 
Personennahverkehr, Krankenanstalten und Sozi-
ales, um ein Dreifaches steigen werden, so muss 
man wohl mehr oder minder deutlich sagen, dass 
diese Aufgaben mit den derzeit zur Verfügung ste-
henden Finanzmassen in Zukunft nicht bewältigbar 
sind. 

Und eine noch so gute und eine noch so tolle 
Partnerschaft des Landes mit den Gemeinden wird 
die Löcher, die uns in die Budgets gerissen werden, 
und ich sage das einmal ganz bewusst, durch den 
Bund, nicht stopfen können. Bedenklich daher 
diese Finanzlage auch darum, weil wir weder loka-
ler Konjunkturmotor in Zukunft sein können, weil wir 
nicht für antizyklische Motivation der Wirtschaft zur 
Verfügung stehen und das letztendlich in einer Zeit, 
in einer Dimension, die der örtlichen, der regionalen 
Entwicklung, aber vor allem der örtlichen Wirt-

schaft, gleichbedeutend mit Sicherung der Arbeits-
plätze in der örtlichen Infrastruktur, gleichgestellt 
werden muss. 

Nun zu den Finanzlöchern: Wir haben tempo-
rär, und das ist auch ein Faktum, Länder und Ge-
meinden und Städte dem Bund zur Konsolidierung 
temporäre Zuschüsse zugesagt. Diese temporären 
Zuschüsse haben letztendlich das Gefüge verän-
dert. Wir haben deutlich, sowohl die Länder als 
auch die Gemeinden, deutlich an Anteilen am Ge-
samtabgabenertrag verloren. 

Und daher erwarten wir uns auch eine gewisse 
Fairness in der Sprachregelung. Es nützt uns nichts 
wenn wir das sozusagen nur dokumentieren. Es ist 
auch zurückzuweisen wenn hier sich der Bund mit 
fremden Federn schmückt. Verwaltungsreform ist 
recht schön und gut, aber wenn mehr als die Hälfte 
der „eingesparten“ unter Anführungszeichen Be-
amten ausgegliedert werden, und danach in den 
ausgegliederten Bereichen neue Ministerien ge-
schaffen werden, und da können wir sowohl die 
Bundesimmobiliengesellschaft hernehmen als auch 
die ASFINAG, wenn zusätzliche Aufgaben auf Ge-
meindeebene heruntergebrochen werden ohne 
dafür Mittel zur Verfügung zu stellen - ich erinnere 
an Meldewesen, an Passwesen, an Fundwesen - 
dann ist das keine Voraussetzung für eine sachli-
che, fachliche, faire Diskussionsgrundlage. 

Daher, was wir uns dem Grunde nach von Zu-
rufen erwarten, ist ganz einfach, dass wir inhaltlich 
wenigstens die Zahlen außer Streit stellen. Und als 
Beispiel vielleicht die Beschäftigten: Die Gemein-
den und Städte haben am Gesamtvolumen von 
mehr als 500.000 Beschäftigten nur 16 Prozent. 
Und jedem Betriebswirt wird klar sein, dass in jenen 
Positionen, wo deutlich große Kostenposten sind, 
die größten Sparpotenziale sind. 

Auf Gemeinde- und Städteebene müssen wir 
aber auch feststellen, dass 80 Prozent unserer 
Beschäftigten im Dienstleistungsbereich stehen. 
Auch da muss uns völlig klar erscheinen, dass wir 
dort, wo wir dynamische Leistungsbereiche an den 
Bürgern erbringen, wohl nicht über Einsparungen 
reden können - Altenpflege, Kinderbetreuung und 
ähnliches – sondern dort, wo Überhänge im Ver-
waltungsbereich bestehen. Und ich betone es 
nochmals, im Verwaltungsbereich haben die Ge-
meinden und Städte insgesamt 5,6 Prozent an 
Aufwand. Daher ist das nicht die große Position. 
Also diese Zurufe sind aus meiner Sicht entbehr-
lich. 

Wenn wir auch über die gerechte Finanzmasse 
daher reden, so muss man aus dieser Sicht auch 
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klar und deutlich sagen, einzig und allein ein ge-
rechter Anteil auf ein Maß zurück vor vier, fünf Jah-
ren würde uns in die Lage versetzen, die dynami-
sche Entwicklung mittragen zu können. Und gleich-
zeitig fordern wir auch natürlich auf allen Ebenen 
einen einheitlichen Schlüssel, weil dieser einheitli-
che Schlüssel diese unsinnige graue Verschiebung 
von Massen endlich aufhören ließe. 

Sind keine Forderungen die unbegründet sind. 
Beispiel kraftfahrbezogene Abgaben, wenn sie 
schon zur Sanierung und zur Errichtung von Infra-
strukturmaßnahmen da sind. Straßenverkehr, 
Normverbrauch, Straßenbenützung, Kfz-Steuer, 
motorbezogene Versicherungssteuer, Mineral-
ölsteuer, über 5,3 Milliarden, umfasst nichts – oder 
ich behaupte einmal – nichts dafür für die Gemein-
destraßen, obwohl die Gemeindestraßen mehr als 
70 Prozent des österreichischen Straßennetzes 
ausmachen. 

Daher auch ein offenes Wort zum Verhältnis 
Land und Gemeinden. Wenn wir uns zu einem 
dreigliedrigen Finanzausgleich bekennen, und das 
steht ja mittlerweile keine Gebietskörperschaft mehr 
in Frage, so sei zum Ländermemorandum auch 
angemerkt, dass wir hier eine klare Aussage zum 
Verhältnis Länder und Gemeinden sehen. 

Wir unterstützen die Forderungen, na selbst-
verständlich, der Bundesländer und des Landes 
Niederösterreich, weil uns klar sein muss, dass 
jede Beschränkung von Finanzmasse für das Lan-
desbudget auch automatisch einen Druck auf die 
Gemeindebudgets bedeutet. Daher in all diesen 
Punkten eine klare Aussage: Wir haben dieselben 
Probleme und haben sozusagen dieselben Forde-
rungen an die Generalkompetenz des Bundes. Bei 
der Aufgabenverteilung, und wir wollen, wenn wir 
die Aufgaben und die Verteilung der Mittelverwen-
dungen wenig näher zusammenführen daher auch 
klar und deutlich machen, dass hier im Ansatz Fi-
nanzmassen fehlen wenn schon die Aufgaben nach 
unten kommen. 

Es darf aber nicht außer Ansatz bleiben, dass 
die Transfers der Länder an die Gemeinden und 
der Gemeinden an die Länder, wobei hier noch 
immer die Gemeinden mehr an die Länder zahlen, 
also auch abgesichert werden. Das heißt also, wir 
müssen dringend darauf achten, dass die Transfers 
der Länder an die Gemeinden außer Streit gestellt 
werden. Und wir müssen dringend darauf achten, 
dass die Transferzahlungen der Gemeinden an die 
Länder, und vor allem auch der NÖ Gemeinden an 
das Land Niederösterreich, dorthin sozusagen ge-
führt werden, dass wir im Wesentlichen die Steige-
rungsraten abhängig machen müssen von unseren 

Einnahmen um Spielräume aufrecht erhalten zu 
können. 

Die Finanzierung der Landesbudgets aus den 
Verteilungsdiskussionen untereinander ist selbst-
verständlich ein Anliegen der Gemeinden und wir 
wollen daher auf dieser Ebene diese gelebte Part-
nerschaft auch kräftig unterstützen. 

Daher abschließend noch ein klares Wort zu 
den Gemeinden untereinander. Ich glaube sehr 
wohl, dass die unterschiedliche Entwicklung unter-
schiedlicher Räume es dringend notwendig macht, 
dass wir über interkommunalen Ausgleich, egal wie 
er technisch organisiert wird, reden müssen. Und 
Solidarität meine ich zweifach. Solidarität muss 
nicht heißen, dass hier Teilen gemeint ist. Solidari-
tät heißt für mich auch, dass unseriöser Wettbe-
werb untereinander zu unterbleiben hat. Nämlich 
dass sich die, die es sich leisten können, manchmal 
auf Kosten jener, die es sich nicht leisten können, 
etwas leisten. Das sollte der Vergangenheit ange-
hören. Solidarität heißt aber auch, dass man teilen 
wird müssen. Und zwar teilen wird müssen, dass 
sich die Reichen, dass sich die in der Gunstlage 
Befindlichen ihrer Verantwortung für jene Räume, 
die in Ungunstlagen sind, auch bewusst werden. 
Und dass diese sozusagen finanzielle Ausgleichs-
masse oder dieser finanzielle Ausgleich auch in 
Zukunft als Solidaritätsmasse gesichert werden 
muss. 

Das heißt, für mich ist die finanzielle Aus-
gangslage für die gelebte Partnerschaft Land und 
Gemeinde mit Sicherheit nicht einfacher geworden. 
Sie fordert uns im besonderen Maße in Zukunft 
mehr. Und ich glaube, dass wir daher dringend 
diese gemeinsamen Ansätze in Zukunft fortführen 
sollten, aber das Gespräch auf allen Ebenen zu 
intensivieren sein wird. 

Ich darf daher auch einen weiteren Resoluti-
onsantrag für das Verhältnis Land und Gemeinden 
in dieser gelebten Partnerschaft einbringen (liest:) 

„Resolutionsantrag 

des Abgeordneten Mag. Riedl zur Gruppe 0 
des Voranschlages des Landes Niederösterreich 
für das Jahr 2005,Ltg. 241/V-2 betreffend Förde-
rung von Niederösterreichischen Gemeinden im 
Rahmen der ‚Landes-Finanzsonderaktion für Ge-
meinden – allgemein’ und der ‚Landes-Finanzson-
deraktion für Gemeinden – Energie’. 

Gemäß den Beschlüssen des NÖ Landtages 
vom 25. Jänner 1973, Ltg.-409-1972 bzw. 5. Okto-
ber 2000, werden von Gemeinden bei Kreditinsti-
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tuten aufgenommene Darlehen mit Zinsenzuschüs-
sen unterstützt. 

Im Rahmen der ‚Landes-Finanzsonderaktion – 
allgemein’ werden infrastrukturelle Baumaßnahmen 
gefördert. Die Darlehenslaufzeit darf höchstens 15 
Jahre betragen. Ausgenommen sind Darlehen für 
Gemeindestraßen und Nebenanlagen, Straßenbe-
leuchtung, Rad- und Wanderwege, deren maximale 
Laufzeit 10 Jahre beträgt. 

Im Rahmen der ‚Landes-Finanzsonderaktion 
für Gemeinden – Energie werden energiesparende 
Investitionen (Wärmedämmung, Sanierung von 
Fenstern, Alternativenergieanlagen usw.) an ge-
meindeeigenen Gebäuden unterstützt. Die Darle-
henslaufzeit darf 5 Jahre nicht überschreiten. 

Um einen zusätzlichen Anreiz für verstärkte 
energiesparende Bauweise und Maßnahmen zu 
setzen und eine Verwaltungsvereinfachung zu er-
zielen, soll die ‚Landes-Finanzsonderaktion für 
Gemeinden – Energie’ mit der ‚Landes-Finanzson-
deraktion für Gemeinden – allgemein’ zusammen-
geführt und die Darlehenslaufzeit angeglichen wer-
den. 

Neben der, auf Grund der Umlagenfinanzkraft 
der Gemeinden ermittelten möglichen Förderung, 
soll für energietechnische Maßnahmen eine Zu-
satzförderung möglich sein. Derzeit können nur 
über Darlehen finanzierte Projekte im Rahmen der 
Landes-Finanzsonderaktion für Gemeinden geför-
dert werden. Leasingfinanzierungen sind von der 
Förderung ausgeschlossen. 

Auf Grund geänderter finanzwirtschaftlicher 
Voraussetzungen sollen zukünftig auch leasingfi-
nanzierte Bauvorhaben in Form eines Zinsenzu-
schusses unterstützt werden. 

Der Gefertigte stellt daher den Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, die 
Richtlinie ‚Landes-Finanzsonderaktion für Gemein-
den – Energie’ in die ‚Landes-Finanzsonderaktion 
für Gemeinden – allgemein’ zu integrieren. In der 
‚Landes-Finanzsonderaktion für Gemeinden – all-
gemein’ soll die Möglichkeit einer Zusatzförderung 
für energietechnische Maßnahmen vorgesehen, 
und die Förderung von Leasingobjekten ermöglicht 
werden.“ 

(Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Moser. 

Abg. Moser (ÖVP): Herr Präsident! Ge-
schätzte Damen und Herren des Hohen Hauses! 

Ich darf ebenfalls zur Gruppe 0 Stellung neh-
men für den Bereich Gemeinden. Und ich meine 
hier nahtlos an Abgeordneten Mag. Riedl anzu-
schließen. Es geht darum, dass wir bei den Ge-
bietskörperschaften Bund, Länder und Gemeinden 
insgesamt danach trachten sollten, eine mögliche 
ausgewogene Situation zu erreichen. 

Ausgewogen insofern, dass Bund, Länder und 
Gemeinden als gleichberechtigte Gebietskörper-
schaften in unserem Lande nicht nur anerkannt 
werden. Sondern wenn es eine Gleichberechtigung 
gibt, dann müsste eigentlich auch entsprechend der 
Finanzausgleich und die Finanzmittelzuteilung, der 
Anteil an den jeweiligen Erträgen der Bundesabga-
ben sozusagen leistungsgerecht und bedarfsbezo-
gen aufgeteilt werden. 

Und da gibt es natürlich logischerweise immer 
wieder Wünsche, diese Ausgewogenheit in unse-
rem Lande auch Richtung Gemeinden so zu ver-
schieben, dass die ihre Aufgabe auch tatsächlich 
erfüllen können. Denn wir wissen, jeder Bürger der 
Europäischen Union, des Bundes, des Landes, lebt 
in einer Gemeinde. Und daher ist die Gemeinde 
natürlich jene Gebietskörperschaft, die dem Bürger 
am nächsten ist. Und wir wissen, dass die Gemein-
den sozusagen für die Wirtschaft eine Trägerrakete 
darstellt. Die Gemeinden stellen die Grundlagen 
der Infrastruktur für die Bevölkerung dar und haben 
eine ganz, ganz wesentliche Aufgabe als Investor 
im ländlichen Raum. 

Und wenn wir vorhin gehört haben, dass die fi-
nanzielle Situation der Gemeinden schwieriger ist, 
dass die entsprechende Verschuldung gegeben ist, 
obwohl wir hier in Niederösterreich gegenüber an-
deren Bundesländern doch ein klein wenig näher, 
das heißt eine geringere Erhöhung der Schulden-
last haben und eine stärkere Reduzierung der Neu-
verschuldung, ist es doch so, dass wir sehr darauf 
Bedacht nehmen müssen, wie die Finanzgebarung 
in unseren Gemeinden auch möglich ist. Und ich 
meine, die Rolle der Gemeinden als Investor wird 
hier vielfach unterschätzt. 

Für die Aufgaben, die die Gemeinden zu be-
wältigen haben, sind entsprechende Ausgaben 
notwendig, die natürlich ständig steigen. Eine Reihe 
von Pflichtausgaben erfordern ganz einfach, dass  
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der Spielraum für Investitionen, der Spielraum für 
Projekte ganz einfach enger wird. 

Und es ist so, dass zu dieser Aufgabenerfül-
lung natürlich eine Vielzahl von Leistungen für un-
sere Bürgeirnnen und Bürger mit der Qualität des 
Lebens zusammenhängt. Die Dinge des täglichen 
Bedarfes, die Daseinsvorsorge, die Kinderbetreu-
ung, das Hort- und Schulwesen, die Betreuung von 
älteren Menschen, die Gesundheitsvorsorge, die 
Jugendwohlfahrt, die Daseinsvorsorge von Wasser, 
Abwasser, Müll. All das sind also Dinge bis hin zur 
Wirtschaftsbelebung, zu Freizeit und Sport, sind 
Aufgaben, die die Gemeinde für ihre Bürgerinnen 
und Bürger zu erfüllen hat. 

Dementsprechend stehen natürlich auch und 
ist es erforderlich, dass Einnahmen den Gemein-
den zur Verfügung stehen. Diese sind zwar gestie-
gen, aber sie haben letztendlich nicht dazu geführt, 
dass die Investitionsquote letztendlich in jenem 
Maße steigt wie die Einnahmen. Wie gesagt, weil 
natürlich ein Teil der Einnahmen bereits gebunden 
ist. 

Und wenn die Investitionsquote in unseren 
Gemeinden in den letzten Jahren, ich vergleiche 
eine Studie des österreichischen Gemeindebundes 
von 1995 bis 2002 von 3.100 Millionen auf 1.386 
zurückgegangen ist, und wenn im Verhältnis des 
Bruttoinlandsproduktes hier diese Investitions-
summe von 3,1 auf 1,3 Prozent gesunken ist, oder 
im Verhältnis zu den Staatsausgaben hier von 5,4 
auf 2,4 Prozent reduziert wurde, dann sehen wir 
hier aber auch ganz deutlich, wie der Druck auf die 
Gemeinden und auch die Investitionsmöglichkeit 
der Gemeinden in unserem Lande gegeben ist. 

Das heißt, wenn man das weiter analysiert, 
dass der Anteil der Gemeindeninvestitionen an den 
Gesamtstaatsinvestitionen, wieder das Verhältnis 
aufzeigend Bund, Länder und Gemeinden von da-
mals 1995 dieser Beobachtungszeitraum der Studie 
von knapp 58 Prozent auf 46 Prozent zurückge-
gangen ist. Ich glaube, das macht deutlich, oder 
wenn man es auf Niederösterreich bezieht, dann ist 
es so, dass die Investitionsquote von 1998 bis 2002 
von 24,6 auf 22 Prozent zurückgegangen ist. Das 
ist die Investitionsquote im Verhältnis der Ausga-
ben. Und die Verschuldung im Prozent der Ein-
nahmen von 82 auf 91,4 Prozent gestiegen ist. Ich 
glaube, diese Zahlen machen deutlich, wie schwie-
rig es die Gemeinden haben, ihre Aufgaben zu 
erfüllen.  

Und wenn nun mit der Steuerreform, und das 
wurde von Vorrednern schon angesprochen, Nie-
derösterreichs Gemeinden, die Gemeinden insge-

samt aber Niederösterreich eben hier im Besonde-
ren, auch verliert mit der ersten Etappe 15,5 Millio-
nen Euro, mit der zweiten Etappe 54 Millionen Euro 
und ab dem kommenden Jahr das über 300 Millio-
nen Euro vermutlich ansteigt von der Prognose her, 
dann ist es doch so, dass es legitim ist zu verlan-
gen, an den Abgabenerträgen des Bundes ent-
sprechend besser beteiligt zu werden. 

Und wenn der Kollege Kautz gemeint hat, also 
wenn wir jetzt bei 17 sind, wir also seitens des Ge-
meindevertreterverbandes und des Gemeindebun-
des 18 Prozent fordern oder jetzt unter 17 sind und 
er meint, 25 Prozent wären richtig, dann kann ich 
dir zwar im Grunde nach Recht geben - das wäre 
schön für die Gemeinden - nur ist es halt ein biss-
chen sozialistische Träumerei, die hier stattfindet. 
Denn wir wissen schon auch, dass zu dem, was an 
Ertragsanteilen zugeteilt wird, auch eine Aufga-
benteilung damit verbunden ist. Und wir wissen 
auch, dass im Konvent immer wieder darum ge-
feilscht wird, welche Aufgaben erfüllt der Bund, die 
Länder und die Gemeinden. Und mit dieser Aufga-
benzuteilung verlangen wir ganz korrekt und sach-
lich begründet, dass eine entsprechende, parallel 
zu der Aufgabenzuteilung erfolgte Finanzmittelzu-
teilung auch tatsächlich möglich ist. Und dass diese 
Transferleistungen in jenem Maße erfolgen, wie sie 
wirklich auch der Aufgabe der jeweiligen Gemeinde 
zukommen. (Abg. Kautz: Herr Kollege! Herge-
schenkt hat er auch 25 Prozent, also können wir sie 
auch bekommen!) 

Es geht also darum, dass wir eine Gesamtver-
antwortung haben in unserem Lande für die Bürge-
rinnen und Bürger. Und dass natürlich jene Leis-
tungen, die parallel laufen – und ich glaube, gerade 
um das geht’s im Wesentlichen – so rationalisiert 
gehören, damit sie effizient für den Bürger sind und 
kostenschonend letztendlich für die Allgemeinheit. 
Und die Allgemeinheit ist letztendlich die Summe 
der Bürgerinnen und Bürger. 

Und wenn die Finanzierung dieser Aufgaben-
bereiche, wenn man hier eine Prognose betrachtet, 
wie werden denn die Einnahmen sich entwickeln, 
dann ist hier in der Studie des Gemeindebundes 
auch klar herauszulesen, dass von 1997 bis 2008 
die Einnahmenserwartung, die Steigerungserwar-
tung bei den Ertragsanteilen bei etwa 27,4 Prozent 
liegt. Aber die Ausgaben auf der anderen Seite 
allein für Soziales bei 77 Prozent, für die Kinder-
betreuung bei 37 Prozent, bei den Krankenanstal-
ten bei plus 76 Prozent und beim Nahverkehr bei 
62 Prozent liegen. 

Es kann also nicht sein, dass auf der einen 
Seite Betriebe, ob der öffentliche Verkehr, Aufga-
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ben, in der Infrastrukturfinanzierung von Bund 
Richtung Gemeinden verschoben werden und nicht 
die entsprechenden Finanzmittel mit dabei sind. 
Und ich denke, das wird unsere gemeinsame Auf-
gabe sein, diese Finanzmasse auch so zu gestal-
ten, damit die Gemeinden ihre Aufgabe auch tat-
sächlich erfüllen können. Und wenn im Länderme-
morandum, das bereits angesprochen wurde, hier 
der Schnittpunkt und die Aufgabenverteilung und 
vor allem der Bereich der Verhandlungspunkte 
zwischen Ländern und Gemeinden im Wesentli-
chen fixiert sind, dann ist es ganz wichtig, hier die 
Forderungen der Gemeinden in dieses Länderme-
morandum mit Bund und Länder, aber auch mit 
Bund, Ländern und Gemeinden, und ich meine hier 
ist diese Dreierbeziehung sozusagen wirklich 
gleichzeitig gemeinsam zu verhandeln, weil es im-
mer um den gleichen Staatsbürger geht ist es hier 
wichtig. Und wir fordern hier vor allem, dass auch 
jene Dinge, die derzeit hier noch nicht angespro-
chen wurden im Ländermemorandum, vor allem der 
Bereich Siedlungswasserwirtschaft, Musikschul- 
und Kinderbetreuung, auch einer gemeinsamen 
Lösung sozusagen im Bereich der Finanzierung 
unterzogen wird. 

Ich meine daher, dass der neue Finanzaus-
gleich, der sicher ganz wesentlich eine Vorausset-
zung sein wird, wie die Finanzgestaltung in unseren 
Gemeinden erfolgt, vor allem darauf Rücksicht 
nimmt, dass er aufgabenbezogen ist, aufgabenori-
entiert. Dass er vor allem den ländlichen Raum 
entsprechend berücksichtigt wo die Bevölkerung 
dünner angesiedelt ist, wo wir mehr Streulagen 
haben, wo wir längere Strecken an Kanälen, an 
Ortsbeleuchtung und an Güterwegen und Erschlie-
ßungsmaßnahmen zu tragen haben, bezogen auf 
die Einwohner oder auf die Kopfzahl der Bevölke-
rung. 

Ich meine, dass es parallel dazu wichtig ist, 
dass diese autonome Selbstverwaltung der Ge-
meinden nicht nur in Zukunft aufrecht bleibt, son-
dern dass es ein wichtiger Schritt war, dass es ge-
meinsam europaweit gelungen ist, dass diese au-
tonome Selbstverwaltung der Gemeinden auch in 
die EU-Verfassung aufgenommen wurde und dort 
ihren Niederschlag gefunden hat. 

Es hat politisch Denkende in Europa gegeben, 
die da gemeint haben, die Gemeinden würden so 
als Außenstelle einer Verwaltungsbehörde mit ei-
nem Verwaltungsbeamten regiert gehören oder 
ähnliches. Gottseidank wurde dem nicht Rechnung 
getragen, sondern diese autonome Selbstverwal-
tung, die für den Föderalismus und für die Dezent-
ralisierung und vor allem für die Stärkung der Regi-
onen ein wichtiger Grundsatz ist. Ich meine daher, 

dass es gelungen ist, damit ein wichtiges Signal zu 
schaffen, dass die Länder und vor allem die Ge-
meinden, ihre Aufgabe, die Lebensqualität zu 
verbessern, die Standortqualität zu erhöhen und 
auch die Möglichkeit hier mit Partnerschaften noch 
effizienter für den Bürger da zu sein, wirklich gelun-
gen ist. 

Und wenn ich von Partnerschaften rede, dann 
geht es einerseits um die Partnerschaft Bund, Län-
der und Gemeinden. Es geht aber auch darum, 
dass eine interkommunale Zusammenarbeit man-
che Dinge gemeinsam besser lösen lässt. Die 
Frage der Raumordnung und Betriebsansiedlung 
und vieles könnte man hier anführen. 

Dass zweitens die Kooperation zwischen der 
öffentlichen Wirtschaft, der Verwaltung und der 
Privatwirtschaft eine sehr innige ist. Neue Arten der 
Zusammenarbeit wie New Public Management oder 
Private Public Partnership-Modell, oder ÖPP, öf-
fentliche private Partnermodelle sind, glaube ich, 
hier zu erwähnen. 

Ich meine, dass mit dieser Vielfalt an flexiblen 
Angeboten und mit der tatsächlichen Umsetzung 
dieser flexiblen Modelle in Partnerschaft mit der 
Wirtschaft, und ich könnte hier viele Beispiele an-
führen, es doch die Gemeinden bewirken, pulsie-
rend für den ländlichen Raum tätig zu sein. Das 
ermöglicht letztendlich die Investitionen in den Ge-
meinden, ermöglicht, dass das Wirtschaftswachs-
tum gestärkt wird, die Wettbewerbsfähigkeit ausge-
baut, die Lebens- und Standortqualität verbessert 
wird. Und ich denke, dass die Vorleistungen der 
Gemeinden und die Leistungen der Gemeinden 
sich positiv für den ländlichen Raum, positiv für 
Arbeit, Wirtschaft und Wohlstand auswirken. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Dworak. 

Abg. Dworak (SPÖ): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Hoher Landtag! Lieber Kollege Mag. Riedl! 

Ich bin schon bei dir wenn du sagst, dass die 
Gemeinden natürlich auf Grund des immer größer 
werdenden Drucks hier finanziell ins Abseits gera-
ten sind, nicht zuletzt auch auf Grund der Misswirt-
schaft des Bundes. Ich bin aber hier einen Schritt 
weiter als du und nenne das Problem auch beim 
Namen, wenn wir uns das Budget für das Jahr 
2005 anschauen, indem der Handlungsspielraum 
für das Land Niederösterreich eingeengt ist und wo 
wir diesem Budget keine großen Würfe erwarten 
können. 
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Ich sage, das Problem, das wir haben, ist das 
unmittelbare Ergebnis der Finanzpolitik des Bundes 
und des Finanzministers, dass trotz der höchsten 
Steuerbelastungsquote in der Geschichte unserer 
Republik nunmehr auch die Länder und Gemeinden 
die Zeche für Grassers Inkompetenz zu bezahlen 
haben. 

Grasser, der im Jahr 2000 als Budgetsanierer 
angetreten ist, steht heute, wie die ganze Bundes-
regierung, vor dem Trümmerhaufen des Nulldefi-
zits, das jahrelang als Erklärung für die Steuerbe-
lastungen herhalten musste und wo wir heute fest-
stellen, dass diese Bundesregierung wie keine an-
dere weit von diesem Ziel entfernt ist. 

(Präsident Mag. Freibauer übernimmt den 
Vorsitz.) 

Nachdem nun das Budget des Bundes im Ar-
gen liegt, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
wird nun auch der Druck auf die Länder und 
schlussendlich auch auf die Gemeinden weiterge-
geben. Und ich sage, wenn wir noch weiter tatenlos 
zusehen wie diese Bundesregierung in der Zwi-
schenzeit den Bund konkursreif abgewirtschaftet 
hat, so werden auch bald die Gemeinden und Län-
der nachhaltig ruiniert sein. 

Wir Sozialdemokraten sind uns schon bei der 
Erstellung des Budgets 2005 unserer Verantwor-
tung für unser Bundesland Niederösterreich be-
wusst gewesen, fordern aber jetzt wirklich endlich 
einmal einen harten Kurs gegen den Bund zu fah-
ren. Ein Weiterführen dieser nachgiebigen Haltung 
gegenüber Grasser und Co. würde nämlich heißen, 
dass wir keinen Handlungsspielraum, weder für 
Niederösterreich und schon gar nicht für unsere 
Gemeinden in Zukunft haben werden. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Hoher Landtag! Zur groß angekündigten Steu-
erreform der Bundesregierung hält der Städtebund 
in einer Aussendung vom 9. Jänner bereits lapidar 
fest, dass hier sowohl die Städte als auch die Ge-
meinden diese Reform ohne Ausgleich nicht leisten 
können und massiv betroffen sein werden. Diese 
Reform erstreckt sich nämlich, und Herr Präsident 
Mag. Riedl hat es richtig angesprochen, auf die 
Einkommenssteuer, Lohnsteuer und Körper-
schaftssteuer. An diesen Ausgaben sind die Kom-
munen mit 13,168 Prozent beteiligt. Das bedeutet, 
dass sich eine Steuersenkung auch auf die Minder-
einnahmen in den Gemeindebudgets niederschla-
gen wird. 

Die Belastungen aus der Steuerreform betra-
gen für Niederösterreichs Gemeinden rund 65 Milli-

onen Euro. Der Anteil der Gemeinden an den ge-
meinschaftlichen Bundesabgaben beträgt für 2003 
12,89 Prozent und hat im Jahr 2000 immerhin noch 
13,26 Prozent betragen. 

Der Anteil bei den Einnahmen ist für den Bund 
von 68,7 Prozent im Jahr 2000 auf 70,3 Prozent im 
Jahr 2003 gestiegen. Damit sind die Verlierer die 
Länder und schlussendlich auch die Gemeinden. 
Und die Mehrbelastungen haben diese Gemeinden 
zu bewältigen, ohne dabei an Gegenfinanzie-
rungsmaßnahmen zu denken, wobei hier speziell 
die Steuerreform dem Bund geholfen hat. 

Und ich sage auch, weil immer im Zuge der 
Steuerreform von den Arbeitsplätzen gesprochen 
wird, es sind 12.000 Arbeitsplätze, die geschaffen 
werden. Das sind bundesweit bei 3 Millionen Be-
schäftigten die wir haben ein vernachlässigbarer 
Bereich, der in den Schwankungsbereich fällt. Und 
ich sage, dass selbst ein Institut wie das WIFO 
Gutachten erstellt hat, wonach der Selbstfinanzie-
rungsgrad der Steuerreform mit rund 15 Prozent ist. 
Das heißt, dass 85 Prozent der Belastungen aus 
den Gemeindebudgets zu tragen sind. 

Die den einzelnen Städten und Gemeinden zur 
Verfügung gestellten Handlungsmöglichkeiten sind 
daher sehr beschränkt. Auf der einen Seite sind die 
im Bereich der Gebühr durch das Kostendeckungs-
prinzip bzw. durch die Zielsetzung, soziale Dienste 
ja auch zu Sozialtarifen anbieten zu können, ge-
bunden. Auf der einen Seite haben die Gemeinden 
Mindereinnahmen durch Bedarfszuweisungen, 
werden diese nicht ausgeglichen. 

Und ich stelle auch fest, dass hier in diesem 
Bereich als Hauptoption eine weitere Reduzierung 
der Investitionen für die Gemeinde bleiben wird, 
wobei sie allerdings bereits in den 90er Jahren von 
1,4 Prozent des Bruttoinlandsproduktes auf rund 1 
Prozent derzeit gesunken ist. 

Die derzeit rund 2 Milliarden Euro an kommu-
nalen Institutionen werden derzeit nur mehr zu ei-
nem Drittel durch eigene Mittel aufgebracht, der 
Rest bereits durch Dritte finanziert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren des 
Hohen Landtages! Die Gemeinden sind aber auch 
laut Stabilitätspakt zur mittelfristigen Finanzplanung 
verpflichtet. Bei weiteren Einnahmensverlusten, so 
fürchte ich, sind diese Pläne als Makulatur zu be-
trachten und nicht einmal das Papier wert auf dem 
sie geschrieben sind. 

Dabei muss aber auch die Arbeitsmarktbilanz 
hinterfragt werden. Nach einer Studie der Techni-
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schen Universität Wien kann eine Investition von 
einer Million Euro im Kommunalbereich bis zu 20 
Arbeitsplätze schaffen. Das heißt, wenn die Ge-
meinden nur 300 Millionen Euro weniger investie-
ren, würden 6.000 Arbeitsplätze hier verloren ge-
hen. Und ich darf hier auch anmerken, dass das 
Hoffen des Herrn Finanzministers auf einen Kon-
junkturaufschwung ganz offensichtlich zu wenig ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
NÖ Gemeinden brauchen ihren gerechten Anteil an 
den Steuereinnahmen, damit sie langfristig ihren 
Aufgaben auch nachkommen können. Die derzei-
tige Situation ist unbefriedigend, wobei hier die gute 
Partnerschaft mit dem Land hervorzuheben ist. Vor 
allen Dingen mit der Gemeindereferentin, Landes-
hauptmannstellvertreterin Heidemaria Onodi. 

Schuld, dass die Gemeinden finanzielle Sor-
gen plagen, ist der Bund. Das Land Niederöster-
reich hat auf Initiative der Sozialdemokraten mit der 
Abschaffung der Landesumlage die Position der 
Gemeinden als Motor für die Wirtschaft gestärkt. 
Mit 70 Prozent Anteil an den großen öffentlichen 
Investitionen sind die Gemeinden der größte öffent-
liche Investor. 

Auf Grund der Finanzlage der Kommunen san-
ken die kommunalen Investitionen von 3,1 Milliar-
den Euro auf 1,4 Milliarden. Ein ganz klares und 
deutliches Zeichen einer verfehlten Finanzpolitik 
des Bundes. Und nicht zuletzt auf Grund der Inves-
titionsschwäche der Gemeinden ist Österreich mit 
1,4 Prozent Anteil der Investitionen des öffentlichen 
Sektors im BIP im Jahr 2002 auf eine Schlusslicht-
position in Europa gefallen, während der EU-
Durchschnitt bei 2,2 Prozent lag. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Man 
kann die Gemeinden nicht weiter aushungern, an-
gesichts der Aufgaben die die Kommunen haben. 
Deshalb muss auch die finanzielle Basis gesichert 
werden. Die Gemeinden haben einen wesentlichen 
Beitrag zur Budgetkonsolidierung geleistet, wobei 
der Schuldige, der Herr Finanzminister Dr. Grasser 
auf Grund seiner Erfolglosigkeit weitere Anschläge 
auf die Geldbörsl der Bürger und die Kassen der 
Länder und Gemeinden planen wird. 

Wenn die Gemeinden mehr leisten, müssen 
sie auch mehr bekommen, lautet, glaube ich, der 
gemeinsame Tenor der großen Gemeindevertreter-
verbände der Sozialdemokraten und der ÖVP. Und 
ich orte auch hier beim Präsidenten des ÖVP-Ge-
meindevertreterbundes, beim Herrn Abgeordneten 
Mag. Riedl, hier Geschlossenheit in dieser Frage, 
mit der wir fordern, dass der Abgabenertrag von 17 

auf zumindest 18 Prozent angehoben werden 
muss. 

Sollten sich, meine sehr geehrten Damen und 
Herren der ÖVP, Sie sich entschließen, endlich 
einen harten Kurz gegen den Finanzminister einzu-
schlagen, hat der Herr Finanzlandesrat, haben Sie 
mit uns Sozialdemokraten einen erbarmungslosen 
und treuen Mitstreiter, der die Interessen Nieder-
österreichs und seiner 573 Gemeinden vehement 
vertritt. Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Mag. Freibauer: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Nowohradsky. 

Abg. Nowohradsky (ÖVP): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Hoher Landtag!  

Zunächst einmal einleitend zu den Resoluti-
onsanträgen des Abgeordneten Waldhäusl. Den 
haben wir schon einmal gehabt. Es steht allerdings 
nur seinerzeit bevorstehende EU-Osterweiterung 
und jetzt steht bereits erfolgte. Wir werden ihn ab-
lehnen. Ebenso den Resolutionsantrag der Abge-
ordneten Mag. Ram und Waldhäusl zu den Reprä-
sentationsausgaben. Und zu dem Resolutionsan-
trag der Grünen, zu dem wir inhaltlich nach wie vor 
stehen, aber es ist durchaus im Bereich von einem 
Jahr, das hier in dementsprechende Beantwortung 
bzw. Erledigung erfolgt. 

Meine Damen und Herren! Das nur zu den Re-
solutionsanträgen. In meinem Bereich möchte ich 
ein bisschen auf die Verwaltungseinsparungen in 
den Gemeinden zu sprechen kommen, wo immer 
wiederum von Bund, aber auch mit Studien hinge-
wiesen wird, ja man könnte auch bei den Gemein-
den ja noch soviel einsparen. Diese Studien müs-
sen wir schon zwischen den Zeilen lesen. Man wird 
also bemerken, dass hier Lob für den Bund ist und 
Tadel immer wieder für die Gemeinden aber auch 
für die Länder dabei ist. 

Ich glaube, die Einsparungspotenziale in den 
Gemeinden sind im großen und ganzen ausge-
schöpft. Wir können auch durchaus sagen, dass die 
Gemeinden in sehr vielen Bereichen Vorbild für die 
Sparsamkeit sind. Die Aufgaben in den Gemeinden 
sind durchaus gewachsen und wir können stolz 
darauf sein, dass wir wirklich zu den bürgernächs-
ten Körperschaften zählen, wo täglich der Bürger 
oder die Bürgerin zu dir kommen kann. Und das oft 
bei reduziertem Personal. Und es wird hier eine 
hervorragende Arbeit in den Gemeindestuben ge-
leistet. Wenn man jetzt das ganze Spektrum einer 
Gemeinde betrachtet, so sind eigentlich nur 20 
Prozent im Bereich der Verwaltung und alles an- 
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dere sind Dienstleistungen. Ich nehme nur zum 
Beispiel her im Bereich des Kindergartens, im Be-
reich der Schulen, Musikschulen zum Beispiel. 
Durchwegs Gemeindebedienstete im Bereich der 
Pflege, im Bereich der Gemeindespitäler, Trink-
wasserversorgung, Abwasserentsorgung und all 
diese Dinge sind ja Dienstleistungen, die die Ge-
meinden vollbringen. 

Und auf diese Grundversorgungen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, haben auch die Bür-
gerinnen und Bürger in den kleinen und Kleinstge-
meinden Anspruch. Man kann nicht sagen, gilt nur 
für Großgemeinden und in den kleinen machen wir 
keine Nachmittagsbetreuung, keinen Pflegedienst, 
oder die Wasserversorgung ist nicht in einem or-
dentlichen Bereich. 

Wenn man das Gesamtspektrum hernimmt, so 
sind beim Bund und bei den Ländern 82 Prozent 
der öffentlich Bediensteten beschäftigt und der Rest 
eigentlich nur im Gemeindebereich. Und man kann 
nicht alles ausgliedern. Gerade in einer kleinen 
Gemeinde ist es fast nicht möglich. Der Bund hat 
seinerzeit fast die Hälfte der 10.000, die er einge-
spart hat, ja ausgegliedert. Wir haben diese Mög-
lichkeit nicht. Man spricht sogar von einer kritischen 
Menge an Bediensteten, die eine kleine Gemeinde 
braucht. 

Beispiel: In meiner Gemeinde, 1.300 Einwoh-
ner ungefähr, zwei Bedienstete im Gemeindeamt 
selbst. Hier ist schon die kritische Menge erreicht. 
Wenn jemand krank wird, habe ich 50 Prozent der 
Bediensteten nur mehr im Gemeindeamt. Und so 
schaut die Tatsache aus. Und wenn man vergleicht, 
wie viele Einwohner zu einem Bediensteten stehen, 
so ist es gerade in den großen Gemeinden so, dass 
ein Bediensteter zirka 38 Einwohner betreut. In den 
kleineren Gemeinden sind es bis zu 130 und in 
meiner Gemeinde sind es 210, habe ich mir ausge-
rechnet. Also durchaus ein Bereich, der auch schon 
sehr, sehr an der Grenze liegt. 

Dazu kommt noch, dass die Zahl der pragmati-
sierten Beamten sehr stark zurückgegangen ist. Die 
Gemeinden stellen hier nicht mehr an, sondern 
nehmen hauptsächlich Vertragsbedienstete auf. 
Aber hinter diesen Zahlen stehen Menschen. Und 
die Bediensteten, nicht nur in den Gemeinden, 
sondern auch in Niederösterreich, stehen Tag für 
Tag für ein Bürgerengagement im engsten Kontakt 
mit den Menschen draußen. Und ich glaube, auch 
diese Arbeit soll gewürdigt werden. Die Gemeinden 
sind sehr gerne bereit, bürgernahe Arbeit zu 
übernehmen. Aber was wir brauchen ist mehr 
Fairness von den Gebietskörperschaften. 

Und jetzt zu einem ganz kleinen Bereich, der 
durchaus große Auswirkungen haben kann, und 
zwar im Bereich der Bundesbusse. Wir haben das 
Problem, dass jetzt der Bund hergeht und sagt, ich 
reduziere meinen Anteil, obwohl es zur Daseins-
vorsorge gehört und der Finanzausgleich vor Jahr-
zehnten ja so gehandelt wurde, dass eben der 
Bund für den Verkehr zuständig ist. Und jetzt redu-
ziert der Bund. Das war so, dass im Dezember 
noch 10 Prozent die Gemeinden bezahlen hätten 
müssen, und jetzt sind wir schon bei 27, 30 Pro-
zent. 

Ich glaube, auch hier muss man Fairness vom 
Bund einfordern. Denn es ist nicht möglich, dass 
die Gemeinden diese Belastung noch halten kön-
nen. Und ich glaube, dass es hier auch notwendig 
ist, für die kleinen Gemeinden auch den Beitrag 
solidarisch zu leisten. Denn es ist nicht möglich, 
dass eine Gemeinde, die nicht an der Hauptver-
kehrsader liegt, selbst einen Bus finanzieren kann. 

Es ist daher die Forderung an den Bund, dass 
er jenen Beitrag erbringt, den er bisher geleistet 
hat. Man kann die Verantwortung nicht nur ab-
schieben. Wir brauchen Fairness. Fairness, die wir 
vom Land Niederösterreich gewohnt sind, die for-
dern wir auch vom Bund ein. Danke schön! (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Präsident Mag. Freibauer: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Waldhäusl. 

Abg. Waldhäusl (FPÖ): Werter Herr Präsi-
dent! Werte Kollegen des Hohen Hauses! 

Ich bedanke mich einmal, Herr Präsident, dass 
ich noch einmal die Möglichkeit habe zu reden. 
Weil Ihr Kollege war der Meinung, dass mir kein 
Rederecht mehr zusteht und Sie, die Sie ja immer 
sagen, dass Sie die Geschäftsordnung gut kennen, 
bitte ich Sie, dass Sie Ihren Kollegen auch darüber 
aufklären wie das bei der Budgetdebatte da abge-
handelt wird. 

Daher komme ich jetzt gleich zu meinem De-
battenbeitrag. Ich möchte aber vorher noch den 
Kollegen Karner ganz kurz was mitgeben, weil er 
Wahlergebnisse zitiert hat und alles. Ich kann dir 
nur sagen, wenn ihr von der ÖVP 100 Prozent 
macht, deswegen sind deine Reden auch nicht zum 
Anhören. Sie werden nicht gescheiter. (Beifall bei 
der FPÖ. – Abg. Hiller: Das ist aber lieb von dir!) 
Nein, es wird nicht anders, ist „wurscht“. Und sogar 
bei 100 Prozent der ÖVP leisten wir uns sowas wie 
einen Karner. Und das ist wichtig. Jeder hat sowas. 
Woanders haben sie Haushunde und die ÖVP hält 
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sich halt den Karner. Ist ja auch ganz schön. Ist ja 
nicht schlecht. Man hat sowas. (Unruhe bei der 
ÖVP. – Abg. Hiller: Zur Sache!) 

Zur Sache. Danke für den Hinweis. Eigentlich 
bin ich deswegen noch einmal am Rednerpult weil 
ich noch einen Antrag einbringen möchte, und das 
auch selbstverständlich tun werde. Aber, auch 
deine Zwischenrufe Kollege Hiller, werden trotzdem 
nichts ändern. Ich werde diesen Antrag selbstver-
ständlich einbringen. Du hast das demokratische 
Recht dass du dann dagegen stimmst. Zwischen-
rufe kannst auch machen. Wenn sie ein bisschen 
besser sind wie die von Kollegen Karner gehe ich 
darauf ein. Wenn sie genauso dumm sind, sage ich 
nichts dazu. Daher werde ich jetzt zu meinem An-
trag kommen. 

Präsident Mag. Freibauer: Herr Kollege! Da-
für gibt’s einen Ordnungsruf! 

Abg. Waldhäusl (FPÖ): Habe ich befürchtet. 
Herr Präsident! Mit Ihrer Zustimmung komme ich 
jetzt zu meinem Resolutionsantrag. 

Freiwilligkeit im Landesdienst. Man spricht viel 
davon, wir haben uns jahrelang darüber unterhalten 
wie wir die freiwilligen Organisationen unterstützen 
können. Und ich habe, nachdem voriges Jahr sich 
zwar alle für die Freiwilligen ausgesprochen haben, 
aber dann der Antrag keine Zustimmung gefunden 
hat, habe ich ihn ein bisschen umgeändert und 
noch erweitert zu einer Sache, die auch wichtig ist, 
wie man den Betrieben auch unter die Arme greifen 
kann und bringe daher den Resolutionsantrag ein 
(liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Waldhäusl und Mag. Ram 
zur Gruppe 0 des Voranschlages des Landes Nie-
derösterreich für das Jahr 2005, Ltg. 241/V-2, 
betreffend Freiwillige bei Blaulichtorganisationen – 
Aufnahme in den Landesdienst. 

Landesbürger, die bereit sind in Rettungsorga-
nisationen und Feuerwehren (sogenannten Blau-
lichtorganisationen) aktiv zu sein, leisten einen 
wertvollen Dienst an der Gemeinschaft. Folglich ist 
es erstrebenswert, dass Verwaltungskörper bei 
Neuaufnahmen das Engagement von Landesbür-
gern in Blaulichtorganisationen würdigen und diese 
bei gleicher Qualifikation bevorzugt aufnehmen. In 
vielen Unternehmen ist es den Arbeitnehmern nicht 
möglich, den gegenüber den Freiwilligenorganisati-
onen eingegangenen Verpflichtungen nachzukom-
men. Es wäre wünschenswert, wenn das Landes  

Niederösterreich den Betrieben insofern entgegen-
kommt, indem es die dem Unternehmen anfallen-
den Kosten übernimmt, die entstehen, wenn sich 
ein Arbeitnehmer bei einem Blaulichteinsatz befin-
det. 

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung, insbesondere der Per-
sonalreferent LH Dr. Pröll wird aufgefordert, im 
Sinne der Antragsbegründung die erforderlichen 
Schritte einzuleiten, um eine Abgeltung der anfal-
lenden Kosten für die Betriebe sicherzustellen. 
Weiters bei Neueinstellungen bei gleicher Qualifi-
kation jene Bewerber zu bevorzugen, die in einer 
anerkannten Rettungsorganisation oder bei der 
Freiwilligen Feuerwehr aktiv sind.“ 

Ich bitte Sie im Sinne der Freiwilligen, diesen 
Antrag zu unterstützen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Mag. Freibauer: Zu Wort gelangt 
Frau Abgeordnete Dr. Petrovic. 

Abg. MMag. Dr. Petrovic (Grüne): Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte in aller Kürze noch zu den einge-
brachten Resolutionsanträgen Stellung nehmen 
und dann einmal mehr zu den Ausführungen des 
Abgeordneten Nowohradsky. 

In Sachen Resolutionsanträgen lehnen wir die 
beiden Anträge, bisher vorliegenden Anträge, der 
Freiheitlichen Fraktion betreffend Repräsentations-
ausgaben und betreffend Ausdehnung, Härteaus-
gleich, Volkszählung ab. Den einen deswegen, weil 
wir das für zu sehr populistisch halten und glauben, 
dass das Ziel, den Unterricht und den Schuleintritt 
zu fördern, auch anders erreicht werden kann. Und 
den anderen, weil wir glauben und auf der Basis 
stehen, es sollte überhaupt ein anderes Konzept 
der Gemeindefinanzierung geben, nämlich die be-
darfsgerechten Finanzzuweisungen an die Ge-
meinden. Und insofern unterstützen wir den Antrag 
von Abgeordneten Mag. Riedl, weil wir hier die 
Palette der Handlungsmöglichkeiten zur Unterstüt-
zung von Gemeinden erweitert sehen. 

Jetzt einmal mehr zum Thema Safaripark Gän-
serndorf. Einerseits, weil es mir sehr am Herzen 
liegt und weil ich aus den Ausführungen von Abge-
ordneten Nowohradsky entnehme, dass Sie sich 
bisher nicht wirklich mit unseren Anliegen ausein-
ander gesetzt haben. 
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Herr Abgeordneter! Es geht uns nicht darum, 
und es geht der ganzen Tierschutzbewegung nicht 
darum, dort einen Betrieb zu haben, der jetzt ad 
hoc aus dem Stand Gewinne erzielt wenn dazu 
notwendig ist, dass wir wieder Acapulco-Springer 
oder Tiere, die zu Objekten einer Schaustellung 
degradiert sind, haben. Das will man nicht und das 
geht auch heute nicht mehr. Ich weiß, es gab dort 
in der Vergangenheit alle Arten von Schaustellung, 
Papageien, die Rad gefahren sind und dressierte 
Affen, die irgendwelche Kunststücke dargeboten 
haben. Das wollen wir nicht. Und so kriegen Sie 
heute auch keine Leute mehr in einen Park. 

Worum es uns geht, ist, dass sich hier in den 
letzten Jahren erstmals unter der Geschäftsführung 
Scheifinger ein Konzept abgezeichnet hat, das 
auch wissenschaftlich hochständig war. Dass hier 
ökonomisch von der Geschäftsführung Fehler be-
gangen worden sind, ist überhaupt keine Frage. 
Das ist überhaupt keine Frage. (Abg. Nowohradsky: 
Grobe Fehler! Ich kann nicht mit 2 Millionen anfan-
gen und jetzt sind es 8 Millionen! Grobe Fehler sind 
passiert!) 
Es sind grobe Fehler passiert! Es gab aber etwas. 
Es gab ein ... (Abg. Nowohradsky: Aber das Kon-
zept hat gestimmt!) 
Ist die Situation jetzt besser, dass Sie 800.000 Euro 
Steuergeld ausgeben und nichts haben trotz eines 
Abverkaufs? Ist das besser? (Beifall bei den Grü-
nen.) 

Es gab in der Schlussphase, und die ECO 
PLUS weiß das, ein Sanierungskonzept, das mit 
weniger als den 800.000 Euro ausgekommen wäre. 
Zugegebenermaßen, keine hundertprozentige Ga-
rantie. Aber ein ziemlich hohes Maß. Es wäre ge-
gangen, dass man die Interessen der Gläubiger 
einigermaßen im Auge behält, die Interessen der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die jetzt 
durchgehend gekündigt werden und die Interessen 
der Tiere und der Tierschutzbewegung. 

Das gab es damals. Dieses Konzept, das da-
mals mit 600.000 Euro angesetzt war, das wurde 
von Ihnen abgelehnt. Und ich sage, wir haben uns 
dafür nichts Gutes eingehandelt. Das, was die Tier-
schutzbewegung nicht will ist eine zur Schau-Stel-
lung. Sondern das, was angestrebt ist, ist eine 
Auffangstation für beschlagnahmte Tiere, die zum 
Beispiel am Flughafen Schwechat beschlagnahmt 
werden, und insbesondere eine wissenschaftlich 
begleitete und wissenschaftlich geführte Station für 
Affen. Beispielweise Affen, die früher einmal in 
Tierversuchen benötigt worden sind und jetzt nicht 
mehr benötigt werden. 

Herr Abgeordneter Nowohradsky! Ich verstehe 
auch das Land nicht, warum man sich nicht bemüht 
hat, Mittel des Bundes anzusprechen. Die Grünen 
haben mit Frau Mag. Weinzinger eine Anfrage ge-
stellt. Und die Unterrichtsministerin hat gesagt, sie 
wäre durchaus bereit, ein so ein wissenschaftlich 
hochstehendes Konzept zu fördern. Ich habe mit 
den Beamten im Ministerium gesprochen. Die ver-
stehen nicht warum das Land Niederösterreich 
noch nicht auf den Bund zugekommen ist, um auch 
entsprechende Bundesmittel anzusprechen. Die 
sind vorhanden für so ein Konzept. 

Ich verstehe auch nicht, warum Sie auf EU-
Gelder verzichten. Weil das könnte durchaus als 
ein INTERREG-Projekt eingereicht werden. Also es 
wäre mit weniger Mitteln möglich gewesen, hier ein 
sehr seriöses Konzept zu erstellen. Und wenn Sie 
den Antrag angesprochen haben, den dieser 
Landtag einstimmig verabschiedet hat, Herr Abge-
ordneter Nowohradsky, bitte da steht drinnen: 
Punkt 2. Die Landesregierung wird aufgefordert, im 
Sinne der Antragstellung an der Erstellung eines 
tragfähigen Unternehmenskonzept in Kooperation 
... und so weiter, mitzuwirken. Ja bitte, wer und wo 
hat denn die Landesregierung mitgewirkt? Der An-
trag ist ganz einfach ignoriert worden. Und das ist 
wirklich ein Skandal! (Beifall bei den Grünen.) 

Es war nicht der Auftrag dass wir uns zurück-
lehnen und warten bis irgendwer kommt, irgendein 
Milliardär, der sich so einen Tierpark zulegt. Das 
war nicht die Intention. Sondern es war von Anfang 
an intendiert, mit öffentlicher Beteiligung und mit 
Privaten, das soll durchaus eine Kooperation sein, 
ein tragfähiges Konzept zu erstellen, dafür auch 
Bundesmittel und EU-Gelder hereinzuholen. Aber 
etwas war schon klar. Oder mir jedenfalls klar: Das 
wird für die nächste Zeit, auf jeden Fall die nächs-
ten Jahre, nicht ohne niederösterreichische Beteili-
gung gehen. 

Das, was jetzt geleistet wurde, ist schlecht. Hat 
viel Geld gekostet und ist kein irgendwie zukunfts-
orientiertes Sanierungskonzept. Das, was wir wol-
len, das braucht durchaus auch öffentliche Gelder. 
Das soll man hier auch einmal aussprechen. Herr 
Abgeordneter Nowohradsky, es gibt keinen Tier-
park in Österreich, keinen einzigen, der ohne öf-
fentliche Mittel auskommt. Sogar das ökonomisch 
so erfolgreiche Schönbrunn ist nach wie vor nicht 
völlig aus eigenen Einnahmen gedeckt. Das heißt, 
auch Schönbrunn braucht in zwar geringem Um-
fang, aber immer noch die Unterstützung der öf-
fentlichen Hand. Und Schönbrunn hat, ich habe es 
nur in Schilling jetzt parat, Schönbrunn hat in den  
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letzten Jahren eine Milliarde Schilling aus öffentli-
chen Mitteln bekommen und gut angewendet. Gut 
angewendet. 

Aber es wird hier auch nicht ohne eine dau-
ernde öffentliche Begleitung für die nächsten Jahre 
gehen. Das ist trotzdem hundertmal lukrativer für 
die öffentlichen Hände, weil dieses Projekt ja eine 
Umwegrentabilität hat. 200.000 Besucherinnen und 
Besucher in der Region haben oder nicht haben, 
das ist ein großer Unterschied, Herr Abgeordneter. 
Und das zeigt mir, dass Sie überhaupt sich nicht 
mit dem auseinander gesetzt haben was hier ange-
strebt ist. 

Ein derartiges Konzept wie es mir vorschwebt, 
und ich komme aus der Unternehmenssanierung, 
ich weiß wovon ich rede, das hätte durchaus sehr 
große Chancen auch Bundesmittel ... (Abg. 
Nowohradsky: Machen Sie ein Konzept!) 
Ja, das Konzept sage ich Ihnen: Eine öffentliche 
Beteiligung des Landes Niederösterreich! Alles 
andere können Sie vergessen. (Beifall bei den Grü-
nen.) 

Und Herr Abgeordneter! Wer hat sich denn mit 
den Elefanten und den Afferln fotografieren lassen? 
Ich war das nicht! Und wer solche Versprechungen 
abgibt ... (Abg. Mag. Schneeberger: Wer hat dafür 
gesorgt, dass die Tiere nach wie vor Essen be-
kommen?) 

Wer solche Versprechungen abgibt, der muss 
auch dafür einstehen und der muss dann die Ver-
antwortung übernehmen. Und das sind Sie, meine 
Damen und Herren! (Beifall bei den Grünen.) 

Präsident Mag. Freibauer: Zur sachlichen Be-
richtigung der Herr Abgeordnete Nowohradsky. 

Abg. Nowohradsky (ÖVP): Ganz kurz nur 
dazu zu dem letzten Satz, den Sie gesagt haben. 
Der Herr Landeshauptmann hat nichts anderes 
gesagt als auf der einen Seite, die Variante mit den 
Tieren, das werden wir unterstützen. Und das an-
dere ist die wirtschaftliche Sache. Und hat diese 
beiden Dinge nie miteinander vermengt. Und ich 
ersuche wiederum, aber das jetzt zum letzten Mal, 
auf unseren gemeinsamen Antrag, den wir hier im 
Landtag beschlossen haben, diesen wirklich auch 
ganz zu zitieren. Wo wir nicht nur auf die wirtschaft-
liche Situation eingegangen sind, sondern auch auf 
die Tiere und die touristische Situation. Nur eines: 
Das Land Niederösterreich wird den Safaripark 
nicht führen können. Das schreiben Sie sich bitte in 
Ihr Stammbuch! (Beifall bei der ÖVP. – Abg. MMag. 
Dr. Petrovic, Abg. Mag. Fasan: Das ist ein Rede-
beitrag und keine tatsächliche Berichtigung!) 

Präsident Mag. Freibauer: Die Rednerliste ist 
erschöpft. Der Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter Abg. Dipl.Ing. Toms (ÖVP): 
Ich verzichte! 

Präsident Mag. Freibauer: Er verzichtet. Wir 
kommen zur Abstimmung der Gruppe 0, Vertre-
tungskörper und allgemeine Verwaltung. Ich bitte 
den Berichterstatter, nunmehr den Antrag zur 
Gruppe 0, Vertretungskörper und allgemeine Ver-
waltung zu stellen. 

Berichterstatter Abg. Dipl.Ing. Toms (ÖVP): 
Ich stelle den Antrag, die Gruppe 0, Vertretungs-
körper und allgemeine Verwaltung mit Ausgaben 
von 601,057.100 Euro und Einnahmen von 
83,879.700 Euro zu genehmigen. 

Präsident Mag. Freibauer: Wir kommen jetzt 
zur Abstimmung. (Nach Abstimmung über Gruppe 
0, Vertretungskörper und allgemeine Verwaltung:) 
Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen! 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
die eingebrachten Resolutionsanträge. Und zwar 
ich beginne mit dem Antrag der Abgeordneten Mag. 
Ram und Waldhäusl betreffend Repräsentations-
ausgaben – Landtag und Landesregierung. (Nach 
Abstimmung:) Danke. Das ist die Minderheit. Der 
Antrag ist abgelehnt! 

Der nächste Antrag: Antrag der Abgeordneten 
Dr. Krismer, Dr. Petrovic, Mag. Fasan und Weider-
bauer betreffend einstimmig angenommener Re-
solutionsantrag vom 6. November 2003, Ltg. 54/B-
14, Umgehung des landwirtschaftlichen Grundver-
kehrs. (Nach Abstimmung:) Danke. Das ist die Min-
derheit. Der Antrag ist abgelehnt! 

Der nächste: Resolutionsantrag der Abgeord-
neten Waldhäusl und Mag. Ram betreffend Aus-
dehnung des Härteausgleiches Volkszählung 2001 
auf das Budget 2005. (Nach Abstimmung:) Danke. 
Das ist die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt! 

Nächster Resolutionsantrag: Antrag des Abge-
ordneten Mag. Riedl betreffend Förderung von NÖ 
Gemeinden im Rahmen der Landes-Finanzsonder-
aktion für Gemeinden - allgemein und der Landes-
Finanzsonderaktion für Gemeinden – Energie. 
(Nach Abstimmung:) Danke. Gegenstimmen? 
Keine. Ich stelle fest, einstimmig angenommen! 

Schließlich der Resolutionsantrag der Abge-
ordneten Waldhäusl und Mag. Ram betreffend 
Freiwillige bei Blaulichtorganisationen – Aufnahme 
in den Landesdienst. (Nach Abstimmung:) Danke. 
Das ist die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt! 
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Ich ersuche den Berichterstatter, Herrn Abge-
ordneten Dipl.Ing. Toms, zur Gruppe 1, Öffentliche 
Ordnung und Sicherheit, zu berichten. 

Berichterstatter Abg. Dipl.Ing. Toms (ÖVP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kollegin-
nen und Kollegen! 

In die Gruppe 1, Öffentliche Ordnung und Si-
cherheit, fallen Einnahmen und Ausgaben für Feu-
erwehrwesen, Katastrophendienst und Landesver-
teidigung. Ausgaben von 22,360.100 Euro stehen 
Einnahmen von 6,616.700 Euro gegenüber. Der 
Anteil der Ausgaben am Ausgabenvolumen beträgt 
0,48 Prozent.  

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die De-
batte einzuleiten. 

Präsident Mag. Freibauer: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Waldhäusl. Maximale Redezeit 
15 Minuten. 

Abg. Waldhäusl (FPÖ): Werter Herr Präsi-
dent! Kollegen des Hohen Hauses! 

Gruppe 1, sehr viel an Budget, Gottseidank, ist 
hier in der Öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
auch dem Feuerwehrwesen gewidmet. Feuerweh-
ren, das Feuerwehrwesen, die Freiwillige Feuer-
wehr. Die Katastropheneinsätze werden leider 
ständig mehr. Nicht nur das Hochwasser 2002, das 
uns ja jetzt finanziell auch noch begleitet in diesem 
Budget, sondern auch viele kleine, sogenannte 
kleine Unwetter, die letztendlich regional eine doch 
große Katastrophe sind, brauchen immer wieder 
die Freiwilligen, und hier insbesondere die freiwil-
lige Feuerwehr. 

Tausende, die freiwillig hier jährlich helfen, 
Tausende, die Zusammenarbeit mit anderen Hilfs-
organisationen ausüben und die auch Gottseidank 
perfekt funktioniert. Man könnte sagen ein Lob, ein 
Dank, eine Anerkennung unserer Freiwilligen Feu-
erwehr. 

Die Zukunft wird und kann wahrscheinlich nicht 
anders werden. Das Aufgabengebiet der Freiwilli-
gen Feuerwehr breitet sich und dehnt sich aus, 
über Katastropheneinsätze zu vielen technischen 
Einsätzen jeder Art. Und jedes Mal wenn der Hut 
brennt, so schön zu sagen, schreit man nach den 
vielen Freiwilligen der Feuerwehr. 

Unsere Aufgabe ist es, die Rahmenbedingun-
gen zu verbessern. Das passiert im Bereich der 
Ausbildung. Wir haben ja in diesem Hause den 
Neubau der Landesfeuerwehrschule einstimmig 

beschlossen, um eben diese Art der Rahmenbe-
dingung selbstverständlich zu unterstützen. 

Und wenn es nach mir geht, sollten wir auch in 
den nächsten Jahren darüber nachdenken, zumin-
dest noch in dieser Legislaturperiode, wie wir das 
Feuerwehrgesetz zu noch mehr Eigenständigkeit 
für unsere Freiwilligen abändern können. Am Bei-
spiel anderer Bundesländer, weniger Bürokratie, 
schneller zu den Feuerwehren, also schneller zu 
den Bürgern in diesem Lande. (Abg. Mag. Fasan: 
Dort wo es brennt ist es besser schnell hinzukom-
men!) 

Das passiert mit dem Feuerwehrauto. Aber 
dass du dir ein Feuerwehrauto überhaupt anschaf-
fen kannst, braucht man gewisse Rahmenbedin-
gungen. Ich weiß nicht, ob du das so genau weißt. 
Ich bin seit meinem 15. Lebensjahr bei der Feuer-
wehr und habe sehr viele Einsätze selbst miterlebt 
und rede daher schon ein bisschen aus der Praxis. 
Und weiß auch, wie es ist, wenn man Geräte an-
schaffen möchte. Daher ist es wichtig, dass man 
auch dran bleibt, das Feuerwehrgesetz wieder zu 
novellieren und in mehr Eigenständigkeit für unsere 
Feuerwehren umzuwandeln. Es wird selbstver-
ständlich in diesem Hause von uns Freiheitlichen 
auch Vorstöße diesbezüglich geben. 

Wir, alle Abgeordneten haben viele Anliegen 
im Landtag diskutiert. Anliegen, die wir einstimmig 
oder mehrheitlich beschlossen haben. Anliegen, die 
an die Bundesregierung, speziell an den Finanzmi-
nister weitergeleitet wurden. Dieser ist leider hart 
geblieben und ich muss es leider in dieser Härte 
sagen, eine Steueramnestie ist unserem Finanzmi-
nister lieber als Geld für unsere Freiwillige Feuer-
wehr. 

Ich hoffe, dass irgendwann einmal auch die 
ÖVP diese Politik überdenkt und vielleicht in einer 
Bundesvorstandssitzung das mit dem Finanzmi-
nister Dr. Grasser bespricht. Denn es ist eine Heu-
chelei, hier sich für die Freiwilligen auszusprechen 
und dann nicht Manns genug zu sein, den Finanz-
minister davon zu überzeugen, dass das Geld min-
destens genauso gut, wenn nicht besser, bei den 
Freiwilligen Feuerwehren angelegt ist. 

Es hat hier Vorstöße, wie schon erwähnt, von 
allen Fraktionen gegeben. Speziell die SPÖ ist hier 
immer am Laufenden und findet bei ihren Anträgen 
auch immer die Unterstützung von uns Freiheitli-
chen, weil wir gemeinsam mit der SPÖ uns sehr 
wohl für diese Anliegen und die Leistungen der 
Freiwilligen einsetzen. Nicht nur bei Ansprachen, 
Eröffnungen von Feuerwehrhäusern und Floriani-
feiern, also diese sogenannte Eröffnungspolitik, so 
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wie es die ÖVP macht, sondern dann auch wenn es 
darum geht, wirklich etwas zu verändern. 

Daher sage ich Ja zu den Leistungen der Frei-
willigen Feuerwehren, Ja zu ihren berechtigten 
Forderungen und Nein zu Einsparungen in diesem 
Bereich. Und auch wenn er bereits einmal einge-
bracht wurde, aber dieser Antrag ist berechtigter 
denn je. Denn egal auf welchem Feuerwehrfest ich 
mich befinde, es kommt immer wieder seitens der 
Chargen der Freiwilligen Feuerwehr immer wieder 
das Argument, dass da ein Beitrag in dieser Höhe 
auf alle Fälle nicht gerechtfertigt ist. Dass die Frei-
willige Feuerwehr Feste feiern muss, abhalten 
muss, um Einrichtungen zu finanzieren und Geräte 
anzuschaffen, die die Gemeinde alleine nicht finan-
zieren könnte. 

Und daher glaube ich, ist es nicht nur unser 
Anliegen von uns Freiheitlichen, sondern es sollte 
ein Anliegen von allen Abgeordneten sein, darüber 
noch einmal nachzudenken. Damit das Nachden-
ken ein wenig leichter fällt, ein Antrag zur Befreiung 
der Rettungsorganisationen und der Feuerwehren 
von der Entrichtung des AKM-Beitrages (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Waldhäusl und Mag. Ram 
zur Gruppe 1 des Voranschlages der Landes Nie-
derösterreich für das Jahr 2005, Ltg. 241/V-2, 
betreffend Befreiung der Rettungsorganisationen 
und der Feuerwehren von der Entrichtung des AKM 
– Beitrages. 

Rettungsorganisationen und Freiwillige Feuer-
wehren sind gezwungen, zur Finanzierung ihrer 
Ausrüstungen Feste zu organisieren. Spielen Mu-
sikgruppen, müssen die Rettungsorganisationen 
und Feuerwehren einen sogenannten AKM-Beitrag 
entrichten. 

Eine Befreiung der Rettungsorganisationen 
und Feuerwehren von der Entrichtung dieses AKM-
Beitrages bedeutet nicht nur eine finanzielle Ent-
lastung, sondern auch eine Vereinfachung des 
Organisationsaufwandes. 

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag:  

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, bei 
der Bundesregierung vorstellig zu werden, geeig-
neten Schritte zu unternehmen, um Rettungsorga-
nisationen und Feuerwehren von der Entrichtung 
des AKM – Beitrages zu befreien.“ 

Weiters: Wenn wir über Feuerwehren und über 
Sicherheit sprechen, dann kann man in dieser 
Gruppe bei diesem Budgetposten zwar entnehmen 
dass das Geld hier leicht angestiegen ist, der Auf-
wand, aber man muss auch feststellen, dass die 
Sicherheit im Allgemeinen in unserem Bundesland 
rückläufig ist. Was meine ich damit? Wenn ich 
sage, die Sicherheit im Allgemeinen. Ich rede von 
den vielen Einbrüchen, Diebstählen, von der vielen 
Kleinkriminalität, die wir vor Ort in vielen Bezirken 
leider Gottes immer mehr vorfinden. 

Nicht nur im Bereich des Waldviertels, an die-
ser Grenze, sondern es ist leider auch im Wiener 
Umland festzustellen. Ich möchte da gar nicht sa-
gen, dass nur diese Osterweiterung schuld daran 
ist, aber dass speziell hier professionelle Banden 
ihr Unwerk treiben ist leider so. Und da fragt man 
sich dann schon als regionaler Abgeordneter, wenn 
man das ständig in den Zeitungen liest, wenn diese 
Banden so frech werden, dass sie innerhalb einer 
Woche dreimal den gleichen Betrieb ausrauben. 
Naja, da fragt man sich dann, und was geschieht 
jetzt? Ist zwar schön wenn man das in der Zeitung 
liest und dann hat man irgendwo noch ein State-
ment, egal jetzt von welcher Fraktion eines Politi-
kers der das verurteilt. Da erwarte ich mir dann 
Reaktionen. Nicht nur Reaktionen, dass ich einen 
Pressetext dazu absetze, sondern auch eine Reak-
tion des Handelns. 

Was meine ich damit? Ich erwarte mir speziell 
von unserem Innenminister Dr. Strasser, dass er 
das nicht nur auf die leichte Schulter nimmt, wenn 
unsere Betriebe im oberen Waldviertel, die es eh 
schon schlimm genug haben auf Grund der ganzen 
Situation in diesem Grenzbereich auch dann zum 
Beispiel wenn ein Betrieb dreimal in der Woche 
ausgeraubt wird. Und die Exekutive gar nichts ma-
chen kann, weil sie zu wenig Personal vor Ort ha-
ben und überhaupt vom Personal her eher ausge-
dünnt werden. Da rede ich noch gar nicht von den 
Postenschließungen und von dem allen was hier in 
diesem Bereich durchgeführt wurde. Ich sage das 
ganz einfach. Da rede ich immer von diesen Graus-
lichkeiten der ÖVP, die da tagtäglich gemacht wer-
den. 

Und die speziell von diesem Innenminister Dr. 
Strasser in einer Art und Weise ans Tageslicht 
kommen, die kein Bürger draußen versteht. Denn 
wenn der Bürger nach Sicherheit schreit, wenn er 
das Gefühl der Sicherheit wieder braucht, dann 
brauche ich auch vor Ort Beamte. Dann brauche 
ich selbstverständlich mehr Beamte. Und dann 
kann es nicht so sein, dass die paar Beamten die 
wir noch haben, die müssen dann damit auch ein  
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bisschen ein Geld wieder haben, der Innenminister, 
nur auf der Straße sein, und beim Autofahrer vor 
Ort auch ein bisschen ein Geld ’reinbringen. Weil 
das ist ja auch eine Verpflichtung die ihnen aufer-
legt wird. Ist ja nicht so dass sie das alles nur des-
wegen machen weil ihnen fad ist, sondern sie ha-
ben auch diese Aufgabe zu erfüllen. Und dann 
geht’s halt nicht dass dann, wenn in der Nacht die 
meisten Posten auch noch geschlossen sind, und 
dann nur mehr in der Bezirkshauptstadt irgendwo 
ein paar Leute vor Ort sind und die anderen zwei, 
drei Autos sind unterwegs, die können so riesige 
Bezirke nicht abdecken. 

Und das ist ganz leicht dann für diese Banden, 
dass sie dann einen Betrieb nach dem anderen 
ausrauben auf immer frechere Art. 

Und die Bevölkerung ist da sehr in Sorge. Und 
nicht in Sorge jetzt wegen irgendeiner Parteipolitik. 
Das ist Sache von uns Politiker dass man sagt, wer 
könnte verantwortlich sein, wo sind Fehler passiert. 
Das ist die Arbeit und die Aufgabe von uns Man-
dataren. 

Der Bevölkerung ist es ganz egal, ob das jetzt 
ein schwarzer, roter, blauer oder grüner Innenmi-
nister ist, wer immer für Sicherheit sorgt. Denen ist 
es egal. Sie wollen Sicherheit, sie wollen das Ge-
fühl der Sicherheit, sie wollen das für ihren Betrieb, 
in erster Linie für ihre Familie, für die Kinder, für ihr 
Anwesen. Und dem sollten wir nachkommen. Und 
das kann man aber nur, wenn man dafür auch das 
entsprechende Geld, die Mittel, das Personal auf-
bringt und nicht das Gegenteil davon macht. Und 
daher bringe ich folgenden Resolutionsantrag ein 
(liest:)  

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Waldhäusl und Mag. Ram 
zur Gruppe 1 des Voranschlages der Landes Nie-
derösterreich für das Jahr 2005, Ltg. 241/V-2, 
betreffend mehr Personal im Exekutivbereich. 

Die Einbrüche in Häuser, Autos und Geschäfte 
in Niederösterreich nehmen drastisch zu. Kaum ein 
Tag vergeht, an dem nicht irgendwo in den Bezir-
ken Gmünd, Waidhofen, Zwettl, Horn, Mödling, 
Baden oder Wien-Umgebung Kriminelle unterwegs 
sind. In den ersten vier Monaten dieses Jahres 
nahm die Kriminalität bei Diebstählen und Einbrü-
chen in Niederösterreich um 62% zu, die Aufklä-
rungsquote sank. Immer mehr Menschen in Nie-
derösterreich fühlen sich bedroht und gefährdet. 
Eine Aufstockung des Personals ist daher unum- 

gänglich. In einer Zeit, wo die Menschen wieder 
das Gefühl von Sicherheit brauchen, darf man die 
Beamten nicht von der Bevölkerung wegziehen und 
Gendarmerieposten reihenweise zusperren. 

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag:  

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, bei 
Bundesminister Dr. Ernst Strasser vorstellig zu 
werden, um zu erreichen, dass aufgrund der stei-
genden Kriminalität eine Aufstockung des Perso-
nalstandes auf das erforderliche Ausmaß ehestens 
vorzunehmen ist. Weiters soll es zu keinen weite-
ren Schließungen von Gendarmerieposten kom-
men.“ 

Ich bitte Sie, werte Kollegen, von der Parteipo-
litik ausnahmsweise Abstand zu nehmen um im 
Interesse unserer Bevölkerung in Niederösterreich 
hier die Zustimmung zu geben. 

Präsident Mag. Freibauer: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Mag. Karner. 

Abg. Mag. Karner (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Frau Landeshauptmannstellvertreterin! 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Hoher 
Landtag! 

Die sicherheitspolitischen Rahmenbedingun-
gen haben sich gerade im Bereich der inneren Si-
cherheit in den letzten Jahren, ja in den letzten 
Monaten deutlich, ja in vielen Bereichen dramatisch 
verändert. Und ich möchte nur vier Beispiele für die 
Veränderung allein in den letzten Monaten hier 
anführen. 

Da ist zunächst erstens die Erweiterung der 
Europäischen Union. Niederösterreich ist endgültig 
von der Außengrenze weg, die niederösterreichi-
sche Außengrenze wurde zu einer Binnengrenze 
innerhalb dieser Europäischen Union. Oder zwei-
tens: Ein neues Asylgesetz, das mit 1. Mai diesen 
Jahres in Kraft getreten ist. Das schnellere Verfah-
ren und raschere Entscheidungen bringen soll. Das 
einerseits Asylmissbrauch wirksam bekämpfen soll, 
aber gleichzeitig auch andererseits wirklich politisch 
Verfolgten helfen soll. 

Oder drittens: Ebenfalls mit diesem Datum in 
Kraft getreten die 15a-Vereinbarung zwischen Bund 
und den Ländern, die für eine gerechte Aufteilung 
und Unterbringung von Asylwerbern in ganz Öster-
reich sorgen soll. (Unruhe bei Abg. Gartner.) 
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Und viertens: Die Zusammenlegung von Poli-
zei und Gendarmerie, die Exekutivenreform unter 
dem Stichwort Team 04. 

Bei allen diesen veränderten Rahmenbedin-
gungen ist für uns, die Volkspartei Niederösterreich, 
entscheidend, die Sicherheit der Niederösterreiche-
rinnen und Niederösterreicher, die Sicherheit der 
Menschen in diesem Land. Und daher einige Worte 
vielleicht zu den Fakten. 

Die Aufklärungsquote in Niederösterreich ist im 
letzten Monat gestiegen. Wir sind damit unter Top 3 
in ganz Österreich. Und die Exekutive, und dafür 
hat sich, glaube ich, unsere Polizei, unsere Gen-
darmerie auch unsere Anerkennung verdient, hat 
im heurigen Jahr um über 1.000 Fälle mehr aufge-
klärt als noch 2003. Vielen herzlichen Dank an un-
sere Gendarmerie! Vielen herzlichen Dank an un-
sere Polizei für diese ausgezeichnete Arbeit im 
Dienste der Sicherheit. 

Die Zahlen sagen auch, dass in Niederöster-
reich zusätzlich kommen bzw. kommen werden 360 
Exekutivbeamte. Die Zahlen sagen auch, in Nie-
derösterreich werden zwei Millionen Euro zusätzlich 
in die Ausstattung der Exekutive investiert. Das 
sind unter anderem 1.100 neue EDV-Geräte, das 
sind unter anderem 120 neue Kraftfahrzeuge allein 
im ersten Halbjahr 2004 oder das ist die Errichtung 
von fast 20 neuen Gendarmerieposten. 

Aber, damit können wir uns nicht zufrieden ge-
ben. Die Kriminalitätsentwicklung in manchem Teil-
bereich macht auch uns Sorge. Ich erwähne hier 
die Einbruchsdiebstähle vor allem entlang der gro-
ßen Verkehrsrouten, entlang der Westautobahn, 
entlang der Südautobahn oder rund um Wien. Wir 
müssen hier die Fakten zur Kenntnis nehmen, wir 
müssen hier die Sorgen und Ängste der Nieder-
österreicherinnen und Niederösterreicher ernst 
nehmen und entsprechende Gegenstrategien ent-
wickeln und mit aller Härte und Konsequenz gegen 
diese Diebsbanden vorgehen. 

Zum Thema Erweiterung: Ja, auch im Zusam-
menhang mit der Erweiterung gibt es hier noch 
gewisse Sorgen und Ängste in der Bevölkerung. 
Auch hier ist es, glaube ich, aber unsere Pflicht hier 
aufzuklären und zu informieren. Denn auch nach 
dem 1. Mai 2004 haben wir nach wie vor die stren-
gen Grenzkontrollen an unseren Grenzen zu den 
Nachbarn Tschechien, Slowakei. 

Das heißt, die Grenzgendarmerie, das heißt 
das Bundesheer ist weiter an unserer Außengrenze 
tätig. Und Sie wissen, diese Außengrenze, diese 

Grenzkontrollen werden erst dann aufgelassen, 
wenn unsere Nachbarn den entsprechenden Si-
cherheitsstandard, den sogenannten Schengen-
Standard erfüllt haben werden. Das wird sicherlich 
nicht vor dem Jahre 2007 bis 2010 der Fall sein. 

Ich glaube, das ist auch unsere Aufgabe, dass 
wir das in der Bevölkerung hier weiter tragen. Und 
es ist auch klar gesagt, grenzüberschreitende Kri-
minalität, wie wir sie in vielen Fällen hier beobach-
ten, können, ja beobachten müssen, kann nur 
grenzüberschreitend bekämpft werden. 

Die Zusammenarbeit mit unseren Nachbarn 
und auch die neuen gesetzlichen Regelungen, ge-
rade im Bereich des Asylgesetzes zeigen hier erste 
Wirkungen. Vor einem Jahr, im Juni 2003, haben 
wir alarmierende Zahlen bei den illegalen Grenz-
gängern gehabt. Es waren fast 3.000 alleine in 
Niederösterreich. 

Es wurde sofort ein Sicherheitsgipfel von unse-
rem Landeshauptmann hier einberufen. Und der 
Erfolg ist heute sichtbar. Wir haben bisher im Juni 
dieses Jahres knapp über 300 Aufgriffe von illega-
len Grenzgängern. Neues Asylgesetz, neue ver-
stärkte Kontrollen, das ist hier wichtig, dass man 
hier auch Gegenmaßnahmen einsetzt. (Abg. 
Gartner: Ihr tut nur Schönreden, ihr von der ÖVP!) 
300 statt knapp 3.000 noch ein Jahr zuvor. 

Präsident Mag. Freibauer: Herr Kollege! Sie 
sind ja ohnedies zu Wort gemeldet. 

Abg. Mag. Karner (ÖVP): Oder, erinnern wir 
uns an die grundsätzliche Diskussion, um den As-
sistenzeinsatz unserer Soldaten auch an der nie-
derösterreichischen Grenze. Es war Landeshaupt-
mann Dr. Erwin Pröll, der diesen gefordert hat. Und 
es war auch Landeshauptmann Dr. Erwin Pröll, der 
diesen Grenzeinsatz des Bundesheeres an unsere 
niederösterreichische Grenze auch durchgesetzt 
hat. Und es waren SPÖ-Innenminister, die gesagt 
haben, Nein, das kommt für uns nicht in Frage. 

Oder die Entwicklung bei der Umsetzung der 
15a-Vereinbarung, die ebenfalls seit 1. Mai gilt. 
Auch hier geht der Trend in die richtige Richtung, 
wobei wir noch nicht ganz zufrieden sein können. 
Wir haben im April 2004 die Quote um fast 60 Pro-
zent überschritten was Niederösterreich und die 
Anzahl der Asylwerber betrifft. Wir liegen derzeit bei 
einer Quote von rund über 8,3 Prozent. Das heißt, 
die Quote wurde deutlich gesenkt. Aber wir müssen 
hier auch an die anderen Bundesländer appellieren 
und mahnen, ihrer Aufteilung, ihrer Verpflichtung 
gerecht zu werden. 
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Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
die Sicherheitslage in Niederösterreich hat sich 
verändert. Die Herausforderungen werden nicht 
weniger, sondern mehr. Die grenzüberschreitende 
Kriminalität ist ein Faktum, egal ob im Bereich des 
Drogenhandels oder im Bereich der Schlepperei, 
wo mittlerweile mehr Geld verdient wird als im Dro-
genhandel. 

Und um all diese neuen sicherheitspolitischen 
Herausforderungen meistern, bewältigen zu kön-
nen, ist eine Reform des Sicherheitswesens uner-
lässlich. Und die Zusammenführung von Polizei 
und Gendarmerie darf nicht einem Zwang des Spa-
rens entspringen, sondern sie ist Logik des Haus-
verstandes. Für die Bürger, für die Menschen in 
diesem Land ist es egal ob jemand eine graue, 
grüne oder blaue Uniform hat. Wichtig ist für den 
Bürger, ist für die Niederösterreicherinnen und Nie-
derösterreicher die größtmögliche Sicherheit für 
sein Steuergeld. 

Und es ist auch richtig, jawohl, Polizei und 
Gendarmerie, sie haben unterschiedliche Traditio-
nen. Aber sie haben eine gemeinsame Aufgabe. 
Das ist, für die Sicherheit der Bevölkerung in Nie-
derösterreich zu sorgen. 

Die Reform, ja, sie geht in die richtige Rich-
tung. Doch wir in Niederösterreich, wir beurteilen 
diese Reform danach, was sie für die Sicherheit der 
Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher 
bringt. Und wir von der Volkspartei Niederösterreich 
werden darauf bestehen, werden uns dafür einset-
zen, dass im Zuge der Reform die Sicherheitsinfra-
struktur gerade auch im ländlichen Raum erhalten 
bzw. ausgebaut wird. Dass entsprechend Personal 
zur Verfügung steht und dass natürlich auch die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in diese Reform 
eingebunden werden. 

Wir von der Volkspartei schauen uns das sehr 
genau an. Aber das unterscheidet uns. Wir setzen 
nicht auf Angstmache, Herr Kollege, wir setzen auf 
konstruktive Argumente. Und wir setzen vor allem 
auf den sachlichen Dialog mit den Verantwortlichen 
und auch mit den Betroffenen. 

Und Sicherheit, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, heißt in Niederösterreich auch, Investi-
tionen in die Verkehrssicherheit. Erstens Investitio-
nen in die Infrastruktur, neue Kreisverkehre, neue 
Ampeln, neue Schutzwege. Zweitens strenge Kon-
trollen mittels Landesprüfzug. Erst vor wenigen 
Tagen wurde hier ein neuer Landesprüfzug ange-
schafft. Das heißt für uns auch Verkehrssicherheit, 
konsequentes Vorgehen gegen Lkw-Mautflücht-

linge, die Erlassung von teilweisen Fahrverboten 
auf beliebten Ausweichstrecken. 

Aber es heißt auch für uns, und ich möchte 
hier eine Initiative des Landeshauptmannes nen-
nen, die hier gerade zu Schulbeginn und jetzt zu 
Schulschluss auch besonders wichtig ist, die Aktion 
Schutzengel. Wo wir für mehr Sicherheit am 
Schutzweg, am Schulweg für unsere Kleinsten die 
auf dem Weg in die Schule sind, gesorgt wird. Mit 
Beteiligung von über 50.000 Kindern und Erwach-
senen in 500 Gemeinden wird diese Aktion Schutz-
engel für die Kleinen und Kleinsten jedes Jahr 
durchgeführt. 

Auch das, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ist ein wichtiger Aspekt von Sicherheitspoli-
tik in Niederösterreich. Und gerade wenn sich die 
sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen än-
dern, gerade wenn es zu notwendigen Reformen, 
zu entscheidenden einschneidenden Veränderun-
gen kommt, ist es wichtig, dass sich die Nieder-
österreicherinnen und Niederösterreicher auf unse-
ren Kurs, auf unsere Richtung, auf unseren Weg 
verlassen können. Und das können sie. 

Ja, wir stehen für strikte Grenzkontrollen. Ja, 
wir stehen für konsequente Bekämpfung der Ein-
bruchs- und Autodiebstähle. Ja, wir stehen für mehr 
Verkehrssicherheit. Ja, wir stehen für entsprechen-
des Personal und Ausstattung der Exekutive. Ja, 
wir von der Volkspartei Niederösterreich stehen für 
mehr Sicherheit in Niederösterreich. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Präsident Mag. Freibauer: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Findeis. Maximale Redezeit 15 
Minuten. 

Abg. Findeis (SPÖ): Herr Präsident! Frau 
Landeshauptmannstellvertreterin! Werte Kollegin-
nen und Kollegen im NÖ Landtag! 

Im Juni 2003 bei der Budgetsitzung des NÖ 
Landtages habe ich meine Rede damit begonnen, 
dass auf Grund der Kriminalstatistik mit steigenden 
Deliktzahlen und sinkenden Aufklärungsquoten die 
Bevölkerung und auch die Exekutivbeamtinnen und 
–beamten zu Recht verunsichert sind. 

Doch die damals für mich als Sicherheitsspre-
cher und als Mitglied der Exekutive besonders trau-
rige Bilanz ist heute, ein Jahr später, schlimmer 
denn je. Österreich, so wird behauptet, ist noch 
immer eines der sichersten Länder dieser Erde. 
Doch die gesellschaftlichen und politischen Rah-
menbedingungen haben sich geändert. Und auch 
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das geopolitische Umfeld unserer Heimat ist ein 
anderes geworden. 

Entwicklungen, wie die Erweiterung der Euro-
päischen Union führen uns das klar vor Augen. 
Denn was für alle Bereiche des öffentlichen Lebens 
gilt, gilt für die öffentliche Sicherheit ganz beson-
ders. Und Sicherheit gehört zu den wichtigsten 
Grundbedürfnissen der Menschen. 

Daher gilt es jetzt, gerade in diesem Bereich 
die bestmöglichen Voraussetzungen zu schaffen 
um den Bürgerinnen und Bürgern unseres Landes 
nachhaltig höchstmögliche öffentliche Sicherheit zu 
garantieren. 

Aber die Negativmeldungen im Bereich der 
Kriminalität in Niederösterreich nehmen einfach 
kein Ende. Die niederösterreichische Bevölkerung 
wird derzeit beinahe tagtäglich von Einbruchsserien 
heimgesucht. Und die Chance zur Aufklärung vieler 
Delikte ist gering und die Exekutive ist hier bis zu 
einem bestimmten Grad machtlos. 

Zum Beispiel bei Autoeinbrüchen liegt die Auf-
klärungsquote nur bei zirka 10 Prozent. Und vor 
allem Einbrüche verschlechtern das Sicherheits-
gefühl der Menschen, weil dabei Kriminelle in den 
unmittelbar privaten Lebensraum der Opfer eindrin-
gen. Und dies ist für die Betroffenen außerordent-
lich belastend, zumal ja die eigene Wohnung, das 
eigene Haus oder das eigene Auto betroffen sind. 

Man darf nicht länger zusehen, wie die Nieder-
österreicherinnen und Niederösterreicher, wenn ich 
das so sagen darf, ausgeplündert werden, und 
ihnen dadurch tagtäglich ein massiver finanzieller 
Schaden entsteht. Im Zeitraum von Jänner bis Mai 
2004 stieg in Niederösterreich die Anzahl der 
Delikte von 30.828 im letzten Jahr auf 35.944 an. 
Das ist eine Steigerung von 16,6 Prozent gegen-
über dem Vergleichszeitraum des Vorjahres. Und 
im selben Zeitraum sank die Aufklärungsquote von 
47 Prozent im Jahr 2003 auf 43,2 Prozent im Jahr 
2004. 

Es ist besorgniserregend wie die strafbaren 
Handlungen in den Bezirken Niederösterreichs in 
den letzten Monaten ansteigen. Die erschrecken-
den Beispiele dafür sind: Wenn ich hernehme die 
Stadt Krems, ein Plus von 42,3 Prozent. Der Bezirk 
Mödling ein Plus von 34,1 Prozent. Bezirk Neun-
kirchen ein Plus von 32 Prozent. Der Bezirk Gmünd 
ein Plus von 28,7 Prozent. Bezirk Wien-Umgebung 
plus 23,8 Prozent an strafbaren Delikten. Meine 
Damen und Herren! Das ist auch einer der Bezirke, 
wo Innenminister Dr. Strasser das Bezirksgendar-
meriekommando auflösen will. 

Und weiters: Wenn ich hernehme den Bezirk 
Horn ein Plus von 23,5 Prozent, Bezirk Korneuburg 
plus 23,4 Prozent, Bezirk Gänserndorf plus 20,3 
Prozent, Bezirk Wr. Neustadt plus 17,3 Prozent und 
auch der Bezirk Mistelbach gehört zu den Spitzen-
reitern mit einem Zuwachs von strafbaren Delikten 
von 12,9 Prozent. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie 
oft müssen wir beim Herrn Innenminister Dr. Stras-
ser immer wieder dieselben Forderungen wieder-
holen? Wie zum Beispiel, wie schon erwähnt 
wurde, Aufstockung des Personals statt Schließun-
gen und Zusammenlegungen von Bezirksgendar-
meriekommandos und Gendarmerieposten. 

Derzeit herrscht ein Fehlbestand von rund 200 
Beamtinnen und Beamten in Niederösterreich, der 
sich aus den unbesetzten Planstellen und den in 
anderen Dienststellen zugewiesenen Beamtinnen 
und Beamten ergibt. Und von den 164 Zollwache-
bediensteten, die zum Landesgendarmeriekom-
mando versetzt wurden, kamen 82 mit ihren Aufga-
ben zum Beispiel zur Greko Laa a.d. Thaya, 
Rheintal, Grameten usw. Und nur 82 dienten der 
Personalergänzung und das muss man auch ein-
mal erwähnen. Und weiters benötigen wir verbes-
serte Ausstattung und Ausrüstung der Kolleginnen 
und Kollegen. Und Aussetzen der Überstundende-
ckelung. 

So lange die massiven Sicherheitsmängel nicht 
im Interesse der Bevölkerung, aber auch der Be-
amtinnen und Beamten der Exekutive behoben 
sind, werde ich auch nicht müde werden, diese 
Forderungen ein ums andere Mal zu stellen. 

Es kann und darf nicht angehen, dass das 
größte Interesse der Menschen, ihre Sicherheit, 
zugunsten des Sparstiftes geopfert wird. Und 
ebenso ist es selbstverständlich, dass bei den nun 
anstehenden Umstrukturierungen in der Exekutive 
die Interessen der Kolleginnen und Kollegen ihren 
Niederschlag finden müssen. Verschlechterungen 
im Dienstrecht können und dürfen unsere Zustim-
mung unter keinen Umständen erhalten. 

Ebenso dringend geboten ist die längst fällige 
Einbindung der Beamtinnen und Beamten in die 
Umstrukturierungen. Nicht nur weil sie es sind, die 
mit den Umstrukturierungen leben müssen, son-
dern vor allem weil sie es sind, die die größten 
Erfahrungen haben. 

Die Kolleginnen und Kollegen der Exekutive 
sind es schließlich, die Tag für Tag und Nacht für 
Nacht auf den Straßen unterwegs sind. Sie sind es, 
die die Angst und Verunsicherung der Menschen 
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hautnah erleben. Und ein kürzlich veröffentlichtes 
Umfrageergebnis zeigt es deutlich: Innenminister 
Dr. Strasser entfernt sich in seiner Politik zuse-
hends auch von seinen Leuten. 

Bis vor wenigen Jahren war das subjektive Si-
cherheitsempfinden der Österreicherinnen und 
Österreicher sehr hoch. Angesichts täglicher Hor-
rormeldungen über Einbrüche, Diebstähle oder 
Überfälle hat sich dieses Gefühl der Sicherheit aber 
ins Gegenteil verkehrt. So mancher macht wohl am 
Morgen dreimal kehrt um sich zu versichern, dass 
auch alles fest verschlossen ist. 

Wir haben als Politiker dieses Landes große 
Verantwortung zu tragen. Wir sind den Menschen, 
die uns gewählt haben, Rechenschaft schuldig. 
Und wir sind es den Beamtinnen und Beamten der 
Exekutive schuldig, ihre Interessen ernst zu neh-
men. Und ich ersuche Sie daher, meine Damen 
und Herren, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, 
lassen wir die Menschen nicht weiterhin im Stich, 
sondern verwehren wir uns in aller Deutlichkeit 
gegen unangebrachte Sparwut. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Und es reicht nicht, den Menschen durch 
günstige Interpretationen der Kriminalstatistiken 
Sicherheit vorzugaukeln, wie das ja derzeit leider 
auf der Homepage des Innenministeriums ge-
schieht. So lange die Zeitungen täglich voll sind von 
Meldungen über Serieneinbrüche – und ich darf 
hier einige zitieren: „Niederösterreichische Nach-
richten“, Bezirk Lilienfeld, Kalenderwoche 24: 13 
Pkw-Einbrüche in einer Nacht in Lilienfeld. Schaden 
9.500 Euro. „Niederösterreichische Nachrichten“, 
Bezirk Waidhofen a.d. Thaya, Kalenderwoche 24: 
Einbruchswelle ist da. Auch das Waldviertel wird 
immer mehr zum Ziel frecher Einbrecher. Serien-
einbrüche in Großsiegharts, im ARBÖ-Stützpunkt, 
im Raiffeisen Lagerhaus und in einem Autohaus. 
Schaden zirka 4.500 Euro. 

Weiters „Niederösterreichische Nachrichten“ im 
Bezirk Amstetten, ebenfalls 24. Kalenderwoche: 
Diebe stahlen Tresor, Täter erbeuteten 14.000 Euro 
Bargeld und Gutscheine im Wert von 19.000 Euro. 
„Niederösterreich Nachrichten“, Bezirk Baden, Ka-
lenderwoche 24: Vierter Schuleinbruch nach Tees-
dorf, Leobersdorf und Bad Vöslau. Es haben unbe-
kannte Täter auch in das „Poly“ Kottingbrunn einge-
brochen. Und außer Sachschaden wurden auch 
Bargeld sowie Wertgegenstände gestohlen. „NÖN“, 
Bezirk Krems, 24. Kalenderwoche: In der Stadt 
Krems neuer Rekord an Einbrüchen. Jeden Tag im 
Durchschnitt zwei Einbrüche in Krems.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! So 
lange solche Meldungen täglich präsent sind, wird 
keine Statistik der Welt die Menschen beruhigen 
können. Nehmen wir also unsere Verantwortung als 
Politiker ernst und unterstützen die Beamtinnen und 
Beamten der Exekutive bei ihrer täglichen Arbeit 
indem wir die entsprechenden Rahmenbedingun-
gen schaffen. Danke für die Aufmerksamkeit! (Bei-
fall bei der SPÖ.) 

Präsident Mag. Freibauer: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Mag. Wilfing. 

Abg. Mag. Wilfing (ÖVP): Hoher Landtag! 
Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und 
Herren! 

Ich bin jetzt einigermaßen verwundert. Der 
Hermann und ich fahren am Wochenende meist 
gemeinsam durch den Bezirk oder treffen uns oft 
bei vielen gemeinsamen Festen. Und haben da 
immer das Gefühl, dass es ein sehr gut verwaltetes 
Land ist, gut organisierte Gemeinden, gut organi-
sierte Veranstaltungen. Und plötzlich stelle ist fest, 
dass hier lauter vor Angst schlotternde Menschen 
uns gegenübertreten müssten. Denn, frei nach der 
FPÖ, „Wien darf nicht Chikago werden“, jetzt sind 
wir in Niederösterreich so weit dass es nicht zu 
Chikago werden darf. 

Natürlich stimmt es, und du hast es ja auch 
angesprochen vor einem Jahr, dass Niederöster-
reich ein sicheres Land ist, aber – und das ist ja 
nicht zu verhehlen – viele geopolitische Verände-
rungen auch dazu geführt haben, und das ver-
schweige ich gar nicht, dass bei uns Änderungen in 
der Kriminalitätsstruktur eingetreten sind und wir 
daher sehr bewusst darauf achten müssen, den 
Aufgaben, die von uns erwartet werden, gerecht zu 
werden.  

Diese Antworten, die hier erwartet werden, 
werden Gottseidank gegeben. Wir haben zum Ei-
nen erreicht innerhalb der Europäischen Union, 
dass trotz Erweiterung mit 1. Mai 2004 Schengen 
weiter aufrecht bleiben muss. Weil eben die Bei-
trittsländer, ob das die Baltischen Staaten wären, 
Polen oder die Slowakei, noch nicht so weit sind, 
dass sie an ihren Grenzen genau die Maßnahmen 
treffen, die erwartet werden müssen, damit hier 
mehr Sicherheit eintritt. 

Und aus diesem Grund ist aber trotzdem er-
reicht worden, auch durch viele multilaterale Ver-
handlungen, dass die Situation sich verbessert hat. 
Die Zahlen wurden von Gerhard Karner schon er- 
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wähnt, 3.000 Aufgriffe vor einem Jahr. Derzeit, wir 
haben erst Mitte Juni, das heißt es werden noch 
mehr werden, sind es 300. Ich gehe einmal davon 
aus, dass es doppelt so viele wären. Dann kann 
man trotzdem davon ausgehen, dass wir hier nur 
mehr ein Fünftel jener Aufgriffe haben werden die 
vorher in dieser Zeit verzeichnet worden sind. 

Wenn wir uns die einzelnen Statistiken anse-
hen, jetzt müsste man immer die absoluten Zahlen 
dazu sagen: Schrattenberg hat vor zwei Jahren um 
100 Prozent die Fremdenzimmer aufgestockt weil 
sie aus zwei Fremdenzimmern dann vier gemacht 
haben. Weil der Privatzimmervermieter ein Zimmer 
dazu gebaut hat. Daraus zu behaupten, dass jetzt 
Schrattenberg deswegen die Tourismushochburg 
Niederösterreichs geworden wäre, weil sie um 100 
Prozent ausgebaut haben, wäre sicher vermessen. 

Ähnlich ist es auch mit der Sicherheit. Wenn 
man von Gottseidank geringen Zahlen ausgeht, hat 
man natürlich höhere Steigerungsraten, die trotz-
dem viele sind. So wie wir jeden Arbeitslosen be-
klagen und Maßnahmen zu setzen haben um das 
hoffentlich zu verhindern, gilt es auch für die Si-
cherheit, dass wir alles was hier geschieht unter-
nehmen müssen damit hier Österreich sicherer 
werden kann. 

Aber wenn hier plötzlich davon gesprochen 
wird, und Hermann, ich zitiere jetzt wörtlich: „Nie-
derösterreich wird ausgeplündert.“ Also so weit sind 
wir Gottseidank noch nicht. Und davor wird auch 
Gottseidank die großartige Arbeit unserer Exekutiv-
beamten, Gendarmerie, Polizei und alle anderen 
Sicherheitsorgane die wir haben, Vorsorge treffen. 

Und wenn jetzt die Zollwachebeamten dazu 
gekommen sind zu Gendarmerie - allein in Mistel-
bach haben wir noch nie so viele Gendarmeriebe-
amte gehabt wie jetzt, in der gesamten Geschichte 
der Zweiten Republik, wir haben derzeit 320 Gen-
darmeriebeamte - dann ist das auch eine Maß-
nahme, die wichtig ist. Und trotzdem kann es pas-
sieren, dass es natürlich auch dazu führt. Es gibt 
auch andere Schlagzeilen, „Bankräuber in Hörers-
dorf gefasst“ usw. Die hättest du auch verlesen 
können. Die sind jetzt wohlweislich bei dir unter den 
Tisch gekehrt worden. Die aber zeigen, dass hier 
erfolgreiche Arbeit geleistet wird. 

Dass die Schließung von Dienststellen die 
Gemeinde, die betroffen ist, nicht freut, gebe ich 
offen zu. Ich habe auch keine Freude gehabt als 
das Bezirksgericht geschlossen worden ist. Dass 
umgekehrt aber die Gendarmeriebeamten selbst 
zugeben, dass es leichter ist, in Dienststellen ab 10 
Beamten zu arbeiten, ist auch ein Faktum, das du 

ja als jemand der dort mitarbeitet, sicher kennst. 
Und auch weißt, dass zumeist sogar die Bediens-
teten, die in etwas größeren Dienststellen einge-
setzt sind, sagen, es ist nicht nur die Diensteintei-
lung leichter, es ist auch besser hier für die Sicher-
heit das alles so zu organisieren, dass damit immer 
jemand am Posten ist und auch draußen unterwegs 
ist. Und das daher auch eine Maßnahme war, die 
für sich richtig war, auch wenn der einzelne Ort, der 
natürlich gerne seine Dienststelle behalten hätte, 
damit keine Freude hat. 

So gesehen waren gewisse Umstrukturierun-
gen, die damit abgeschlossen sind, notwendig und 
richtig und haben auch dazu geführt, dass aus die-
sem Grund heraus Niederösterreich um keinen 
Deut weniger sicher geworden wäre. Sondern dass 
das, was jetzt hier bei uns zu konzedieren ist, na-
türlich durch die geopolitischen Änderungen einge-
treten ist, auf die wir die richtigen Antworten zu 
geben haben. Und da bin ich mir bei unserem In-
nenminister Ernst Strasser sehr sicher dass er 
diese Antworten gibt und auch sicher dass sie, 
unsere Exekutivbeamten, Gendarmerie, Polizei, die 
beste Arbeit dazu leisten. Danke! (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Präsident Mag. Freibauer: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Grandl. 

Abg. Grandl (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Geschätzte Damen und Herren Abgeordnete!  

In der öffentlichen Ordnung und Sicherheit ist 
nicht nur die Feuerwehr, sondern überhaupt die 
Freiwilligen enthalten, obwohl sie in den anderen 
Posten oft versteckt sind. Und ich will auch diese 
ein wenig beleuchten. 

Wir haben in Niederösterreich 17.000 Vereine 
gemeldet und das alleine besagt eigentlich schon, 
dass die Freiwilligkeit in unserem Bundesland einen 
hohen Stellenwert hat. Der materielle Wert wird 
geschätzt und er kann ja nur angeschätzt werden, 
beläuft sich in Schilling gerechnet, zwischen 7 und 
10 Milliarden. Und das ist eine unerhört hohe 
Summe, die wir aus Steuermitteln nicht wirklich 
abdecken könnten. 

50 Millionen Stunden pro Jahr, das sind 30.000 
Arbeitsplätze, würden damit verbraucht werden, 
wenn wir die Leistungen der Freiwilligen mit Vollar-
beitskräften besetzen wollten. Bisher war es üblich, 
dass Freiwillige bei ihren Vereinen eine lebens-
lange oder fast lebenslange Vereinsarbeit geleistet 
haben. Bei den Sportvereinen und bei der Kultur 
mag das auch noch weiterhin so sein. 
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Es zeichnet sich aber in anderen Bereichen 
eine projektbezogene Mitarbeit ab. Und das ist, 
auch als Bürgermeister sehe ich das ein, verständ-
lich. Gerade in der Dorferneuerung ist es für die 
Freiwilligen Arbeit wichtig, dass sie ein Erfolgser-
lebnis haben und ein Projekt vom Anfang bis zum 
Abschluss mitmachen können. 

Es wird natürlich notwendig sein, dass wir den 
Erhalt der Vereine absichern und dazu notwendige 
Maßnahmen treffen. Die Beratung und die Informa-
tion ist daher zu forcieren und die gesetzlichen 
Regelungen sind zu schaffen. Zum Beispiel dass 
Mitglieder versichert sind. Es ist aber auch wichtig, 
dass die Gemeinden Ehrungen für das freiwillige 
Engagement regelmäßig vornehmen. Denn nur 
wenn Menschen, die freiwillig etwas tun, vor den 
Vorhang gebeten werden, kann man ihnen auch 
die Anerkennung der erbrachten Leistungen in der 
Öffentlichkeit honorieren. 

Der Herr Landeshauptmann hat im Jahr 2000 
die Schaffung einer Servicestelle für Freiwillige ins 
Leben gerufen und rückblickend können wir sagen, 
dass sie erfolgreich ist. Die Hotline hat sich be-
währt. Die Anfragen sind auf 18 Prozent festgelegt 
bei Versicherungsangelegenheiten, und das ist ja 
wichtig, 15 Prozent waren Rechts- und Steueraus-
künfte und 8 Prozent waren über die Vereinsge-
setze Auskunftserteilungen. 

Seit die Hotline zum Ortstarif besteht, wurden 
2.000 Anrufe getätigt. Und das alleine zeigt, dass 
wirklich das Interesse groß ist und dass die Ver-
einsmitglieder, denn es gibt ja immer wieder Neu-
zugänge, dass sie informiert werden wollen, wie 
sich ein Verein überhaupt gestaltet und wie es 
rechtlich aussieht. Und 15.000 Besucher waren auf 
der Homepage dieser Servicestelle. Diese Anzahl 
ist wirklich gewaltig hoch und es hätte sich wahr-
scheinlich niemand gedacht bei der Schaffung die-
ser Servicestelle dass es so angenommen wird. 

Die Freiwilligen in der Feuerwehr sind heute 
schon angesprochen worden. Und ich glaube, auch 
hier sind wir wirklich auf dem besten Wege. Denn 
mit dem Neubau der Feuerwehrschule in Tulln, 
welche 2006 in Betrieb gehen soll oder der Neubau 
abgeschlossen sein soll, sind 36 Millionen Euro, 
sprich eine halbe Milliarde Schilling ein Investitions-
volumen von dem andere Bundesländer wahr-
scheinlich nur träumen können. Und es soll dort ein 
neues Brandhaus entstehen, in welchem die Frei-
willigen die Ernstfälle wirklichkeitsnah üben können. 

Die NÖ Brandverhütungsstelle wird ebenfalls 
dort installiert und sie soll aufklärend schon, wie der 
Name schon sagt, Brandverhütung betreiben. Und 

dies ist dort dann an einer Stelle installiert und wird 
sicherlich zur besseren Sicherheit in unserem Land 
beitragen. 

Das heißt, die Ausbildung und die Sicherheit 
der Freiwilligen, sprich ganz konkret der Feuer-
wehr, ist in Zukunft gewährleistet. Und das ist auch 
für uns Bürgermeister sehr wichtig. Denn nur wenn 
die Freiwilligen das Gefühl haben, dass sie etwas 
wert sind, dass wir ihnen Sicherheit, auch ihnen 
Sicherheit bieten wollen und können, dann werden 
sie in Zukunft diese Leistungen erbringen. Und wir 
wissen, dass für uns die Leistungen der Freiwilligen 
unbezahlbar sind und dass wir auch in Zukunft auf 
die freiwilligen Leistungen angewiesen sind in Nie-
derösterreich. Daher bitte ich Sie, diesem Budget 
zuzustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Mag. Freibauer: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Cerwenka. 

Abg. Cerwenka (SPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hoher Landtag! 

Für mich und für viele in diesem Land ist es 
wesentlich, sich zu fragen, ob wir den Anforderun-
gen und Herausforderungen der Gegenwart und 
der Zukunft im Sicherheitsbereich und im Speziel-
len, womit ich mich befassen möchte, im Feuer-
wehrwesen und im Zivilschutz gerecht werden. 

Und dazu bedarf es der Rahmenbedingungen 
und dazu ist die Politik genauso gefordert wie die 
einzelnen Trägerschaften. Anscheinend hat sich 
noch niemand die Mühe gemacht, die Budgetsätze 
anzusehen. Denn allein im Feuerwehrwesen haben 
wir eine Steigerung von 2,8 Millionen Euro gegen-
über dem Voranschlag 2004. Im Katastrophen-
dienst ist es eine knappe Million, 0,9 Millionen ge-
genüber 2004 und im Zivilschutz sind es ebenfalls 
50.000 Euro mehr die eingesetzt sind. Und das 
muss man durchaus sehr positiv bewerten. Denn 
es ist bei einem Budget wie diesem nicht selbstver-
ständlich dass es Steigerungen gibt. Und es wurde 
schon von einigen angesprochen: Ein zukunftswei-
sendes Projekt, ein Meilenstein, ist mit, ich möchte 
es anders nennen, mit dem Sicherheitszentrum in 
Tulln in die Wege geleitet worden. Wir reden nur 
von Landesfeuerwehrschule, weil es der plakativste 
und einer der wichtigsten Bereiche ist. Aber ge-
nauso wie die Landesfeuerwehrschule wird auch 
der Landesfeuerwehrverband drinnen sein, es wird 
drinnen sein die Brandverhütungsstelle, die Fach-
abteilung, die IVW 4, und ich werde noch in 
anderen Bereichen dazu kommen. Hier wird spe-
ziell in letzter Zeit in den letzten Jahren ganz her-
vorragende Arbeit geleistet. Und auch der Zivil-
schutz wird dort seine neue Heimstätte finden. Und 
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es wird Synergieeffekte gerade im Ausbildungs- 
und im Schulungsbereich geben. 

Zum Zivilschutz ein paar Worte noch. Ich 
glaube, am meisten sensibilisiert derzeit eine Ver-
anstaltung, die europaweit Furore machen wird und 
auch schon als EU-Projekt eingereicht ist. Die Kin-
dersicherheitsolympiade, die ja jetzt in den letzten 
Wochen und Monaten gelaufen ist. Und es ist nur 
eines von vielen Dingen, die hier für die Menschen 
in unserem Lande bewältigt werden. Aber neben all 
diesen positiven Dingen stehen noch Finanzie-
rungsfragen für die Zukunft an. Und da ist in erster 
Linie das Feuerwehrwesen betroffen. 

So schreibt zum Beispiel in der aktuellen Juni-
Ausgabe von „Brandaus“ Ing. Geist über Feuerwehr 
und Politik einen langen Artikel wobei er zu dem 
Schluss kommt (zeigt Broschüre), ich würde emp-
fehlen das nachzulesen, das Verhältnis zwischen 
Feuerwehren und Politik, wo er sagt, dass nach 
den Wahlen immer das politische Interesse am 
Feuerwehrwesen schwindet und die Feuerwehren 
mit ihren Anliegen und Bedürfnissen übrig bleiben. 

Dem widerspreche ich für meine Fraktion. 
Denn durch meine wiederholten Anläufe und die 
Einbindung der ÖVP, was nicht sehr einfach war, 
aber schlussendlich doch gelungen ist, sind wir jetzt 
soweit dass wir einen gemeinsamen Antrag betref-
fend Steuerbefreiung für die Feuerwehren bei der 
Anschaffung der Geräte und damit eine Gleichstel-
lung mit den Rettungsorganisationen zumindest 
hier in diesem Hause erreicht haben. Und mittler-
weile ist mir auch die Nachricht zugekommen, dass 
es im Hohen Haus in Wien einen Fristsetzungsan-
trag gibt und dass diese Thematik im Ausschuss 
behandelt werden wird. 

Und ich hoffe, dass hier der Niederösterreich-
Vorstoß endlich dieses Thema positiv abschließen 
wird, auch auf Bundesebene. Wenn es um die An-
träge geht, ich weise auch darauf hin, dass wir den 
Antrag eingebracht haben, gerade diese Organisa-
tionen von der Rundfunkgebühr zu befreien. Aber 
leider haben wir in diesem Haus keine Mehrheit 
dafür gefunden. 

Und wir haben auch ganz aktuell wieder einen 
Antrag eingebracht, wo es darum geht, speziell bei 
überörtlichen Einsätzen, die Möglichkeit, einen 
Fonds einzurichten um sowohl Dienstgeber als 
auch Dienstnehmer Schaden, Ansprüche vergelten 
zu können. Wir haben diesen Antrag auch schon in 
der letzten Periode gehabt. Es ist aber bislang 
keine Umsetzung erfolgt. Und ich bin jetzt sehr 
zuversichtlich, nachdem der Kollege Mag. Riedl in 
der ÖVP Gemeindevertreterverbandszeitung hier 

eine klare Positionierung vornimmt, indem er die-
sen Punkt sehr deutlich anspricht. Und darum gehe 
ich auch aus davon, dass wir in einer der nächsten 
Plenartagungen das wieder positiv beschließen 
können und hier ein Problem für unsere Freiwilligen 
lösen werden. 

Damit komme ich zu den Anträgen, die der 
Kollege Waldhäusl eingebracht hat. Den einen zur 
Gruppe 0. Warum wir diesen Antrag nicht mitgetra-
gen haben ist ganz einfach erklärt, nachdem wir 
jetzt einen geschäftsordnungsmäßigen Antrag ein-
gebracht haben, der meiner Meinung nach wesent-
lich mehr Stellenwert hat. Und zusätzlich war auch 
drinnen nur der Dienstgeber dem refundiert werden 
soll. Uns sind genauso wichtig die unselbständig 
Erwerbstätigen, die Dienstnehmer. Dass auch die 
eine Chance haben, ihren Schaden abgegolten zu 
bekommen. 

Die Bevorzugung bei der Aufnahme ist ein 
heikles Thema, wo gerade die Feuerwehren sehr 
sensibel sind, weil es in der Privatwirtschaft durch-
aus zu Diskriminierungen führen kann, dass die 
Gefahr besteht, wenn jemand kommt, dass die 
erste Frage des Dienstgebers ist, bist du Feuer-
wehrmann? Wenn man darauf sagt ja, dann sagt 
er, tut mir leid, dann bist nicht immer zur Verfügung. 
Und daher ist das Thema mit äußerster Vorsicht 
anzugehen. Im Landesdienst gibt’s ja schon einige 
Möglichkeiten, gibt’s ja schon Freistellungsvorteile. 

Und der AKM-Antrag ist durchaus positiv das 
zu überlegen. Ob das eine Befreiung ist, ob das 
eine geringere Pauschalierung ist, aber es ist mir 
noch zu wenig ausgegoren. Und zwar aus dem 
Grunde, weil es jetzt momentan so ist, dass es zu 
Lasten von jemandem anderen geht. Und so lange 
nicht dafür vorgesorgt wird von Seiten des Bundes, 
dass die Betroffenen, in dem Fall die Künstler, das 
in irgendeiner Form abgegolten oder refundiert 
bekommen, ist das natürlich ein Problem. Und ge-
nauso befürchte ich, dass wir in den nächsten Mo-
naten einen Antrag nach dem anderen einbringen. 
Denn es gibt viele gemeinnützige Vereine, die ei-
nen ähnlichen Stellenwert haben und die genauso 
wenig Verständnis aufbringen dafür. 

Ich glaube, es wäre hier besser, noch Gesprä-
che zu führen, sich zu verständigen und generell in 
dem Bereich der anerkannten gemeinnützigen Ver-
eine einen Vorstoß zu unternehmen. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Wir erwarten von unseren Freiwilligen, dass sie 
professionell agieren. Und daher dürfen wir die 
ganzen Haftungs- und Schadenersatzfragen nicht 
vernachlässigen, wo es um persönliche, finanzielle 
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Nachteile jener geht, die rund um die Uhr für un-
sere Sicherheit zur Verfügung stehen. 

Und es gibt viele Dinge, die sich jetzt in Zu-
kunft abspielen werden: Auslaufen von Fahrzeu-
gen, Anschaffung neuer Geräte, Änderung der Be-
kleidung. Hier kommen Kosten auf uns zu, die nicht 
sehr gering sind. Und da hat es den Beginn einer 
Entwicklung gegeben, die wir als Sozialdemokraten 
nicht wollen. Da hat es eine Wortmeldung des 
ÖVP-Gemeindevertreterverbandspräsidenten ge-
geben, wo Synergieeffekte, gemeinsame Geräte 
angesprochen wurden und wo auf einmal sehr 
große Hellhörigkeit da war und wie ein Lauffeuer es 
durch die ganzen Bezirke Niederösterreichs ge-
gangen ist, dass das der Beginn einer Zentralisie-
rung sein könnte. Ich glaube, mittlerweile haben wir 
uns schon darauf verständigt, dass das anschei-
nend doch nicht ganz so gemeint war oder ist ein 
Rückzieher erfolgt. Denn genau das ist das Ge-
heimnis, die Dezentralisierung. In jeder Ortschaft 
nach Möglichkeit Leute direkt schnell vor Ort zu 
haben. 

Ganz kurz ein Problem noch: Unsere Feuer-
wehren werden manchmal auch überfordert mit 
Arbeiten, die nicht ihr ursächliches Aufgabengebiet 
sind und mit der Aufbringung der Mittel. Und unsere 
Abschnitts- und Bezirksfeuerwehrtage beweisen, 
dass mehr als zwei Drittel der Mittel von den Weh-
ren selbst aufgebracht werden. Hier gilt es, eine 
Entlastung anzustreben. Und wir haben vorher 
schon einige Positionen angesprochen, wo das 
möglich ist. Gemeinsam können wir es schaffen, in 
diesem Kapitel, in diesem Bereich überwiegt das 
Positive. Und den Rest hoffe ich, dass wir in Zu-
kunft gemeinsam erledigen werden. Danke! (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Präsident Mag. Freibauer: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Herzig. 

Abg. Herzig (ÖVP): Herr Präsident! Frau Lan-
deshauptmann! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist jetzt viel über die Freiwilligen und über 
die Vereine gesprochen worden. Und es ist schon 
gesagt worden, dass wir 17.000 Vereine in Nieder-
österreich haben, die einen ganz gewaltigen Bei-
trag leisten für die Allgemeinheit. Ein Beitrag, der 
nicht nur in persönlicher Freizeitgestaltung endet, 
sondern darüber hinaus auch nicht mehr wegzu-
denkende Leistungen für unser soziales Zusam-
menleben, für unsere Sicherheit, für unsere Ge-
sundheit bietet und immer stärker die Lebensquali-
tät sowie die Entwicklung auch des Landes beein-
flusst. 

Nicht zu vergessen, auch das ist gesagt wor-
den, der materielle Wert, der zwischen 7 und 10 
Millionen Euro beträgt, der auch hier eine ganz 
gewaltige Leistung darstellt. Die Anzahl der Vereine 
ist in den letzten Jahren ziemlich gleich geblieben. 
Wir müssen uns aber auch mit einer neuen Form 
der Öffentlichkeitsarbeit in den Gemeinden ausein-
ander setzen. 

Die Anzahl der Mitglieder nimmt nicht zu, sie 
ist ziemlich gleichbleibend. Der Statistik nach ar-
beiten in den 17.000 Vereine rund 40 Prozent der 
Bevölkerung von Niederösterreich, österreichweit 
sind es nur 37 Prozent. Regelmäßig davon sind 26 
Prozent engagiert, österreichweit nur 21 Prozent. 
Und für die Vereinstätigkeit werden rund 50 Millio-
nen Stunden aufgewendet. 

Wenn wir so das breite Spektrum der Vereine 
beobachten, so sind 19 Prozent der Vereine für 
Sport, Freizeit, ungefähr 19,5 Prozent der Vereine 
beschäftigen sich mit Kunst, Kultur, 12 Prozent der 
Vereine mit Katastrophenschutz, 10 Prozent mit 
Kinder- und Jugendarbeit, 9 Prozent mit der Dorf-
erneuerung, 8 Prozent mit Interessensvertretungen 
und nur etwas über 5 Prozent mit sozialen Diens-
ten. 

Man sieht daraus, dass sich aber 30 Prozent 
der Vereine insgesamt für Sicherheit und Soziales 
einsetzen. Und es ist schon hier einiges über die 
Feuerwehren gesagt worden. 1.640 Freiwillige 
Feuerwehren in Niederösterreich sind tätig mit rund 
93.000 Mitgliedern, die für einen reibungslosen 
Betrieb und für unsere Sicherheit sorgen und im 
Jahr 2003 rund 60.000 Einsätze hinter sich ge-
bracht haben. 

Es wurden 7,9 Millionen Euro aus Mitteln der 
Feuerschutzsteuer und des Katastrophenfonds von 
der NÖ Landesregierung zur Verfügung gestellt. 
Und dass die Sicherheit ein besonderes Anliegen 
auch hier im Land ist, das zeigt – auch das wurde 
schon gesagt – die Errichtung der Landesfeuer-
wehrschule. Wobei vielleicht noch erwähnenswert 
ist, dass auch im vergangenen Jahr die Landes-
warnzentrale eröffnet wurde. Und gleichzeitig mit 
dieser neuen Landeswarnzentrale ein neues Alar-
mierungssystem für alle Bezirkszentralen in Betrieb 
genommen wurde. 

Um den Beitrag der Freiwilligen für unsere Ge-
sellschaft sicherzustellen und auszubauen, wurden 
bereits im Jahr 2002 von Landeshauptmann Dr. 
Erwin Pröll auch entsprechende Maßnahmen ins 
Leben gerufen so wie der Aufbau einer Sammel-
mappe, die jährlich auch weiter ausgebaut wird. 
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Beratungen über Hotline über Versicherungsfragen, 
Rechtssteuerauskünfte, Vereinsrecht, Erstellung 
der Homepage, auch schon erwähnt, Weiterbil-
dungsseminare, ein Versicherungspaket für Ver-
eine und vieles anderes mehr. 

Schwierigkeiten gibt es für Vereine sicherlich 
genug. Ich möchte hier nur zwei Problemkreise an-
sprechen, die auch mein Vorredner schon gebracht 
hat. Das eine ist das Problem der AKM. Es ist 
richtig, dass sicher, wenn man dem einen etwas 
weg nimmt, dem anderen wieder etwas geben 
sollte dazu. Nur, es müsste auch hier die rechtliche 
Grundlage überdacht werden. Soviel mir bekannt 
ist, sind AKM-pflichtige Stücke, die 70 Jahre zu-
rückliegen. Nach den 70 Jahren zurück ist bei der 
AKM auch eine andere Berechnungsgrundlage. Nur 
wird es oft so ausgelegt, dass, wenn einer modern 
ist und einige Töne verändert, schon ein neues 
Stück entsteht. Hier ist aber auch die Frage: Ent-
steht wirklich ein neues Stück wenn ich nur einige 
Töne verändere oder ist auch hier noch immer die 
AKM-Pflicht zeitgerecht? 

Und als zweites ist das oft fehlende Verständ-
nis und auch die Förderung des Freiwilligenwesens 
durch die Wirtschaft. In nördlichen Ländern, zum 
Beispiel in Schweden, aber auch in England, wird 
freiwilliges Engagement seitens der Wirtschaft be-
grüßt. Teils wird infrastrukturell etwas zur Verfü-
gung gestellt, teils wird die Tätigkeit gefördert in-
dem man sogar bei der Aufnahme Kriterien mitbe-
wertet. Es wird anerkannt, dass im Einzelfall auch 
die Wirtschaft hier Nutzen ziehen kann. 

Niederösterreich macht im Vergleich zu den 
anderen Bundesländern überaus viel für das Frei-
willigenwesen. Zentrale Beratungsstellen, wie be-
reits erwähnt, gibt es nur in Niederösterreich. Es 
nimmt aber auch aus den verschiedensten Grün-
den die Freiwilligkeit, das habe ich schon kurz er-
wähnt, auch etwas ab. Dazu zählen die geringe 
Freizeit durch verstärkten Arbeitseinsatz am Ar-
beitsplatz, gesellschaftliche Veränderungen, Schei-
dungen, mehr Mobilität, aber auch der notwendige 
höhere Bildungsauftrag schreckt manche ab. 

Es wird daher auch in Zukunft wichtig werden, 
Verständnis für das Freiwilligenwesen aufzubringen 
und die Fördermaßen entsprechend zu intensivie-
ren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Mag. Freibauer: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Friewald. 

Abg. Friewald (ÖVP): Geschätzter Herr Präsi-
dent! Hohes Haus! 

Sicherheit in Niederösterreich, eine Thematik, 
die bereits von meinen Vorrednern sehr intensiv 
und gut beleuchtet wurde. Beginnend für die Frei-
willigenleisten in den verschiedensten Organisatio-
nen bis hin zu den Ausbildungsstätten oder der neu 
zu errichtenden Ausbildungsstätte hier als Ausbil-
dungszentrum in Tulln. Ein Spannungsfeld, ein 
Bogen, der sich quer durch dieses Land durchzieht. 
Und wie gerade mein Vorredner erwähnt hat, es ist 
das Potenzial derer, die hier die Tätigkeiten in die-
sem Bereich mit einbringen, das uns im Bereich der 
Sicherheit in Niederösterreich stärkt. 

Ich glaube, gerade das Engagement der Ein-
zelnen, das Engagement in der Bevölkerung, das 
Verankertsein vor Ort gibt Sicherheitsgefühl. Dieses 
haben wir zu stärken, dieses haben wir dement-
sprechend zu unterstützen. Mit dem Beitrag, den 
heute das Land hier leistet an finanziellen Mitteln 
können wir guter Dinge sein, dass wir in Zukunft 
auch diese richtigen Weichen gestellt haben und 
einen wesentlichen Beitrag zum Wohle der Bevöl-
kerung zum Sicherheitsgefühl in Niederösterreich 
hier geleistet haben. 

Zu den Anträgen des Herrn Kollegen Wald-
häusl darf ich sagen, dass wir alle drei ablehnen 
werden. In der Form, wie sie eingebracht wurden. 
Denn es ist mehr als wie im politischen Bereich 
eine Diskussion abzuführen. Es ist das Leben 
draußen das ganz einfach dementsprechend wich-
tig, umsetzbar und notwendig ist, inwieweit wir es 
ernst nehmen, die Strukturen zu tragen. Und jeder, 
der im kommunalpolitischen Bereich tätig ist, weiß 
was es heißt, eine Feuerwehr, ein Rotes Kreuz, 
einen Samariterbund oder verschiedene Strukturen 
zu haben, die auch mit zu unterstützen und denen 
auch die Chance zu geben, damit Junge wiederum 
begeisterungsfähig hier einsteigen und dieses auch 
weiter im Sinne der Älteren umsetzen und fort-
führen. 

Ich glaube, dass das das Wesentliche ist. Es 
ist der Teamgeist Niederösterreichs, es ist die Be-
völkerung, die hier gemeinsam mit Hand anlegt. 
Und in diesem Sinne unterstützt das Land diesen 
Teamgeist unserer niederösterreichischen Bevölke-
rung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Mag. Freibauer: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Doppler. 



Landtag von Niederösterreich Tagung 2004 der XVI. Periode 14. Sitzung vom 21. Juni 2004 

667 

Abg. Doppler (ÖVP): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Werte Mitglieder der Landesregierung! Ge-
schätzte Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte mich bei der Budgetgruppe 1 mit 
dem Thema Leitstellensystem der Rettungsdienste 
befassen. Für die schon länger geplante und viel 
diskutierte Zusammenlegung der bisher 73 Ret-
tungsleitstellen in Niederösterreich waren und sind 
vor allem folgende Gründe maßgeblich: Eine für 
das Rote Kreuz und den Arbeitersamariterbund 
Österreich positiv ausgefallene Analyse des Landes 
Niederösterreich im Oktober 2001 erachtet eine 
gänzliche Reorganisation der Leitstellen für not-
wendig, da, so wird hierin zitiert, benachbarte Be-
zirksstellen oft keine Übersicht haben, ob und wie 
viele Fahrzeuge in der Nähe verfügbar wären. 

Der Rechnungshofbericht der Krankenkassen 
zitiert, die Kassen mögen auf ihre Vertragspartner 
einwirken, dass diese die Anzahl der Leitstellen 
entsprechend reduzieren. Die derzeit genutzten 
Funksysteme sind in den 80er Jahren in Betrieb 
genommen worden. Mittlerweile kann weder die 
Funktion noch die weitere Verfügbarkeit aus Man-
gel an Ersatzteilen garantiert werden. 

Auch die Möglichkeiten dieses Funknetzes 
entsprechen dem technischen Stand der frühen 
80er Jahre. Ein neues, eigenes Funksystem an den 
bisher 73 Leitstellen ist aber ebenso unfinanzierbar 
wie die Anbindung all dieser Leitstellen an ein 
neues Funknetz. Ein dringend nötiger Innovations-
schub sowohl an Leitstellentechnik, wie auch an 
grundsätzlichen Systematiken von strukturierter 
Abfrage bis zur Qualitätssicherung, dies wäre an 73 
Standorten praktisch unmöglich. 

Auch die mit 1. Juli 2003 in Kraft getretenen 
gravierend geänderten Abrechnungsmodalitäten 
mit den Krankenkassen verlangten dringend eine 
Anpassung der Strukturen im Leitstellenbereich. 
Nicht zuletzt aber sind auch die qualitativen und 
personellen Anforderungen an Leitstellen ein wich-
tiger Gesichtspunkt bei der Entscheidungsfindung 
gewesen. 

Für die Errichtung und den Betrieb der neuen 
Leitstellen wurde eine gemeinnützige GesmbH 
gegründet. Dies bringt nicht nur im operativen Be-
reich viele Vorteile, sie ermöglicht auch anderen 
Partnern und Institutionen, an diesem zukunftswei-
senden Projekt teilnehmen und damit Synergien zu 
nutzen. Diese neue Firma trägt den Namen LEBIG, 
Leitstellen-, Betriebs- und IntegrationsgesmbH. 

Eigentümer dieser gemeinnützigen Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung sind der Arbeiter-
samariterbund Niederösterreich, das Rote Kreuz 
Niederösterreich, der Christophorus Flugrettungs-
verein des ÖAMTC. 

In Gesprächen mit der Bergrettung und der 
Ärztekammer wurde die Zusammenarbeit und Leit-
stellentätigkeit auch auf diesen Gebieten verein-
bart. Der Aufsichtsrat besteht aus den beiden Prä-
sidenten von Arbeitersamariterbund und Rotem 
Kreuz, dem Landesrettungskommandanten, den 
vier Viertelsvertretern im Arbeitsausschuss und 
einem Vertreter des Christophorus Flugrettungs-
vereines. Sodass hier die Interessen aller Bezirks-
stellen und Gruppen entsprechend gewahrt blei-
ben. 

Bei der nächsten Aufsichtsratssitzung wird die 
Berücksichtigung der Ärztekammer im Aufsichtsrat 
und die Veränderung der Eigentumsverhältnisse 
zugunsten dieser erfolgen. Die LEBIG finanziert 
ihre Tätigkeit durch leistungsbezogene Entgelte für 
die von ihr erbrachte Dienstleistung. Zu geordneten 
wirtschaftlichen Verhältnissen gehören auch unab-
dingbar ein modernes, zeitnahes und aussagefähi-
ges Rechnungswesen und Kontrollen, die durch 
unabhängige Wirtschaftsprüfer durchzuführen sind. 
Als gemeinnützige Gesellschaft ist die LEBIG nicht 
gewinnorientiert. 

Die LEBIG betreibt eine Rettungsleitstelle in 
Niederösterreich und die erfüllt ihre Dienstleis-
tungsaufgaben in neun Betriebsstätten, die nach 
der Häufung der durchzuführenden Transporte auf 
Niederösterreich verteilt sind. Die bisher von den 
Bezirksstellen den Roten Kreuzes, von den Grup-
pen des Arbeiter Samariterbundes und von ver-
schiedenen Hubschrauberleitstellen getätigte Leit-
stellenarbeit erfolgt somit nunmehr durch eine 
Hand. 

So werden nicht nur die Ressourcen mit ho-
hem Wirkungsgrad eingesetzt, es entsteht vielmehr 
ein komplexes und nochqualitatives Netzwerk der 
Hilfe. Die Anzahl der Betriebsstellen ergibt sich aus 
den jeweiligen Einwohnerzahlen, Ausfahrtsziffern 
und der Gefahrenlage je Region. 

Das Auftragsvolumen beläuft sich auf die Dis-
position von zirka 800.000 Transporten pro Jahr. 
Davon 660.000 Rot Kreuz-Transporte, 130.000 
Arbeiter Samariterbund-Transporte, 3.000 Flugret-
tungseinsätze und etwa 600 Bergrettungseinsätze. 
Dazu kommen durch die Entgegennahme des 
Ärztenotdienstes während der Nachtstunden an  
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den Feiertagen und an den Wochenenden zirka 
170.000 Anrufe im Jahr. 

Die Mitarbeiter wurden in den vergangenen 
Monaten durch öffentliche Bewerbungsverfahren 
rekrutiert. Die Sicherung von bestehenden Arbeits-
verhältnissen wurde dabei berücksichtigt. Die 
Dienstleistungen werden im Auftrag des Rettungs-
organisationen menschlich, dezentral auf die Re-
gion ausgerichtet und effizient erbracht. 

Die LEBIG fördert die Zusammenarbeit mit an-
deren Organisationen und konzentriert ihre Kräfte 
auf Aufgabengebiete, in denen sie Fachkompetenz 
besitzt. Die Bearbeitung und Dokumentation aller 
Dienstleistungen wird mit den modernsten Mitteln 
durchgeführt. Nur so kann ein immer gleichbleiben-
des und hohes Qualitätslevel aller Dienstleistungen 
garantiert werden. 

Die Bearbeitung der Aufträge erfolgt über ein 
Netzwerk zwischen den Betriebsstätten und den 
Partnern. Zu jeder Zeit kann jede Rettungsorgani-
sation die anfallenden geplanten und akuten Auf-
träge einsehen. Die Mannschaften der verschiede-
nen Rettungsorganisationen werden von diesen 
Zentralpunkten aus koordiniert und zu ihren jeweili-
gen Aufträgen oder Einsätzen entsandt. 

Die neuen Betriebsstätten werden so Dreh- 
und Angelpunkt moderner Kommunikation der 
Rettungsorganisationen und ihrer Partner. Die Um-
stellung der einzelnen Dienststellen hat im Sep-
tember 2003 begonnen und wird im September 
2004 abgeschlossen sein. Einige signifikante Zah-
len: Angebundene Dienststellen von Arbeiter Sa-
mariterbund und Rotem Kreuz 157. Disponierte 
Einsatzfahrzeuge 710. Disponierte Notarztmittel 24, 
LEBIG-Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 116, davon 
6 ehrenamtliche. Disponierte Krankentransporte pro 
Tag mehr als 3.000. Disponierte Rettungs-
diensteinsätze pro Tag mehr als 500. Geführte 
Telefongespräche pro Tag 9.500.  

Es soll aber auch nicht verschwiegen werden, 
dass es bei der Umstellung auf das neue Leitstel-
lensystem zu Problemen und Schwierigkeiten ge-
kommen ist. Auch gibt es nach wie vor Kritik meh-
rerer Bezirksstellen des Roten Kreuzes am neuen 
System, insbesonders sind den Bezirksstellen die 
Kosten für LEBIG zu hoch. 

Manche Funktionäre des Roten Kreuzes be-
fürchten auch den Verlust von Freiwilligen, die bis-
her den Journaldienst auf den Bezirksstellen eh-
renamtlich geleistet haben. Auch die mehr als 40 
Sekunden dauernde Tonbandansage des Roten 

Kreuzes bei einem Telefonanruf verunsichert und 
überfordert besonders ältere Patienten. 

Diese Bedenken und Kritikpunkte am neuen 
Leitstellensystem sollten von den verantwortlichen 
Funktionären der LEBIG ernst genommen werden. 
In gemeinsamen Gesprächen mit den Kritikern 
sollte nun rasch versucht werden, die aufgetretenen 
Probleme und Unstimmigkeiten zu bereinigen und 
einer für alle Beteiligten zufriedenstellenden Lösung 
zuzuführen. Nur wenn auch alle Rettungsdienst-
stellen und alle Rettungsdienstmitarbeiter das neue 
Leitsystem voll mittragen, kann es im Interesse 
unserer auf die Rettungsdienste angewiesenen 
Landesbürger auch funktionieren. 

Eine bessere Koordination der Krankentrans-
porte, eine effiziente Auslastung der Krankenwege, 
eine permanente Gebietsabdeckung mit Rettungs- 
und Notfalldiensten und eine professionelle Betreu-
ung der Patienten mit fachkundigen und routinierten 
Mitarbeitern in den Leitstellen sind diese Heraus-
forderung, deren Bewältigung die für das Gesund-
heitswesen Verantwortlichen und unsere Landes-
bürger von LEBIG erwarten können. Ich danke für 
Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Mag. Freibauer: Zu Wort gelangt 
Frau Abgeordnete Dr. Petrovic. Maximale Redezeit 
15 Minuten. 

Abg. MMag. Dr. Petrovic (Grüne): Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich schicke gleich vorweg, wir werden dieser 
Gruppe des Voranschlages unsere Zustimmung 
geben. Weil wir im Kern hier mit dem Ansatz kon-
form gehen. Was aber nicht heißt, dass wir nicht 
auch Verbesserungen anregen würden bzw. zu-
sätzliche Wünsche hätten. 

Unsere zusätzlichen Anregungen betreffen 
insbesondere die Ausstattung, die Sicherheit 
betreffend in Niederösterreich. Und zwar in perso-
neller Hinsicht als auch insbesondere in techni-
scher Hinsicht. Es ist vor wenigen Wochen durch 
die Medien gegangen, Ende März war das der Fall, 
eine Einigung zwischen Innenminister Dr. Strasser 
und Landeshauptmann Dr. Pröll betreffend 360 
zusätzliche Exekutivbeamte. Was wir uns dabei 
fragen ist, werden die echt zusätzlich hier in Nie-
derösterreich Dienst tun bzw. was ist mit jenen 
Dienstposten, die zwar auf dem Papier niederöster-
reichische Dienstposten sind, allerdings wo die 
Organwalter, die auf diesen Dienstposten sich be-
finden, nicht in Niederösterreich vornehmlich Dienst 
tun, sondern in den zentralen Dienststellen, insbe-
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sondere bei den Sondereinheiten wie Cobra und 
ähnliche? 

Und daher wollen wir mit unserem Resoluti-
onsantrag sicherstellen, dass es sich um echt zu-
sätzliche Posten handelt bzw. dass eine Dienst-
postenwahrheit einkehrt. Das heißt, dass nieder-
österreichische Dienstposten auch von Beamtinnen 
und Beamten besetzt sind, die hier im Land mit 
Landesaufgaben im Bereich der Sicherheit betraut 
sind. 

Der Resolutionsantrag, den wir schon einmal 
gestellt haben, wir geben die Hoffnung nicht auf 
dass wir Sie gewinnen können für diesen Antrag, 
lautet folgendermaßen (liest: 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Dr. Petrovic, Dr. Krismer, 
Mag. Fasan und Weiderbauer zum Verhandlungs-
gegenstand Ltg. 241/V-2-2004, Voranschlag des 
Landes Niederösterreich für das Jahr 2005, Gruppe 
1, betreffend Sicherheitspaket für Niederösterreich. 

Niederösterreich ist ein sicheres Bundesland. 
Die Polizeireform der Bundesregierung wird weit-
reichende Konsequenzen für die Sicherheitsexeku-
tive im gesamten Bundesgebiet nach sich ziehen. 
Im Zuge dieser Reform besteht die Möglichkeit, 
endlich längst fällige Reformen in diesem Bereich 
umzusetzen. Niederösterreich sollte dabei eine 
Vorreiterrolle einnehmen. 

Beispiel Personal: Aufgrund einer Einigung von 
LH Pröll und dem Innenminister sollen ab dem 
Sommer 2004 360 zusätzliche Exekutivbeamte 
Dienst versehen. Die Schaffung von unnötigen 
Prestigeprojekten des Bundesministers für Inneres 
im Bereich der Sondereinheiten hatte zu einer 
enormen Personalknappheit in Niederösterreichs 
Sicherheitseinrichtungen geführt. In vielen Dienst-
stellen werden Beamte im Dienststand geführt, 
obwohl sie einer Sondereinheit dienstzugeteilt wur-
den. 

Beispiel Arbeitsbedingungen: Seit Jahren wird 
an der Umsetzung von BAKS 4 gearbeitet. Nach 
wie vor haben aber zahlreiche Dienstellen in Nie-
derösterreich keinen modernen Computerarbeits-
platz und keinen Internetzugang. 

Beispiel Aus- und Fortbildung: die Abschie-
bungen von Flüchtlingen in Gmünd zeigen gravie-
rende Mängel in der Aus- und Weiterbildung von 
Beamten. Menschenrechtsausbildung ist im Be-
reich der Exekutive nach wie vor ein Fremdwort – 

Grenzgendarmen in Niederösterreich warten seit 
Jahren auf ihre Ergänzungsausbildung. 

Beispiel Ausrüstung: Leasingverträge für 
Dienstfahrzeuge aus den 90er Jahren führen dazu, 
dass zahlreiche Dienstfahrzeuge in Niederöster-
reich zwar veraltet sind, aber nicht ausgetauscht 
werden können.  

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag möge beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, an die 
Bundesregierung heranzutreten und diese aufzu-
fordern, 

• Planstellenwahrheit im Sicherheitsbereich her-
zustellen: Beamte, die bundesweiten Spezial-
einheiten zugeteilt werden, sollten auch dort-
hin versetzt werden, damit die unbesetzten 
Planstellen neu besetzt werden können. Da 
die Praxis der Personalzuteilung zu Sonder-
einheiten auf Kosten des Sicherheitsdienstes 
in den Bundesländern geht, soll die Entwick-
lung der neu geschaffenen, personalintensiven 
Spezialeinheiten (COBRA, Bundeskriminal-
amt, Verfassungsschutz) auf ihre Zweck-
mäßigkeit und Wirtschaftlichkeit geprüft 
werden. 

• keine zusätzliche Verringerung des Stunden-
potentials vorzunehmen: keine weitere Re-
duktion des Überstundenkontingents; Beibe-
halten der Journaldienststunden unter Ände-
rung der personenbezogenen Systematik auf 
ein systembezogenes Modell, das aber nicht 
zu einer Verringerung der Gesamtdienst-
stunden führen darf. 

• Ehest möglich die Umsetzung des BAKS 4 si-
cherzustellen: Flächendeckende Einführung 
von modernen PC-Arbeitsplätzen und 
schnelleren Leitungen. Umgestaltung der 
EDV-Applikationen mit dem Ziel der Einheit-
lichkeit und BenutzerInnen-Freundlichkeit. 

• die Aus- und Weiterbildung der Exekutive zu 
verbessern: Einführung einer Menschenrechts-
ausbildung sowie eine sofortige Ergänzungs-
ausbildung für Grenzgendarmen, die seit 
Jahren auf diese Ausbildung warten. 

• alte Dienstfahrzeuge der Exekutive auszutau-
schen: Fahrzeuge, die mehr als 160.000 km 
haben, sollten unverzüglich ausgetauscht wer-
den. Weiters sollten alle Fahrzeuge mit Navi- 
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gationssystemen ausgestattet sowie mit einem 
Alkomat versehen werden. Alle Dienstmotor-
räder sollen mit Funk ausgestattet werden, um 
ein Kommunizieren während der Fahrt zu 
ermöglichen. 

• die sozialen Bedürfnisse der betroffenen Be-
amtInnen zu beachten: keine Verschlechte-
rung der Wochenendregelung; Vermeidung 
von Einkommensverlusten durch Einrechnung 
der Zulagen in den Gehalt; Chancen für Fach-
karrieren durch Qualifikation innerhalb der 
Linienorganisation.“ 

Um das nur klarzustellen in diesem Zusam-
menhang: Wir sind nicht gegen die genannten 
Sondereinheiten. Wir sind nur dagegen, dass 
hauptsächlich niederösterreichische Dienstposten 
abgezweigt werden, und zwar durch eine Dienst-
zuteilung. Das heißt, die entsprechenden Planpos-
ten können hier nicht nachbesetzt werden. 

Es mag durchaus sein, dass diese Einheiten 
notwendig und sinnvoll sind. Wir glauben nur nicht, 
dass es länger angeht, dass insbesondere nieder-
österreichische Planstellen dafür herhalten müssen. 
Und es ist ganz klar, da die meisten dieser Son-
dereinheiten im Großraum der Bundeshauptstadt 
ihre Tätigkeit entfalten, werden insbesondere nie-
derösterreichische Planposten abgezweigt, weil das 
einfach aus Gründen der geografischen Nähe sich 
so ergibt. 

Ebenso wissen wir sehr wohl, dass auf dem 
Papier die technischen Einrichtungen, die wir hier 
verlangen, schon beschlossene Sache sind. Nur, 
fahren Sie einmal zu den entsprechenden Dienst-
stellen der Gendarmerie und erkundigen Sie sich, 
was dort vor Ort der Fall ist. Teilweise arbeiten die 
Beamtinnen und Beamten dort mit ihren privaten 
Laptops, einfach weil die Ausstattung an der 
Dienststelle vollkommen überholt ist und ein mo-
dernes Arbeiten, zum Beispiel auch das Wieder 
Zuteilen von sichergestelltem Diebsgut, nicht mög-
lich ist. 

Ich habe das mehrfach jetzt in der Praxis ge-
sehen und an Ort und Stelle erlebt, dass hier die 
Leute ihre eigenen privaten Geräte in den Dienst 
der Amtsstelle stellen nur um die Arbeit, zu der sie 
ja angestellt sind, noch entsprechend verrichten zu 
können. 

In dem Sinne werden wir auch dem Antrag der 
Freiheitlichen Fraktion betreffend mehr Personal im 
Exekutivbereich zustimmen. Wie wohl wir mit Teilen 
der Begründung nicht ganz konform gehen. Ich  

glaube, das Sicherheitsgefühl bei der Bevölkerung 
ist im Allgemeinen ganz gut. Aber für die Personal-
aufstockung und daher für diesen Antrag treten wir 
durchaus ein. 

Ich möchte in dem Zusammenhang noch eine 
weitere Frage anschneiden, weil diese Themen-
kreise einerseits ressortmäßig auf Bundesebene im 
Bereich des Innenressorts angesiedelt sind - mei-
ner Meinung nach zu Unrecht - nämlich das Flücht-
lingswesen. Und andererseits auch deswegen, weil 
das natürlich in Niederösterreich eine zentrale Be-
deutung hat. 

Und ich ersuche wirklich dringend, dass wir die 
Fragen der Kriminalitätsentwicklung einerseits und 
andererseits des Asyl- und Flüchtlingswesens wirk-
lich streng auseinander halten. Es ist schon so, 
dass im Bereich der Eigentumsdelikte eine Zu-
nahme zu verzeichnen ist. Und ich zweifle auch 
nicht daran, dass In- und Ausländer und –
länderinnen leider, leider, leider bei diesen 
kriminellen Aktivitäten beteiligt sind. Nur, es ist 
etwas ganz anderes, über Flucht und Asyl und 
Menschen in Not zu reden. Also diese beiden 
Themenkreise können und dürfen nicht vermischt 
werden! 

Und im Bereich des Flüchtlings- und Asylwe-
sens da können wir auch als Niederösterreicherin-
nen und Niederösterreicher nicht immer nur auf den 
Bund schauen und dort kritisieren, was dort falsch 
gemacht wird. Sondern es läge schon auch an der 
Landesregierung, in ernsthafte Gespräche mit den 
Gemeinden, mit den Gemeindevertretungen einzu-
treten und hier sicherzustellen, dass hier die Bereit-
schaft, Flüchtlinge aufzunehmen, weiter an den Tag 
gelegt wird wo das bereits der Fall ist oder dort, wo 
es diese Bereitschaft noch nicht gibt, dass sie aus-
gebaut wird. (Beifall bei den Grünen.) 

Jetzt weiß ich schon, dass Niederösterreich an 
sich den Anteil, den es im Bundesgebiet zu erfüllen 
hat, durchaus erfüllt. Ich glaube nur, es ist durchaus 
auch hier mehr zu erwarten oder zuzumuten, noch 
dazu weil ich glaube, dass eine gute Flüchtlings-
betreuung durchaus auch zum Vorteil von Gemein-
den gereichen kann. Ich erinnere Sie daran, dass 
etliche der seinerzeit vom Krieg geflohenen Men-
schen aus Bosnien hier in Österreich geblieben 
sind. Ich weiß es selber aus der Semmering-Re-
gion, wie viele dort heute wohl integriert in Gastro-
nomie und Tourismuswirtschaft arbeiten. Und dass 
in den entsprechenden Gemeinden und bei den 
entsprechenden Betrieben es gar nicht mehr vor-
stellbar wäre auf diese wertvollen Arbeitskräfte zu 
verzichten. 
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Und wir wissen alle, dass bald schon, wenn die 
Geburten schwächeren Jahrgänge auf den Ar-
beitsmarkt kommen, dass dann wahrscheinlich mit 
einem ziemlich dramatischen Mangel an Personal 
und Fachkräften zu rechnen ist. Und daher glaube 
ich, es ist nicht mein vorrangiges Motiv, aber ich 
glaube, man könnte hier eine menschliche, eine 
humanitäre Verpflichtung durchaus auch mit posi-
tiven, ökonomischen Erwartungen verknüpfen. (Bei-
fall bei den Grünen.) 

Voraussetzung dafür ist aber, dass natürlich 
eine vernünftige Relation zwischen der Größe einer 
Gemeinde und den dort unterzubringenden Flücht-
lingen gewahrt bleibt. Es ist sicherlich nicht sinnvoll 
im Sinne einer guten Betreuung und der Integra-
tion, dass hier riesige Einheiten bestehen bleiben 
oder die dann auch nicht entsprechend sozial be-
treut werden. Sondern es wäre anzustreben, dass 
die Einheiten überschaubar bleiben und dass auch 
für die entsprechende soziale Betreuung, insbe-
sondere bei Kindern und Jugendlichen, hier ge-
achtet wird. 

Aber insgesamt ist das ein Bereich, wo wir – 
wie gesagt – unsere Zustimmung geben können. 
Im Flüchtlingsbereich deswegen, weil hier auch die 
entsprechenden Werte durchaus erreicht werden. 
Im Sicherheitsbereich deswegen, weil wir hier auch 
positiv die Arbeit des Landes und der Regierung 
unterstützen wollen. Und ich lege Ihnen noch ein-
mal ans Herz, vielleicht können Sie sich doch dazu 
durchringen, unserem Resolutionsantrag zuzu-
stimmen. Danke! (Beifall bei den Grünen.) 

Präsident Mag. Freibauer: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Gartner. 

Abg. Gartner (SPÖ): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren des Landtages! 

Vorerst einmal eine Berichtigung zum Kollegen 
Mag. Karner. Im Jahre 1998 hat bereits der dama-
lige Innenminister Karl Schlögl eine klare Aufsto-
ckung des Bundesheereinsatzes an den Grenzen 
verlangt. Und vom Verteidigungsminister Fassla-
bend wurde das in Frage gestellt. Ebenso wurde 
diese Frage hier im Haus diskutiert, bei der Bud-
getdebatte 2000. Von unserem Sicherheitsspre-
cher, dem damaligen Abgeordneten Pietsch, wurde 
das Thema angeschnitten und von den Abgeord-
neten der ÖVP und SPÖ gemeinsam wurde eine 
Aufstockung der Grenzeinheiten des Bundesheeres 
gefordert. Daher ist es falsch wenn man sagt, die 
SPÖ war immer dagegen, dass an der Grenze Sol-
daten positioniert werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Debatte bei der Gruppe 1, Öffentliche Ord-
nung und Sicherheit, ist sicher eine der wichtigsten 
Debatten in dieser Budgetdiskussion. Ist doch Si-
cherheitsbedürfnis für uns alle ganz, ganz wichtig. 
Aber durch die radikalen Sparmaßnahmen der der-
zeitigen Bundesregierung, speziell im Sicherheits-
sektor, am Gendarmeriesektor, wo Dienstposten 
verschoben wurden, anders zugeordnet, ist ein 
großes Manko an Sicherheit eingetreten. 

Meine Damen und Herren! Besonders der Be-
zirk Baden und die Bezirke rund um Wien sind in 
den letzten Monaten von einer ansteigenden Krimi-
nalitätswelle überrascht worden. Jeden Tag, ich 
kann die Zeitungsmeldungen auch zitieren, gibt es 
immer wieder Meldungen von Hauseinbrüchen, 
Autodiebstählen, ja nicht einmal vor Schulen und 
Kindergärten machen die kriminellen Elemente 
heute Halt. Und es ist einfach momentan in unse-
ren Bezirken ein Sicherheitsrisiko vorhanden. 

Meine Damen und Herren! Um dieser Ent-
wicklung entgegenzusteuern, gehört raschest die 
Personenzahl der Gendarmeriebeamten aufge-
stockt. Hatten wir vor wenigen Jahren im Bezirk 
Baden noch 30 Sektorstreifen, die in er Nacht ihre 
Runden fuhren, ist es derzeit eine Sektorstreife. 
Und wenn Sie glauben, meine Damen und Herren, 
dass mit diesen Maßnahmen das Sicherheitsgefühl 
der Bevölkerung wächst, glaube ich, kann sich je-
der vorstellen dass dem nicht so ist. Sparen, meine 
Damen und Herren, in der öffentlichen Sicherheit ist 
ein Sparen auf dem Rücken unserer Bevölkerung! 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Und wenn ich das Wort Sparen höre, fällt mir 
eine Aktion der Bundesregierung ein, vor allem der 
Minister der ÖVP- und FPÖ-Regierung, die sich ja 
sehr teure Berater leisten um Millionen Euro Be-
träge, Familienangehörige bezahlen ... Ich weiß 
nicht, arbeiten sie was um das Geld, ich kann es 
von da weg nicht beurteilen. Aber bei den kleinen 
Beamten und bei der Sicherheit wird gespart. Ob 
das der richtige Weg ist, möchte ich auch in Frage 
stellen. (Beifalle bei der SPÖ.) 

Ein besonderer Punkt der öffentlichen Sicher-
heit ist der zur Sicherheit der Asylpolitik. Wir haben 
mit der Änderung des 1. Mai mit der Asylpolitik 
geglaubt oder gehofft, dass die Situation sich be-
sonders in Traiskirchen verbessern würde. Meine 
Damen und Herren! Wir haben immer davor ge-
warnt, dass das nicht so schnell gehen wird. Der 
Innenminister hat uns immer versichert, es ist über-
haupt kein Problem, mit 1. Mai wird alles besser im 
Bezirk Baden. Aber es ist dem nicht so. 
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Wir haben derzeit wieder mehr als 1.600 Per-
sonen der Asylannahmestelle in Traiskirchen, die 
Zahl ist eher steigend als fallend. Die Aufteilung auf 
die Bundesländer funktioniert nur teilweise oder fast 
nicht. Gerade konservative Bundesländer Öster-
reichs wehren sich verbissen, Asylanten aufzu-
nehmen. (Abg. Schittenhelm: Salzburg auch!) 
Ja, Salzburg ist leider auch dabei, gebe ich zu, aber 
besonders die konservativen Bundesländer. (Abg. 
Mag. Fasan: Ist auch ein konservatives Bundes-
land!)  

Aber, meine Damen und Herren, es wird auch 
der Herr Landesrat Dipl.Ing. Plank gefordert sein, 
die Quote in Niederösterreich zu erfüllen. Die wird 
zwar erfüllt, die Quote, die wird erfüllt. Aber, Frau 
Kollegin! Aber auf dem Rücken der Bevölkerung 
von Traiskirchen. Weil wir haben alleine 1.600 von 
der Quote. Und ihr nehmt draußen keine einzigen. 
Also schon bei der Wahrheit bleiben wenn ihr etwas 
anfangt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Weil gerade die ÖVP-Bürgermeister sollen sich 
ein Beispiel nehmen an der kleinen Gemeinde 
Puchenstuben, die sehr wohl eine Quote erfüllt, 
bitte. Und da hat der Herr Landesrat Dipl.Ing. 
Plank, ist er glaube ich dort sogar Bezirksparteiob-
mann der ÖVP, dagegen gewettert und hat die 
ÖVP-Gemeinderäte dagegen aufgehusst dass dort 
Asylanten aufgenommen werden. Das ist die wahre 
Politik von euch! Das ist die wahre Politik! Das 
muss man einmal deutlich sagen! (Beifall bei der 
SPÖ. – Abg. Erber: Das stimmt überhaupt nicht!) 

Es ist natürlich eines auch klar, dass die Über-
belagerung in Traiskirchen von mehr als 1.600 Per-
sonen natürlich auch sehr viele leider auch krimi-
nelle Elemente, sogenannte Asylsucher, in dem 
Dunstkreis des Lagers sich bewegen und leider 70 
bis 80 Prozent … (Abg. Dr. Krismer: Da ist ein Ord-
nungsruf fällig! Menschen sind keine Elemente! – 
Zweiter Präsident Sacher übernimmt den Vorsitz.) 
Jetzt lass’ mich einmal ausreden. 

… 70 bis 80 Prozent der derzeit aufgeklärten 
Einbrüche, Autodiebstähle sind leider Asylanten. 
Das muss man einmal deutlich sagen. Und da 
muss man jetzt überlegen, wie gehen wir in Zukunft 
auch um mit den Menschen. Ich sage, Hilfe denen, 
die auch Hilfe bedürfen. Aber für jene, die nicht 
unserer Hilfe bedürfen oder hier kriminelle Taten 
begehen, müssen wir uns überlegen, ob wir nicht 
überlegen sollten klar wieder zu sagen, dass wir 
auch diesen Herrschaften sagen, wenn ich kriminell 
werde, muss ich leider wieder ausreisen. Das ist 
sehr traurig. Aber wie gesagt, Hilfe all jenen, die der 
Hilfe bedürfen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Nehmen wir die Sorgen der Bevölkerung gerade in 
Sicherheitsfragen ernst. Und daher fordere ich die 
derzeitige Bundesregierung auf, genügend Geld 
nicht für Eigenwerbung zu verwenden, sondern für 
die Sicherheit unserer Bevölkerung. Danke für die 
Aufmerksamkeit! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zweiter Präsident Sacher: Als nächster Red-
ner ist Herr Abgeordneter Ing. Hofbauer am Wort. 

Abg. Ing. Hofbauer (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hoher Landtag! 

Auch ich möchte mich zum Abschluss der 
Gruppe noch mit dem Thema der Asylpolitik in Nie-
derösterreich beschäftigen. Aber vorweg darf ich 
beim Kollegen Gartner anmerken, dass wir in Nie-
derösterreich an der Grenze den Bundesheerein-
satz haben und damit einen wesentlichen Beitrag 
für die Sicherheit unserer Grenzregionen gerade im 
Weinviertel leisten, war das Verdienst der Verein-
barung unseres Landeshauptmannes Dr. Erwin 
Pröll mit Bundesminister Fasslabend in der Zeit der 
Ära Schlögl, den wir lange Zeit davon überzeugen 
mussten, dass er bereit ist, hier auch seine Zu-
stimmung zu geben. (Beifall bei der ÖVP. – Abg. 
Gartner: Danke, Herr Landeshauptmann! Danke, 
Herr Landeshauptmann!) 

Ich möchte damit beginnen, dass für mich 
Menschenschlepperei eines der schärfsten krimi-
nellen Verbrechen ist und dieser Situation sind wir 
leider Gottes in Europa nach wie vor ausgesetzt. 

Mit dem 1. Mai 2004 ist es erfreulicherweise für 
unser Land, für Österreich, für die Republik und 
auch für Niederösterreich und die Grenzregion 
deutlich leichter geworden mit der Zahl jener, die 
illegal über die Grenze kommen und in Österreich 
um politisches Asyl ansuchen. 

Wichtig ist für uns, dass wir sehr rasch ent-
scheiden, ob es sich bei einem Fremden, der in 
unser Land kommt, um einen Wirtschaftsflüchtling 
handelt oder ob ein Asylantragsteller ein echter 
Schutzsuchender ist, der rasch Hilfe und Schutz 
braucht. Daher ist es notwendig, dass die Verfah-
ren in dieser Richtung beschleunigt werden. Und 
hier gibt es ja auch bereits entsprechende Erfolge. 

Tatsache ist, dass auch etwa 80 Prozent der 
eingeleiteten Verfahren negativ beschieden wer-
den. Das heißt, dass es sich in 80 Prozent der Fälle 
um Wirtschaftsflüchtlinge handelt und nicht um 
Menschen denen Hilfe unseres Landes gewährt 
werden muss. 
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Ich möchte mich kurz mit der derzeitigen Situ-
ation in Niederösterreich befassen und bin da mit 
Herrn Kollegen Gartner in einem Punkt fast gleich: 
Wir haben heute Früh in Traiskirchen 1.532 Asyl-
werber untergebracht gehabt. Und Niederösterreich 
hat damit um fast 250 mehr untergebracht, also auf 
Grund der Quote, als in unserem Land unterzubrin-
gen gewesen wären. 

Gefordert sind in diesem Falle die Bundeslän-
der und das Burgenland, Kärnten insbesondere, 
aber auch Tirol, Vorarlberg - Vorarlberg hat es er-
reicht jetzt vor kurzem - und die westlichen Bun-
desländer insbesondere sind. Und ich glaube, dass 
wir mit der Gehässigkeit, mit der hier gerade von 
meinem Vorredner das Thema der Unterbringung 
behandelt wurde, mit solchen Argumenten wird es 
kaum gelingen, Asylwerber auch in den Gemeinden 
draußen unterzubringen. (Unruhe bei der SPÖ.) 

Ich selbst kenne Gemeinden, wo die Bürger-
meister mit sehr guter Verhandlungstaktik es 
durchgesetzt haben, dass in Gemeinden 70, 80 
und noch mehr Asylwerber untergebracht werden 
können. Hier ist es notwendig, dass wir das nicht 
über gehässige Formulierungen gebrauchen, son-
dern dass wir hier das offene und ehrliche Ge-
spräch brauchen. Und Landesrat Josef Plank wird 
hier mit den Bürgermeistern und mit den Gemein-
den auch entsprechende Gespräche einleiten, da-
mit es zu keiner Entscheidung über den Kopf der 
Bevölkerung hinweg kommt. Nur brauchen wir in 
diesem Fall auch die Solidarität aller Gemeinden in 
Niederösterreich. 

Ich glaube, dass wir zum Schluss der Debatte 
zu diesem Thema Öffentliche Ordnung und Sicher-
heit eines klar aussagen können: Niederösterreich 
ist ein sicheres Bundesland. In Niederösterreich 
fühlen sich die Menschen wohl. Entgegen aller 
Darstellungen, die heute gebracht wurden mit Be-
gründungen aus manchen Statistiken heraus. 

In Niederösterreich ist das Sicherheitsgefühl 
der Bevölkerung gut. Hier gehe ich auch mit Frau 
Kollegin Dr. Petrovic konform wenn sie das hier 
aussagt. In Niederösterreich können sich die Men-
schen wohl fühlen und auch die Unternehmer und 
Betriebe finden in Niederösterreich eine rechtliche 
Sicherheit und eine politische Grundlage, eine si-
chere politische Basis, die rechtfertigt auch Investi-
tionen und Betriebsausbauten. 

Und eines möchte ich auch hier klarstellen: Wir 
freuen uns, dass wir in Niederösterreich beträchtli-
che Zuwachsraten im Tourismus haben. Warum? 
Weil sich die Besucher unseres schönen Bundes-
landes hier sicher und wohl fühlen, in Geborgenheit 

ihren Urlaub verbringen können. Und das gelingt 
nur in dem Land wo sich die Menschen sicher füh-
len. 

Sicher ist unser Bundesland auch durch die 
zahlreichen Leistungen unserer vielen Freiwilligen, 
wie wir heute gehört haben. 

Zum Resolutionsantrag der Frau Kollegin Dr. 
Petrovic möchte ich festhalten, dass wir als ÖVP-
Fraktion diesem Resolutionsantrag nicht unsere 
Zustimmung geben werden. Und darf zum Inhalt 
noch klarstellen: 360 zusätzliche Exekutivbeamte in 
Niederösterreich sind ein Teil der Zollwache, der 
übernommen wird von der Zollwache zur Gendar-
merie oder Polizei. Durch den Wegfall der Notwen-
digkeit der Kontrolle des Güterverkehrs war es ja 
logisch und klar, und Gottseidank auch erfüllbar, 
dass wir die Personen der Zollwache zur Grenz-
kontrolle jetzt übernommen haben. Das sind 160 in 
Niederösterreich. Darüber hinaus werden noch 
beträchtliche Absolventen der Ausbildungsstelle in 
der nächsten Zeit in Niederösterreich in den Dienst 
übernommen. Und damit ist diese Zahl von 360 
zusätzlichen Organen eine realistische Zahl. 

Niederösterreich ist ein sicheres Land! Ich bin 
überzeugt, dass mit dem Budget, das wir heute 
beschließen, die Voraussetzungen auch für ein 
sicheres Bundesland in der Zukunft gegeben sind. 
Danke! (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Sacher: Damit ist die Red-
nerliste erschöpft. Der Herr Berichterstatter hat das 
Schlusswort. 

Berichterstatter Abg. Dipl.Ing. Toms (ÖVP): 
Ich verzichte! 

Zweiter Präsident Sacher: Er verzichtet. Ich 
bitte den Berichterstatter nunmehr den Antrag zur 
Gruppe 1, Öffentliche Ordnung und Sicherheit, zu 
stellen. 

Berichterstatter Abg. Dipl.Ing. Toms (ÖVP): 
Ich stelle den Antrag, die Gruppe 1, Öffentliche 
Ordnung und Sicherheit, Ausgaben von 22,360.100 
Euro und Einnahmen von 6,616.700 Euro zu ge-
nehmigen. 

Zweiter Präsident Sacher: Ich danke dem 
Antragsteller. (Nach Abstimmung über Gruppe 1, 
Öffentliche Ordnung und Sicherheit:) Das ist mit 
Mehrheit angenommen! 

Es liegen drei Resolutionsanträge vor. Wir 
kommen nunmehr zur Abstimmung dieser Anträge. 
Resolutionsantrag der Abgeordneten Waldhäusl 
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und Mag. Ram zur Gruppe 1, betreffend Befreiung 
der Rettungsorganisationen und der Feuerwehren 
von der Entrichtung des AKM-Beitrages. (Nach 
Abstimmung:) Das ist abgelehnt! 

Resolutionsantrag der Abgeordneten Wald-
häusl und Mag. Ram zur Gruppe 1 betreffend mehr 
Personal im Exekutivbereich. (Nach Abstimmung:) 
Wer ist gegen diesen Antrag? Das ist die Mehrheit. 
Damit ist dieser Antrag abgelehnt! 

Resolutionsantrag der Abgeordneten Dr. 
Petrovic, Dr. Krismer, Mag. Fasan und Weider-
bauer betreffend Sicherheitspaket für Niederöster-
reich. (Nach Abstimmung:) Das ist abgelehnt! 

Ich ersuche nunmehr den Herrn Berichterstat-
ter, Abgeordneten Dipl.Ing. Toms, zur Gruppe 2, 
Unterricht, Erziehung, Sport und Wissenschaft, zu 
berichten. 

Berichterstatter Abg. Dipl.Ing. Toms (ÖVP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich berichte zur Gruppe 2, 
Unterricht, Erziehung, Sport und Wissenschaft. 

Diese Gruppe umfasst die Einnahmen und 
Ausgaben für die gesonderte Verwaltung, den all-
gemein bildenden Unterricht, den berufsbildenden 
Unterricht einschließlich Anstalten der Lehrer- und 
Erzieherbildung, die Unterrichtsförderung, die vor-
schulische Erziehung, die außerschulische Ju-
genderziehung, den Sport und die außerschulische 
Leibeserziehung, die Erwachsenenbildung sowie 
für Forschung und Wissenschaft. 

Ausgaben von 1.040,599.500 Euro stehen 
Einnahmen von 822,776.900 Euro gegenüber. Der 
Anteil der Ausgaben am Ausgabenvolumen beträgt 
22,33 Prozent. 

Ich ersuche den Präsidenten, die Debatte ein-
zuleiten. 

Zweiter Präsident Sacher: Ich danke für die 
Berichterstattung und eröffne die Debatte zur 
Gruppe 2, Unterricht, Erziehung, Sport und Wis-
senschaft. Als erster Redner gelangt Mag. Ram zu 
Wort. 

Abg. Mag. Ram (FPÖ): Geschätzter Herr Prä-
sident! Sehr verehrte Frau Landeshauptmannstell-
vertreterin, werte Damen und Herren! 

Wir kommen zu einem sehr wichtigen Bereich: 
Zum Bereich Unterricht, Erziehung, Sport. Das ist 
ein Bereich, der uns alle beschäftigen sollte. Wir 

haben in den letzten Tagen, in den letzten Wochen 
sehr viel in der Diskussion mitbekommen. Der Un-
terrichtsbereich ist in Diskussion. Auch in Nieder-
österreich. Ich schaue mir zum Beispiel den gestri-
gen „Kurier“ an, geht es darum, sollen in Zukunft 
Schulen geschlossen werden? Die Frau Landesrat 
Kranzl war hier groß vertreten. Sie befürchtet die 
Einsparung von kleineren Schulen, von Dorfschu-
len, usw. 

Von anderer Seite wird gesagt, diese Gefahr 
ist nicht gegeben, es wird nichts passieren, wir sind 
am richtigen Wege. Ich glaube, dass man im Unter-
richtsbereich sehr wohl schauen sollte, wo es Ein-
sparungsmöglichkeiten gibt und wo nicht. Man 
sollte nicht, wie es oft in der Diskussion ist, bei den 
kleineren Schulen einsparen. Man sollte aber auch 
nicht dort einsparen, wo es an die Substanz des 
Unterrichts und der Bildung geht, nämlich bei den 
Unterrichtsstunden. Gerade die Einsparungen von 
Schulstunden sind für uns alle eine sehr große 
Gefahr, vor allem auch dann, wenn es den Sport-
unterricht betrifft. 

Seit Jahren fordern wir Einsparungen bei den 
Landes- und bei den Bezirksschulräten. Ihnen allen 
ist es bekannt, dass wir hier dementsprechende 
Anträge schon gestellt haben. Mittlerweile hat es in 
der Diskussion auch schon prominente Befürworter 
für Einsparungen in diesem Bereich gegeben. So 
hat sich zum Beispiel der Rechnungshofpräsident 
Dr. Fiedler auch für die Abschaffung der Landes- 
und Bezirksschulräte ausgesprochen. Und sogar 
unser Landeshauptmann Dr. Erwin Pröll hat sich in 
die Diskussion eingemischt, hat sich in die Diskus-
sion eingebracht und auch hier dementsprechend 
seine Wortbeiträge abgegeben. 

Deshalb hoffe ich, dass wir heute eine Zu-
stimmung für unseren Resolutionsantrag bekom-
men werden und darf folgenden Resolutionsantrag 
einbringen (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Mag. Ram und Waldhäusl 
zur Gruppe 2 des Voranschlages des Landes Nie-
derösterreich für das Jahr 2005, Ltg. 241/V-2, 
betreffend Abschaffung der Landes- und Bezirks-
schulräte. 

Zur Zeit findet eine öffentliche Diskussion über 
Einsparungsmöglichkeiten und Einsparungspläne 
im Schulbereich statt. Dabei ist auch die Streichung 
von Unterrichtsstunden im Gespräch. Bevor man 
über solche Maßnahmen konkret nachdenkt, sollte 
man Einsparungspotentiale im Bereich der Landes- 
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und Bezirksschulräte berücksichtigen. Unterrichts-
ministerin Gehrer fordert sogar die ersatzlose Strei-
chung. Auch Rechnungshofpräsident Fiedler spricht 
sich für die Einsparung der Landes- und Bezirks-
schulräte aus. Mittlerweile hat sich auch Landes-
hauptmann Dr. Pröll in die Diskussion um die Ab-
schaffung der Landes- und Bezirksschulräte einge-
bracht und fordert Reformen in diesem Bereich. 

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, ein 
Konzept zur Abschaffung der Landes- und Bezirks-
schulräte zu erstellen.“ 

Geschätzte Damen und Herren! In den letzten 
Sitzungen dieses Landtages haben wir auch schon 
sehr oft über die Donau-Universität Krems disku-
tiert, über den beispielhaften Erfolgskurs, der mit 
dieser Donau-Universität begangen wird. 

Und wir haben auch in diesem Budget die 
Donau-Universität prominent vertreten. Wir beken-
nen uns zu diesen Budgetmitteln. Ganz einfach aus 
dem Grund, den ich schon bei der letzten Sitzung, 
wo es um dieses Thema gegangen ist, gesagt 
habe. Und zwar habe ich da auf ein Zitat von 
Benjamin Franklin zurückgegriffen, der gemeint hat: 
Investition in die Bildung ist die beste Investition 
und bringt a la longe die meisten Zinsen. 

Einige Worte zum Sport: Der Sport ist ja auch 
in diesem Budget sehr prominent vertreten. Und ich 
habe es auch schon in der Generaldebatte er-
wähnt, dass wir auf den Sport so wie er in Nieder-
österreich betrieben wird, auf den Sport auch wie er 
von der zuständigen Ressortchefin dementspre-
chend vertreten wird, stolz sein können. 

Wir haben jedes Jahr einen Sportbericht. Wir 
diskutieren diesen Sportbericht und dieser Sportbe-
richt zeigt uns, dass Niederösterreich stolz sein 
kann auf seine Sportler und vor allem auch auf den 
Breitensport. 

Geschätzte Damen und Herren! Einige Worte 
noch zum Kinderbetreuungsbereich. Auch hier ha-
ben wir einen Resolutionsantrag. Und ich habe es 
auch schon in der Generaldebatte gesagt: Im Kin-
derbetreuungsbereich ist in Niederösterreich eini-
ges passiert, auf Bundesebene ist durch das Kin-
dergeld einiges passiert. Wir sind jedoch der Mei-
nung, dass man gerade, wenn man an der Zukunft 
unseres Landes interessiert ist, gerade wenn man 
daran interessiert ist, dass Niederösterreich auch in 
Zukunft ein familienfreundliches Bundesland ist, 

hier dementsprechende weiterreichende Maßnah-
men treffen sollte. Und genau deswegen habe ich 
wieder einen Resolutionsantrag gemeinsam mit 
dem Kollegen Waldhäusl gestellt (liest: 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Mag. Ram und Waldhäusl 
zur Gruppe 2 des Voranschlages des Landes Nie-
derösterreich für das Jahr 2005, Ltg. 241/V-2, 
betreffend Einführung eines Kindergartengut-
scheins im Bundesland Niederösterreich. 

Die Einführung des Bundeskindergeldes er-
spart Aufwendungen im Familienbudget des Lan-
des Niederösterreich. Um die für Wirtschaftsstand-
ort und Sozialstaat dringend notwendige Familien-
offensive auf Länderebene fortzusetzen muss der 
eingesparte Betrag weiterhin den Familien direkt 
vorbehalten bleiben. Es bietet sich die Möglichkeit 
einen Qualitätssprung in der Betreuung der 3 – 
6jährigen Kinder zu erzielen. Obwohl Niederöster-
reich mit Kindergartenplätzen für 3 – 6Jährige gut 
ausgestattet ist, gibt es einen gravierenden Mangel: 
Die üblichen Öffnungszeiten sind meist nicht an die 
Berufsarbeitszeiten der Eltern angepasst. 

Damit in Hinkunft Mutterschaft und Beruf bes-
ser vereinbart werden kann, wäre eine flexiblere, 
arbeitsmarktgerechtere Lösung gefragt. Eltern wis-
sen, welche Betreuung ihren und den Bedürfnissen 
ihrer Kinder am besten gerecht wird. Eine Lösung 
die Wahlfreiheit gibt, ist daher anzustreben. Als 
Modell bietet sich die Finanzierung über einen Gut-
schein an, der in allen qualifizierten Betreuungsein-
richtungen (Landeskindergärten, Privatkindergär-
ten, Betriebskindergärten, Tagesmütter, von Eltern 
geleitete Kindergruppen) eingelöst werden kann. 
Nach Expertenmeinung wäre diese Umstellung 
kostenneutral zu verwirklichen. 

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, im 
Sinne der Antragsbegründung die zur Einführung 
eines Kindergartengutscheins erforderlichen Maß-
nahmen zu treffen.“ 

Geschätzte Damen und Herren! Ich glaube, 
dass wir mit unseren beiden Resolutionsanträgen 
dazu beitragen können, dass Niederösterreich ein 
klein wenig familienfreundlicher wird. Und vor allem 
dass, was den Antrag zur Abschaffung der Landes- 
und Bezirksschulräte betrifft, an den richtigen Stel-
len gespart wird und dass wir nicht Diskussionen 
über Schulschließungen in Niederösterreich und 
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Diskussionen über Stundenkürzungen haben müs-
sen. Und ich glaube, dass Herr Landeshauptmann 
Dr. Pröll Recht hat wenn er meint, dass das eine 
diskussionswürdige Alternative, ein diskussions-
würdiger Vorschlag ist und ersuche Sie deswegen, 
hier auch Ihre Zustimmung zu geben. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Zweiter Präsident Sacher: Als nächster Red-
nerin erteile ich Frau Abgeordneter Adensamer das 
Wort. 

Abg. Adensamer (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Verehrte Frau Landeshauptmannstell-
vertreterin! Hohes Haus! 

Zum Thema Schule und Bildung einige grund-
legende Anmerkungen: In den letzten 15 bis 20 
Jahren hat sich in unserem Schulwesen sehr viel 
geändert. Die Schule löste sich schrittweise aus der 
starren Umklammerung von immer dichteren Re-
gelungen zugunsten von pädagogisch-methodi-
schen Veränderungen, bei denen das Wohl des 
Kindes im Mittelpunkt steht. Drei wesentliche 
Schwerpunkte prägen nun dieses Dienstleistungs-
geschehen Schule. 

Zunächst Bildung im ganzheitlichen Sinne 
Pestalozzis. Also Bildung des Hirns, des Herzens 
und der Hand. Denn Bildung, das wissen wir alle, 
ist mehr als nur Anhäufung von Wissen und Kön-
nen. Der richtige Einsatz von Wissen und Können 
nämlich setzt eine gefestigte Persönlichkeit voraus, 
die in sich eine dem Wesen des Menschen gerecht 
werdende Wertordnung trägt. Auf dieses Basis 
kann dann das erworbene Wissen und Können in 
sozialer Verantwortung für den Mitmenschen an-
gewendet werden. Ganzheitliche Persönlichkeits-
entwicklung und Persönlichkeitsfestigung sind so-
mit wesentliche Teile von Bildung. 

Zweiter Schwerpunkt unserer Schulen ist die 
Ausbildung. Und zwar sowohl als Entwicklung von 
Anlagen und Fähigkeiten als auch als Übereignung 
von Fertigkeiten. Und dritter Schwerpunkt ist die 
Erziehung in Ergänzung zur Familie und nicht als 
Ersatz der Familie. 

Um diesen Zielen gerecht zu werden hat sich 
die Institution Schule in den letzten Jahren erfolg-
reich verändert. Und unsere Bildungseinrichtungen 
können sich im internationalen Vergleich sehen 
lassen. Denn Österreich investiert viel in die Aus-
bildung seiner Schülerinnen und Schüler und liegt 
im OECD-Bericht 2003 von 30 Ländern auf Rang 4. 
Sichere Rahmenbedingungen bringen auch gute 
Ergebnisse. Österreich hat die höchsten Werte im 
Bereich der Bildungsabschlüsse auf der Sekundar-

stufe 2. Bezogen auf die Erwerbsbevölkerung, das 
sind die Menschen zwischen 15 und 64 Jahren, 
verfügen 77 Prozent der Menschen über den Ab-
schluss einer Lehre, einer berufsbildenden Schule 
oder einer AHS. Zum Vergleich: OECD-Durch-
schnitt liegt bei 64 Prozent, Finnland bei 74. 

Österreich weist weiters mit einem Wert von 
9,5 Prozent die niedrigste Zahl an Schulabbrechern 
ohne weiterführende Ausbildung innerhalb der ge-
samten EU auf. Der EU-Durchschnitt liegt beinahe 
doppelt so hoch, nämlich bei 18,8 Prozent.  

Internationale Studien belegen die hohe Qua-
lität der Bildung in Österreich. In der PISA-Studie 
erreichten Österreichs Schülerinnen und Schüler 
den 5. Platz im Vergleich von 20 europäischen 
Staaten. Das Weltwirtschaftsforum hat 4.800 inter-
nationale Managerinnen und Manager zum Thema 
Schulen befragt. Ergebnis: Die Führungskräfte an-
erkennen Österreichs Schulen als weltweit die 
besten. Auch in Österreich ist die hohe Qualität 
anerkannt. Im aktuellen Bildungsmonitoring be-
zeichnen 8 von 10 Befragten die Qualität der 
Schulen als sehr gut oder gut. 

Dieser gute Standard muss erhalten und weiter 
ausgebaut werden. Aufbauend auf den guten 
Rahmenbedingungen wurden im Herbst 2003 die 
Initiative Klasse Zukunft gestartet. Ein noch nie 
dagewesener offener Dialog. 500.000 Zugriffe auf 
der Internetplattform, 15.000 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer an über 100 Bundesländerveranstal-
tungen und 1.800 inhaltliche Beiträge. Gemeinsam 
mit allen Schulpartnerinnen und Schulpartnern wird 
die Schule der Zukunft entwickelt. Bei der großen 
Dialogveranstaltung Anfang Juni in St. Johann ha-
ben über 360 Personen Resümee gezogen. Drei 
Schritte ergaben sich für die große innere Schulre-
form. 

Erstens das Qualitätsmemorandum. In diesem 
sind fünf Meilensteine zur Qualität der Schule defi-
niert. Nämlich Qualität des Unterrichts, die Siche-
rung von Grundkompetenzen, die Förderung per-
sonaler und sozialer Fähigkeiten, der Ausbau der 
Professionalisierung des Lehrberufs sowie die Be-
fähigung der jungen Menschen zu einer kritischen 
Urteilsbildung. 

Zweiter Punkt ist die bereits gestartete Quali-
tätsoffensive. Ich nenne daraus nur eine kleine 
Auswahl an Punkten: Ernennung der Schulleiterin-
nen und Schulleiter auf vorerst vier Jahre mit ver-
pflichtender begleitender Schulmanagementausbil-
dung. Entwicklung und Erprobung von Bildungs-
standards, Verringerung von Klassenwiederholun-
gen durch Verbesserung des Frühwarnsystems. 
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Beim dritten großen Punkt, dem Bildungsplan 
2010, geht es um die Frage, wo wollen wir 2010 
sein mit unseren Schulen? Dieser Bereich gliedert 
sich in fünf große Teile. Und schon heute wird da-
mit begonnen. Nämlich: Es geht um eine verlässli-
che Schule, um die Vermittlung von Grundkompe-
tenzen für die Zukunft. Es geht um eine Schule 
nach Maß, individuelle Förderung und Effizienz des 
Unterrichts, die Professionalisierung und Stärkung 
des Lehrberufs, ein effektives Schulmanagement 
und optimale Bildungsverwaltung sowie fit sein für 
den Beruf von morgen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Mit diesem 
Programm gehen wir in Österreich und ganz be-
sonders in Niederösterreich in eine gute Zukunft, 
weil wir trotz schwieriger Begleitumstände den 
künftigen Herausforderungen mit bester Bildung 
und Ausbildung nachhaltig begegnen können. 
Denn Nachhaltigkeit ist in der Bildungspolitik ein 
vorrangiges Prinzip. Entscheidungen, die auf den 
ersten Blick rasche Lösungen versprechen, sind 
reine Kosmetik und haben daher in der Bildungspo-
litik nichts verloren. 

Und um mit Landesrat Mag. Sobotka zu spre-
chen, ein Appell an alle Verantwortlichen: Verab-
schieden wir uns doch gerade in der Bildungspolitik 
von einem Populismus, der mit aller Macht die 
Schlagzeilen der Medien sucht. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Zweiter Präsident Sacher: Als nächster Red-
ner Herr Abgeordneter Dworak. 

Abg. Dworak (SPÖ): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Frau Landeshauptmannstellvertreterin! Frau 
Landesrat! Herr Landesrat! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren des NÖ Landtages! 

Wie im vergangenen Jahr ist gerade heuer auf 
Grund der schwierigen Budgetsituation des Landes 
im Bereich der Bildung und Forschung kein 
Schwerpunkt gesetzt. Besonders für den nieder-
österreichischen Pflichtschulbereich ist in Folge des 
Finanzausgleichs mit einer weiteren Verringerung 
der Landeslehrerdienstposten zu rechnen. Dazu 
kommt, dass sich die Bundesregierung in ihrem 
Budgetvoranschlag nicht nur vom Nulldefizit end-
gültig verabschiedet hat, sondern auch von ihrer 
Aufgabe und Pflicht gerade im Bereich der Bildung 
und Forschung zu fördern und damit auch unsere 
Jugend und deren Ausbildung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, nen-
nen wir das niederösterreichische Problem beim 
Namen: Es ist der Bund, es ist der Finanzminister, 
die sich aus der Verantwortung im Bereich der Bil-

dung und Forschung verabschieden. Seit diese 
Regierung im Amt ist, ist die Qualität im Bildungs-
bereich rückläufig und wird das System als solches 
nur durch das Engagement von Pädagoginnen und 
Pädagogen aufrecht erhalten.  

Die bildungspolitischen Maßnahmen sind ein 
Rückschritt nicht nur um Jahre oder um Jahrzehnte, 
sondern ein Rückschritt ins pädagogische Mittelal-
ter. Und hier beginnt auch das Sündenregister die-
ser Regierung. Und es beginnt mit den Studienge-
bühren bis hin zu einer Zerschlagung des Pflicht-
schulsystems, gerade für Niederösterreich mit sei-
ner ländlichen Struktur, wo wir davon sehr hart 
betroffen sein werden.  

Es ist dem Bund egal, Frau Landesrätin, wenn 
wir seit langem fordern, die Schule im Dorf zu las-
sen. Was für uns Niederösterreicher ja Aufgabe 
und Pflicht ist, damit unsere Kinder nicht schon mit 
sechs Jahren zu Pendlern werden. (LR Mikl-
Leitner: Ihr sagt mindestens 300 Kinder sonst 
schließen! Das ist die Wahrheit!) 

Die Konsequenzen für unser Pflichtschulsys-
tem sind auf Grund dieser Entwicklung dramatisch. 
Es kommt zur Auffüllung der Klassen mit 30 Kin-
dern, die nach Auskunft der Lehrer für einen mo-
dernen Unterricht, vor allen Dingen auch zukunfts-
orientierten Unterricht nicht geeignet sind. 

Und für Niederösterreich mit seinen geogra-
fisch weitläufigen Strukturen bedeutet dies die Auf-
lösung und Zusammenlegung von ländlichen Klein-
schulen. Es ist auch eine Frage der Zeit, dass Sie 
auf Grund der Schülerzahlen Standortprobleme 
haben werden und Schulstandorte nicht mehr zu 
halten sein werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ho-
her Landtag! Gerade die Gemeinden haben in den 
letzten 10 Jahren ihre Aufgabe als gesetzlicher 
Schulerhalter ausgezeichnet gelöst. Niederöster-
reich verfügt über moderne Pflichtschulen, die 
nunmehr durch Bundesauswirkungen kaputt ge-
spart werden weil keine zusätzlichen Lehrerposten 
bezahlt werden, die diese gute Schulstruktur auf-
recht erhalten können. Damit werden manche 
Schulstandorte ausgehungert und ein gutes Bil-
dungssystem in Frage gestellt. 

Die Reduktion der Lehrerstunden bei den 
ganztägigen Schulformen bringt noch dazu eine 
Erhöhung der Betreuungskosten für die Eltern, 
wobei eine Reduktion der Fördermaßnahmen für 
Kinder mit nicht deutscher Muttersprache und für 
lernschwache Kinder die sozial Schwachen treffen 
wird. 
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Es gibt kaum noch ein Angebot zur individuel-
len Begabtenförderung. Auf Grund des Budgetent-
wurfes des Landes ist davon auszugehen, dass 
sich unser Pflichtschulwesen auf die herkömmliche 
Pflichtfächer beschränken muss und beschränken 
wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Eine 
Neuanstellung von Junglehrern ist dabei fast aus-
geschlossen, was wiederum die Arbeitslosigkeit bei 
den Absolventen der Pädagogischen Akademien 
ansteigen lässt. Viele heute noch vierklassigen 
Volksschulen werden bald zweiklassig sein. Viele 
Schulstandorte sind in Gefahr. Und ich warte heute 
noch als eine betroffene Gemeinde auf die Ände-
rung der Schulsprengelverordnung, die nachhaltig 
die ländlichen Schulen im städtischen Bereich si-
chert. Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Hier ist Handlungsbedarf gegeben um die ländli-
chen Kleinstschulen auch im Bezirk Neunkirchen, 
speziell in meiner Heimatstadt Ternitz, abzusichern. 
(Beifall bei der SPÖ und Abg. Weiderbauer.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
habe es angesprochen. Während die Gemeinden 
ihrer Aufgabe als Schulerhalter vorbildlich nach-
kommen hat hier der Bund seine Aufgaben ver-
nachlässigt. Und ich glaube auch, dass wir hier 
heute bei dieser Budgetdebatte eines sagen müs-
sen: Dass hier bei den kommenden Finanzaus-
gleichsverhandlungen, die im Interesse Nieder-
österreichs zu führen sein werden ein besonderes 
Engagement des Herrn Finanzlandesrates notwen-
dig sein wird. Und ich bin auch überzeugt, dass wir 
Sozialdemokraten hier dem Landesrat zur Seite 
stehen. 

Ich erwarte mir aber auch gleichzeitig davon 
ein Ende des Schattenboxens zwischen Ländern 
und schwarzem Bund mit dem blauen 6 Prozent-
Anhängsel, weil es hier um die Zukunft unseres 
Landes geht. Wir Sozialdemokraten stehen bei 
einer ehrlichen und harten Diskussion um das uns 
Zustehende gegenüber dem Bund an der Seite des 
zuständigen Finanzlandesrates. Und wir sind auch 
ganz klar und deutlich einer Meinung mit dem ÖVP-
Gemeindebund, dass wir für medial inszenierte 
Geplänkel nicht zur Verfügung stehen werden. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Un-
ser größtes Kapital für die Zukunft ist die Jugend, 
sind unsere Kinder und die beste Ausbildung. Es ist 
auch unsere Aufgabe, diese beste Ausbildung 
nachhaltig zu sichern. Je höher die Qualifikation 
unserer Jugend ist, desto besser sind deren Chan-
cen auf einen guten Arbeitsplatz mit Zukunft. 

Die Chance, die EU-Osterweiterung für Nie-
derösterreich zu nutzen ist mehr als nur die gute 
geografische Lage im Herzen Europas herauszu-
heben. Es bedeutet, dem Wirtschaftsmarkt Fach-
leute, Facharbeiter und Akademiker zur Verfügung 
zu stellen. Die PISA-Studie belegt, dass Österreich 
auf einem guten Weg war, aber nunmehr diesen 
erfolgreichen Weg aus finanzpolitischen Überle-
gungen verlässt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Wir Sozialdemo-
kraten, und das haben wir auch schon zu Beginn 
dieser Budgetdebatte erklärt, stehen zu unserer 
Verantwortung, die wir für dieses Land und die 
Menschen übernommen haben. Wir stehen dazu, 
auch in schwierigen Zeiten. Wir werden dabei aber 
nicht kritik- und tatenlos zusehen wie diese Bun-
desregierung unser Bildungssystem und damit die 
Zukunft unserer Kinder und Jugend zerschlägt. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
erwarte mir von der Landesmehrheit der ÖVP in 
Zukunft ein resolutes Auftreten gegenüber dieser 
Bundesregierung im Interesse Niederösterreichs. 
Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zweiter Präsident Sacher: Als nächster Red-
ner ist Herr Abgeordneter Mag. Heuras zu Wort 
gemeldet. 

Abg. Mag. Heuras (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Geschätzte Frau Landeshauptmann-
stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Hoher Landtag! 

Also Herr Kollege Dworak! Lassen wir die Kir-
che im Dorf! (Abg. Dworak: Schule! Schule!) 
Darauf komme ich im zweiten Teil meiner Ausfüh-
rungen. Aber … (Abg. Weninger: Wir werden über 
die Kirchen auch bald reden wenn das so weiter 
geht!) 

Nein, ich komme im zweiten Teil meiner Aus-
führungen auf das zurück was der Kollege Dworak 
hier gesagt hat. Aber eines vorweg: Das Unter-
nehmen Schule beschäftigt und hat in Niederöster-
reich zirka 12.000 Mitarbeiter, ist das größte Unter-
nehmen dieses Landes. Ist ein Unternehmen, um 
dessen Bilanz uns fast die ganze Welt beneidet. Ist 
ein Unternehmen, das auf einem ausgezeichneten 
Kurs sich befindet. Und alle Studien belegen das. 
Es ist ein Unternehmen, auf das wir stolz sein 
sollten und das wir nicht die ganze Zeit hier 
herunter reden dürfen. (Beifall bei der ÖVP.) 
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Es wird hier ständig ein Weg in Frage gestellt 
durch die verschiedensten Zwischenrufe. Und viele 
dieser Zwischenrufe kommen von eurem Vorsit-
zenden Gusenbauer. Ich denke nur an seine Vor-
schläge zu einer Strukturreform. (Abg. Kautz: Ganz 
lesen!) 
Ich denke ..., also was ich jetzt gesagt habe, ist 
bitte nicht falsch! 

Ich denke nur an die Vorschläge zur Leis-
tungsbeurteilung, Aufsteigen mit Nicht genügend, 
verbale Beurteilungen durchgängig in den Volks-
schulen. Ich denke an die Vorschläge zur Gesamt-
schule, die immer wieder kehren. (Abg. Dworak: 
Wir sind damit eh nicht einverstanden!) 
Und ich denke und bitte, und ich würde euch schon 
bitten, ich denke, Kollege Dworak, ich denke an 
eine Aussage, die hier vor sechs oder fünf Minuten 
gefallen ist: Pädagogisches Mittelalter. Also ich 
sage Ihnen eines schon: Das ist genau genommen 
eine Beleidigung von 12.000 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern im Unternehmen Schule! (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Und ich sehe mich schon veranlasst, ich sehe 
mich jetzt schon veranlasst, eineinhalb Wochen vor 
Schulende, jenen zu danken, die in Wahrheit ver-
antwortlich sind für den hohen Stellenwert dieses 
Unternehmens international und für die hohe Qua-
lität dieses Unternehmens. International. Daher 
bedanke ich mich bei den 12.000 Pädagoginnen 
und Pädagogen dieses Landes, weil sie hervorra-
gende und überdurchschnittliche Arbeit leisten. 
(Beifall bei der ÖVP. – Unruhe bei der SPÖ.) 

Denn das was ihr macht dient ja zu nichts an-
derem als zur Verunsicherung dieser Belegschaft, 
zur Demotivation und Demotivierung dieser Beleg-
schaft. Und ich möchte schon ein paar Zahlen noch 
ergänzen. Weil ihr sagt, das ist in den letzten Jah-
ren passiert. Ein paar Zahlen. Du hast gesagt, das 
ist in den letzten Jahren passiert, ein paar Zahlen: 
Das Bildungsbudget ist seit 1997 ins Jahr 2004 von 
6,8 Milliarden Euro auf 9 Milliarden Euro gestiegen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Oder: Die Ausgaben pro Schüler. Wir liegen im 
OECD-Vergleich um ein Drittel über dem OECD-
Durchschnitt. Oder Betreuungsverhältnis. Ob das 
die Primärstufe ist oder die Sekundarstufe, wir lie-
gen weit über dem OECD-Schnitt oder auch bei der 
Anzahl Schüler pro Klasse. 

Und über unser hervorragendes differenziertes 
höheres Schulsystem will ich hier gar nicht mehr 
reden. Das ist hoffentlich bekannt, dass es zu den 
besten Europas und zu den besten in dieser Welt 
zählt. Und was unser Schulsystem so toll und aus-

gezeichnet macht ist das Motto „kein Abschluss 
ohne Anschluss“. Das ist die Durchlässigkeit unse-
res Systems. 

Und nun gibt es zusätzliche Qualitätsoffensi-
ven. Ich sage nur in Form von Schlagworten: Die 
Bildungsstandards in den Volkschulen, die jetzt 
flächendeckend im ganzen Land eingeführt wurden 
und auch durchgeführt werden. Ich denke an die 
Leistungsbeurteilung, die entgegen den Vorschlä-
gen der SPÖ so belassen werden wie sie als gut 
befunden wurden. Auch in der Plattform dieser 
Internet-Zugänge, wo 500.000 zugegriffen haben. 
Und ich denke vor allem auch an die Nachmittags-
betreuung.  

Das was ihr wollt ist die Ganztagsschule. Was 
wir wollen ist eine Schule nach Maß. Und was wir 
wollen ist, den Bedarf der Familien zu sehen und 
bedarfsorientiert etwas anzubieten. Ich möchte 
niemandem eine Nachmittagsbetreuung zwangs-
weise verpflichtend aufs Aug‘ drücken, sondern der, 
der sie braucht, der, der sie braucht soll sie erhal-
ten. Daher unsere Initiative zur Nachmittagsbetreu-
ung für jene, die es brauchen um Beruf und Familie 
besser vereinbaren zu können. 

Und jetzt komme ich schon zur nächsten Of-
fensive. Das ist die Offensive zur Erhaltung der 
ländlichen Schulen im Dorf. Wir wollen die Schule 
im Dorf um eine Entwurzelung unserer Kinder zu 
verhindern. Wir wollen eine Schule im Dorf, um die 
Muttertagsfeier im Dorf zu belassen. Wir wollen die 
Schule im Dorf, um die Dorfgemeinschaft nicht zu 
schwächen, sondern zu stärken. Wir wollen die 
Schule im Dorf, um die Vereine nicht auszuhöhlen. 
Und wir wollen die Schule im Dorf um die Kinder 
nicht zu Pendlern werden zu lassen. Das ist unsere 
Absicht! (Beifall bei der ÖVP. - Abg. Dworak: Nur 
die Schulsprengel!) 

Bitte, die Schulsprengel sind nicht das Allheil-
mittel. Durch Schaffen von Grenzen haben wir noch 
nie etwas Positives bewerkstelligt. Sondern nur 
wenn wir wollen können wir die Schulen im Dorf 
halten und den ländlichen Raum sichern. Die Gren-
zen sind nicht das Allheilmittel und werden diese 
Standorte auch nicht sichern können. 

Die Lösung zeichnet sich meiner Meinung 
nach nicht dadurch aus, dass man Grenzziehungen 
vornimmt, Sprengeländerungen durchführt, sondern 
die Lösung ist der Einzelfall, die Lösung ist spezi-
fisch zu betrachten. An der Gemeinde, wie sind die 
Umstände. (Abg. Dworak: Sprechen Sie es aus! Ihr 
wollt euch vor der Gemeinderatswahl nicht festle-
gen! Sie wollen sich drüberschwindeln!) 
Das ist nicht wahr! Das ist eine Unterstellung gegen 
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die ich mich wehre! Wir wollen die Schule im Dorf 
erhalten durch Analysen, durch bedarfsorientierte 
Untersuchungen. Und sie dort erhalten wo es not-
wendig ist. Und sie dort auch sichern, wo entspre-
chende Kriterien diese Sicherung auch notwendig 
machen. Darauf könnt ihr euch verlassen! (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Nur, was wir schon dazu brauchen, da gebe 
ich dir Recht. Was wir schon dazu brauchen, das 
sind zusätzliche Ressourcen. Daher wurde auch 
hier schon ein Antrag gestellt, solche Ressourcen 
vom Bund zu verlangen. Und ich sage euch auch 
ein Beispiel, wo man diese Ressourcen ganz kon-
kret vom Bund verlangen könnte. Stichwort Bil-
dungsdokumentationsgesetz. 

Beim Bildungsdokumentationsgesetz hat der 
Bund unsere niederösterreichischen Schulen ver-
pflichtet, riesige Datenmengen zu sammeln ohne 
dass die Systemvoraussetzungen gegeben waren. 
Eine Aufgabe, die auf unsere Schulleiter dazu ge-
kommen ist, eine riesige Aufgabe. Und wir haben 
damit dem Bund auch sparen geholfen zu Lasten 
des Landes. Und diese Differenz und diese Res-
sourcen sind auch einzufordern und wären auch 
Ressourcen um die ländlichen Standorte besser 
abzusichern. Und dort sollten diese personellen 
und finanziellen Ressourcen auch eingesetzt wer-
den. 

Abschließend: Das Unternehmen Schule ist 
gut. Es ist sogar hervorragend. Und wir werden 
alles tun, dass dieses Unternehmen auch in Zu-
kunft in Niederösterreich für unsere Kinder und un-
sere Jugend zu einem der besten Unternehmen 
nicht nur in Österreich, sondern europaweit und 
weltweit zu zählen sein wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Sacher: Als nächster Red-
ner ist Herr Abgeordneter Weiderbauer zu Wort 
gemeldet. Redezeit 15 Minuten. 

Abg. Weiderbauer (Grüne:) Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen der Landesregierung! Hohes 
Haus! 

Ein paar Worte zu den Vorrednern. Es ist zwar 
schon einige Stunden her, aber ich habe noch gut 
im Ohr die Bemerkung des Klubobmannes der 
ÖVP, der uns mitgeteilt hat, wir können uns verlas-
sen. Ich habe es jetzt gerade vom Kollegen Mag. 
Heuras wieder gehört. Wir können uns verlassen, 
dass die Bildungspolitik in Niederösterreich funktio-
nieren wird. Ich höre die Botschaft wohl, allein mit 
fehlt der Glaube, kann ich nur dazu sagen. (Beifall 
bei den Grünen, LR Kranzl und Abg. Dworak.) 

Wenn Sie, Kollege Mag. Heuras, hier reden, 
dass unsere Wortmeldungen zur Verunsicherung 
beitragen, du bist eh in der Schule, ich gehe auch 
jede Woche in die Schule. Die Lehrerinnen sind 
verunsichert. Das brauchen wir nicht herbeireden. 
Sie sind verunsichert, einfach dadurch, dass die 
Dienstpostenpläne dementsprechend eingespart 
werden. Was soll ich den Kolleginnen sagen? Der 
Klubobmann der ÖVP hat gesagt, wir haben eh 
alles im Griff, es funktioniert alles bestens, also 
bitte macht euch keine Sorgen. Also das kann es 
wirklich nicht sein, meine Damen und Herren! 

Es wurde in den letzten Wochen in den Medien 
auch eine Diskussion geführt unter dem Titel „Droht 
Schulnotstand in Niederösterreich?“ Da haben sich 
die Regierungsparteien gegenseitig Schuldzuwei-
sungen im Sinne von Unglaubwürdigkeit zuge-
schanzt. Und zwar hat auf der einen Seite die Lan-
desrätin Kranzl meiner Meinung nach berechtigter-
weise kritisiert, dass sich die Lehrerinnensituation 
in Niederösterreich zuspitzt, keine Frage. Anderer-
seits ist gekommen von der SPÖ auch dieser Vor-
schlag mit den 300 Schülerinnen in einer Einheit. 
Dazu muss man aber sagen, … (Unruhe bei der 
SPÖ.) Lasst mich ausreden bitte. 

Dazu muss man sagen, dass der Vizepräsident 
des Landesschulrates das relativiert hat, ausge-
rechnet hat und draufgekommen ist, das bringt aus 
pädagogischen und auch finanziellen Gründen 
nichts. Sei dazu gesagt. Das wurde richtig gestellt. 
Auf der anderen Seite ist die Regierungspartei, 
oder Mitglieder der Regierungspartei, Bildungspoli-
tikerinnen, federführend für dieses neue, tolle Lan-
deslehrerdienstrecht, das es seit einiger Zeit gibt. 
Wo ursprünglich dahinter gestanden ist, hier soll 
verglichen werden die Tätigkeit, die Arbeit der Leh-
rerinnen mit anderen Bediensteten des öffentlichen 
Dienstes. Was in Wirklichkeit dahintersteckt ist 
einfach Einsparungsmaßnahmen, nicht nur da-
durch, dass man die Lehrverpflichtung erhöhen will, 
sondern auch dadurch, dass man diese Verhältnis-
zahlen, ich habe das auch schon einige Male ge-
sagt, zwischen Lehrerinnen und Schülern erhöht, 
wo wenige davon wissen, und dadurch ständig 
Lehrerinnendienstposten abbaut. Und das verunsi-
chert die Lehrerinnen. (Beifall bei den Grünen.) 

Zusätzlich noch diese tolle Einführung des C-
Topfes, der wirklich absurde Entwicklungen in di-
versen Schulen angenommen hat. Natürlich wird 
die Situation auch verschärft durch den Schülerin-
nenrückgang, keine Frage. Aber darauf hätte man 
schon früher reagieren können. Dass andererseits, 
das ist auch heute schon angeschnitten worden, in 
der Donau-Uni das perfekt funktioniert, gar keine 
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Frage, dazu stehen wir auch, im Elite-Bereich, im 
Post graduate-Bereich funktioniert das wunderbar. 

Also nehmen wir uns ein Beispiel und legen wir 
das auf unsere Pflichtschulen, auf unsere höheren 
und Mittelschulen auch um und machen wir uns 
Gedanken dazu. In Summe hat man trotzdem eine 
große Verunsicherung aller am schulischen Leben 
beteiligten Personen damit erreicht. Und eine Sta-
bilisierung ist unserer Ansicht nicht in Sicht. 

Auch unserer Forderung, die von der SPÖ un-
terstützt wurde, dass man die Schülerinnenzahlen 
von 30 auf 25 senkt, wird immer begegnet mit die-
sem irrelevanten Hinweis, wir haben durchschnitt-
lich eh nur 23 oder 24 Schülerinnen in der Klasse. 
(Unruhe im Hohen Hause.) 
Ja, stimmt eh nicht, aber damit wird uns immer eine 
Abfuhr erteilt und gesagt, schaut euch das an, die 
Durchschnittszahlen sprechen eine andere Spra-
che. 

Ich glaube, dass nicht nur die Verunsicherung 
der beteiligten Personengruppen, sondern auch 
eine deutliche Verschlechterung der Arbeitsbedin-
gungen und der Attraktivität unseres Schulsystems 
stattgefunden hat. Einerseits gibt es diese Zu-
nahme der sogenannten verhaltensoriginellen 
Schülerinnen bei einem gleichzeitigen Abbau der 
sogenannten Stütz-, Beratungs- und Betreuungs-
lehrerinnen. Davon wurde noch nicht gesprochen. 
Das ist Tatsache.  

Da rufen Leute an und sagen, bitte, was ist mit 
uns, wo gehören wir hin? Wir sind orientierungslos. 
Auf der einen Seite wäre das sehr wichtig, Lehre-
rinnen zu unterstützen, gerade mit diesen verhal-
tensauffälligen Schülern und Schülerinnen. Und 
auch der Integrationsbereich, der mühsamst erar-
beitet wurde, mühsamst erarbeitet wurde, wird im-
mer mehr ausgedünnt und auf den nimmt man lei-
der keine Rücksicht mehr. 

Was auch noch nicht angeklungen ist, und das 
hat ja heute schon zu Tumulten geführt, wenn ich 
an die Polytechnischen Schulen denke. Wenn ich 
jetzt die Kollegin Hinterholzer korrekt zitiere, dann 
sagte sie, es gibt keine Lehrlingsarbeitslosigkeit. 
Ja? Gut. Dann würde ich ihr empfehlen, sie soll mit 
mir in eine Polytechnische Schule gehen und soll 
den Schülerinnen jetzt kurz vor Schulschluss erklä-
ren, liebe Schülerinnen und Schüler, es gibt keine 
Lehrlingsarbeitslosigkeit. Super. Die werden sich 
freuen. Die Hälfte dieser Schülerinnen weiß wahr-
scheinlich noch nicht, welche Lehrstellen sie er-
greifen sollen. Also da gibt’s vielleicht ein Kommu-
nikationsproblem mit der Wirtschaft. Sie wäre prä-
destiniert dafür. Sie kommt ja aus diesem Bereich. 

Vielleicht sollte man sich da ein bisschen mit der 
Wirtschaft zusammenschließen und die sollen 
kommen. So wie es früher war, sind sie in die 
Schulen gekommen und haben gesagt, habt nicht 
einen Lehrling für mich, einen passenden? Leider 
gibt es das nicht mehr. (Beifall bei den Grünen.) 

Natürlich gibt es diese Verunsicherung auch im 
höheren Schulbereich. Nur Schlagworte wie Ober-
stufenreform, Klassenschülerinnenzahlen mit 36, 
nicht ausreichende Schulbudgets usw. Dass es 
vielleicht Einsparungsmöglichkeiten gibt, und da 
komme ich jetzt zu dem was Mag. Ram auch ange-
schnitten hat, zu der Abschaffung der Bezirks- und 
Landesschulräte. 

Also ich halte das genauso wie im Vorjahr für 
absolut kühn und nicht durchführbar. Ich kann nicht 
auf der einen Seite alles abschaffen, mir nicht 
überlegen … Ich gebe dir insofern Recht, Thomas, 
dass man darüber diskutiert und andere Möglich-
keiten findet. Das wird auch im Konvent derzeit 
gemacht oder ist gemacht worden. Leider gibt es 
da zwei sich konkurrierende Systeme. Auf der ei-
nen Seite regionales Bildungsmanagement, auf der 
anderen Seite autonome Schule und Bildungsre-
gion. Es wird wahrscheinlich dauern bis es zu einer 
Lösung kommt. Aber ich glaube, dass das der 
Schritt in die richtige Richtung ist und dass man 
hier auch Einsparungspotenzial hat. Beide haben 
Stärken und Schwächen. Und es wird am Konvent 
liegen oder an den Mitgliedern des Konvents, hier 
die richtige Formel zu finden. 

Trotzdem besteht nach wie vor auch in den 
Bundesländern, eigenständig nach Sparpotenzialen 
in der Schulverwaltung Ausschau zu halten. Wie in 
anderen Bundesländern, wo es Proporzregierungen 
noch gibt, sind Dienstposten natürlich dementspre-
chend besetzt. Und wahrscheinlich steht der Kos-
tenaufwand, der dafür notwendig ist, in keiner Re-
lation zum tatsächlichen Effekt. 

Auch schon angeschnitten: Früher wurde die 
Situation der Bezirksschulinspektorinnen ... Erst 
kürzlich auch im Kollegium des Landesschulrates, 
Kollege Cerwenka, du hast es gebracht, ich gebe 
dir völlig Recht: Diese Situation, dass man Bezirks-
schulinspektorinnen betraut und nicht bestellt, das 
gehört schleunigst abgeschafft. 

Denn dadurch entstehen Kosten durch Reise-
rechnungen, die nicht unwesentlich sind. Wenn ich 
mir das Budget anschaue bzw. angeschaut habe, 
gibt es bei der Schulaufsicht eine Erhöhung von 7,4 
auf 7,8 Millionen Euro und nur die Reisekosten 
alleine sind von 17.000 auf 20.000 Euro gestiegen. 
Also da sollte man doch etwas unternehmen. 
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Noch einmal zum Resolutionsantrag der FPÖ: 
Also in der Form können wir ihm nicht zustimmen.  

Weil heute auch schon von unserer Klubobfrau 
von Demokratiedefiziten gesprochen wurde. Mein 
Lieblingsthema, ich gebe es zu, in anderen Bun-
desländern längst kein Tabuthema mehr, die Re-
formierung der Objektivierungskriterien der Bestel-
lungen von Führungspositionen im Schuldienst. 

Kollegin Adensamer, ich bin ja wirklich ent-
zückt was ich heute gehört habe. Es ist das erste 
Mal von der ÖVP die Rede, dass man eine Leiterin, 
einen Leiter auf Zeit bestellen könnte. Ich finde das 
phantastisch. Nur, das ist zu wenig! In Niederöster-
reich ist es deswegen kein Thema, meine Damen 
und Herren, nicht, weil das so gut funktioniert bei 
uns, sondern weil es immer einfach noch hervorra-
gend geeignet ist, Personen mit dem richtigen 
Parteibuch unterzubringen. Und dazu jetzt ein Zitat 
aus der Steirischen Landesregierung, natürlich 
auch von Grünen, aber es ist eins zu eins umzule-
gen auf die Situation in Niederösterreich: „Unser 
Schulsystem ist Proporz pur. Chancen für eine 
Leitungsfunktion zu haben oder in die höheren 
Ebenen der Schulverwaltung zu kommen ist in un-
serem Land untrennbar mit der Zugehörigkeit vor 
allem zur ÖVP, aber auch zur SPÖ, verbunden. 
Auch eine Anstellung als Lehrerin anzustreben 
ohne den ÖVP- oder SPÖ-nahen Lehrerinnenorga-
nisationen anzugehören, erfordert Mut und Aus-
dauer. Alle wissen das, viele leiden darunter, aber 
ÖVP und SPÖ haben wenig Grund etwas zu än-
dern, sichert ihnen dieser Proporzfälz doch ihre 
Einflussbereiche.“ 

Gerade die Koalition in Oberösterreich aller-
dings zeigt, dass es die Möglichkeit gibt, andere 
Wege gehen zu können, einfach zu müssen. Aber 
sicher nicht aus grüner Sicht jetzt hier umzufärben, 
so wie es die FPÖ in Kärnten vielleicht gemacht 
hat. Also das ist nicht unser Ansatz. Unser Ansatz 
ist, ein hohes Maß an nachvollziehbarer Objektivität 
für alle zu erreichen. Das sollte dahinter stehen. 
(Beifall bei den Grünen.) 

Ein Budgetansatz, der mich auch im Vorjahr 
beschäftigt hat, ist ganz interessant. Ich habe im 
Vorjahr versucht herauszubekommen, was kosten 
dem Land Niederösterreich die Anhörungen, die die 
Firma Wentner-Havranek für das Land Nieder-
österreich durchführt? Ich habe es im vorigen Jahr 
nicht herausgebracht. Wir haben heuer wieder 
angefragt, wir haben bei den Beamten angerufen. 
Der zuständige Finanzreferent ist leider nicht da, 
ich kann ihn nicht fragen. Wir wissen es nicht. Ich 
hätte bitte gern die Auskunft, was kostet dieses  

Objektivierungsverfahren, diese Anhörungen, was 
kosten die dem Land Niederösterreich? Vielleicht 
kann man da einmal in der ÖVP irgendwas unter-
nehmen dass das aufgezeigt wird. 

Noch einmal, Demokratiedefizit. Bei uns gibt’s 
diese Landeslehrerernennungskommission. (Abg. 
Nowohradsky: Du hast gerade vom Objektivie-
rungsverfahren gesprochen. Jetzt ist es keines 
mehr?) 
Das ist das einzige was wir haben. Hast du das 
schon einmal in den anderen Bundesländern ange-
schaut? Da müssten wir ja vor Neid erblassen was 
die haben. Aber es kommt dazu noch ein Resoluti-
onsantrag. Ich muss mich nur beeilen, dass ich mit 
der Zeit zurecht komme. Bei uns gibt es noch diese 
Landeslehrerernennungskommission, meine Da-
men und Herren, die die Letztentscheidung im 
Pflichtschullehrerinnenbereich vollzieht. 

Zusammengesetzt wie die Ausschüsse im 
Landtag 6:3, die können sie nicht vertreten, unkon-
trollierbar. Bitte, schaffen wir das ab. Es werden 
ohnehin die Dreiervorschläge im Kollegium des 
Landesschulrates beschlossen. Also was, wozu 
brauchen wir jetzt noch eine Landeslehrer-Ernen-
nungskommission? Das können wir uns wirklich 
sparen. 

Unabhängig daher meine Aufforderung an alle 
Bildungsverantwortlichen in diesem Lande: Disku-
tieren wir über Objektivierungsverfahren, über 
längst überfällige Reformschritte. Und seien wir uns 
nicht zu gut, einfach auch Anleihen aus den ande-
ren Bundesländern zu nehmen. Für uns Grüne 
stehen unter der Prämisse, den parteipolitischen 
Einfluss zurückzudrängen, drei ganz wichtige Dinge 
im Vordergrund: 

Externe Assessmentcenter für Kandidatinnen 
aller Schulbereiche, die Führungspositionen im 
Schulbereich anstreben. Verlagerung der endgülti-
gen Entscheidung der Bestellung in die betroffenen 
Schulen und die Bestellung auf Zeit, vier oder fünf 
Jahre, mit der Möglichkeit der Verlängerung. Und 
ich darf dazu folgenden Resolutionsantrag vor-
bringen: 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Weiderbauer, Dr. Petrovic, 
Mag. Fasan und Dr. Krismer zum Verhandlungsge-
genstand Ltg.241/V-2-2004, Voranschlag des Lan-
des Niederösterreich für das Jahr 2005, Gruppe 2 
betreffend Neukonzipierung der Objektivierungs-
maßnahmen bei Bestellungen von Führungspositi-
onen im Schulbereich. 
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Nach Ansicht der Grünen sind die derzeitigen 
‚Objektivierungsmaßnahmen‘ zur Bestellung von 
Führungspositionen im Schulbereich bei weitem 
nicht ausreichend, um zu verhindern, dass der 
parteipolitischen Einflussnahme Tür und Tor geöff-
net ist. Nicht das Kriterium der Parteizugehörigkeit, 
sondern das der überprüfbaren, nachvollziehbaren 
besten Qualifikation soll Grundlage einer Bestellung 
sein. 

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag möge beschließen:  

Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, 
dem Landtag eine Novelle zum Niederösterreichi-
schen Landeslehrer-Dienstrechts-Ausführungsge-
setz vorzulegen, die folgendes Modell zur Bestel-
lung von Führungspositionen im NÖ Schuldienst 
vorsieht: 

• Alle LehrerInnen, die eine Führungsposition im 
Niederösterreichischen Schuldienst anstreben, 
sollen sich einem Assessment-Verfahren, das 
extern (also nicht von der Behörde selbst) 
nach klar formulierten Kriterien durchgeführt 
wird, zu stellen haben 

• Bei Erfolg sollen diese BewerberInnen eine 
anzubietende Seminarreihe für Schulleiter-
Innen bzw. übergeordneten Schulregional-
managerInnen (Qualifikation in allen rele-
vanten Bereichen der Schulleitung bzw. Mana-
gement) absolvieren 

• Danach sind die BewerberInnen in der Lage 
und haben die Berechtigung, sich bei jeder 
Schule in Niederösterreich als Direktor/in bzw. 
im Land als Schulregionalmanager/in zu be-
werben.  

• Bei Bewerbungen um eine LeiterInnenstelle 
soll es ein Hearing vor den SchulpartnerInnen, 
dem Schulerhalter und Schulregionalmanager/ 
in geben, in dem sie ihre konkreten Vorstel-
lungen zur Leitung der angestrebten Schule 
präsentieren und die Möglichkeit der Befra-
gung besteht.  

• Die Auswahl erfolgt in einem Gremium, das zu 
gleichen Teilen (z.B. mit je 2 Personen) von 
Eltern, LehrerInnen, SchülerInnen, dem Schul-
erhalter und dem/der zuständigen Schulregio-
nalmanager/in besetzt ist.  

• Bei Bewerbungen zu SchulmanagernInnen 
(derzeit Landesschul – und Bezirksschulin-
spektorInnen) erfolgt Hearing und Auswahl vor 
den Mitgliedern des Schulausschusses des 

Landtages und der Schulbehörde (derzeit LSR 
für NÖ) 

• Die Bestellung soll zeitlich begrenzt (z.B. für 5 
Jahre) erfolgen wobei die Möglichkeit von Ver-
längerungen gegeben sein soll." 

Ich ersuche um Zustimmung und danke für 
Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall bei den Grünen.) 

Zweiter Präsident Sacher: Als nächster Red-
ner ist Herr Abgeordneter Cerwenka am Wort. 

Abg. Cerwenka (SPÖ): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Wir haben ein hervorregendes Schulsystem. 
Wir haben hervorragende Lehrer. Und wir haben 
eine Bundesregierung, die es uns nicht leicht macht 
mit den Rahmenbedingungen, die vorgegeben 
werden. Das ist die Tatsache. Was mich stört sind 
die permanenten Polarisierungen. In Wirklichkeit, 
die meisten ÖVP-Kolleginnen und –Kollegen, die 
sich herausstellen betreiben Schönfärberei und 
gehen an der Realität vorbei. 

Natürlich ist Kritik, positive Kritik, die verändern 
möchte, etwas sehr Wichtiges, um Verbesserungen 
in einem System zu erreichen. Und Kollege Mag. 
Heuras! Wir haben 16 Millionen Euro mehr im Lan-
desbudget für den ganzen Bereich für das Kapitel 
2, Unterricht, Erziehung und Sport. Aber die Steige-
rung bei den Pensionen der Landeslehrer durch die 
Altersstruktur, durch die Biennien, macht 28 Millio-
nen Euro aus. In Wirklichkeit haben wir damit für 
den Bildungsbereich weniger zur Verfügung. Und 
das ist politische Realität. (Beifall bei der SPÖ und 
den Grünen.) 

Die Aussage von Landesrat Mag. Sobotka in 
seiner Rede zu den Schulstandorten verstehe ich 
nicht. Besonders dann, wenn man den heutigen 
„Kurier“ zur Hand nimmt. Der Klubobmann der ÖVP 
spricht die Problematik an, allerdings nur die Ge-
burtenzahlen. Er verschweigt den Finanzausgleich. 
Und das sieht so aus: Man könne die Struktur der 
70er Jahre mit damals doppelt so hohen Schüler-
zahlen nicht einfach fortschreiben. Was bedeutet 
das? Der Klubobmann hat das schon beantwortet: 
Flexibilität. Jetzt ist die Frage, was ist diese Flexibi-
lität, wenn auf der anderen Seite der Landesschul-
ratspräsident, und ich zitiere aus dem „Kurier“ sagt: 
„Es sind keine Standorte gefährdet.“ Wie lange? 

Landesrat Mag. Sobotka, nächstes Zitat: 
„Kranzl will Klassen mit sieben Schülern“. Entweder 
fehlt im die Sachkenntnis, oder er betreibt bewusst 
Populismus. Jeder ernsthafte Schulpolitiker muss 
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wissen, dass eine Klasse im Pflichtschulbereich 
unter zehn Schülern nicht geführt werden darf. Also 
da frage ich mich. So kann es nicht gehen. 

Und wenn wir schon bei dem Spruch sind, 
Gusenbauer SPÖ, 200, 300, das wird immer so in 
den Raum gestellt. Ich habe es schon einmal hier 
gesagt: Das ist einer Mehrheitspartei nicht würdig 
so zu agieren. Das ist blanker Populismus, in dem 
falsch dargestellt wird was wirklich geschehen ist. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Und ich werde das jetzt dem Herrn Klubob-
mann, dem Landesparteisekretär, dem Herrn Lan-
desrat, der Frau Landesrätin und auch dem Kolle-
gen Weiderbauer erklären: Es war im Konvent ein 
Diskussionspapier eines Mitarbeiters, wo drinnen 
steht, dass der administrative, der Verwaltungsbe-
reich sinnvoll bei 200 bis 300 Schülern ist. Und 
genauso steht dabei bei Beibehaltung der Stand-
orte. Das ist nachlesbar! Und Sie gehen einfach in 
die Medien, in beinahe jeden Bezirk, verunsichern 
die Leute indem Sie etwas falsch – und ich un-
terstelle das jetzt – bewusst falsch darstellen. Das 
ist keine seriöse Politik und dann den anderen im-
mer Miesmacherei vorzuwerfen. (Beifall bei der 
SPÖ und den Grünen. – Abg. Mag. Fasan: Das 
Land schlecht machen heißt es dann!) 

In Wirklichkeit haben wir im Herbst des ver-
gangenen Jahres gestartet mit dem Antrag zur 
Erhaltung der Pflichtschulinfrastruktur im ländlichen 
Raum. Gottseidank ist es gelungen, die ÖVP ins 
Boot zu holen und wir haben das gemeinsam be-
schlossen. Und jetzt stehen die Sprengeländerun-
gen an. 16 Gemeinden sind betroffen. Und in Wirk-
lichkeit kann das jetzt nur Erinnerungsschwäche 
sein. Obwohl einige ÖVP-Mandatare in der Ver-
gangenheit ja schon recht brav in den Medien ver-
treten waren, Kollege Erber zum Beispiel, als Retter 
der Schule. Wie schaut es denn jetzt aus? Wie 
erklärst du denn das draußen jetzt, dass dein Lan-
desrat blockiert und nicht zustimmt? 

Also wenn ich mir das anschaue und dann so 
nebenbei gesagt wird, na tun wir halt so als ob, 
dann frage ich mich, warum? Warum legalisieren 
wir es nicht? Warum machen wir es nicht gesetz-
lich? Weil dann pickts. Und so ist die Zeitdauer 
nicht festgelegt. Und da drängt sich bei mir ein Ver-
dacht auf, ein fürchterlicher Verdacht. Wir tun so 
um über die Runden zu kommen, am 1., 2. Dezem-
ber sind zufällig Personalvertretungswahlen bei den 
Lehrern, im März sind zufällig Gemeinderatswah-
len, … (Abg. Mag. Wilfing: Das ist jetzt seriös? Mich 
wundert deine Doppelgesichtigkeit!) 
Aber diese Vermutung drängt sich bei mir auf, Kol-
legin Mag. Wilfing. Kollege Wilfing! Ich erkläre dir 

noch etwas: Im „Kurier“ und auch in der „NÖN“ 
steht ja einiges Interessante drinnen. Der Landesrat 
Mag. Sobotka sagt, wir können uns nicht einzemen-
tieren, was später nicht zu halten ist. Wann ist 
später? Ist das nach den Wahlen? Erklär mir was 
drauf! Sag’ mir was dagegen! (Abg. Mag. Wilfing: 
Deswegen steht ihr dort wo ihr steht!) 
Ich hoffe, ich muss in ein, zwei Jahren nicht hier 
stehen und muss aus der heutigen Sitzung zitieren 
was ihr versprochen habt und was ihr vielleicht gar 
nicht halten könnt. Das wäre bedauerlich für mich 
und für dieses System. (Beifall bei der SPÖ.) 
Wir werden euch beim Wort nehmen, Kollege.  

Apropos seriöse Politik. Die Frau Bundesmi-
nister garantiert, sie sagt, Standorte mit 15, 16 
Schülern müssen aufrecht erhalten werden. Das ist 
ein frommer Wunsch, wenn ich die Mittel nicht dazu 
hergebe. Schulerhalter sind immer noch die Ge-
meinden. Und wir kennen die Hauptprobleme. Da 
kann die Frau Minister in den Medien stehen, mit 
welchen Meldungen auch immer, das ist nicht Rea-
lität. Es gibt drei Möglichkeiten. Entweder Bund 
oder Länder stellen zusätzliche Mittel zur Verfü-
gung. In Vorarlberg macht das das Bundesland für 
den Bildungsbereich. Die zweite Möglichkeit, und 
die haben wir schon, es geht zu Lasten anderer. 
Wir haben schon angefüllte Klassen mit 30 Schü-
lern. Bei allen Verhaltensoriginalitäten, sprachlichen 
Problemen. Stellen Sie sich in so eine Klasse hin-
ein, dann reden wir weiter. Die Förderbereiche lei-
den sowieso schon. Da sind wir ohnehin so weit. 
Und die dritte Lösung ist, das ist nicht umsetzbar. 
Dann war es politische Schaumschlägerei was da 
betrieben worden ist. 

Wir haben schon viele Anträge, der Kollege 
Weiderbauer hat es angesprochen, zur Herabset-
zung der Klassenschülerhöchstzahlen gehabt, ge-
meinsam mit den Grünen zum Beispiel. Aber da 
gibt’s halt immer Parteidisziplin oder Armlähmung. 
Was halt nicht sein darf, darf nicht sein. Auch wenn 
es der Bildungsqualität dient. 

Und damit komme ich zur Klasse Zukunft, die 
die Kollegin Adensamer angesprochen hat und 
komme zur Zukunfts- und Reformkommission. Der 
große Wurf mit erheblichen finanziellem und auch 
personellem Aufwand, mit Spitzenleuten wurden 
Vorschläge erarbeitet zur Systemverbesserung 
bzw. auch zur Systemänderung. 

Herausgekommen, ich kann es nur persönlich 
bewerten, gute Vorschläge, diskutable Bereiche 
und Dinge, die ich für Nonsens halte. Und was ist 
übrig geblieben? Sankt Johann wurde angespro-
chen, Frau Kollegin Adensamer! Übrig geblieben 
sind drei kleine Punkte. Das eine sind die Bildungs-
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standards, die als Versuch laufen in der 4. und 8. 
Schulstufe. Ich bin sehr bei den Bildungsstandards. 
Sie stehen auch für Leistung. Weil manche das 
nicht glauben wollen oder uns ausreden wollen. 
Aber der Zeitpunkt ist meiner Meinung nach ver-
fehlt. 3. und 7. wäre richtig. Denn da hat sowohl die 
Schule die Korrekturmöglichkeit als auch die 
Schülerinnen oder Schüler. Wenn ich das in der 4. 
oder 8. mache, dann ist die Gefahr des Selekti-
onsmechanismus relativ groß. Und das lehnen wir 
Sozialdemokraten ab. 

Übrig geblieben ist die Aufqualifizierung der 
Leiter. Und ich kann Ihnen schon heute garantie-
ren, bei gleicher Gage. Wird um keinen Euro mehr 
bekommen. Und das Dritte ist die Verlagerung des 
Frühwarnsystems ins erste Semester. Dazu hätte 
ich keine Kommission gebraucht, da hätte man 
auch mit Hausverstand darauf kommen können. 
Das ist der große Wurf? 

Die Erkenntnisse aus PISA von den Ergebnis-
sen der Studie wurden nicht wirklich genützt. Wir 
haben den Kahlschlag bei sämtlichen Zusatzange-
boten, und in Wirklichkeit ist es eine Verlagerung 
einer Chancengleichheit in die Brieftaschen der 
österreichischen und damit der niederösterreichi-
schen Familien und eine stille Privatisierung des 
Bildungssystems. Das führt auch bereits zu einem 
Aufschrei und zu Aktivitäten der Elternvertreter. Es 
gibt eine groß angelegte Unterschriftenaktion was 
die Bildungsqualität betrifft, weil jetzt auch die 
Betroffenen das endlich einmal wirklich spüren was 
für die Chancen ihrer Kinder in Zukunft da in Wirk-
lichkeit verwehrt oder quer legt. 

Und, naja, das könnte ja der Klubobmann Mag. 
Schneeberger unterschreiben laut Generaldebatte. 
Denn in Wirklichkeit hat er die eigene Bundesregie-
rung, und da bin ich vollkommen bei ihm, auch sehr 
scharf kritisiert. Denn diese ist wirklich verantwort-
lich. Diese Bundesregierung ist für diese Situation 
im Schulsystem verantwortlich! (Beifall bei der SPÖ 
und den Grünen.) 

Und wenn Sie mich als Bildungspolitiker fra-
gen, dann stellt sich nicht die Frage, was können 
wir uns leisten, sondern muss ich fragen was wol-
len wir uns leisten und muss Prioritäten setzen. 
Und da finde ich es auch sehr deplatziert was der 
Herr Landesrat gesagt hat. Die Aussage „sparen ist 
Versicherung für die Zukunft“ das trifft auf manche 
Bereiche zu, aber sicher nicht auf den Bildungsbe-
reich. (Beifall bei der SPÖ.) 

Diese Bundesregierung stellt die Sozialdemo-
kraten nur als die Schuldenmacher hin. Der ÖVP ist 
nichts in Erinnerung. Da gibt’s eine partielle Amne-

sie von einigen Jahren oder Jahrzehnten. Und in 
Wirklichkeit macht diese Bundesregierung einen 
Einschnitt finanzieller Natur nach dem anderen bei 
den unselbständig Erwerbstätigen. Wenn heute 
jemand Chancengleichheit haben möchte, ob das 
Logopädie ist, ob das Legasthenie ist, ob das För-
derunterricht ist, in den wenigsten Fällen wird er 
das noch im System bekommen, sondern wird das 
bei privaten Instituten zukaufen müssen. Und ich 
kann es Ihnen ehrlich sagen: Mein Großvater hat 
ein Spitzackerl verkaufen müssen dass ich die 
Matura machen habe können. Und ich möchte 
nicht, dass sich solche Zustände im dritten Jahrtau-
send noch einmal wiederholen können. Dagegen 
gilt es anzukämpfen! Und schon bei Kleinigkeiten. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Ich will jetzt gar nicht mehr einige Dinge wie-
derholen die schon gefallen sind, wo Ausgaben 
einzusparen wären. Ich kann mich nicht erinnern in 
der Vergangenheit, dass jemals eine Bundesregie-
rung permanent ganzseitige Inserate in Tageszei-
tungen geschaltet hätte, von den Beraterhonoraren, 
Mitarbeiterverträgen usw. ganz abgesehen. Bildung 
ist ein Bereich, wo wir alle an einem Strick in die 
gleiche Richtung ziehen sollten. Und ich verlange 
wirklich und fordere ein, dass die Bildungspolitiker 
unter Ihnen, die im Fachbereich tätig sind, sich 
nicht der Realität verschließen, sondern wirklich, 
wenn es darum geht, die Systeme zu verbessern, 
auch mitstimmen. 

Ein paar Aussagen noch zur Erwachsenenbil-
dung. Die Erwachsenenbildung ist im Voranschlag 
leicht minimiert. Im Wesentlichen können wir aber 
grundsätzlich der Meinung sein, dass das Geld zu 
wenig ist. Zu wenig. Generell im Vergleich zum 
Beispiel mit Wien schneiden wir nicht sehr gut ab. 
Allerdings gibt es auch Positives durch die Erlöse 
aus der Hypo. Durch diese zusätzlichen Mittel kön-
nen einige Bereiche gut abgefedert werden und es 
gibt einen Ausgleich. 

Was sehr positiv im Bereich der Erwachsenen-
bildung ist, dass es jetzt gelungen ist, mittelfristige 
Förderverträge zwischen Land und den Trägern 
abzuschließen, sodass auf einen Zeitraum von fünf 
Jahren Planbarkeit gegeben ist und nicht immer die 
Unsicherheit, bekomme ich im nächsten Jahr noch 
das gleiche, bekomme ich weniger? Kann ich die 
Struktur halten? Muss ich Leute entlassen oder 
muss ich Standorte schließen? 

Das System funktioniert nur dadurch, dass es 
im Wesentlichen auf Ehrenamtlichkeit und freiwilli-
ger Mitarbeit aufgebaut ist. Nur so ist es permanent 
haltbar. Und da fehlt mir ein Beitrag der Wirtschaft. 
Die Wirtschaft ist der Profiteur von qualifizierteren 
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oder gut weitergebildeten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern. Und ich würde sagen, die Wirtschaft 
darf sich durchaus ein Beispiel nehmen an der Ar-
beiterkammer, die als einzige die unselbständig 
Erwerbstätigen zum Beispiel über den Bildungsbo-
nus mitfinanziert und unterstützt, damit sie sich 
weiterbilden können. 

Vielleicht können sich die Wirtschaftsvertreter 
der ÖVP hier einen Gedankenanstoß mitnehmen, 
dass es nicht unwesentlich wäre, in diesem Bereich 
einen Beitrag zu leisten. (Unruhe im Hohen Hause.) 
Also doch nicht.  

Ob es jetzt Volkshochschulen sind, Bildungs- 
und Heimatwerk, Katholen, Evangelen, die ganzen 
Träger, die Einrichtungen, sind unverzichtbare 
Säulen in der Bildungslandschaft Niederösterreichs. 
Und allen, die in diesem Bereich tätig sind ein auf-
richtiges Dankeschön für die Leistungen! (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Zweiter Präsident Sacher: Als nächstem auf 
der Rednerliste erteile ich Herrn Abgeordneten Ing. 
Hofbauer das Wort. 

Abg. Ing. Hofbauer (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hoher Landtag! 

Auf die teilweise polemischen oder einseitigen 
Aussagen des Herrn Kollegen Cerwenka einzuge-
hen, das werde ich nicht tun. Hier gibt es profun-
dere Kollegen in der ÖVP-Fraktion. Ich werde mich 
mit dem Thema der Sprachoffensive des Landes 
Niederösterreich auseinandersetzen. 

Wir haben Gottseidank im letzten Jahr eine 
Sprachoffensive im Land Niederösterreich erlebt in 
einem Umfang, wie wir das gar nicht erwarten 
konnten. Seit dem Fall des Eisernen Vorhanges im 
Jahre 1989 gibt es Bemühungen, dass wir gerade 
in den Grenzregionen wieder dort ansetzen, wo es 
1945 aufgehört hat. Bis zu dem Zeitpunkt hatten wir 
ja erfreulicherweise die Situation, dass diesseits 
und jenseits der Grenze in relativ häufigen Fällen in 
Österreich tschechisch, ungarisch, slowakisch ge-
sprochen werden konnte, auf tschechischer Seite 
slowakischer oder ungarischer Seite auch die deut-
sche Sprache verstanden wurde. 

In den 45 Jahren des Eisernen Vorhanges ist 
leider Gottes hier sehr viel an Sprachverständnis 
verloren gegangen. Mit der Sprachoffensive, die 
Landeshauptmann Dr. Erwin Pröll im Herbst 2003 
initiiert hat, ist es gelungen, in Niederösterreich 
bereits 6.500 Schüler zu bewegen, die Sprache des 
Nachbarn wieder zu lernen. In den Pflichtschulen, 
in den AHS und in den berufsbildenden Schulen 

wird vermehrt die Fremdsprache des Nachbarlan-
des gelehrt. Und als zusätzliche Verbesserung des 
Sprachverständnisses unterstützt das Land Nieder-
österreich einwöchige Aufenthalte im jeweiligen 
Nachbarland, wo das Land Niederösterreich die 
Kosten für die Fahrt, die Unterbringung und die 
Verpflegung übernimmt. 

Im zweiten Teil wird mit dem Angebot einer 
Sprach-CD auch Interessierten ermöglicht, die 
Sprache zu erlernen. Hier gibt es bereits über die 
NÖ Landesakademie über 2.000 Bestellungen. 
Erfreulich ist für mich, dass auch die Jüngsten im 
Kindergarten Interesse haben, die Sprache des 
Nachbarlandes zu lernen. Und hier geht es ja, wie 
wir alle wissen, noch am Leichtesten. 

Zehn Kindergärten lernen derzeit tschechisch, 
fünf werden gemischt mit slowakisch geführt und 
wir hoffen, dass nach der entsprechenden Evaluie-
rung im Herbst hier ein noch breiterer Versuch ge-
startet werden kann. 

Auch in den Fachhochschulen wird tsche-
chisch, slowakisch und ungarisch angeboten. Ein 
ganz wichtiger Bereich ist aber für mich auch der 
Bereich der Wirtschaft. Hier bietet ECO PLUS ge-
meinsam mit dem WIFI oder mit dem BFI in Nie-
derösterreich Sprachkurse an. Und aus der Grenz-
region kann ich hier nur berichten, dass eine sehr 
große Zahl von Unternehmen dieses Angebot an-
genommen hat und ihre Mitarbeiter in ihren Spra-
chen entsprechend ausbildet. Nur wer die Sprache 
des Nachbarn versteht, wird mit ihm auch kommu-
nizieren können und wird mit ihm auch Geschäfte 
machen können. 

Ich freue mich daher, dass im Landesbudget 
für das Jahr 2005 auch entsprechende Ansätze in 
diesem Punkt vorhanden sind und wir damit die 
Sprachoffensive des Landes Niederösterreich fort-
setzen können. Danke! (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Sacher: Herr Abgeordneter 
Hofmacher hat sich zu Wort gemeldet. 

Abg. Hofmacher (ÖVP): Herr Präsident! 
Werte Mitglieder des Landtages! 

Landesrat Mag. Sobotka hat in seinen 
Schlusssätzen oder im Schlussstatement verlauten 
lassen, Niederösterreich soll das werden, was wir 
uns alle wünschen, nämlich führend in Österreich. 
Im landwirtschaftlichen Bildungssystem zählen wir 
bereits jetzt zu den Besten Österreichs. Zählt Nie-
derösterreich jetzt zu den Besten Österreichs. Auch 
was den landwirtschaftlichen Bildungsbereich be-
trifft sind wir auf jeden Fall ausgezeichnet unter-
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wegs. Und hier gilt es daher, unsere volle Konzen-
tration für die Zukunft oder in die Zukunft zu richten. 
Nicht die Situation zu bejammern, sondern Module, 
Ausbildungsmöglichkeiten in den Vordergrund zu 
stellen. 

Und eine Neuorientierung im Bereich der 
Technologie, Einfallsreichtum, Flexibilität, alles 
schneller und besser sind nicht nur Schlagworte, 
die auch im Bildungsbereich unbedingt die Not-
wendigkeit sind, sondern auch hier realisiert wer-
den. Dass die Ausbildung im landwirtschaftlichen 
Bereich auch darauf auszurichten ist, dass sich die 
Bauern im Bildungsbereich nicht nur auf Lebens-
mittelproduzenten konzentrieren und spezialisieren, 
sondern dass es auch andere Bedeutungen gibt. 
Zum Beispiel Energielieferanten. Dass sie die Situ-
ation hier wahrnehmen. 

Und wir tragen selbstverständlich als Politiker 
die Verantwortung. Dafür haben wir Bedingungen 
und notwendige Maßnahmen zu schaffen. Die 
Wertigkeit unserer landwirtschaftlichen Ausbil-
dungsstätten ist daran zu erkennen, dass wir eine 
Höchstzahl an Schülern vorweisen können. Und 
zwar sind das 2.900 zur Zeit zirka. Und das sind die 
gleichen Zahlen wie vor zirka 10 Jahren. Allerdings, 
das muss man auch erwähnen, haben wir über 100 
Lehrer weniger. Das heißt, dass das gesamte Sys-
tem viel effizienter geworden ist und natürlich viele 
Einsparungspotenziale jetzt greifen. 

Wichtige Fakten sind in der Fachrichtung länd-
liche Hauswirtschaft, dass ich hier feststellen kann, 
dass auch hier steigende Schülerzahlen zu ver-
zeichnen sind. Die Gründe sind, dass wir Modul 2, 
wo es Zertifikate für Heimhelferinnen, Tagesmütter 
oder Familienhelferinnen gibt, das Modul 2 der 
Fachrichtung ländliche Hauswirtschaft nunmehr 
flächendeckend in ganz Niederösterreich angebo-
ten wird. 

Und in der landwirtschaftlichen Fachschule 
Unterleiten kann man sich zu einer Eco-Designerin 
ausbilden lassen. Und ein neuer Schulversuch der 
Mehrberuflichkeit wird ab September 2004 geboten, 
wo man direkt zur gewerblichen Facharbeiterprü-
fung im jeweiligen Lehrberuf antreten kann. Das 
soll ein Anreiz sein, die gesamten vier Jahre in der 
landwirtschaftlichen Ausbildung zu verbringen. Es 
ist ja Usus, dass man pflichtschulersetzend die 
Ausbildung das erste Jahr, die 9. Schulstufe dort 
verbringt und vielleicht eine zweite Klasse, und 
danach aussteigt. Und jetzt, und es sprechen auch 
die Schülerzahlen dafür, dass das nicht mehr der 
Fall ist, sondern dass großteils die gesamten Jahre 
in der Fachschule verbracht werden. 

Durch dieses Modul können die Schüler zum 
gewerblichen Lehrabschluss kommen ohne Lehr-
stellensuche. Und auch das Ausbauprogramm in 
unseren Schulen geht weiter. Es ist ja ersichtlich, in 
den finanziellen Ansätzen, wo zum Beispiel die 
Sanierung in Edelhof, Zubau in Unterleiten, Milch-
viehstall in Warth oder in Hohenlehen eine Maß-
nahme, oder in Krems oder der Milchviehstall in 
Edelhof. Natürlich darf die ganze Technik nicht 
hintangehalten werden. Und in der EDV besteht 
natürlich noch Aufholbedarf. 

Weiters eine umfassende Lehrerweiterbildung, 
insbesondere Englisch, Deutsch, Mathematik und 
Floristik. Und was von besonderer Wichtigkeit ist, 
sind auch die Fremdsprachen an den Schulen, die 
ausgezeichnet angenommen werden und funktio-
nieren. Zum Beispiel tschechisch und ungarisch. 

Und auch die Budgetzahlen, ich habe es be-
reits angesprochen, sprechen dafür. So haben wir 
in einem ordentlichen Budget für unsere Schulen 
6,6 Millionen Euro vorgesehen. Für Investitionen 
4,7 Millionen Euro. Haben aber prognostiziert die 
Einnahmen an Internatsgebühren, Verkäufen von 
zirka 6,5 Millionen Euro. Das heißt, die Einnahmen 
erreichen somit die ordentlichen Ausgaben. 

Zusätzlich sind noch die Personalkosten laut 
Voranschlag von 2005 zu berücksichtigen, aber im 
Voranschlag bei den Personalkosten und nicht im 
landwirtschaftlichen Schulbudget sind sie hier vor-
gesehen. So sind es Landesbedienstete mit 12,2 
Millionen Euro und Lehrer mit 15,78 Millionen Euro. 
Und hier zahlt natürlich der Bund die Hälfte, sodass 
unter Anführungszeichen das Land nur 50 Prozent 
„zu berappen“ hat. 

Vielleicht kurz zu den landwirtschaftlichen Be-
rufs- und Fachschulen. Auch hier gibt es Schwer-
punkte. Und zwar die Mehrberuflichkeit. Und auf 
Grund der eher geringen oder kleineren Betriebs-
größen ist dies sicher ein Vorteil, dass unsere Kin-
der, dass unsere zukünftigen Hoferben eine mehr-
berufliche Ausbildung hier erlernen können. Ich 
glaube, dass dies eine erfolgversprechende Strate-
gie ist um einer Ausdünnung des ländlichen Rau-
mes entgegenzuwirken. 

Vielleicht kurz: Die Ausbildungskombinationen, 
die erarbeitet wurden in Edelhof und Hohenlehen, 
Tischlerei und Zimmerer, Hollabrunn Vermes-
sungstechniker, Mistelbach EDV-Techniker oder in 
Warth Metalltechnik, Maschinenbautechnik und 
andere Möglichkeiten. Um nur einiges hier zu nen-
nen. Auch in der ländlichen Hauswirtschaft haben 
wir ein dementsprechendes Angebot. Wichtig na- 
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türlich für unsere Schulen, dass die Baumaßnah-
men zügig voranschreiten. Ob das in der Fach-
schule Obersiebenbrunn ist, wo anstatt einer 
Strohheizung eine Versuchsheizanlage für Stroh-
pellets errichtet wird oder in Krems in der Fach-
schule Krems die Weinkellerei neu gestaltet wird. 
Und Edelhof und Hohenlehen hier mit der nötigen 
Infrastruktur, was die Abwasserbeseitigung betrifft, 
dass die hier ausgestattet werden. 

Nicht unerwähnt soll natürlich bleiben, dass 
auch die Schülerbeihilfen an unsere Schüler rück-
erstattet werden. 1.343 Anträge waren vorgelegen 
und es wurden in der Höhe von 1,5 Millionen Euro 
diese berücksichtigt. 

Wir haben auch Ziele im landwirtschaftlichen 
Berufs- und Fachschulwesen. Ob es die Integration 
der Ausbildung zur Bürofachkraft ist, oder Schaf-
fung eines Moduls 2 der Fachrichtung Landwirt-
schaft mit Hauswirtschaft oder Schaffung des 
Schulversuchs Wein- und Gastkolleg am Standort 
Gumpoldskirchen. Und es ließe sich die Liste so 
weiterführen. 

Nicht nur in landwirtschaftlichen Berufs- und in 
den Fachschulen, auch in der landwirtschaftlichen 
Koordinationsstelle für Bildung und Forschung, kurz 
LAKO genannt, sind Schwerpunkte zu verzeichnen. 
Insbesondere was die Erwachsenenbildung betrifft. 

Und ein besonderer Impuls lag am Bildungs-
projekt BFU für bäuerliche Familienunternehmen. In 
den letzten Jahren wurden sehr konzentriert Bera-
tungsschwerpunkte für die Bauern in Zukunft bear-
beitet. Vortrags- und Seminararbeit beinhaltet die 
ganzheitliche Weiterbildung der bäuerlichen Be-
triebe in Niederösterreich. 

Auch Ziele, was die LAKO betrifft, Projekt Leh-
rerzukunft, Neuorientierung der Lehrerweiterbil-
dung, ganz wichtig was Sprachen natürlich betrifft. 
Weil die Osterweiterung und internationale Kon-
takte sicher hier im Vordergrund stehen. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Große 
Bedeutung hat natürlich das landwirtschaftliche 
Schulwesen auch für ein lebenslanges Lernen in 
den ländlichen Gebieten. Insbesondere die Ange-
bote Themengebiet der Informations- und Kommu-
nikationstechnologie können die Nachfrage kaum 
befriedigen. Es ist daher gerade in diesem Bereich 
durch intensives Bemühen eine optimale Versor-
gung anzustreben. 

Abschließend möchte ich noch darauf verwei-
sen, dass ich weiß, dass neue Wege oft mühsam 
sind, aber in allen Fachschulen gibt es auf Grund 

der modularen Systeme Schwerpunkte. Wo es 
auch auf den Einfallsreichtum der Verantwortlichen 
in unseren Bildungsstätten ankommt. Und ich zolle 
denen Lob, der Abteilung landwirtschaftliche Bil-
dung, die hier Verantwortung trägt, und auch unse-
ren Direktoren und Pädagogen an unseren Fach-
schulen. 

Es ist daher bei den unternehmerischen Auf-
gaben, welche das landwirtschaftliche Bildungswe-
sen betreffen, Schwerpunkte zu setzen und dass 
auch unsere Landwirte Engagement beweisen. 
Dass sie Stärke zeigen im unternehmerischen 
Denken und Handeln. Dass sie offen sind für neue 
Entwicklungen in der Landwirtschaft. Und dies for-
dert uns gerade in diesem Bereich. 

Dass wir Freude an ihrer Arbeit für eine ge-
sunde Umwelt und eine dementsprechende Le-
bensqualität haben. Denn Geld in Ausbildung in-
vestiert, behaupte ich, ist gut angelegtes Kapital für 
die Zukunft der Menschen unseres Heimatlandes 
Niederösterreich. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Sacher: Als nächstem 
Redner erteile ich Herrn Abgeordneten Erber das 
Wort. 

Abg. Erber (ÖVP): Geschätzter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! 

Ich spreche zum Lehrlings- und Berufsschul-
wesen. Ich möchte dabei betonen, dass wir mit 19 
Berufsschulen 20.000 Lehrlingen zu unterrichten 
und zu betreuen haben. Dass es in Niederöster-
reich auch ausgezeichnet funktioniert. Insbeson-
dere hier mit Zahlen verbunden möchte ich erwäh-
nen, dass allein die letzten 10 Jahre 73 Millionen 
Euro investiert wurde in die Berufsschulum- und –
weitergestaltung und –neugestaltung. 

Mich freut insbesondere, dass wir heute hier 
die Diskussion nicht führen oder noch nicht führen 
um das duale Ausbildungssystem, sondern dass 
das inzwischen anerkannt ist und doch gesehen 
wird als ein Baustein, dass künftig auch die Wirt-
schaft funktioniert und natürlich auch, dass in der 
Ausbildung ein Meilenstein mit dieser dualen Aus-
bildung gesetzt wird. 

Besonders möchte ich dann noch ansprechen 
die Lehrlingswettbewerbe die unseren Berufsschu-
len ein hervorragendes Zeugnis ausstellen. Ich 
denke, ich finde mich mit allen wieder, dass wir uns 
sehr freuen, wenn unsere Lehrlinge zurückkommen 
von den diversen österreichischen, Welt- und Euro-
pameisterschaften mit den Medaillen. Und ich 
glaube, gerade hier sind sehr viele Erfolge errun-
gen worden. 
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Ich möchte aber auch darauf hinweisen, dass 
eben mit der Einführung der Berufsreifeprüfung das 
Lehrlingswesen und die Berufsschule keine Sack-
gasse mehr ist, sondern dass damit der weitere 
Ausbildungsweg jedem offen steht. Derzeit ist im 
Bau und in Umsetzung ein Ausbauprogramm um 
50 Millionen Euro. Einerseits in die Modernisierung 
und auch in den Neubau der Berufsschule 
Amstetten, das nach längerer Diskussion jetzt hier 
der Beschluss gefasst wurde. Aber, und das 
möchte ich auch ganz besonders erwähnen, dass 
auch ein Anteil in die Verbesserung der Technik, 
insbesondere der EDV-Ausstattung investiert wird. 
Und zwar deswegen, weil ich glaube, gerade auch 
im Lehrlingswesen ist es sehr wichtig, hier nicht 
darauf zu vergessen, diese neuen Techniken und 
diese neuen Ausstattungsvarianten sich zur Hilfe zu 
machen. 

Amstetten habe ich schon angesprochen, aber 
auch noch in Sanierung bzw. Umgestaltung sind 
die Berufsschulen Baden, Langenlois, Neunkirchen, 
Schrems, Stockerau, Theresienfeld, Waldegg und 
Wr. Neustadt. 

Zusätzliches Angebot des Landes ist die Bro-
schüre „Lehre mit Zukunft“. Und ich denke, dass es 
auch wichtig ist, schon künftig die Schüler darüber 
zu informieren, was gibt es denn eigentlich an 
Lehrstellen und an Zukunftsberufen im Angebot. 
Weil nach wie vor ist es noch so, dass doch sehr 
viele sehr wenige Lehrberufe ergreifen oder sehr 
viele junge Menschen nur sehr wenige Lehrberufe 
ergreifen. Wobei man darauf hinweisen darf, dass 
alleine in Niederösterreich 270 verschiedene Berufe 
angeboten werden und 6.000 neue Lehrstellen 
geschaffen wurden. 

Zusätzlich ein Angebot, und einige waren ja 
hier und haben das miterlebt, ist der Redewettbe-
werb, wo natürlich auch die Berufsschüler mit ein-
gebunden werden. Und gerade hier hat man gese-
hen, dass die Leistungen, auch was die Rhetorik 
betrifft, der Berufsschüler sich durchaus mit allen 
anderen Schulen messen kann. Und dass sie hier 
durchaus up to date sind. Ich möchte hier auch 
unserer Landesrätin Frau Johanna Mikl-Leitner 
danken, dass das in so einer bewährten Art und 
Weise weitergeführt wird. Ebenfalls ein sehr guter 
Wettbewerb wo auch die Berufsschulen eingebun-
den werden, sind die Schülerzeitungswettbewerbe. 
Und auch hier kann sich die Leistung unserer 
Berufsschüler durchaus mit jenen anderer messen 
und sehen lassen. 

Zusätzliche Förderungen des Landes Nieder-
österreich möchte ich noch erwähnen, der Kurs-
kostenbeitrag von 50 Prozent. Das heißt, wenn die 

Kosten nicht von anderen übernommen werden 
übernimmt das Land Niederösterreich 50 Prozent 
der Kurskosten. Ebenso gibt es für Lehrlinge, die 
ihren Lehrplatz verloren haben einen Ersatz der 
Berufsschulkosten. 

Heute ist es schon sehr oft angesprochen wor-
den, und ich denke, nicht sehr fair wurde hier die 
Frau Abgeordnete Hinterholzer auch angegriffen. 
Ich habe vorher gehört, irgendwo möchte irgend 
jemand etwas falsch verstehen. Ich glaube, das gilt 
aber insbesondere auch bei jenem, das die Frau 
Kollegin Hinterholzer gesagt hat. Weil sozusagen 
als würde die Kollegin Hinterholzer hier negieren 
dass wir durchaus schwierige Zeiten im Lehrstel-
lenmarkt haben, aber auch bei der Jugendbeschäf-
tigung. Ist sicher nicht so von ihr angesprochen 
worden. (Beifall bei der ÖVP. – Unruhe bei der 
SPÖ und Abg. Waldhäusl.) 
Naja, aber die Freiheit habe ich schon noch dass 
ich da sage was ich will. (Weiterhin Unruhe im Ho-
hen Hause.) 

Gut. Dazu möchte ich auch ansprechen die 
Pröll-Prokop-Jobinitiative genauso wie das Lehr-
lingsauffangnetz. Weil tatsächlich richtig ist es, 
dass wir halt jene nicht im Regen stehen lassen, 
die es vielleicht nicht gleich schaffen, dass sie ei-
nen Lehrplatz kriegen. Sondern dass wir uns sehr 
wohl um jene auch bemühen, dass wir sie ins Auf-
fangnetz hineinbringen. Das heißt, wir haben Hilfs-
angebote für jene jungen Menschen, die eben nicht 
gleich eine Lehrstelle erreichen. 

Zum Abschluss noch: Ein bisschen betroffen 
hat es mich gemacht was der Kollege Cerwenka 
gesagt hat. Und zwar, er hat der ÖVP vorgeworfen, 
wir würden da Schönfärberei betreiben. Jetzt aber 
nicht nur vom Kollegen Cerwenka. Man sollte bei 
diesen Diskussionen sich schon eines vor Augen 
halten. Und zwar wir sprechen hier über junge 
Menschen, die einen Ausbildungsplatz wollen, die 
in Wahrheit was machen wollen. 

Ich glaube, es eignet sich kaum etwas weniger 
um hier vielleicht politisch zu punkten als das 
Schicksal von jungen Menschen. Und zwar, es wird 
auf uns darauf ankommen, was sagen wir ihnen? 
Ihr habt keine Chance, weil die Konjunktur funktio-
niert nicht und es ist alles so schlecht? Oder was 
sagen wir, jawohl die Situation ist nicht einfach, die 
Konjunktur ist nicht einfach und auch das Umfeld ist 
nicht einfach. Aber als Land wollen wir Partner sein, 
das hier trotzdem eine Beschäftigung verhindert 
und dass ihr trotzdem eine Chance findet? 

Ich glaube, der richtige Weg der Politik muss 
es sein, den jungen Menschen Mut zu machen und 
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nicht Angst zu machen! Und ich für meine Fraktion 
nehme das für uns in Anspruch. Wir wollen Partner 
der jungen Menschen sein wenn sie einen Beruf 
ergreifen wollen. Und wir werden sie dabei auch in 
Zukunft unterstützen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Sacher: Als nächster Red-
ner ist Herr Abgeordneter Bürgermeister Kautz zu 
Wort gemeldet. 

Abg. Kautz (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 

Ich hätte eigentlich die Frau Kollegin Hinter-
holzer nicht mehr angesprochen, wenn nicht der 
Freund Erber wieder was gesagt hätte, das nicht 
stimmt. Grundsätzlich glaube ich, haben die jungen 
Menschen nichts davon wenn man ihnen Mut zu-
spricht und keinen Lehrplatz gibt. Das heißt, wir 
haben bis zu 19 Jahren 1.258 Arbeitslose, von 20 
bis 24 Jahren 3.917. Das ist in Summe 5.175. 

Da nützt keine Pröll-Prokop-Initiative, da nützt 
gar nichts! Diesen Menschen kann man nur dann 
helfen, wenn man ihnen einen Arbeitsplatz gibt. 
Und jetzt die konkrete Frage: Wie viele Lehrlinge 
bildet das Land Niederösterreich aus? Wir in den 
Gemeinden bilden Lehrlinge aus. Im handwerkli-
chen Bereich und im Bürobereich. Die konkrete 
Frage: Wie viele bildet jede Bezirkshauptmann-
schaft aus? Wie viele Lehrlinge bildet irgendwo 
eine Landesdienststelle aus? 

Wenn ich jetzt ein Zeichen bekommen habe 
das so ausschaut mit Null, so ist das dann die Poli-
tik dieser Mehrheitspartei. Und das ist schlecht! 
(Beifall bei der SPÖ.) Das ist genau das, was die 
Jugend sich nicht verdient hat, nämlich man muss 
ihnen einen Arbeitsplatz geben und eine Möglich-
keit geben, einen Job zu erreichen. 

Nun, meine sehr geschätzten Damen und Her-
ren, ich darf mich auch mit den Fragen Lehrlings-
werkstätten, Lehrlinge, Berufsschulen im ländlichen 
gewerblichen Bereich und im landwirtschaftlichen 
Bereich beschäftigen. 

Im landwirtschaftlichen Bereich, es wurde die 
Zahl schon genannt, 2.900 Schüler. Wir müssen 
zur Kenntnis nehmen, ob wir heuer steigende oder 
sinkende Schülerzahlen haben, das Problem in der 
Landwirtschaft ist, dass viele Vollerwerbslandwirte 
nicht mehr den Vollerwerb haben, auch nicht haben 
wollen. Dass manche junge Menschen aus der 
Landwirtschaft kommen, andere Berufe ergreifen. 
Das heißt, das Potenzial aus der Landwirtschaft für 
die Schulen wird geringer. Ob wir es wollen oder 
nicht, der Anteil der landwirtschaftlichen Bevölke-

rung an der Gesamtbevölkerung ist im Sinken be-
griffen und daher natürlich auch die Schülerzahl. 

Ich will aber nicht verhehlen, dass wir moderne 
Schulen haben, ein modernes Schulsystem, wo die 
Menschen gut ausgebildet werden. Was für mich 
ein bisschen ein Wermutstropfen ist, dass wir Pa-
rallelstrukturen aufbauen. Parallelstrukturen inso-
fern, dass ein Teil gerade in der ländlichen Land-
wirtschaft, ländliche Hauswirtschaft, einen Teil der 
jungen Menschen die Umgehung des Polytechni-
schen Jahrgangs sehen, dann teilweise aufhören 
oder vielleicht weiter gehen. 

Und die zweite Umgehung, nämlich des dualen 
Berufsausbildungssystems. Der Kollege Erber ist 
jetzt hinaus gegangen. Nur, von der SPÖ-Seite 
wurde dieses System nie in Frage gestellt. Wir ha-
ben immer dazu gestanden. Eben weil es das beste 
System ist. Und jetzt kommt man drauf, dass in den 
landwirtschaftlichen Schulen dieses System um-
gangen wird. Dass man dann nur eine schulische 
Ausbildung hat und gleichzeitig auch einen Lehrbe-
ruf fertig gelernt hat.  

Das heißt, eine Umgehung unseres Schulsys-
tems für eine kleine Gruppe von Menschen. 2.900 
haben wir gehört, ist die Zahl in Summe. Und ein 
Teil davon versucht hier übers Hintertürl einen Be-
ruf zu bekommen, der auf der zweiten Seite in ge-
werblichen Berufsschulen ausgebildet wird, aber 
auch am Arbeitsplatz. Das heißt, das duale System 
wird hier unterlaufen. 

Ich weiß, und das macht der ÖVP sicher noch 
Kopfzerbrechen, dass manche Schulstandorte 
eben in Zukunft sehr wenig Schüler haben werden. 
Und ich bin der Meinung, dass wir gute Schulen 
brauchen. Aber nach dem Grundsatz, die Schule ist 
für die Schüler da, nicht die Schüler für die Schule. 
Wenn wir diesen Grundsatz gehen, ich weiß, es 
trifft manche hart, aber es ist besser, eine Schule 
mit allen Vorteilen zu haben als irgendwo eine da-
hinvegetierende Schule und dort werden Menschen 
ausgebildet. 

Nun zu unseren gewerblichen Berufsschulen. 
19 Berufsschulen, 20.000 Schüler. Unser Berufs-
schulsystem ist gut, nur – und liebe Frau Kollegin 
Hinterholzer – die Wirtschaft bräuchte mehr Fach-
arbeiter. Das heißt, die Wirtschaft müsste mehr 
Lehrlinge aufnehmen. Und ich sage nur ein Bei-
spiel. (Abg. Hinterholzer: Das tut sie auch!) 
Das tut sie eben nicht, Frau Kollegin! (Abg. Hinter-
holzer: Ich sag‘ dir dann die Zahlen!) 

Ich sag‘ dir dann ein zweites Beispiel. Die EVN 
hat die Lehrwerkstätte zugesperrt. Und wenn sie 
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jetzt irgendwo einen Elektriker braucht, nimmt sie 
einem Kleinen, der ausgebildet hat, den weg. Das 
heißt, die EVN hätte sich die Lehrlingswerkstätte 
leisten können. Und ich habe bei mir im Bezirk ei-
nen Betrieb in der Stadt, der sofort zehn Dreher 
aufnehmen würde. Er findet sie nicht, weil es sie 
nicht mehr gibt, weil nicht ausgebildet wird. (Abg. 
Hinterholzer: Und wie viele hat der Betrieb ausge-
bildet?) 
Er bildet sechs aus momentan. Er bildet aus. Nur, 
die anderen bilden nicht aus. Das heißt, er hat das 
Problem, dass die Wirtschaft die Hände aufhält: 
Wenn es eine Förderung gibt wird ausgebildet, 
wenn es keine Förderung gibt wird nicht ausgebil-
det. Und das ist das Problem der Wirtschaft. Sie 
bildet nicht aus, sie braucht aber Facharbeiter. Und 
dort muss man einmal umdenken. 

Nun, meine Damen und Herren, unsere Be-
rufsschulen sind so gut, dass auch aus anderen 
Bundesländern Schüler aufgenommen werden, ob 
aus der Steiermark, ob aus Vorarlberg. Es sind 
wohl kleinere Berufsgruppen, aber wir bilden für 
Gesamtösterreich aus. Und Kollege Erber hat das 
auch schon angeführt, dass ein 50 Millionen Euro-
Ausbauprogramm beschlossen wurde. 

Nun, meine sehr geschätzten Damen und Her-
ren, was sich da so hinter den Kulissen abgespielt 
hat, wo auch die Frau Kollegin Hinterholzer ihre 
Finger dabei gehabt hat bei der Berufsschule in 
Amstetten, das wäre eines asiatischen Bazars wür-
dig gewesen, aber sicher nicht dem Land Nieder-
österreich. (Abg. Hinterholzer: Hätte der Bürger-
meister gleich ein richtiges Grundstück zusammen-
gebracht!) 
Ja, liebe Frau Kollegin! Wenn die Gemeinde 
Amstetten ein Grundstück zur Verfügung stellt und 
dann kommt der nächste, ich werde billiger, und ich 
werde noch einmal billiger. Liebe Frau Kollegin! 
Das sind Bazarmethoden, die irgendwo im tiefsten 
Osten üblich sind, aber im Land Niederösterreich 
nicht üblich sein sollten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Du warst dabei, du hast die Briefträgerin ge-
spielt! Und der Bürgermeister muss genauso wie 
der Herr Landesrat nach wirtschaftlichen Gedanken 
arbeiten, Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und 
Zweckmäßigkeit. Nur wenn ich dann anfange, und 
ich habe hier die Zahlen, dass die Gemeinde 
Amstetten Aufschließungsabgabe 75.000 Euro, 
Kanalanschlussgebühr 90.000 Euro, Anschlussge-
bühr Wasser 30.000 Euro, Anschlussgebühr Strom 
40.000 Euro, Anschlussgebühr Fernwärme 35.000 
Euro, schon nachgelassen hat und beim Grund-
stück auch noch 40 Euro pro Quadratmeter dazu 
zahlt, und dann kommt die Beschwerde, ja mit uns 
hat man ja nicht mehr nachverhandelt, weil die 

Gemeinde Haag hätte das Grundstück auch gratis 
hergegeben, liebe Freunde, das ist tiefster Bazar 
und das ist abzulehnen! (Beifall bei der SPÖ und 
den Grünen.) 

Und ich darf mich an dieser Stelle bei der Frau 
Landeshauptmannstellvertreterin Onodi sehr herz-
lich bedanken, dass sie es geschafft hat, die Lan-
desberufsschule für Schlosser in Amstetten unter-
zubringen, dass sie dort ist wo sie war, auf einem 
guten Standort. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zweiter Präsident Sacher: Nächste Wortmel-
dung Frau Abgeordnete Hinterholzer. Ich erteile ihr 
das Wort. 

Abg. Hinterholzer (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hoher Landtag! 

Lassen Sie mich eingangs, und es ist mir wirk-
lich ein Bedürfnis das festzuhalten, und mittlerweile 
würde ich dem Herrn Kollegen der SPÖ-Fraktion, 
auch dem Herrn Kollegen Weiderbauer wirklich 
empfehlen im Protokoll nachzulesen, denn es ist 
Gottseidank schon da. Und dann werden Sie se-
hen, ich habe niemals, und ich lege Wert darauf, 
niemals behauptet, es gibt in Niederösterreich 
keine Jugendarbeitslosigkeit! Jugendarbeitslosig-
keit ist ein schweres Schicksal. Sie haben es auch 
gerade gesagt. Jugendarbeitslosigkeit ist ein 
schweres Schicksal und jeder von uns hier im 
Raum sollte alles dazu tun, dass junge Menschen, 
die einen Platz in der Gesellschaft suchen ihn auch 
finden. 

Ich habe das als eine absolute Unterstellung, 
lesen Sie es im Protokoll nach, ich habe gesagt, 
und zu dem stehe ich auch: Wir in Niederösterreich 
brauchen keine zusätzliche Lehrlingsoffensive, wir 
haben ein bestehendes, ein gut funktionierendes 
Auffangnetz in dem derzeit 1.053 Jugendliche drin-
nen sind. Und für den Herbst sind bereits wiederum 
1.200 Plätze budgetär vorgesehen. Man wird damit 
das Auslangen finden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn Sie Ihre Unwahrheiten hier noch weiter 
verbreiten, immer wieder dasselbe sagen, sie wer-
den deswegen nicht wahrer. Und es tut mir leid, 
dass der Herr Klubobmann Weninger jetzt nicht da 
ist. Weil eines ist schon ein bisschen bezeichnend 
für einen Klubobmann der SPÖ, der nichts Essen-
zielleres zum Budget zu sagen weiß als einer Ab-
geordneten die Worte im Mund zu verdrehen. 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
ich möchte mich auch mit der Lehrlingsausbildung 
in diesem Land beschäftigen. Und lassen Sie mich 
festhalten, nach wie vor – und das kommt vielleicht 
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manchmal in den Medienberichten nicht so ganz 
‘rüber – die gewerbliche Lehre ist nach wie vor die 
größte und bedeutendste berufliche Ausbildungs-
schiene für Jugendliche. Insgesamt waren mit dem 
Stichtag 31. Dezember 2003 über 18.000 Lehrlinge 
in über 5.700 Lehrbetrieben in Niederösterreich 
beschäftigt. Ich gebe zu, das ist im Vergleich Ende 
2003, Ende 2002 ein Rückgang von rund 2,9 Pro-
zent. Das hängt damit zusammen – und Herr Kol-
lege Kautz hat es angesprochen – es gibt da 
durchwegs mehrere Parallelstrukturen, zusätzliche 
Angebote bei den berufsbildenden höheren Schu-
len, aber es gibt auch strukturelle Veränderungen in 
einzelnen Branchen, und, das ist nicht wegzuleug-
nen, es gibt auch Auswirkungen der Konjunktur-
schwäche. 

Und ich sage Ihnen, das ist so. Das ist nicht 
wegzuleugnen und jeder verantwortungsvolle Lehr-
ausbilder weiß, Lehrlingsausbildung kostet Geld. 
Auch wenn es da bestimmte Vergünstigungen wie 
die Lehrlingsprämie gegeben hat. Wer Lehrlings-
ausbildung ernst nimmt, muss Zeit dafür aufwen-
den. Das kostet einem Betrieb Geld. 

Aber meine Damen und Herren, ich werde 
nicht müde, auch in Unternehmerkreisen immer 
wieder zu sagen: Die Lehrlinge von heute, das sind 
die Facharbeiter von morgen. Und jeder Unterneh-
mer, der zu mir sagt, er hat zu wenig Fachleute, der 
bekommt sofort als nächste Frage, Herr Kollege 
Kautz, wie viele Lehrlinge bildest du aus? Es kann 
nicht sein, das Problem immer auf die anderen 
abzuwälzen. Da ist es schon notwendig, zuerst an 
die eigene Brust zu klopfen. 

Und vor dem Hintergrund der demografischen 
Entwicklung, die Schulabgänger werden ab dem 
Jahr 2007 drastisch zurückgehen und da wird es 
ganz einfach notwendig sein, um den Facharbeiter-
pool dann auch in den Betrieben entsprechend zu 
erhalten, jetzt auszubilden. Ich glaube, das muss 
man den Unternehmen wirklich sehr, sehr deutlich 
sagen. 

Es gibt jetzt in den einzelnen Wunschberufen 
durchaus Probleme, einen Lehrplatz zu finden. Es 
gibt andere Bereiche, ich denke an Dachdecker, ich 
denke an Fleischhauer. Die haben große Probleme, 
Lehrlinge zu bekommen. Vielfach hört man aber 
auch bei den Unternehmern, und mittlerweile ist 
das auch in einer Studie der Wirtschaftskammer 
Österreich festgehalten, jeder zweite Lehrbetrieb 
beklagt auch, dass er Schwierigkeiten hat, geeig-
nete, gute Lehrlinge zu finden. Und die Unterneh-
mer beklagen auch, dass sie Defizite bei den Lehr-
anfängern, vor allem im schriftlichen, im mündli-
chen Ausdruck, aber auch bei den Grundrech-

nungsarten sehen. Das mag sicherlich damit auch 
zusammenhängen, dass früher ein durchaus zwei-
stelliger Prozentsatz der Jugendlichen als Unaus-
gebildete in das Berufsleben eingestiegen sind. Zur 
Zeit ist dieser Prozentsatz Gottseidank nur mehr 
lediglich drei Prozent. 

Ich glaube, wir sind uns alle darüber einig, die 
Sicherung der Qualifikation und der Kompetenz, 
das ist ganz einfach der Schlüssel der für den Er-
folg der Unternehmen auch in der Zukunft. Und 
wenn heute schon der Zukunftsdialog der Schulen 
von St. Johann angesprochen wurde, dann ist es 
zu begrüßen, dass Leistungsstandards für die 4. 
und 8. Schulstufen festgeschrieben werden, die 
national und zentral überprüfbar sind. 

Ich glaube, Ziel muss es sein, und lassen Sie 
mich das noch einmal in aller Deutlichkeit wieder-
holen: Jeder Jugendliche, der eine Ausbildung ma-
chen will, soll das auch können. Niemand soll ohne 
Zukunft auf der Straße stehen. Daher wird Nieder-
österreich dieses gut funktionierende Lehrlingsauf-
fangnetz auch weiter fortführen. Die Vermittlungs-
quote aus diesem Lehrlingsauffangnetz ist nämlich 
eine sensationell hohe, liegt zwischen 70 und 80 
Prozent. (Beifall bei der ÖVP.) 

Gleichzeitig müssen wir aber auch die Schul-
abgänger auf die breite Vielfalt der Lehrberufe hin-
weisen. Die Wirtschaftskammer Niederösterreich 
hat eine Internetplattform im Wording der 13- bis 
14-Jährigen www.fragjimmy.at, weil ganz einfach 
wir diese Konzentration auf die Wunschberufe auf-
lösen müssen, 61 Prozent der Lehrlinge werden in 
zehn Berufen ausgebildet. 

Es wird da auch an der Kreativität der Unter-
nehmer liegen, ganz einfach auf sich aufmerksam 
zu machen, den Jugendlichen zu sagen, hier, wenn 
du diesen Beruf wählst, dann hast du ganz einfach 
in dieser Region auch Zukunftschancen. 

Seitens der Wirtschaft wird es auch zuständige 
Lehrstellenakquisiteure geben, die vor allem jene 
Betriebe ansprechen, die ausgebildet haben und 
sich aus der Ausbildung zurückgezogen haben, um 
vor allem auf diesen demografischen Rückgang der 
Jugendlichen aufmerksam zu machen. 

Aber es gibt eine sehr bedauernswerte 
Gruppe. Nämlich das ist die Gruppe der Jugendli-
chen mit Handicaps. Auch jene müssen eine Mög-
lichkeit haben. Da gibt es jetzt die integrative Lehre, 
die geschaffen wurde, und es gibt zusätzlich auch 
im Internet gemeinsam vom Land Niederösterreich, 
AMS, Bundessozialamt, Arbeiterkammer eine 
Suchmaschine, wo man eben diese entsprechen-
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den Stellen finden kann um zu einer Lehrlingsaus-
bildung zu kommen. 

Ich glaube, gefragt sind sicherlich auch Ent-
wicklungen wie ein modulares Ausbildungssystem 
um ganz einfach den neuen Berufsbildern gerecht 
zu werden. Aber auch ein durchlässiges System. 
Von der Lehre bis hin zur Meisterprüfung bis zur 
Berufsreifeprüfung, die dann auch einen Zugang zu 
Universitäten, zu Fachhochschulen ermöglicht.  

Denn, meine Damen und Herren, zum Ab-
schluss: Das Humankapital, und darüber müssen 
wir uns klar sein, und das weiß die Wirtschaft auch, 
gut ausgebildete motivierte Mitarbeiter das ist die 
wichtigste Säule eines Betriebes. Und Niederöster-
reich und Österreich kann in einem erweiterten 
Europa nicht in einem Kostenwettbewerb, sondern 
nur in einem Qualitätswettbewerb bestehen. Und 
dazu brauchen wir ganz einfach qualifizierte, gut 
ausgebildete Mitarbeiter. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Sacher: Das Wort erteile 
ich als nächstem Redner Herrn Abgeordneten Mag. 
Heuras. 

Abg. Mag. Heuras (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Geschätzte Frau Landeshaupt-
mannstellvertreterin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! 

Zunächst einmal ganz kurz zurück zum Kolle-
gen Cerwenka. Herr Kollege Cerwenka, du wirfst 
mir vor, populistisch zu sein, nicht objektiv zu sein. 
Nur, du hast zum Beispiel gesagt, diese Reform-
kommission hätten wir nicht gebraucht. (Abg. 
Cerwenka: Das habe ich nicht gesagt!) 
Ja, das hast du gesagt. Du hast wörtlich gesagt, 
ohne Kommission hätten wir auf das auch kommen 
können. (Abg. Cerwenka: Das habe ich gesagt 
beim dritten Punkt! Ich weiß was ich gesagt habe!) 
Und du hast gesagt, Bildungsstandards, Leistungs-
beurteilung, Leiterqualifizierungen hast du gesagt, 
dazu hätten wir die Kommission nicht gebraucht. 
Mit anderen Worten: Ihr wisst das alles schon so 
lang aber ihr sagt uns alles nicht. 

Entschuldigung! Die Kommission hat doch ei-
nen Sinn gehabt. Also jetzt auch noch die Kommis-
sion in Frage zu stellen ... Herr Kollege Cerwenka, 
machen wir Folgendes: Populismus jemandem 
vorzuwerfen und dann so zu agieren und Bildungs-
freiheit, bitte, Herr Kollege! Bildungsfreiheit. Also 
warum du hier die Bildungsfreiheit in Zweifel ziehst 
und uns unterstellst dass wir die Bildungsfreiheit 
abschaffen, also das ist schon sehr gewagt. (Abg. 
Cerwenka: Ich habe gesagt, viele Teile sind schon 
privatisiert!) 

Das ist schon sehr gewagt wie weit du hier ge-
gangen bist. Darf ich dir vielleicht auch eine pole-
mische Frage stellen. Aber du provozierst mich ein 
bisschen dazu. Warum besuchen so viele Kinder 
von euren Spitzenpolitikern und Funktionären Pri-
vatschulen wo man bezahlen muss? Warum tun 
das so viele? (Abg. Cerwenka: Gibt’s das bei euch 
nicht?) 
Und da stellst du dich her und sagst, wir brauchen 
die Bildungsfreiheit! (Abg. Dworak: Machen wir eine 
Umfrage!) 

Ja, eigentlich, ich möchte ja eigentlich zu ei-
nem anderen Thema kommen, und zwar ... (Un-
ruhe bei der SPÖ.) 
Ich habe gesagt von euren Spitzenfunktionären im 
Bund und in den anderen Ländern. Und da gibt es 
sehr viele. Das ist bekannt. Gerade im Wiener 
Raum, also ihr wisst das selber, in Wien sehr viele, 
das wisst ihr ganz genau. Aber ich komme zu ei-
nem anderen Thema. (Abg. Weninger: Das ist ein 
Niveau!) 
Entschuldigung! Entschuldige bitte, er unterstellt 
uns wir wollen die Bildungsfreiheit abschaffen? 
(Abg. Weninger: Was kann ich machen, wenn es in 
Mödling nur eine private HAK gibt? Sag mir das! 
Genauso wird dahergequatscht! – LHStv. Prokop: 
Aber darum geht’s ja gar nicht!)) 
Aber ist ja nicht wahr! Ich rede ja von den Privat-
schulen in Wien. (Abg. Weninger: Ich reg mich dort 
auf wo ich will!) 

Herr Klubobmann Weninger, dann bitte reg 
dich auf und melde dich zu Wort. Aber jetzt komme 
ich zu einem anderen Thema, das ist die demogra-
fische Entwicklung in Österreich. Und eine Zukunft, 
wo, glaube ich, hier herinnen jedem klar ist, dass 
immer mehr Menschen alt werden, Gottseidank, auf 
Grund des medizinischen Fortschrittes, und daher 
auch zu betreuen und zu versorgen sein werden. 

Das bedeutet einen steigenden Personalbe-
darf, vor allem im Gesundheitsbereich, darin sind 
wir uns hoffentlich einig. Und die derzeitigen Aus-
bildungsformen werden dem nur mehr sehr müh-
sam gerecht. Auf der anderen Seite haben wir ein 
sehr tolles berufsbildendes höheres Schulwesen, 
die HTLs, die HAKs, die HBLAs, die HLWs, die 
Kindergartenpädagogik und andere Einrichtungen 
mehr, die hervorragend ausbilden und die wir zur 
Verfügung haben. Nur eines ist klar: Die Ausbildung 
hat sich am Markt zu orientieren und nicht der 
Markt an der Ausbildung. 

Und daher wäre es angebracht, dass man in 
diesem höheren berufsbildenden Schulwesen auch 
eine zusätzliche Schiene und ein Standbein für 
Gesundheitsberufe einzuführen versucht. Denn es 
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kommt noch etwas hinzu: Heute entscheidet sich 
ein 14-, 15-Jähriger für seine Schule, für den Beruf, 
zumindest er legt sich fest. Aber erst mit 17 könnte 
er in die Pflegeberufe einsteigen. Und was ist damit 
passiert? Diese Entscheidung nimmt vielen die 
Möglichkeit oder hat viele bereits fixiert und auf 
eine Schiene gestellt wo sie keine Weiche mehr 
suchen. 

Das bedeutet, dass wir viele mit 14 und 15 ver-
lieren im Pflege- und im Gesundheitsbereich, die 
wir dringend bräuchten und die auch Interesse da-
für haben. Nur, wir holen sie zu spät ab. Daher ist 
es mir auch ein Bedürfnis, dass man diese Bil-
dungsmessen intensiviert. Dass man die Jugend 
besser informiert. Daher bin ich auch stolz darauf, 
dass es auch im Mostviertel im November eine 
Bildungsmesse geben wird, wo ich – darauf bin ich 
stolz – auch federführend und maßgebend beteiligt 
war, dass sie im November zustande kommt. 

Und daher sollten wir versuchen, diese Men-
schen, die eine soziale Ader haben, bereits mit 14, 
15 abzuholen und unseren Schulen, den HLWs und 
auch der Kindergartenpädagogik die Chance zu 
geben, auch im Pflegeberuf und im Gesundheits- 
und Sozialberuf eine entsprechende Ausbildung 
anzubieten. Modular. Nach einem Jahr, nach zwei, 
nach drei Jahren eine Qualifikation zu haben, nach 
vier Jahren, nach fünf Jahren, um keine Schulab-
brecher zu produzieren, sondern verschiedene 
Qualitäts- und Qualifizierungsstufen bis hin zur 
Matura. 

Und diese Initiative wurde bereits im Vorjahr 
von Frau Landeshauptmannstellvertreterin Liese 
Prokop und Landesrat Mag. Sobotka in die Hand 
genommen, und an den Bund herangetragen und 
an viele andere Stellen. Das Problem ist nur, zwei 
Ministerien sollten uns dabei unterstützen. Und 
auch die anderen Länder. Daher ist der Bund hier 
aufzufordern und die anderen Bundesländer, bei 
dieser Vorreiterfunktion, die das Land Niederöster-
reich hier erfüllt, uns zu unterstützen und zu helfen. 
Weil wir diese Menschen brauchen und weil es eine 
riesige Chance ist für so manche HLW. Der Stand-
ort muss passen, ist keine Frage. Der Praxisplatz 
muss vorhanden sein, ist auch keine Frage. Und 
das Fachpersonal muss da sein, das ist auch keine 
Frage. Es wäre eine Chance, für so manche HLW 
und für so manche Kindergartenpädagogik um ein 
zweites Standbein im Sozial- und Gesundheitsbe-
reich hier aufzubauen. 

Wir sollten stolz sein darauf, dass Niederöster-
reich Vorreiter ist und versucht hat, auf diese Fra-
gen der Zukunft jetzt schon die richtige Antwort zu 
geben.  

(Dritter Präsident Ing. Penz übernimmt den 
Vorsitz.) 

Ich hoffe auf die entsprechende Unterstützung 
von den anderen Bundesländern und vor allem vom 
Bund und den beiden Ministerien für diesen sehr 
zukunftsweisenden Weg im Sinne unserer zu Pfle-
genden und im Sinne unseres Gesundheitssys-
tems. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt 
Frau Abgeordnete Hinterholzer. 

Abg. Hinterholzer (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Frau Landeshauptmannstellvertreterin! 
Hoher Landtag! 

Ich möchte mich ein zweites Mal zum Thema 
Berufsausbildung, nämlich zu den Krankenpflege-
berufen, zu Wort melden. Kollege Mag. Heuras hat 
ja schon einiges dazu angeführt. Aber ich denke, 
gerade dieser Bereich, das ist ein Zukunftsbereich. 
Auf Grund der demografischen Entwicklung sagt 
uns das Zentrum für Alterswissenschaften und So-
zialpolitik bei der NÖ Landesakademie, dass es 
eine Zunahme der Pflegebedürftigkeit alleine in den 
nächsten 50 Jahren um knapp 50 Prozent geben 
wird. 

Gleichzeitig stehen wir vor der Herausforde-
rung, dass es aufbrechende Familienstrukturen gibt 
und eine zunehmende Berufstätigkeit der Frauen, 
die ja in der Mehrzahl die Pflege von alten und 
kranken Menschen durchführen. In manchen Berei-
chen, glaube ich, kann man Schwierigkeiten am 
Arbeitsmarkt keineswegs beschönigen. Sie sind 
gegeben in allen pädagogischen Berufen. Durch 
den Geburtenrückgang gibt es einfach weniger 
Bedarf an Kindergartenpädagoginnen. Ebenso 
natürlich bei Lehrern in allen Typen und Schulfor-
men. Aber gerade bei der Alten- und Krankenpflege 
ist Bedarf gegeben, sowohl bei den mobilen 
Diensten als auch im stationären Bereich, im Kran-
kenhausbereich, überall ist Bedarf gegeben. Man 
kommt mit dem derzeit vorhandenen ausgebildeten 
Personal gerade über die Runden. Und es sind 
wirklich jetzt Maßnahmen zu treffen, damit wir die-
sen Bedarf der Zukunft auch decken können. 

Für Alten- und Krankenpflegeberufe, ich 
glaube, das muss man zugestehen, ist nicht jeder-
mann geeignet. Er muss schon eine gehörige Por-
tion sozialer Kompetenz mitbringen, Verantwor-
tungsgefühl, Zuverlässigkeit, Aufgeschlossenheit 
für menschliche und soziale Probleme. Ein ordentli-
ches Maß an Einfühlungsvermögen, aber auch an 
Kontakt- und Teamfähigkeit. 
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Die Belastbarkeit muss ebenso gegeben sein 
in psychischer und physischer Hinsicht. Wenn man 
diese Voraussetzungen allerdings mitbringt, dann 
kann man im Berufsleben sehr erfolgreich sein und 
durchaus ein erfülltes Berufsleben vorfinden. 

In Zukunft, das hat Kollege Mag. Heuras schon 
angesprochen, werden wir natürlich in den Schul-
abgängern, in den höheren, weiterführenden 
Schulen ein gewisses Potenzial finden. Aber ich 
denke, wir müssen auch die Interessierten am 
zweiten Bildungsweg ansprechen. Beim Wiederein-
stieg nach der Kinderpause. Denn ein Stück Le-
benserfahrung tut gerade in diesem Beruf doch 
sehr gut. Aber auch als Neuorientierung nach einer 
Phase von Arbeitslosigkeit. Aber natürlich auch die 
Möglichkeit der Aufschulung von bereits in der 
Pflege Tätigen. 

Ich glaube, dass mit der Einführung der Impla-
cement-Stiftung Pflege ab dem heurigen Herbst 
bereits ein sehr gutes, ein Instrument gefunden 
wurde, das unmittelbar greifen wird. Denn damit 
wird es vielen Interessierten auch finanziell mög-
lich, nochmals diese Ausbildung zu machen und 
eine Krankenpflegeschule zu besuchen. 

Denn wenn jemand schon einen Haushalt zu 
führen hat, vielleicht eine Familie zu versorgen hat, 
dann war es ja bisher wirklich eine unüberwindbare 
Hürde, da drei Jahre quasi kein Einkommen oder 
nur ein geringes Taschengeld zu haben. Jetzt ist es 
möglich, über die Implacement-Stiftung, dass man 
während dieser Zeit, der Schulzeit und der Praxis-
zeit, auch ein Gehalt aus der Stiftung bezieht. 

Aber natürlich auch, wie Kollege Mag. Heuras 
angesprochen hat, müssen wir mit der Bundes-
ebene ganz einfach schauen, dass erstens Kran-
ken- und Pflegeberufe in das Regelschulwesen 
aufgenommen werden. Dass dies Lücke, die da 
entsteht durch die vorgeschriebene Altersgrenze 
von 17 Jahren, dass uns die Interessierten da nicht 
abhanden kommen. Sondern dass es eben in ei-
nem durchgängigen System, in einem modularen 
System jungen Menschen schon von der Pflicht-
schule weg möglich ist, einen Krankenpflegeberuf 
zu erlernen. 

Gerade die HLWs und ehrlich gesagt, gerade 
in diesem Bereich, die sind sehr viele im wirtschaft-
lichen und im technischen Bereich spezialisiert, 
viele auf Büroberufe ausgebildet und da gibt’s zu-
gegebenermaßen einen Engpass an entsprechen-
den Stellen, wenn da gerade in den Schulen auch 
die Möglichkeit der Ausbildung von Pflegeberufen 
eingeführt wird, dann wird es sicherlich Absolven-

ten geben, die sich für diesen Bereich interessie-
ren. 

Abschließend möchte ich noch festhalten: 
Pflegeberufe sind Berufe mit Zukunft. Einerseits 
gibt es dringenden Bedarf, andererseits große 
Chancen für junge Menschen für ein erfülltes Be-
rufsleben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt 
Frau Abgeordnete Lembacher. 

Abg. Lembacher (ÖVP): Herr Präsident! Frau 
Landeshauptmannstellvertreterin! Verehrte Frau 
Landesrat! Meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen! 

In der Gruppe 2, Unterricht, Erziehung, Sport 
und Wissenschaft nimmt auch die Kinderbetreuung 
einen wichtigen Stellenwert ein. Und wir haben 
heuer im Jahr 2004 das internationale Jahr der 
Familie. Verschiedene Arbeitskreise beschäftigen 
sich auch mit dem Thema. Und ein sehr wichtiger 
Bereich ist auch die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. Gerade wir von der Österreichischen Volks-
partei haben uns immer wieder auch für eine Wahl-
freiheit ausgesprochen, dass eben jede Familie, 
jeder Elternteil selber entscheiden kann, wie die 
Kinder betreut werden. Aber nicht nur das Jahr 
2004, das internationale Jahr der Familien tut sehr 
viel für die Familien, sondern auch wir im Budget 
für das Jahr 2005 haben wir wieder zum Familien-
jahr bestellt. 

Erneut werden die Mittel für die Familien er-
höht. Neben rund 105 Millionen Euro für die 
Betreuung im Kindergarten werden 10 Millionen 
Euro für die vielfältigen Möglichkeiten der Tages-
betreuung aufgewandt. Insgesamt haben sich die 
Mittel der außerfamiliären Kinderbetreuung in den 
letzten 10 Jahren verdreizehnfacht. Eine großartige 
Leistung auch im Budget. Konkret steigen die 
Förderungen, die Elternförderung bei Tages-
müttern, Tagesbetreuungseinrichtungen an Horten 
um mehr als 250.000 Euro auf insgesamt 5,6 Mil-
lionen Euro. Über die sogenannte Objektförderung 
der Tagesbetreuungseinrichtungen und Horte wer-
den weitere 4,9 Millionen Euro für die Kinderbe-
treuung bereitgestellt. Fast 17.000 Kinder profi-
tieren von dieser Förderung im Jahr 2005. Uns ist 
es eben wichtig, wie gesagt, neben dem Kinder-
garten auch optimale Möglichkeiten der Kinderbe-
treuung anzubieten.  

Eine sehr gute Betreuung ist auch die Betreu-
ung durch die Tagesmütter. Und Experten bestäti-
gen uns, dass diese Form der Kinderbetreuung 
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neben der Familie die beste Form immer wieder 
auch ist. 

Gerade bei den Tagesmüttern ist Niederöster-
reich nicht nur österreichweit, sondern sogar euro-
paweit führend. So gibt es in Niederösterreich 
5.412 Kinder die von 1.395 Tagesmüttern betreut 
werden. Das ist eine enorme Steigerung. Wir haben 
auch das Projekt Tagesmütter bei den Bäuerinnen 
angeboten. Es hat auch da eine Schulung gege-
ben. Da besteht auch die Möglichkeit, dass Kinder 
am Bauernhof betreut werden, so auch die Land-
wirtschaft kennen lernen und auf der anderen Seite 
ist es eine Möglichkeit, auch Erwerbstätigkeit im 
ländlichen Raum zu schaffen. 

Wir haben also auch Kinderbetreuungsein-
richtungen geschaffen. Derzeit gibt es 119 Einrich-
tungen, 1999 waren es 82. Und die Anzahl der dort 
betreuten Kinder hat sich von 1.544 auf 2.192 Kin-
der erhöht. Ebenso hat sich die Zahl der Horte er-
höht von 201, derzeit sind es 201 Horte und im Jahr 
1995 waren es 75. Und die Anzahl der dort betreu-
ten Kinder ist von Jahr 1995 von 2.500 Kinder auf 
6.925 Kinder angestiegen. 

Und was ganz besonders wichtig ist, wir haben 
natürlich auch für diese Betreuungsformen auch 
eine Förderung, einen Zuschuss und eine Unter-
stützung. Und was uns ganz besonders wichtig ist, 
es wird ganz besonders auf das Einkommen der 
Familien gerechnet. Wir im Land Niederösterreich 
geben diese Fördersätze nach dem gewichteten 
Pro-Kopf-Einkommen. Das heißt, je nach Anzahl 
der Familienmitglieder und je nach Anzahl des Ein-
kommens wird diese Förderung auch ausbezahlt. 

Wir können stolz darauf sein, dass wir ein be-
darfsorientiertes und sozial gestaffeltes Kinder-
betreuungsangebot haben. Das wird regelmäßig in 
Übereinstimmung mit dem Land, den Gemeinden 
und den Eltern vor Ort abgestimmt. Eine derartige 
Bedarfserhebung ist auch im NÖ Kinderbetreu-
ungsgesetz festgeschrieben. 

Unser Ziel ist es, dass jeder, der eine Kinder-
betreuung braucht, sie auch bekommt. Und es ist 
unser Ziel, diese Betreuungsmöglichkeiten ständig 
zu verbessern und auszubauen. Dass dieses Ziel 
verwirklicht wird zeigen alleine die Steigerungen 
der Ausgaben für die Kinderbetreuung in den letz-
ten 10 Jahren. Haben wir 1993 seitens des Landes 
0,71 Millionen Euro für die außerfamiliäre Betreu-
ung aufgewendet, so waren es 2002 bereits 9,5 
Millionen und jetzt bereits 9,64 Millionen Euro. Also 
eine gewaltige Steigerung. Und das ist wesentlich 
mehr, also wie ich schon gesagt habe, eine 
Verdreizehnfachung des Landesaufwandes. 

Frau Landesrätin Mikl-Leitner hat aber auch in 
Auftrag gegeben eine Studie, dass das Modul-
System für die Kinderbetreuung in Niederösterreich 
ausgearbeitet wird. Und das, glaube ich, ist ganz 
entscheidend und wichtig. Wie ich schon gesagt 
habe, jede Familie soll diese Kinderbetreuung er-
halten die sie braucht. Es wurden Arbeitsgruppen 
eingesetzt um verschiedene Module auszuarbeiten. 

Bei einem Arbeitskreis im Ministerium wurde 
auch hervorgestrichen, dass gerade die Informa-
tion, was die Kinderbetreuungseinrichtungen be-
trifft, den Eltern oft sehr, sehr schwer zugänglich ist. 
Wir in Niederösterreich haben also auch eine Fami-
lienhotline. Und wir haben unter der Nummer 
www.kinderbetreuung.at, das Family Business ins 
Leben gerufen hat, die Möglichkeiten, wenn jemand 
eine Kinderbetreuung braucht, braucht er nur den 
Gemeindenamen eingeben und er hat sofort diese 
Angebote in den einzelnen Gemeinden und kann 
sich diese Kinderbetreuung aussuchen die er 
braucht. 

Und weil der Kollege Mag. Ram, er ist mo-
mentan nicht da, das ist eine langjährige Forderung 
dieses Gutscheins, Betreuungsgutscheins oder 
Kindergartengutscheines der FPÖ, kann ich ihm 
nur dazu sagen: Wir haben in Niederösterreich den 
kostenlosen Kindergarten. Wir haben auch die 
Möglichkeiten, sage ich einmal, der Tagesmütter. 
Wir haben die mobilen Mamis, wir haben die Flying 
Nannies. Wir haben also verschiedene Angebote. 
Und es gibt also je nach Einkommen der Familien 
gestaffelt auch die Möglichkeiten, einen Zuschuss 
für diese Tagesbetreuung zu bekommen. 

Wir haben aber auch, weil uns bewusst war, 
dass gerade die Situation der unter Dreijährigen 
und der Volksschulkinder oft so ist, dass diese ein 
Betreuungsangebot brauchen, diesen Kindergarten 
für Zweieinhalbjährige einmal als Modellprojekt ins 
Leben gerufen und auch die Aktion Nachmittags-
betreuung an den Volksschulen. 

Es bekommt jede Gemeinde, die diese Nach-
mittagsbetreuung ins Leben ruft, 10.000 Euro zur 
Verfügung gestellt. Voraussetzung ist, dass eben 
sich 15 Kinder für diese Nachmittagsbetreuung 
angemeldet haben. Und es gibt schon Gemeinden, 
wo diese Betreuung in den Volksschulen stattfindet. 
Einige sind noch in Prüfung. Und manche Gemein-
den, die eben keine 15 Kinder erreichen, können 
diese Nachmittagsbetreuung auch in den Kinder-
gärten anbieten. Und das passiert auch in einigen 
Gemeinden.  

Man kann also durchaus sagen, dass das 
Budget 2005, gerade was die Kinderbetreuung der 

http://www.kinderbetreuung.at/
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Kleinkinder und der Volksschulkinder betrifft, sehr, 
sehr gute Ansätze aufweist. Und es wird sicher an 
uns liegen, dieses Budget, diesen Rahmen auch 
umzusetzen, damit unsere Familien, unsere Kinder 
die bestmögliche Betreuung auch in Zukunft erhal-
ten können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt 
Frau Abgeordnete Kadenbach. 

Abg. Kadenbach (SPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Frau Landeshauptmannstellvertreterin! 
Frau Landesrätin! Wertes Hohes Haus! 

Zum Ersten freut es mich auf der einen Seite, 
auf der anderen Seite tut’s mir leid, wenn man se-
herische Qualitäten hat. Weil als wir als Sozialde-
mokratie schon einige Male in diesem Haus davon 
gesprochen haben, dass die fürchterliche Politik 
dieser schwarz-blauen Bundesregierung das Land 
Niederösterreich und die Gemeinden extrem be-
lastet, ist uns immer vorgeworfen worden, wir spre-
chen zum falschen Thema in diesem Hohen Haus. 
Das heute vorgelegte Budget zeigt leider mehr als 
klar, dass wir schon vor langer Zeit warnend die 
Stimme erhoben haben. Dass wir von Ihnen, ich 
sage jetzt einmal vorsätzlich, ignoriert wurden. 
Auch vom Herrn Landeshauptmann, den wir einige 
Male ersucht haben, bei seinen Parteifreunden in 
der Bundesregierung vorstellig zu werden, um für 
Niederösterreich eine andere Situation in Budget-
fragen auszuverhandeln. Das ist offenbar nicht 
gelungen. Und wir haben heute die doch etwas 
unerfreuliche Rechnung in Form dieses Budgetvor-
anschlages präsentiert bekommen. Und das 
Schlimme daran ist, dass wenige von uns, glaube 
ich, heute davon ausgehen, dass das, was wir da 
heute beschließen werden, in dieser Form auch so 
halten wird. Es wird weitere Kürzungen geben. Und 
das wird sich dahingehend ... (Abg. Dr. Prober: Das 
ist Panikmache, Frau Kollegin! Abg. Hiller: Aber 
kein Grund zur Untergangsstimmung!) 
Nein, das ist genau das, was es nicht ist. Das ist 
nämlich realistisches Betrachten der Situation und 
nicht ununterbrochen Kopf in den Sand stecken, 
wie Sie das seit Jahren betreiben. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Wir haben gesagt, es fehlt das Geld für das 
Land, es fehlt Geld für die Gemeinden. Das war 
immer Panikmache, das war immer Nestbe-
schmutzung. Das ist es nicht. Wir schauen uns das 
Budget an, wir werden es mitbeschließen, weil das 
noch das Beste ist was man in der Situation draus 
machen kann. Aber wir sind leider davon über-
zeugt, dass es auch diesmal nicht halten wird. 

Ich habe jetzt einen Zettel, weil ich etwas ab-
lese: Geburtenrate ist katastrophal. Im Durchschnitt 
– und dieser kleine Streifen am Horizont, den wir 
über die ersten vier Monate heute präsentiert be-
kommen haben, glaube ich nicht, dass es die Situ-
ation nachhaltig ändert. Im Durchschnitt bringt in 
Österreich jede Frau 1,3 Kinder zur Welt. Zwei Pro-
zent wären ideal. Die Folge: Die Österreicher ver-
greisen und das Wirtschaftswachstum geht zurück. 
(Abg. Lembacher: Das wissen wir aber schon 10 
Jahre!) 

Ursachen sind schlechte Kinderbetreuungs-
möglichkeiten am Nachmittag und nach dem Mut-
terschutz, hohe Wohnungskosten, schwieriger 
Wiedereinstieg in das Berufsleben nach einer 
Schwangerschaft und teure Kindergärten. Ursache 
ist aber auch die fixe Idee, Mütter oder Väter 
müssten zu Hause bleiben und die Kinder selbst 
betreuen. In Niederösterreich ist zwar der Kinder-
garten gratis, aber nur am Vormittag. Kinder bis 
drei Jahre finden kaum Betreuung. Ergebnis: Es 
gibt immer weniger Kinder. Und junge Österreicher 
und die, die es noch gibt, haben immer weniger 
Kinder. Das haben nicht wir erfunden, sondern das 
ist zu finden auf der Homepage der Pfarrgemeinde 
Pressbaum. Also gibt’s außerhalb der Sozialdemo-
kratie offenbar auch noch Menschen, die diese Si-
tuation als nicht ganz erfreulich empfinden. 

Die Kinderfreundlichkeit einer Gesellschaft und 
die bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
misst sich am Angebot der Kinderbetreuung. Im 
Bereich der Kinderbetreuung ist ein flexibles Ange-
bot noch lange nicht erreicht. Wir sprechen noch 
immer von so banalen Dingen wie Problemen bei 
der längeren Öffnungszeit und von der Betreuung 
auch in den Sommermonaten. Erst wenn das Kind 
gut betreut und gut aufgehoben ist, können Mutter 
und Vater ohne schlechtes Gewissen arbeiten. 

Alle internationalen Studien zeigen, dass ein 
innerer Zusammenhang besteht zwischen dem 
Angebot, heißt Infrastruktur, an Kinderbetreuungs-
plätzen und der Bereitschaft, Kinder zu haben. Das 
heißt zweierlei. Wir brauchen nach wie vor ein bes-
seres und flexibleres Angebot an Kinderbetreuung 
und die Kosten für die Kinderbetreuung müssen für 
einen Haushalt mit Kindern kalkulierbar sein. Ent-
nommen der Homepage der ÖVP, aktuelle Frage 
Kinderbetreuung. (Abg. Lembacher: Da ist eh 
nichts dagegen zu sagen!) 
Ist nichts dagegen zu sagen. Was wir heute hören 
ist, dass alles perfekt und alles bestens ist. Und 
was wir aufzeigen wollen, dass es ein sehr großes 
Verbesserungspotenzial gibt und dass manches  
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davon leichter zu lösen wäre wenn wir nicht immer 
wieder vor der Realität die Augen verschließen 
würden. (Beifall bei der SPÖ.) 

So wurde von Landesrätin Kranzl vor einigen 
Jahren die Initiative zur Alterserweiterung in den 
Kindergärten gestartet. Und dazu gab es nun im 
Jahr 2003 eine Evaluierung dieser Alterserweite-
rung mit mehr als 3.000 Fragebögen mit einer im-
merhin Retoura von 18 Prozent, das bei solchen 
Fragebögen bei Eltern ein relativ respektabler Wert 
ist, daher auch aussagekräftige Antworten zulässt. 

Die Eltern meinten, dass die Erweiterung in 
Richtung unter Dreijährige eine größere Bedeutung 
hat als diese über Sechsjährige. Zwei Drittel der 
Kinder verbringen vier bis sechs Stunden im Kin-
dergarten. Das sind jetzt überall keine Kommentare 
von mir dabei, sondern das sind Auszüge aus der 
Studie. Entlastung tritt für 95 Prozent der Eltern 
aber erst ein, wenn unter Dreijährige mehr als 
sechs Stunden im Kindergarten bleiben können. Im 
Allgemeinen konstatieren die Eltern eine hohe Zu-
friedenheit mit der Betreuung. 

Zu den Öffnungszeiten sei gesagt, dass zwei 
Drittel der Kinder vier bis sechs Stunden im Kinder-
garten verbringen, drei Viertel sehen die Öffnungs-
zeiten als positiv. Hinweise gibt es auf die Prob-
leme mit dem Zeitmanagement der Eltern. Resü-
mee der Studienautoren: Ein Drittel der Eltern 
würde ihr Kind auch bei unter zweieinhalb Jahren 
gerne in den Kindergarten geben. Resümee der 
Studienautoren: Verbesserung der Öffnungszeiten 
wäre wünschenswert. 

Bei den Kindergärtnerinnen bei einem Rücklauf 
von 85 Prozent sprechen sie sich ebenfalls für eine 
Erweiterung für die unter Dreijährigen mehr als für 
die über Sechsjährigen aus. Die Eltern sind mit 
dem Modell zu 84 Prozent zufrieden. Die Arbeits-
situation hat sich bei 50 Prozent der Kindergärtne-
rinnen geändert, aber sie kommen gut damit zu-
recht. 

Die Kindergartenerhalter, Rücklauf 70 Prozent, 
sind der Meinung, die Kostenfrage der Alterser-
weiterung sei vernachlässigbar und das Bewilli-
gungsverfahren wird allgemein als sehr positiv be-
trachtet. 94 Prozent sind damit sehr zufrieden oder 
zufrieden. Und zwei Drittel haben auf Anfragen der 
Eltern dieser Einrichtung in ihrer Gemeinde bean-
tragt. 

Nun, das sind ganz interessante Zahlen. Die 
Studie spricht also, dass drei Viertel der Eltern die 
Öffnungszeiten positiv sehen. In der Aussendung 
von Frau Landesrätin Mikl-Leitner lesen wir plötz-

lich von mehr als 80 Prozent. Wundersame Pro-
zentvermehrung, weil drei Viertel sind immer noch 
nur 75 Prozent. Was mir aber mehr zu denken gibt 
als die leichte Manipulation hier bei der Zufrieden-
heit mit der Öffnungszeit ist der Schlusssatz, der 
dann auch immer wieder getrommelt wurde: Der 
Betreuung der unter Zweieinhalbjährigen wurde 
eine klare Absage erteilt. 70 Prozent der Eltern 
würden das ablehnen. 

Und hier erlauben Zahlen nun einmal auch die 
Dinge von der anderen Seite zu betrachten. Das 
heißt nämlich auch, dass 30 Prozent der Eltern, 
und so wird es auch von den Studienautoren dar-
gestellt, 30 Prozent der Eltern sich die Möglichkeit 
einer Betreuungseinrichtung für unter Zweieinhalb-
jährige wünschen. Wir wünschen uns, dass man 
mit einer derart offenen Betrachtungsweise an die 
Probleme herangeht. Man würde sehr vielen Eltern 
in Niederösterreich die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie erleichtern. Man würde sehr positiv zu einer 
höheren Erwerbsquote bei den Frauen beitragen. 
Dazu werden wir morgen bei Punkt 4 noch kom-
men. 

Und wenn meine Vorrednerin gemeint hat, die 
Kindergarten- und Kinderbetreuungssituation in 
Niederösterreich ist bedarfsgerecht, dann ist das 
eine Aussage, die diese Studie in keinster Weise 
belegt. 

Wo ich mich anschließen kann ist die Informa-
tionspolitik, die im Zusammenhang mit der Kinder-
betreuung in Niederösterreich betrieben wird. Ge-
meinsam mit der Bundespolitik wird unter 
www.kinderbetreuung.at ein sehr umfassender 
Bericht gegeben. Macht aber zum Teil auch fürch-
terliche Zahlen publik. Zum Beispiel, wenn ich die 
Kinderbetreuungseinrichtungen für unter Dreijäh-
rige in Niederösterreich suche, bekomme ich genau 
38 Adressen unter www.kinderbetreuung.at gelie-
fert. In Wien sind es immerhin 254. Ich denke, das 
ist ein dramatischer Unterschied in der Möglichkeit, 
Kinder unter drei Jahren zu betreuen. 

Positiv möchte ich anmerken, die Homepage 
www.familienpass.at, auch hiezu eine sehr infor-
mative Seite, die man sich vielleicht wirklich auch 
als zuständiges Regierungsmitglied das eine oder 
andere Mal genau anschauen sollte und nicht nur 
die positiven Seiten sehen, sondern die Zahlen 
auch von der anderen Seite, von der Bedarfssitua-
tion der Eltern in Niederösterreich betrachten. 

Weiters darf ich noch ergänzen, dass wir, wie 
schon mehrmals, dem Kindergartengutschein der 
FPÖ sicher nicht unsere Zustimmung erteilen kön-
nen. Denn dieser Kindergartengutschein würde 

http://www.kinderbetreuung.at/
http://www.kinderbetreuung.at/
http://www.familienpass.at/
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genau das Gegenteil von dem erreichen, was wir in 
Niederösterreich brauchen. Nämlich wir würden 
einen weiteren Einbruch an institutionellen Kinder-
betreuungseinrichtungen haben und zusätzlich eine 
geringere Möglichkeit für Eltern, Beruf und Familie 
zu vereinbaren. Danke! (Beifall bei der SPÖ.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt 
Frau Abgeordnete Rinke. 

Abg. Rinke (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Frau Landeshauptmannstell-
vertreterin! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Hoher 
Landtag! 

Ich habe die Aufgabe, und eine sehr ange-
nehme Aufgabe, mich mit den Zielen eines Kinder-
gartens auseinander zu setzen zu dieser heutigen 
Budgetrede. Die Betreuung in den NÖ Kindergärten 
ist natürlich die höchste und beste die es in Öster-
reich gibt, das wissen wir. Jeder von uns, der als 
Politiker, als Gemeindepolitiker oder privat schon in 
einem NÖ Kindergarten zu Besuch war oder selbst 
ein Kind hingegeben hat, kommt meistens mit sehr 
strahlenden Augen und einem lachenden Gesicht 
wieder aus diesem Kindergarten heraus. Denn 
nichts ist erfreulicher als wenn Kinder fröhlich mit-
einander spielen und eine gute Betreuung haben. 
Und man weiß, dass sie sicher in einem guten Hort 
aufgehoben sind. 

Dieses niederösterreichische Phänomen dieser 
hervorragenden Kinderbetreuung wird eben auch 
dieser Studie, die Frau Kollegin Kadenbach gerade 
vorgetragen hat, positiv bewertet. Gleichzeitig 
möchte ich aber auch sagen, der Antrag, den Herr 
Landtagsabgeordneter Mag. Ram gestellt hat, 
diese Resolution, kann ich eigentlich nicht verste-
hen. Denn wir wissen dass der Kindergarten vor-
mittags unentgeltlich ist, die Bildungszeit hier statt-
findet und am Nachmittag eben ein Beitrag zu leis-
ten ist, der sozial gestaffelt ist, je nach Einkom-
menslage. Und der auch in den Gemeinden, in 
vielen Gemeinden noch zusätzlich unterstützt wird. 

Ich war unlängst in einem Kindergarten im 
Hinblick eben darauf, dass ich heute darüber spre-
chen darf. Es war ein offener Kindergarten. Einer 
der vielen Kindergartenversuche, die es in Nieder-
österreich gibt. Ich frug die Kindergärtnerin, die 
Leiterin des Kindergartens, was so Kindergarten-
pädagogik für sie oder für uns bedeuten soll. Sie 
meinte: Eigenständiges Entscheiden des Kindes, 
wo, mit wem, wie lange und womit es aktiv tätig 
sein will. Sicherheit durch gemeinsam festgelegte 
Regeln im ganzen Haus. Vermittlung eines Ord-
nungs- und Orientierungsrahmens, Erwerb von 
Selbst-, Sozial- und Sachkompetenz, sorgfältig 

vorbereitete Umgebung, gegenseitige Wertschät-
zung und respektvoller Umgang, Integration leben, 
voneinander lernen. Jeder ist willkommen, Men-
schen mit besonderen Bedürfnissen, Menschen 
aus anderen Kulturen. Feste und gemeinsames 
Feiern zu Förderung des Zusammengehörigkeits-
gefühls, sorgfältig vorbereitete Bedürfnisse und 
Befriedigkeiten des Kindes stehen im Mittelpunkt. 

Es klingt so wunderbar, als ob ich irgendwo in 
einem Managementkurs gewesen wäre, so klingt 
das für mich in einem Kindergarten. So werden die 
Kinder eben auf das Leben vorbereitet. Ist das nicht 
wundervoll? Und ist es nicht so, dass die Kinder der 
Spiegel der Gesellschaft sind? Und sollten wir, 
ohne dass wir jetzt vielleicht auch Kritikpunkte an-
bringen dürfen, das ist doch okay, Kritik ist okay 
und ist auch produktiv im Leben, aber sollten wir 
nicht ein bisschen mehr das positiv hervorheben 
und nicht nur nörgeln und den Kindern eigentlich 
ein schlechtes Beispiel sein? Das ist meine Frage. 

Jeder Kindergarten hat eben die Aufgabe, die 
Familienerziehung der Kinder in auch alterserwei-
terten Kindergartengruppen zu unterstützen und zu 
ergänzen. Unsere Kinder, das sind 42.000 Kinder 
an der Zahl, werden in 1.077 Kindergärten in 261 
Gruppen betreut, in eingruppigen, zweigruppigen 
und viergruppigen Kindergärten. 2.780 Kindergärt-
nerinnen betreuen mit pädagogischem Einfüh-
lungsvermögen und großem Herz unsere Kinder. 

Wie gesagt, am Vormittag findet ja die Bil-
dungszeit statt. Und die Evaluierung dieses Kinder-
gartenversuches, wo eben 3.000 Fragebogen aus-
gesendet waren und eine sehr hohe Rückfolgerate 
hier zum Tragen kommt, sagt auch, dass die 
Betreuung, die gute Gesprächskultur, die persönli-
chen Kontakte, die die Eltern eben mit den Kinder-
gärtnerinnen haben und auch untereinander haben 
im Kindergarten, in vielen Bereichen zu 43 Prozent 
und öfter als einmal in der Woche als sehr positiv 
empfunden wird. 

Wie auch Frau Abgeordnete Kadenbach schon 
gesagt hat, 90 Prozent haben eine sehr hohe Zu-
friedenheit im Kindergarten. Die Eltern sagen, auch 
bei längerer Betreuung ihrer Kinder im Kindergarten 
wird ihre Zufriedenheit und ihre Zuversicht immer 
größer und immer höher. 

Die Entlastung natürlich, ja, das ist natürlich 
eine Sache, dass in vielen Bereichen einfach zu 
wenig Eltern ihre Kinder am Nachmittag in den 
Kindergarten geben. Und wir wissen ja, dass wenn 
nicht mehr als drei Kinder im Kindergarten, in der 
Gruppe oder im Kindergarten angemeldet sind, hier 
auch keine Kindergartengruppe geführt werden 
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kann. Hier müsste man sich überlegen, ob man 
nicht mit anderen Betreuungsformen zurecht kom-
men kann. Es ist doch für ein Kind nicht sehr lustig 
wenn es einzeln allein am Nachmittag von einer 
Kindergartenbetreuerin oder einer Kindergärtnerin 
betreut wird, denn Kinder möchten doch gerne in 
einer Gruppe sein. Hier ist aber jede Gemeinde 
interessiert, die Kinder auch am Nachmittag best-
möglich zu betreuen. Denn nichts ist besser als 
eine gute Stadt, eine gute Gemeinde, wo gute Kin-
derbetreuung angeboten wird. Denn das ist auch 
eine Ansiedlungspolitik, der man Rechnung tragen 
muss. 

In Ihrem Argument, dass Sie sagten, dass nur 
sehr wenige Eltern, ein Drittel der Eltern bereit wä-
ren, auch Kinder unter drei Jahren in den Kinder-
garten zu geben, das wird sich natürlich mit zu-
nehmendem Angebot in den Kindergärten erhöhen. 
Auch hier folgt eben das Beispiel, hier folgt die 
Mundpropaganda. An sich gibt es in den größeren 
Ballungszentren natürlich die private Kinderbetreu-
ung. Hier wird oft von den Eltern dann auch das 
Kind in dieser privaten Kinderbetreuung letzten 
Endes weiter belassen und auch der finanzielle 
Aufwand ist für die Eltern in diesem Bereich oft 
nicht so hoch. Vor allem auch, weil das Land Nie-
derösterreich diese Kinder auch in diesem Bereich 
unterstützt und die Eltern auch mit finanzieller Un-
terstützung den Kindern die Möglichkeit geben, in 
diesem Kindergarten zu bleiben. 

Ich bitte Sie, wenn Sie in Zukunft mit Kindern in 
den Kindergarten gehen, oder wenn Sie selbst die 
Möglichkeit haben, mit Eltern zu sprechen, auch auf 
diese Aspekte Rücksicht zu nehmen und die Eltern 
nicht zu verunsichern. Denn es kann nur ein gutes 
Miteinander, ein gutes Gesprächsklima unsere 
Kinder für die Zukunft stärken. Herzlichen Dank! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Präsident Sacher. 

Abg. Präs. Sacher (SPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hoher Landtag! 

Ich möchte nunmehr den Bogen vom Kinder-
gartenwesen zum Universitätswesen spannen, was 
etwas abrupt erscheint. Um 18 bis 20 Jahre, wobei 
die Bildung so früh wie nur möglich beginnen sollte. 
Und um diesen Bogen leichter zu bewältigen sei 
mir gestattet, doch noch eine kurze Replik auf die 
laufende Schuldebatte zu machen. 

Einen Replik, die ich nicht vom Präsidenten-
sessel oben machen wollte, sondern hier als einfa-
cher Abgeordneter. Ich weiß schon, dass Land-

tagsdebatten lebendig sein sollen und Zwischen-
rufer und Aufreger eine solche Lebendigkeit brin-
gen. Und wir sind alle keine Mimosen. Und wenn 
der eine manchmal als Panikmacher von jeman-
dem bezeichnet wird und dafür die Antwort Schön-
färber lautet, oder Schlechtreder oder der andere 
Weihrauchstreuer, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, das muss man aushalten in der Politik 
bei solchen Debatten. 

Aber man sollte bitte nicht, und das möchte ich 
jetzt ernst sagen, zu Tatsachenverdrehern werden 
und zu Wortverdrehern. Ich meine, dass der Kol-
lege Cerwenka vorhin eine ganz hervorragende 
Rede zum Schulwesen, vor allem zum Pflicht-
schulwesen in Niederösterreich gehalten hat und in 
Wahrheit allen aus der Seele gesprochen hat. Den 
betroffenen Schülerinnen und Schülern, den Eltern, 
den Lehrerinnen und Lehrern, aber auch der Politik. 
Und dass er trotzdem erleben musste dass er ganz 
gezielt bewusst falsch interpretiert worden ist und 
falsch verstanden worden ist. Wenn ihm vorgewor-
fen wird, er hätte die Bildungsfreiheit in Frage ge-
stellt, sehr geehrte Damen und Herren, dann ist das 
ein ganz bewusstes, absichtliches Falschverstehen. 
Und das möchte ich zurecht rücken. Das war eine 
großartige Aussage zu der wir stehen. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Nunmehr der Sprung zur Wissenschaft. Die 
Donau-Universität Krems ist mein Thema, das ich 
heute in aller Kürze abhandeln kann, weil hier ein 
Erfolgskapitel, das schon sehr oft diskutiert worden 
ist, gerade durch diese markanten Budgeteckpfeiler 
zum Ausdruck kommt. Die Donau-Universität 
Krems wird mit 2,020 Millionen Euro im Jahr 2005 
in etwa das mehr als Vierfache an Budget seitens 
des Landes zur Verfügung gestellt bekommen als 
im laufenden Jahr. 

Wenn man noch dazu betrachtet, dass die 
Landesakademie, die nicht jetzt mein Thema ist, 
mit 2,35 Millionen dotiert ist, dass die NÖ Bildungs-
gesellschaft, die ja die Fachhochschulen zu organi-
sieren, zu betreuen hat, mit 8,6 Millionen Euro do-
tiert ist, dann haben wir hier ein Wissenschaftsbud-
get nur bei diesen drei Säulen von rund 13 Millio-
nen Euro. Das war noch nicht da, und das muss 
man anerkennen und das begrüßen wir auch, sehr 
geehrte Damen und Herren. 

Ich möchte zur Donau-Universität dennoch 
anmerken, dass sie nunmehr anscheinend in allen 
Köpfen drinnen ist. Ich erinnere mich schon noch 
an Zeiten, als in der Gründungsphase von Spit-
zenmandataren, Spitzenbildungspolitikern oder 
Wissenschaftspolitikern auf Bundesebene, vor al-
lem auch vom ÖVP-Couleur, ich sage nur Stichwort 
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Busek als Wissenschaftsminister, damals dieser 
neuen Institution kein langes Leben prophezeit 
worden ist. Und sogar manches getan worden ist, 
um zumindest ihre Entwicklung nicht so zu be-
schleunigen wie das nunmehr Gottseidank gegan-
gen ist. 

Das ist Geschichte. Nunmehr haben wir seit 
wenigen Tagen die Donau-Universität als aner-
kannte öffentliche Universität durch das neue Uni-
versitätsorganisationsgesetz. Und es fand in der 
Vorwoche ein kleiner symbolischer Festakt statt, wo 
eben diese Anerkennung gefeiert worden ist und 
ganz offiziell die Donau-Universität in den Reigen 
der österreichischen Universitäten als 22. einge-
reiht worden ist. 

Ein Detail zum Beispiel: Was die Donau-Uni-
versität immer angestrebt hat ist nun möglich, dass 
sie Professorenberufungen vornehmen kann. Ich 
wiederhole auch, dass die Donau-Universität, weil 
vorher irgendein Redner, ich glaube, es war der 
Kollege Mag. Heuras, gesagt hat, das Unterneh-
men Schule. Ich möchte mich verwehren: Schule ist 
kein Unternehmen! Schule ist ein öffentlicher Auf-
trag und Schule ist für mich kein Wirtschaftsunter-
nehmen und kein Wirtschaftsbetrieb, wo ich die 
Eckdaten mit Bilanzen zu vergleichen habe. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Aber, sehr geehrte Damen und Herren! Bei der 
Donau-Universität gilt es in einem sehr großen 
Maße, weil sie eben eine ganz andere Struktur hat, 
die Donau-Universität hat 70 Prozent Eigenfinan-
zierung. Das kann man natürlich nicht vergleichen 
mit einer normalen Universität oder Hochschule. 
Hier handelt es sich um eine Weiterbildungsuniver-
sität, wo Menschen Seminare, Kurse, Lehrgänge 
belegen, die bereits gut verdienende Menschen 
sind und die von ihren Unternehmen mit zum Teil 
nicht unbeträchtlichen Mitteln ausgestattet werden, 
um eben diese Ausbildung an der ersten Weiterbil-
dungsuniversität Österreichs zu machen. 

Und eben da scheint auch in Zukunft bei die-
sem hohen Grad an Eigenfinanzierung ein gewis-
ses Problem versteckt zu sein. Die Donau-Univer-
sität hat also diesen hohen Grad an Eigenfinanzie-
rung. Und da sind jetzt auch die herkömmlichen 
Universitäten spät aber doch munter geworden. 
Wenn ich nur an die Wirtschaftsuni denke, die be-
ginnen jetzt auch Weiterbildung anzubieten. Etwas, 
wovon sie vor zwei, drei Jahren noch nichts hören 
wollten, wo sie aber durch die großen Erfolge der 
Donau-Universität munter gemacht worden sind. 
Und darin steckt eben, in diesem Detail in Zukunft  

auch ein gewisses Teufelchen, dass diese Eigenfi-
nanzierung auch in Zukunft möglich bleiben wird. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Also diese 
Konkurrenz muss aber die Donau-Universität auch 
in Zukunft bewältigen können. Dass sie das kann, 
dass sie diese Herausforderung meistern wird, 
dazu tragen wir mit diesem Budget bei. Der Cam-
pus Krems, wo auch die Fachhochschule unterge-
bracht sein wird, aber auch andere Institutionen, ist 
tatsächlich derzeit die größte Bildungsbaustelle 
Österreichs. Und hier wird ein Betrag, das muss 
man nochmals unterstreichen, von zwischen 500 
und 600 Millionen verbaut. Das ist also eine unge-
heuer große Summe. Diese große Bildungsbau-
stelle wird bis hin zu den Studentenheimen alles 
bieten und aufweisen was man von einer modernen 
Bildungs- und Wissenschaftscampusstelle erwartet. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Zum Schluss 
möchte ich noch sagen, sie ist auch mit einem per-
sönlichen Schicksal verbunden. Der Mann, der den 
großen Aufstieg der Donau-Universität ganz we-
sentlich mitgestaltet hat, der noch seinerzeit von 
Einem als Wissenschaftsminister berufen worden 
ist, wird demnächst die Donau-Universität wieder 
verlassen. Es ist der derzeitige Präsident Fröhlich, 
der schon klargestellt hat, dass er sich nicht mehr 
bewerben wird um das neu auszuschreibende 
Rektorat, weil er zurückkehren wird an seine Hei-
matuniversität in Flensburg. Ich möchte ihm herzli-
chen Dank sagen, aber auch dem gesamten Team, 
dem Vizepräsidenten Günther und wie sie alle hei-
ßen, Falkenhagen, Vorsitzender des Kuratoriums. 
Das muss hier ganz deutlich gesagt werden. Man 
ist diesen Persönlichkeiten zu großem Dank ver-
pflichtet. 

Was ich noch anfügen möchte, der Dank gilt 
auch dem Kuratorium, das nunmehr sozusagen 
seine Existenz beendet. Die Universität, die Donau-
Universität hat nicht so wie die anderen Universi-
täten eine Organisation, sondern hier war ein maß-
geblich tragendes Element das Kuratorium. Das 
läuft nunmehr aus. Und es wird ein Universitätsrat 
zu bestellen sein. Ich erwarte eine rasche Bestel-
lung. Und ich füge hinzu, ich hoffe auf fachliche 
Kriterien bei dieser Bestellung. Und ich hoffe, dass 
nicht so wie vorgezeigt an anderen Universitäten 
hier leider auch zu sehr parteipolitische Aspekte 
eine Rolle spielen dürfen in Zukunft. Herzlichen 
Dank und viel Glück der Donau-Universität für die 
nächste Zeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt 
Frau Abgeordnete Rinke. 
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Abg. Rinke (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Sehr geehrte 
Damen und Herren des Landtages!  

Lieber Ewald! Wir hätten jetzt im Duett auftre-
ten können, wir zwei, und das hohe Lied der 
Donau-Universität singen. Es ist an sich deinen 
Worten nichts mehr hinzuzufügen. Du hast das so 
schön gesagt. Ich hoffe, es ist auf Tonband aufge-
nommen worden, damit wir es in der Donau-Uni-
versität bei einem Festakt vorspielen können. Ich 
kann das vollinhaltlich nur bestätigen. 

Auch ich möchte mich anschließen, dem Dank 
anschließen an Herrn Präsident Fröhlich, der wirk-
lich diesen historischen Tag am 17. als Meilenstein 
der Geschichte benannte und eben auch die Part-
nerschaft zwischen Land, Bund und der Donau-
Universität und besonders die Zusammenarbeit mit 
der Frau Bundesminister Gehrer in seiner Anspra-
che würdigte. 

Er hat auch in diesem Zusammenhang zum 
Anlass dieses Festaktes auch die 3.000. Studentin 
begrüßt. – Hast mir was lassen, das ist ganz lieb 
von dir. – Ich will ihm wirklich danken für seine ak-
tive Präsidentschaft. Es gelangt ihm mit hoher visi-
onärer gestalterischer nachhaltig wirtschaftlicher 
Umsetzung dieses Pilotprojekt, wie er es nannte, in 
ein mitteleuropäisches Kompetenzzentrum zu füh-
ren. Auch ich möchte meinen Dank an alle Abtei-
lungsvorstände anschließen. 

Gerne möchte ich Ihnen aber doch noch ei-
gentlich ein bisschen einen Input geben, was wird 
in dieser Donau-Universität unterrichtet, und das in 
aller Kürze. Und zwar eine Abteilung Wirtschaft und 
Managementwissenschaft. Die Manager von Mor-
gen müssen nicht nur Unternehmen gewinnorien-
tiert führen, sondern auch Auswirkungen von wirt-
schaftlichem Handeln auf Gesellschaft, Kultur, 
Umwelt und Menschen beachten. Das ist eine Aus-
sage in dieser Abteilung. Dann Telekommunikation, 
Information und Medien. Hier wird nicht nur Infor-
mation produziert, hier wird geforscht auf allen Ge-
bieten. Und die Menschen in diesem Beruf ausge-
bildet mit Informationen umzugehen. Der zuneh-
menden Bedeutung von Information als Produkti-
onsfaktor kann nur mit adäquatem Einsatz neuester 
Telekommunikationstechnologien Rechnung getra-
gen werden. 

Darüber hinaus wird insbesondere die Medien-
kompetenz im beruflichen, privaten und öffentlichen 
politischen Leben noch weiter wachsen und Ein-
fluss nehmen. Auch dem trägt diese Abteilung 
Rechnung. Dann haben wir das Zentrum für euro-
päische Integration. Dieses Zentrum für europäi-

sche Integration zählt mit den Euras und Euro Jus 
Studien seit vielen Jahren zu den europaweit re-
nommiertesten Anbietern postgradualer Masterstu-
dien im Bereich der europäischen Integration sowie 
des Europa- und Wirtschaftsrechtes. 

Dann haben wir die große Abteilung von Dr. 
Falkenhagen für Umwelt und medizinische Wissen-
schaft. Hier sind beinhaltet Zentrum für Bauen und 
Umwelt, Zentrum für biomedizinische Technolo-
gien, Zentrum für interdisziplinäre Zahnheilkunde, 
Zentrum für Management und Qualität im Gesund-
heitswesen, Zentrum für postgraduale Studien der 
Neurowissenschaften, Zentrum für psychosoziale 
Medizin, Zentrum für chinesische Medizin und 
Komplementärmedizin. 

Dann haben wir noch die Abteilung Kulturwis-
senschaften. Zentrum für Bildwissenschaften oben 
in Göttweig, österreichisches Studienzentrum, Zent-
rum für zeitgenössische Musik. Dann haben wir 
einen Bereich interkulturelle Studien. 

So viel an Information. Sollten Sie Lust und 
Laune haben, einmal einen Lehrgang an der 
Donau-Universität zu absolvieren, dann führen wir 
Sie gemeinsam gerne ein. Danke schön für die 
Aufmerksamkeit! (Beifall bei der ÖVP und Abg. 
Präs. Sacher.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Dr. Nasko. 

Abg. Dr. Nasko (SPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Frau Landesrätin! Hoher Landtag! 

Mit der diesjährigen Verleihung des Titels 
Fachhochschule an die Trägergesellschaft St. 
Pölten sind alle drei Hauptstandorte vollwertige 
Fachhochschulen und damit sind von den sieben 
vollwertigen Fachhochschulen Österreichs eben 
drei in Niederösterreich. 

Das Land hat 2005 8,6 Millionen Euro für die 
NÖ BildungsgesmbH für Fachhochschulen- und 
Universitätswesen vorgesehen, wobei im nieder-
österreichischen Rahmenplan rein für das Fach-
hochschulwesen an Förderungen an die drei 
Standorte der Betrag von 3,431.773 Euro bei Be-
setzung aller Studienplätze ausgezahlt werden soll. 
Insgesamt werden in Niederösterreich 18 Studien-
gänge angeboten: 5 in Krems, 9 in Wr. Neustadt 
mit den Außenstellen Tulln und Wieselburg sowie 
der Studiengang „Militärische Führung“, und vier in 
St. Pölten. 

Das heißt aber auch, dass sich die Zahl der 
Studiengänge gegenüber dem Vorjahr nicht verän-
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dert hat. Das Land und die NÖ Bildungsgesellschaft 
sind jedoch bundesweite Vorreiter bei der Um-
wandlung der sogenannten nicht-ärztlichen Ge-
sundheitsberufe. 2001 konnte die Akademie-Aus-
bildung im Sozialarbeitsbereich auf Fachhochschul-
Studiengänge umgewandelt werden. Der Standort 
St. Pölten war damals mit Linz an der Spitze dieser 
zukunftsweisenden Entwicklung. 

Die Fachhochschulausbildung im Sozialar-
beitsbereich hat sich bestens bewährt. Und nun soll 
auch bei den nicht-ärztlichen Gesundheitsberufen 
die Umstellung erfolgen. Grundsätzlich haben Ge-
sundheits- und Bildungsministerium bereits die 
Bereitschaft zu einer Gesetzesänderung bekundet. 

Für die drei genannten Standorte wurden 
Bakkalaureatsstudiengänge mit einem Basisse-
mester und verschiedenen Studienrichtungen erar-
beitet und beim Fachhochschulrat eingereicht. Die 
Finanzierung soll wie jene der derzeitigen Akade-
mien über NÖGUS-Mittel erfolgen und das Land 
hat bereits entsprechende Finanzierungszusagen 
gemacht. 

Bei den Bakkalaureatsstudiengängen für Ge-
sundheitswissenschaften sind für Wr. Neustadt vier, 
für Krems drei und am Standort St. Pölten zwei 
Studienrichtungen vorgesehen. Mit dem Entwurf 
des Fachhochschul-Entwicklungs- und Finanzie-
rungsplans III des Bundesministeriums, der noch 
vor dem Sommer beschlossen werden soll, steht 
fest, dass der Bund zwischen 2005/06 und 2009/10 
jährlich 300 zusätzliche Studienplätze anzubieten 
gedenkt. Damit ist das Rennen der einzelnen Bun-
desländer und Standorte um einen weiteren Aus-
bau und die Beanspruchung von durch den Bund 
geförderte Studienplätze eröffnet. 

Niederösterreich hat bis dato einen Finanzie-
rungsrahmenplan bis 2006. Was jetzt schon bei 
allen drei Standorten bei den Verlängerungsanträ-
gen Finanzierungszusagen bis 2009, also für den 
gesamten Genehmigungszeitraum, nicht zulässt. 
Mit kreativen Lösungen können mit den Trägerge-
sellschaften aber Überbrückungen gefunden wer-
den, die Genehmigungen seitens des Fachhoch-
schulrates erlauben. Ich hoffe, dass es aber gelingt, 
ab Herbst rasch Beschlüsse in der Landesregie-
rung und im Landtag zu fassen, die komplette Fi-
nanzierungszusagen ermöglichen. 

In Hinsicht auf den erwähnten Bundes-Finan-
zierungs- und Entwicklungsplan III ist es aber not-
wendig, auch klare Finanzierungsperspektiven für 
zusätzliche Studiengänge bis 2010 zu bieten. Der 
Bund hat ja klar gemacht, dass er seine Zuschüsse 
pro Studienplatz nicht erhöht und nicht valorisiert. 

Stellen wir so rasch wie möglich die Weichen für 
eine positive Fachhochschulentwicklung und Lan-
desförderung. 

Im Rahmen der sogenannten „CCC-Maßnah-
men“ hat die NÖ Bildungsgesellschaft Förderrichtli-
nien erlassen: 1. Erhöhung der Durchlässigkeit des 
Bildungssystems und 2. Erhöhung des Frauenan-
teils in technischen Studiengängen. 

Den drei Trägergesellschaften stehen dafür 
insgesamt 360.000 Euro zur Verfügung. Bereits im 
Vorjahr habe ich darauf hingewiesen, dass ich die 
Top-Stipendienaktion als einen bedeutenden Fort-
schritt der Studierendenförderung werte. Leider ist 
aber der Betrag mit 1,053.800,- Euro völlig gleich 
geblieben und auch meine Anregung zur Änderung 
in den Richtlinien, die ausschließlich Studienbeihil-
fenbezieher den Genuss der Top-Stipendien er-
möglichen, wurde nicht aufgenommen. 

Wir sollten in Niederösterreich ein Zeichen set-
zen und auch förderungswürdigen Studierenden 
eine Chance geben, die keinen Studienbeihilfenan-
spruch haben. In der Budgetsitzung 2003 konnte 
ich mit meinen Kollegen einen Resolutionsantrag 
zur Förderung des verstärkten Ausbaus von ange-
wandter Forschung an Fachhochschulen und eine 
entsprechende Forschungsförderung durch das 
Land einbringen, den wir über alle Fraktionsgren-
zen hinweg einstimmig angenommen haben. Da 
mir bis jetzt keine Umsetzung und kein Ergebnis 
dieses wichtigen Resolutionsantrages bekannt sind, 
möchte ich die Realisierung einfordern, da sich die 
Wirtschaftssituation in die Lage der Fachhoch-
schulträger nicht verbessert hat und eine zusätzli-
che Forschungsförderung insbesondere erforderlich 
wäre. 

Meine Damen und Herren! Wer nicht forscht, 
verarmt, brachte Hugo Portisch kürzlich im „Format“ 
die Konsequenzen auf den Punkt, die bei mangeln-
der Wissenschaftsförderung drohen. Es geht vor 
allem um die Öffnung aller universitären Institute 
der Wirtschaft gegenüber. Für Forschung und Wis-
senschaft sind an sich im vorliegenden Budget 
23,690.000 Euro ausgewiesen. Das ist gegenüber 
heuer ein Plus von 5,7 Millionen. Die erfreuliche 
Steigerung ist in erster Linie auf eine entspre-
chende Erhöhung der Mittel für die Donau-Univer-
sität Krems zurückzuführen, die heuer, wie wir 
schon gehört haben, sozusagen als vollwertige 
Universität und als staatliche Universität für Weiter-
bildung europaweit Alleinstellungsmerkmal hat. 

Der Forschungsanteil am Landeshaushalt be-
läuft sich somit auf 0,5 Prozent. Österreichweit ist 
der Forschungsanteil am BIP 1,96 Prozent. Öster-
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reich liegt damit keineswegs in Front. Finnland etwa 
gibt 3 Prozent für Forschung aus. Seit Jahren wird 
im Bund von einem Anheben der Forschungsmittel 
auf 2,5 Prozent gesprochen. Wir brauchen also hier 
Taten, meine Damen und Herren, und auch die 
geplante Nationalstiftung für Forschung ist an sich 
längst überfällig. 

Niederösterreich hat mit seinen Technologie-
offensiven an sich richtige Weichen gestellt. Im 
vorliegenden Budget sind mit 7,41 Millionen Euro 
um 140.000 mehr als heuer für Technologieförde-
rung und Kompetenzzentren vorgesehen. In Nie-
derösterreich haben sich vier wichtige technologi-
sche Zentren, sogenannte Technopole herausge-
bildet, von denen ARCS Seibersdorf das derzeit 
umstrukturiert wird, das größte Forschungszentrum 
in Österreich überhaupt ist. 

Im ECO PLUS-Wirtschaftspark und auf der 
CIVITAS NOVA in Wr. Neustadt ist ein wichtiger 
Standort im Bereich Modern Industrial Technolo-
gies, vor allem hinsichtlich elektrochemischer 
Technologie, Tribilogie und Medizintechnik, mit 
dem Technologie- und Forschungszentrum als 
Kernstück. 

In Tulln besteht das Interuniversitäre For-
schungsinstitut für Agrarbiotechnologie und zur Zeit 
laufen vom Land hier mit 600.000 Euro geforderte 
Forschungsaufträge im Bereich Biomasse. 

In Krems wurde der Bio-Science-Park als Zent-
rum für Biomedizin errichtet. Der schaumgebremste 
Pharmakonzern Baxter, der heuer mit 350.000 Euro 
um 150.000 höher veranschlagt ist, dürfte seine 
Produktion erst Anfang 2006 starten. 

Die industrielle Vernetzung des Know-hows, 
der spezialisierten KMUs in sogenannten Clustern 
ist auf gutem Weg. Hinweisen möchte ich abschlie-
ßend auf den Zwei- bis Viersitzer-Bau von Diamond 
Aircraft in Wr. Neustadt und auf das Werk von 
Austrian Aero Space in Berndorf, wo Thermalfolien 
für Satelliten hergestellt werden. 

Wichtig und sehr innovativ ist die Test-Fuchs-
GesmbH mit ihrer Laser- und Weltraumtechnik in 
Groß Siegharts. Erwähnt sei auch das Projekt für 
künftige Navigation via Donau, also per Donau-
Satellitennavigation mit Telekommunikation und 
Verkehrsmanagement. 

Generell wäre eine über Firmenaufträge für 
Diplomarbeiten hinausgehende verbesserte Zu-
sammenarbeit zwischen Hochschulen, For-
schungsinstituten und Industrie erforderlich. Ar-
beitszeitintensive, klassische Produktionen haben 

bei uns kaum noch Zukunft, wir brauchen innova-
tive und hochqualitative Entwicklung, müssen daher 
durch Ausbildung und verstärkte Forschungsförde-
rung einen Technologievorsprung erzielen und 
halten. Politischer Wille und Mut braucht es um die 
Herausforderung Forschung vor allem am schnell 
wachsenden Hochtechnologiesektor für Nieder-
österreich zu meistern. Danke schön! (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Als nächster 
Redner gelangt Herr Abgeordneter Dr. Prober zu 
Wort. 

Abg. Dr. Prober (ÖVP): Herr Präsident! Meine 
sehr geschätzten Damen und Herren! 

Ich beschäftige mich genauso wie mein Kol-
lege Prof. Dr. Nasko mit der Situation der Fach-
hochschulen in Niederösterreich. Und möchte ein-
gangs festhalten, dass hier wirklich eine Erfolgs-
story ersten Ranges vorhanden ist. Und das nicht 
nur deshalb, weil die Fachhochschule in Wr. Neu-
stadt die größte Fachhochschule in Österreich ist, 
sondern auch deshalb, weil die Anzahl der Anfän-
gerstudienplätze in Niederösterreich erstrangig 
sind. Und letztlich auch deshalb, weil Niederöster-
reich die Weiterentwicklung seines Fachhoch-
schulwesens seit dem Jahr 2000 weiter professio-
nalisiert hat und auch weiter dynamisiert hat. 

Nach Einrichtung der ersten Fachhochschul-
studiengänge 1994 gelang es in den letzten Jah-
ren, drei Standorte, das wurde heute auch schon 
mehrmals erwähnt, in Krems, St. Pölten und Wr. 
Neustadt und dort wiederum mit zwei Filialstandor-
ten in Tulln und Wieselburg zu etablieren. Es ge-
lang auch 17 Fachhochschulstudiengänge aufzu-
bauen. Und es gelang auch, und das ist wirklich 
das Bemerkenswerte daran, die Anzahl der Studie-
renden von 2.300 im Jahre 2000 auf heute 3.800 
Studierende zu steigern. 

Und wir sind auch guten Mutes, dass bis zum 
Studienjahr 2004/05 das bildungspolitische Ziel der 
Landesentwicklungsstrategie mit 4.500 Studenten 
auf den Fachhochschulen Niederösterreichs auch 
erreicht werden wird. Wenn wir glauben, dieses Ziel 
auch damit erreichen zu können, weil für die Wei-
terentwicklung der Fachhochschulen in Krems, und 
darauf hat auch bereits der Präsident Sacher sehr 
eindeutig darauf hingewiesen, weil für diese Wei-
terentwicklung der Fachhochschulen in Krems mit 
dem Schwerpunkt internationales Management und 
Unternehmensführung von St. Pölten mit dem 
Schwerpunkt Kommunikation und mit Wr. Neustadt 
und seinen Filialen mit den Schwerpunkten Wirt-
schaft und Technik, weil für deren Weiterentwick-
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lung seit dem Jahr 2000 die NÖ Bildungsgesell-
schaft für Fachhochschul- und Universitätswesen 
verantwortlich ist. 

Und ich darf wirklich hier heute sehr deutlich 
anmerken, dass diese Gesellschaft in der Vergan-
genheit gründlich gearbeitet hat, dass sie bedarfs-
orientiert gearbeitet hat und dass sie kompetent 
einen Rahmenplan für die Entwicklung und die 
Finanzierung des Fachhochschulwesens in Nieder-
österreich einerseits entwickelt hat und sie arbeitet 
derzeit an einer, wenn Sie so wollen, Gesamtkon-
zeption oder einem Hochschulentwicklungsplan in 
Niederösterreich mit den Prioritäten für Internatio-
nalisierung und den Ausbau von Forschung und 
Entwicklung für das Fachhochschulwesen einer-
seits und auch für das Universitätswesen in Nie-
derösterreich andererseits. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
jetzigen 17 Studienlehrgänge, Prof. Dr. Nasko hat 
auch schon sehr eindeutig hingewiesen, auf unse-
ren Fachhochschulen mit dem von mir vorhin er-
wähnten Ausbau und Entwicklungsszenarien eröff-
nen vielen Niederösterreicherinnen und Nieder-
österreichern neue Berufs-, Einkommens- und da-
mit aber auch Lebenschancen. Und dazu kommen 
ab dem Studienjahr 2004/05, also ab dem kom-
menden Herbst zusätzlich an den Standorten Wr. 
Neustadt, Wieselburg und Tulln und auch St. Pölten 
die Umstellungen von den Diplomstudien auf Ma-
gisterstudienlehrgänge, die unserer Wirtschaft – 
und das glaube ich auch in Ihrem Sinne sagen zu 
dürfen – die Rekrutierungsmöglichkeiten von hoch-
qualifizierten und bedarfsorientiert ausgebildeten 
Mitarbeitern zusätzlich erleichtert. 

Meine Damen und Herren! Ein kurzes Resü-
mee: Das Fachhochschulprogramm Niederöster-
reichs ermöglicht damit unserem Wirtschaftsstand-
ort Niederösterreich eine neue Qualität im internati-
onalen Standortwettbewerb und damit einfach bes-
sere Chancen, bessere Lebenschancen für unser 
Bundesland Niederösterreich, auch unter dem Vor-
zeichen der dabei stattgefundenen EU-Erweiterung. 
Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit! (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt 
Herr Abgeordneter Erber. 

Abg. Erber (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren!  

Ich darf zur Sportförderung Stellung nehmen. 
Ich möchte hier insbesondere den Verantwortlichen 
danken, allen voran unserer zuständigen Frau Lan- 

deshauptmannstellvertreterin und natürlich dem 
Herrn Hofrat Binder. Wie jedes Jahr sieht man, 
dass, denke ich, in der Sportförderung die Welt 
sehr in Ordnung ist. Ich möchte besonders hervor-
heben die Unterstützung des Sportes in Verbindung 
mit schulischer Ausbildung. Ich möchte da anspre-
chen die Leistungen des BMZ auf der einen Seite, 
die Leistungszentren auf der anderen Seite. 

Vielleicht soll ich als besonders gelungenes 
Beispiel das Bundesoberstufenrealgymnasium kurz 
vorstellen. Weil ich glaube, dass hier wirklich per-
fekte Bedingungen in St. Pölten geboten werden. 
Und zwar ist es möglich, zweimal pro Tag ein Spit-
zentraining zu absolvieren und gleichzeitig eine 
schulische Ausbildung damit zu verknüpfen. Auf der 
einen Seite die AHS, auf der anderen Seite die 
Handelsschule. 

Erwähnenswert hierbei ist, dass das Ganze 
auch mit modernen Erkenntnissen punkto ärztlicher 
Kontrolle verbunden ist, genauso wie Ernährungs-
planung und schulische Ausbildung. 

Besonders hervorheben möchte ich, dass auf 
Grund dieser hervorragenden Trainingsgegeben-
heiten in Niederösterreich Spitzenleistungen er-
bracht wurden. Ich denke insbesondere auch im 
Sportbericht 2003 ist doch der große Erfolg der 
niederösterreichischen Sportler abzulesen. Allen 
voran unsere SuperG Weltmeisterin Michaela 
Dorfmeister, die auch den Weltcup gewonnen hat, 
und zwar in der Abfahrt. Allerdings haben auch 
Sportler, die man vielleicht nicht so oft im Fernse-
hen sieht, großartigste Leistungen erbracht: 
Christoph Marik, Weltcupsieger und Weltcupge-
samtsieg im Fechten genauso wie Franz Stocher, 
Weltmeister im Punktefahren, auch aus Nieder-
österreich. Und ihren 20. Weltmeistertitel hat er-
reicht die Ingrid Hirschhofer im Grasschifahren. 
Und zwar hat sie gewonnen Riesenslalom und 
Slalom im Grasschi. 

Was ganz besonders interessant ist, ist, dass 
gerade im Jahr 2003 die Sportler Österreichs aus 
Niederösterreich kamen. Und zwar auf der einen 
Seite Werner Schlager und auf der anderen Seite 
Michaela Dorfmeister. Ich glaube, recht viel mehr 
kann man gar nicht mehr sagen. Der Sport ist in 
Ordnung. Man sieht dass seitens der Regierungs-
verantwortung Profis am Werk sind, die Erfahrun-
gen mit dem Sport auf der einen Seite haben und 
auch die Voraussetzungen zu schaffen wissen, 
damit Spitzenleistungen erbracht werden. Alles in 
allem denke ich, die Sportförderung ist richtig, ist 
wichtig und ist auch sehr gut umgesetzt. Herzlichen 
Dank! (Beifall bei der ÖVP.) 
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Dritter Präsident Ing. Penz: Zum Wort ge-
langt Herr Abgeordneter Thumpser. 

Abg. Thumpser (SPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Einen kurzen Exkurs noch zur Bildungspolitik 
oder zu den Auswirkungen einer durchaus falschen 
Bildungspolitik, im eigenen Bereich erlebt und leider 
auch verspürt: Werte Kolleginnen und Kollegen! In 
der Volksschule der Marktgemeinde Traisen haben 
im Schuljahr 2003/04 52 Kinder den Schulbesuch 
angetreten. Von diesen 52 Kindern waren 27 Kin-
der Kinder nicht deutscher Muttersprache und von 
acht Nationalitäten. Es ist gemeinsam mit dem 
Land Niederösterreich gelungen, ein für Nieder-
österreich einmaliges Projekt, nämlich die Integra-
tion der Kinder nicht deutscher Muttersprache zu 
gewährleisten und ein Jahr lang die Kinder dem-
entsprechend zu betreuen. 

Dieses Projekt, ein hervorragendes Projekt, 
das haben auch die Beurteilungen im Halbjahr ge-
zeigt, ein Projekt, das sowohl von den Kindern, das 
sowohl von den Lehrerinnen und Lehrern, das aber 
auch von allen Eltern sehr positiv angenommen 
wurde und das sehr gerne in das Schuljahr 2004/05 
übergeführt worden wäre. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! 350 Dienstposten im Landeslehrerdienst 
Niederösterreich weniger machen es leider unmög-
lich – und wir haben für das Schuljahr 2004/05 ähn-
liche Zahlen, aber machen es leider unmöglich, den 
Schülerinnen und Schüler der ersten und der 
zweiten Volksschulklasse der Volksschule Traisen 
eine zusätzliche Begleitlehrerin oder einen Begleit-
lehrer zur Seite zu stellen. Die Kinder der Volks-
schule Traisen mit den Lehrerinnen und Lehrern – 
und ich ersuche all jene, die es nicht glauben, in 
einer Klasse mit 26 Kindern, davon die Hälfte nicht 
deutscher Muttersprache aus sieben bis acht ver-
schiedenen Nationalitäten mit unterschiedlichsten 
Zugängen zur deutschen Sprache zu unterrichten. 
Fast eine Unmöglichkeit ohne zusätzliche Hilfe. 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Für dieses 
kommende Schuljahr wird die Volksschule Traisen 
ohne zusätzliches Lehrpersonal auskommen müs-
sen. Und das ist für mich der Ausdruck einer fal-
schen Schulpolitik des Bundes! Und das ist für mich 
der Ausdruck einer falschen Prioritätensetzung! 
Weil da fangen wir bei den Ärmsten und bei den 
Kleinsten an, die es am dringendsten nötig hätten. 
(Beifall bei der SPÖ und den Grünen.) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Kurz zum 
Thema Sport. Den Kollegen Erber darf ich noch 
ergänzen: Das BNZ ist nicht nur im Bereich des 
Oberstufenrealgymnasium und der HASCH tätig, 

sondern das BNZ bietet ab dem kommenden 
Schuljahr auch die Möglichkeit an, neben den 
sportlichen Tätigkeiten auch eine Lehre anzuge-
hen. Und ich sage, das ist für mich eine hervorra-
gende Einrichtung im Land Niederösterreich. 

Der Herr Landesrat Mag. Sobotka hat in seiner 
Budgetrede angedeutet, die Spielräume im Budget 
sind eingeschränkt. Und das trifft im wahrsten Sinn 
des Wortes auch auf das Sportbudget zu. Und das 
auch unter folgender Voraussetzung: Es gibt eine 
sehr umfangreiche Studie für Kinder und Jugendli-
che, die aussagt, dass die Sturm- und Drangperi-
ode der Kinder und Jugendlichen vorbei ist, son-
dern eher die Zeit des Bewegungsmangels gewor-
den ist. Und dass das durchschnittliche körperliche 
Leistungsvermögen von 11- bis 14-Jährigen in 
Österreich laut den Autoren der Studie ein durch-
aus besorgniserregendes ist. Und sie führen weiter 
aus: Dies könnte in der Folge dann dazu führen, 
dass auch im Erwachsenenalter bei den heutigen 
Kindern und Jugendlichen vermehrt Herz- und 
Kreislaufleiden sowie Erkrankungen des Bewe-
gungsapparates auftreten. 

Sport hat also, auch im Land Niederösterreich, 
einen gesellschaftspolitischen, gesundheitspoliti-
schen, aber auch einen wirtschaftspolitischen Hin-
tergrund. Dies nicht bloß bei den Erwachsenen, 
sondern im Besonderen auch bei den Kindern und 
Jugendlichen. Und um im Jugendbereich auch im 
Sport budgetär zu bleiben: Leider sind die Ansätze 
für Jugendsport und Jugendförderung gegenüber 
dem Jahresabschluss 2003, aber auch gegenüber 
dem Voranschlag 2004 unverändert. Ich hätte mir 
in dem Bereich eine etwas höhere Dotierung er-
wartet, weil in Zukunft diesem Bereich eine viel 
höhere Bedeutung zukommt. Dies deshalb, weil 
einerseits die sportlichen Agenden in unserem 
Grundschulbereich auch auf Grund der rigiden 
Sparmaßnahmen der Bundesregierung durch den 
Wegfall von Turnstunden, aber auch von sportli-
chen Projekten immer mehr eingeschränkt werden. 
Die Sportvereine in Niederösterreich, die eine her-
vorragende Arbeit leisten, können diesen Mangel 
an schulischen Betätigungen nicht mehr wettma-
chen. Ich möchte mich an dieser Stelle bei allen 
freiwilligen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, bei 
allen Sportwarten und Trainern recht herzlich be-
danken. Sie tragen durch ihr Engagement und 
durch ihre Leistungen wesentlich dazu bei, dass 
den Kindern einerseits eine sinnvolle Freizeitges-
taltung geboten wird und andererseits aber auch 
diese zum Bewegen und zum Sport gebracht wer-
den. Und dies ist nicht nur sport- oder gesundheits-
politisch wichtig, sondern auch gesellschaftspoli-
tisch. 
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Werte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben 
heute schon einige Male auch über die finanziellen 
Belange der Gemeinden gesprochen. Auch die 
Gemeinden leisten im Bereich des Sportes ihren 
Beitrag. Gemeinden konnten bisher sich die Sport-
stätten noch leisten und haben in diesem Bereich in 
den letzten Jahren auch mit Hilfe des Landes sehr 
rege investiert und eine Sportinfrastruktur für un-
sere Jugendlichen geschaffen. Bei der derzeitigen 
budgetären Situation unserer Gemeinden wird dies, 
so meine ich, in Zukunft immer schwieriger. 

Auch deshalb, weil mit der Einführung von ge-
wissen Trendsportarten die Gemeinden vor immer 
neue Herausforderungen gestellt werden. Und eine 
dieser, ist zwar nicht mehr die jüngste Trendsport-
art, aber noch immer aktuell, ist das Thema Moun-
tainbiken. Ich habe es im Vorjahr schon gesagt, ich 
möchte aber nochmals einen sehr konstruktiven 
Beitrag in diese Budgetdebatte mit einbeziehen. 

Rund 1 Million Österreicherinnen und Österrei-
cher besitzen so ein Sportgerät – das wird die Wirt-
schaft freuen – nur die Hälfte benützen es auch 
tatsächlich. Und, liebe Kolleginnen und Kollegen: 
Mountainbiken speziell ist, und darüber, glaube ich, 
sind wir uns einig, nicht nur zu einem sportpoliti-
schen, sondern auch zu einem wirtschaftspoliti-
schen Faktor geworden. Und dieser wirtschafts-
politische Faktor wurde uns anlässlich einer Ver-
anstaltung hier in diesem Raum zum Thema 
Mountainbike auch aufgezeigt. Leider waren nur 
der Kollege Gartner und ich bei dieser Veranstal-
tung anwesend. Sie hat eines zu Tage gebracht, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. Eines, was uns die 
Schweiz, was uns Frankreich, was uns aber auch 
Bayern und Italien und was uns auch die neuen 
EU-Staaten voraus haben: Mountainbiken ist unter 
gewissen Voraussetzungen in diesen Ländern 
überall möglich. Diese Länder nehmen Mountain-
biken als Wirtschaftsfaktor auch wahr und versu-
chen dies auch dementsprechend touristisch zu 
bewerben.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte an 
dieser Stelle nochmals die Überlegung anstellen 
und sagen, öffnen wir unter Einhaltung der Fair 
play-Regeln die Forststraßen für die Mountainbiker, 
öffnen wir unter Einhaltung der Fair play-Regeln die 
Forststraßen auch um diese über das Mountainbi-
ken dementsprechend wirtschaftlich zu nutzen. Sie 
kennen die Topografie in Niederösterreich, sie ist 
eine einmalige und ich denke mir, das sollten wir 
nutzen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Hohes Haus! 
Ich habe schon vorher kurz skizziert: Leistungs-
zentren, Landesausbildungszentren, sportspezifi-

sche Hauptschulen, aber auch AHS und BHS mit 
sportlichen Schwerpunkten sind in einer gesunden 
Grundstruktur vorhanden. Ich denke aber trotzdem, 
dass das eine oder andere im Budget nachgebes-
sert hätte werden können.  

Und zum Schluss, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen: Leider unverändert im Sportbudget des Jahres 
2005 auch gegenüber dem Budget 2004 oder dem 
Rechnungsabschluss 2003 sind die Mittel für den 
Behinderten- und Versehrtensport. Ich denke, ge-
rade in diesem Bereich wären die Mittel wesentlich 
und notwendiger. Viele Behindertenorganisationen 
und Vereine benötigen dies zu ihrer Unterstützung 
der Veranstaltungen. Und werte Kolleginnen und 
Kollegen! 

Dritter Präsident Ing. Penz: Herr Abgeord-
neter! Ich ersuche Sie um den Schlusssatz. 

Abg. Thumpser (SPÖ): Der Schlusssatz: Das 
Sportbudget des Jahres 2005 wird unsere Zustim-
mung finden und ich hoffe, dass im Sportbudget 
2006 die Mittel gerade für den Behinderten- und 
Versehrtensport höhere sind. Danke! (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Als nächstem 
Redner erteile ich Herrn Abgeordneten Hiller das 
Wort. 

Abg. Hiller (ÖVP): Herr Präsident! Hohes 
Haus! 

Das Sportbudget, das hier mit in der Gruppe 2 
beschlossen wird, ist eine Fortschreibung jenes 
Ansatzes, der 2000 für das laufende Jahr für 2004 
gegeben war. Es sind aber immerhin 9,1 Millionen 
Euro. Und das, lieber Kollege Thumpser, ist also, 
vor allem in Betracht auf die vorangegangenen 
Budgets, ich erinnere mich noch das letzte das wir 
in Schilling geschrieben haben war gerade 100 
Millionen Schilling, also 7,2 Millionen Euro. Jetzt 
sind wir bei 9,1 Millionen Euro angelangt. Das sind 
also weit über 100 Millionen Schilling hinaus. 

Das heißt also, wir haben in den letzten Jahren 
enorm viel weiter entwickelt und auch finanziell 
Mittel fließen lassen. Da Budgets mit Konjunktur zu 
tun haben, Konjunktur wieder mit Finanzaufkom-
men, muss man Prioritäten setzen. Was aber bei 
uns nicht lautet, dass wir den Sport hier beschnei-
den in seinen Möglichkeiten, sondern sehr wohl wir 
in Qualität und Verlässlichkeit die Sportförderung, 
die Sportpolitik weiterführen. 

Ich glaube, gerade die Kontinuität ist es, die 
der NÖ Sport ganz besonders verdient und auch 
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schätzt. Sport, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, schaut vielleicht für jene, die sich nicht 
tiefer in diese Materie hinein begeben, eher nach 
was Profanem aus. Das ist es aber nicht. Denn 
Sport braucht eine gute Organisationsstruktur und 
bedarf einer gewissen Verlässlichkeit und Strategie. 
Und daher können wir auch finanziell das Sport-
budget den Ansätzen gemäß hier ganz genau und 
deutlich darstellen. 

Ich darf mich einmal mehr dem Breitensport 
widmen. Dieser steht zweifellos nicht so im Lichte 
der Öffentlichkeit wie unser äußerst erfolgreicher 
Spitzensport in Niederösterreich, den der Kollege 
Erber schon beleuchtet hat. Breitensport ist aber 
doch, möchte ich sagen, eine Prämisse für die 
Masse der Bevölkerung. Er ist nicht die Jagd nach 
Rekorden und nach Medaillen, aber äußerst wich-
tig. 

Auch Breitensport hat seine Ideale die etwas 
anders gelagert sind eben in Gesundheit, in Fit-
ness, in der Ausrichtung sinnvoller Freizeitgestal-
tung und auch von Geselligkeit. Diese Ideale sind 
kaum statistisch oder mathematisch erfassbar. 
Aber vielleicht nichts desto trotz eben besonders 
wertvoll. 

Das Land Niederösterreich, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, ist über das Sportbud-
get ein starker Partner für die Vereine und die Ge-
meinden. Mehr als 50 Prozent des Budgetansatzes 
können für den Sportstättenbau und die Einrichtun-
gen unserer Stätten und deren Ausgestaltung wie-
der verwendet werden. Neben dem Neubau sind 
besonders die Standardverbesserungen derzeit 
äußerst gefragt. Unsere nach dem Krieg errichteten 
Anlagen kommen in die Jahre. Und es gibt natürlich 
hier genauso wie im privaten Bereich ständig An-
forderungen nach Standardverbesserungen. Der-
zeit gerade hoch aktuell die Energieversorgung 
ökologischer Art durch die spezielle Förderung von 
Solaranlagen zur Wärme- und Warmwasseraufbe-
reitung. 

Fußball ist und bleibt auch in Niederösterreich 
die Sportart Nummer 1, auch wenn derzeit Öster-
reicher nur von der Fernseherperspektive aus hier 
bei dem großen Geschehen in Portugal teilnehmen 
können. Im Trend liegen derzeit Golf, Beachvolley-
ball und auch Damenfussball ist stark im Kommen. 
Wahrscheinlich aus jenem erfreulichen Umstand 
heraus, dass wir in der abgelaufenen Saison mit 
Neulengbach den ersten Staats- oder die Staats-
meisterin ... jetzt weiß ich nicht, tu ich mir ein biss-
chen schwer in der Bezeichnung wenn eine Da-
menmannschaft Staatsmeister wird. Ist das mit 
Staatsmeisterin zu benennen oder ist das auch ein 

Staatsmeister. Egal. Wir können feststellen, es geht 
auf allen Ebenen was weiter und der Sport wird in 
seinem ganzen Angebot und in der Ausübung im-
mer breiter. 

Unsere Sportmittel wirken für die Aktiven, im 
Breitensport eher muss man sagen indirekt. Direkt 
wirken sie aber – und das verspüren natürlich un-
sere Sportverantwortlichen in den Gemeinden, in 
den Vereinen und Verbänden – in Ausübung und 
Unterstützung für ihre Funktion. 

Diese Funktionen sind großteils oder fast hun-
dertprozentig ehrenamtlich. Daher ist es auch sehr 
zweckdienlich und notwendig, dass neben dem 
Zusammenwirken auf finanzieller Ebene auch in 
der Administration Unterstützung seitens des Lan-
des gegeben wird. So werden umfangreiche Bera-
tungen zum Sportstättenbau angeboten, ebenso zu 
den rechtlichen Fragen des Vereins und des 
Steuerrechtes. Unser Sporthandbuch ist ein wirklich 
taugliches Nachschlagewerk für jeden Funktionär, 
wo innerhalb von wenigen Blicken bereits die nöti-
gen Kontakte in seinem Anliegen hier ersichtlich 
werden. 

Mit der Sportunfall-Kollektivversicherung und 
den sportärztlichen Untersuchungen, welche vom 
Land Niederösterreich subventioniert werden und 
gerade unseren Schülerinnen und Schülern ange-
diehen werden, die in den Hauptschulen und in den 
Leistungszentren hier für eine etwas tiefer gehende 
Sportausübung hier wahrscheinlich bereits in den 
Startlöchern scharren, ... 

Ich glaube, wir können in Niederösterreich 
auch den angesprochenen Jugendsport so dar-
stellen, dass wir sagen können, es wird hier Jahr 
für Jahr intensiver und qualitätsvoller diese Vor-
gangsweise gewählt. Gerade die Experimente oder 
die Versuche, vormaligen Versuche an den Sport-
schulen verschiedener Stufen und verschiedener 
Ausrichtungen haben gezeigt, dass es in Weiterfüh-
rung zu den Nachwuchszentren wirklich eine ganz 
tolle Jugendsportinitiative auch auf der etwas höher 
gelagerten Ebene gegeben ist. Wir können somit 
national und international in den verschiedenen 
Sparten von Niederösterreich aus gesehen, bes-
tens mithalten. 

Ich bin auch sehr erfreut darüber, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, dass nach monate-
langer Diskussion über die Finanzierung der Dach- 
und Fachverbandszuwendungen ein tragfähiger 
Kompromiss über die Neuverteilung und Neuzutei-
lung hier gefunden werden kann. Ich glaube, man 
hat hier gesehen, dass zwar jeder natürlich für 
seine Sparte das Wort erhebt, aber dennoch 
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schließlich und endlich die Fairness und das 
Einverständnis am Verhandlungstisch gegeben 
war. 

Letztendlich, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, wird durch die Sportpolitik im Land Nieder-
österreich, welche von Frau Landeshauptmann-
stellvertreter Liese Prokop seit vielen, vielen Jahren 
mit größter Kompetenz hier geführt wird, an alles 
gedacht. Die Ehre darf natürlich nicht zu kurz kom-
men. Mit den jährlichen Sportehrenzeichenverlei-
hungen ist ein aufrichtiges Dankeschön für jahre- ja 
oft jahrzehntelange Tätigkeit für das starke Rück-
grat des Sportes in Niederösterreich für unzählige 
Funktionärinnen und Funktionäre gegeben. 

Ich darf also feststellen, dass das Sportbudget 
des Landes Niederösterreich ein partnerschaftlicher 
Beitrag für ein schönes und lebenswertes Nieder-
österreich ist. Wir geben somit unseren Bürgerin-
nen und Bürgern die Chance, ihr Bundesland, ihre 
Heimat von der schönsten Seiten kennen- und 
schätzen zu lernen. Danke für die Aufmerksamkeit! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zu einer tat-
sächlichen Berichtigung erteile ich Herrn Abge-
ordneten Cerwenka das Wort. (Abg. Cerwenka: 
Eine Wortmeldung.) 
Ich nehme auch eine Wortmeldung entgegen. Nur 
wurde mir etwas anderes gesagt. 

Abg. Cerwenka (SPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hohes Haus!  

Ein Ereignis von 20.08 Uhr zwingt mich, noch 
einmal das Wort zu ergreifen. Und zwar geht es um 
eine APA OTS-Aussendung eines Kollegen, von 
dem ich bislang ein anderes Bild hatte. Das Bild 
eines seriösen Bildungspolitikers. Wenn ich mir die 
Schlagzeile anschaue, „Brutalität pur“, „Rundum-
schlag“. „Wie brutal sozialistische Bildungsplaner 
vorgehen würden.“ Beleidigen sie rund 12.000 her-
vorragend arbeitende Pädagogen. Der Vertreter 
einer christlich-sozialen Partei! (Unruhe bei SPÖ 
und ÖVP. – Abg. Mag. Fasan: Das ist eine Verun-
glimpfung des ganzen Landes!) 

Wenn so etwas vor der Debatte passiert wäre, 
dann würde ich sagen es ist Unkenntnis. Aber das, 
bitte, ist nach der Debatte geschehen und das kann 
ich nicht auf mir sitzen lassen. (Zeigt Papier. - Bei-
fall bei der SPÖ und den Grünen. - Abg. Mag. 
Heuras: Vorlesen!) 

„SP-Vorschlag zur Mindestgröße von Schulen 
würde ländlichen Raum völlig zerstören.“ – Lauter 
positive Wörter. „Rundumschlag gegen die Bundes-

regierung und die Bildungspolitik des Landes. Wol-
len die niederösterreichischen SP-Mandatare, 
Cerwenka und Dworak, wieder einmal von ihren 
eigenen Irrwegen in der Bildungspolitik ablenken? 
Wenn ein SP-Vorschlag im Österreich-Konvent 
diskutiert werden muss, der eine Mindestgröße von 
300 Schülern pro Schule vorsieht, kann man sich 
vorstellen wie brutal …“ – da war ich schon einmal. 
Erstens einmal „muss“ diskutiert werden. Es war 
eines von vielen Diskussionspapieren. Ich will es 
nicht ein zweites Mal erklären. Das ist eine be-
wusste Missinterpretation die in die Unterstellung 
geht, weil dort eindeutig bei Beibehaltung der 
Standorte steht. Wenn man es nicht verstehen will, 
ich kann es noch fünf Mal erklären, dann wird es 
auch nicht funktionieren. 

Aber es geht weiter: „Hätten sie die Schalthe-
bel in der Hand, die SPÖ Niederösterreich wäre gut 
beraten, konstruktiv an Lösungen für die Problema-
tik der ständig sinkenden Schülerzahlen mitzuar-
beiten als von pädagogischem Mittelalter in ihren 
Budgetreden im NÖ Landtag zu sprechen. Mit der-
artigen Aussagen beleidigen sie die rund 12.000 
hervorragend arbeitenden Pädagoginnen und Pä-
dagogen, stellt Landtagsabgeordneter Johann 
Heuras klar.“ 

Ich bin über dieses Niveau zutiefst erschüttert 
und bin sehr enttäuscht. Das dient am wenigsten 
der Bildungspolitik. 

Und es gibt noch einen Nachsatz: „Auch die 
SPÖ-Idee, neue Schulsprengelgrenzen schaffen zu 
wollen, geht zurück in die Vergangenheit. Wir alle 
wissen, dass durch das Schaffen von Grenzen 
noch nie Positives bewerkstelligt wurde, betont 
Heuras in diesem Zusammenhang.“ 

Und jetzt Folgendes: Kollege Heuras, verleug-
nest du, dass es Gespräche in dieser Causa gege-
ben hat? Kollege Heuras, verleugnest du, dass 
deine eigene Gemeinde einen Antrag auf Spren-
geländerung gestellt hat mit einem Gemeinderats-
beschluss? (Abg. der SPÖ: Oh!) Ist das die Hand-
schlagqualität der ÖVP? (Beifall bei der SPÖ.) 

Für mich ist das tiefe untere Lade. Und ich ma-
che es kurz und einfach: Ich erwarte mir und ver-
lange eine Klarstellung und Rücknahme und eine 
Distanzierung der ÖVP von diesem „Heuras-Stil“ 
und diesen Aussagen in der Öffentlichkeit. Wir So-
zialdemokraten werden das nicht zur Kenntnis 
nehmen! (Beifall bei der SPÖ und den Grünen.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Zu einer tat-
sächlichen Berichtigung hat sich Herr Abgeordneter 
Mag. Heuras zu Wort gemeldet. 
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Abg. Mag. Heuras (ÖVP): Also Kollege 
Cerwenka, diese Aussendung, wie du sie vorgele-
sen hast, die ist so von mir. Das gebe ich unum-
wunden zu. Denn eines muss ich dir schon sagen: 
(Abg. Mag. Fasan: Ist das jetzt eine tatsächliche 
Berichtigung?) 

Ich mache dazu eine tatsächliche Berichtigung 
insofern als mich der Ausdruck „pädagogisches 
Mittelalter“, muss ich ganz offen gestanden, … Ist 
eine Beleidigung für 12.000 Lehrer! Und so steht’s 
wörtlich in dieser Aussendung. (Beifall bei der 
ÖVP.) Dass sich 12.000 Lehrer in diesem Bundes-
land Niederösterreich beleidigt vorkommen müs-
sen, das habe ich zum Ausdruck gebracht. Nicht 
mehr und nicht weniger! (Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Die Rednerliste 
ist erschöpft. Wird seitens des Herrn Bericht-
erstatters ein Schlusswort gewünscht?  

Berichterstatter Abg. Dipl.Ing. Toms (ÖVP): 
Ich verzichte! 

Dritter Präsident Ing. Penz: Das ist nicht der 
Fall. Zur Abstimmung liegt vor die Gruppe 2, 
Unterricht, Erziehung, Sport und Wissenschaft. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, nunmehr 
den Antrag zur Gruppe 2, zu stellen. 

Berichterstatter Abg. Dipl.Ing. Toms (ÖVP): 
Ich stelle den Antrag, die Gruppe 2, Unterricht, 
Erziehung, Sport und Wissenschaft, mit Ausgaben 
von 1.040,599.500 Euro und Einnahmen von 
822,776.900 Euro zu genehmigen. 

Dritter Präsident Ing. Penz: Es wird seitens 
der Sozialdemokratischen Fraktion eine Sitzungs-
unterbrechung verlangt. Ich komme diesem Er-
suchen nach und bitte die Mitglieder der Präsidiale 
zu mir. 

(Unterbrechung der Sitzung von 21.30 Uhr – 
21.36 Uhr.) 

Ich nehme die unterbrochene Sitzung wieder 
auf und erteile Herrn Abgeordneten Weninger zur 
Geschäftsordnung das Wort. 

Abg. Weninger (SPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich ersuche Sie, die späte 
Unterbrechung der Sitzung zu entschuldigen. Wir 
Sozialdemokraten ersuchen Sie, wirklich Reaktion 
und Gegenreaktion nicht zu verwechseln. Wir wer-
den wie vereinbart dem Bildungskapitel der Gruppe  

2 unsere Zustimmung geben. Wir ersuchen die 
Vertreter der ÖVP allerdings, die mediale Kam-
pagne der letzten Wochen in der Schulpolitik einzu-
stellen, die heute in der Wortmeldung, in der Pres-
seaussendung einen Höhepunkt gefunden hat. 
Unser Kollege Helmut Cerwenka als Bildungsspre-
cher hat sie aus seiner Sicht richtig gestellt. Ich 
ersuche, unsere Zustimmung als Zeichen der 
Handschlagqualität zu verstehen, unsere Nerven 
aber in der morgigen Sitzung nicht weiter zu stra-
pazieren. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Dritter Präsident Ing. Penz: Ich stelle nur fest, 
dass das keine Wortmeldung zur Geschäftsord-
nung war. (Nach Abstimmung über die Gruppe 2, 
Unterricht, Erziehung, Sport und Wissenschaft: Ich 
stelle fest, das ist die Stimmenmehrheit. Der Antrag 
ist angenommen! 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die ge-
stellten Resolutionsanträge. Ich lasse zunächst 
über den Resolutionsantrag der Abgeordneten 
Mag. Ram und Waldhäusl betreffend Abschaffung 
der Landes- und Bezirksschulräte abstimmen. 
(Nach Abstimmung:) Ich stelle fest, das ist eine 
Stimme. Der Antrag ist somit abgelehnt! 

Ich lasse nun über den Resolutionsantrag der 
Abgeordneten Mag. Ram und Waldhäusl betreffend 
Einführung eines Kindergartengutscheines im Bun-
desland Niederösterreich abstimmen. (Nach Ab-
stimmung:) Mit einer Stimme hat dieser Antrag 
nicht die Mehrheit gefunden! 

Ich lasse nun abstimmen über den Resolu-
tionsantrag der Abgeordneten Weiderbauer, Dr. 
Petrovic, Mag. Fasan und Dr. Krismer betreffend 
Neukonzipierung der Objektivierungsmaßnahmen 
bei Bestellungen von Führungspositionen im Schul-
bereich. (Nach Abstimmung:) Das ist die Minder-
heit. Der Antrag ist abgelehnt! 

Ich unterbreche die Verhandlungen über den 
Voranschlag des Landes für 2004. Die nächste 
Sitzung des Landtages findet morgen, Dienstag, 
den 22. Juni, um 9.30 Uhr statt. Die Beratungen 
über den Voranschlag werden mit der Spezialde-
batte zur Gruppe 3, Kunst, Kultur und Kultus fortge-
setzt. 

Ich schließe die Sitzung um 21.40 Uhr und 
möchte darauf hinweisen, dass Sie bitte keine Un-
terlagen liegen lassen. Es wird nämlich der Sit-
zungssaal gereinigt. Sie finden die Unterlagen, die 
heute hier liegen, morgen hier nicht wieder. In dem 
Sinne eine gute Nacht! (Ende der Sitzung um 21.40 
Uhr.) 
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